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2033-F

Bayerische Verwaltungsvorschriften  
zum Versorgungsrecht  
(BayVV-Versorgung)

Bekanntmachung  
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 20. September 2012  
Az.: 24 - P 1601 - 043 - 38 950/11

I.

Auf Grund von Art. 116 des Bayerischen Beamten-
versorgungsgesetzes (BayBeamtVG) vom 5. August 
2010 (GVBl S. 410, 528, ber. S. 764, BayRS 2033-1-1-F),  
zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 30. März 
2012 (GVBl S. 94, 115), und Art. 15 des Bayerischen  
Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl 
S. 500, BayRS 2030-1-1-F), zuletzt geändert durch § 13 des  
Gesetzes vom 30. März 2012 (GVBl S. 94, 118), erlässt das  
Bayerische Staatsministerium der Finanzen folgende  
allgemeine Verwaltungsvorschriften:

Vorbemerkung

Die Verwaltungsvorschriften sind auch von den nicht-
staatlichen Dienstherren zu beachten, soweit nichts ande-
res bestimmt ist oder es um die Ausübung von Ermessen 
geht. Bei Ermessensregelungen wird den nichtstaatlichen 
Dienstherren die Anwendung empfohlen.

Die Verwaltungsvorschriften ersetzen die Bayerischen 
Verwaltungsvorschriften zum Versorgungsrecht (BayVV-
Versorgung) vom 4. Dezember 2002 (Beilage zu StAnz 
2003 Nr. 5), zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 
14. Mai 2004 (FMBl S. 97, StAnz Nr. 22).

Die Nummerierung der Verwaltungsvorschriften ent-
spricht der Artikelfolge des Gesetzes. Die zweite Ziffer der 
Nummerierung bezieht sich in der Regel auf den Absatz 
des Artikels (z. B. enthält die Nr. 14.2 Hinweise zu Art. 14 
Abs. 2 BayBeamtVG); allgemeine Hinweise zur jeweiligen 
Vorschrift sind mit der Ziffer „0“ an der zweiten Stelle der 
Nummerierung gekennzeichnet und den Erläuterungen 
im Einzelnen vorangestellt (z. B. Nr. 14.0 mit allgemeinen 
Hinweisen zu Art. 14 BayBeamtVG). Ab der dritten Ziffer 
folgen laufende Nummern. Bei Verwaltungsvorschriften 
zu Artikeln, die nicht in Absätzen untergliedert sind, be-
ginnt die laufende Nummerierung bereits bei der zweiten 
Ziffer. Sonstige Verwaltungsvorschriften, die sich nicht auf 
einen Artikel des Gesetzes beziehen, sind in den Anlagen 
1 bis 4 enthalten. Artikel ohne Bezeichnung sind solche 
des BayBeamtVG.
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1. Geltungsbereich

1.0 Die Vorschrift regelt den sachlichen und perso-
nellen Geltungsbereich des BayBeamtVG. 

1.1 1Das BayBeamtVG gilt grundsätzlich für alle 
Beamten und Beamtinnen sowie Richter und 
Richterinnen, die in einem Dienst- oder Richter-
verhältnis zu einem bayerischen Dienstherrn ste-
hen, sowie ihre Hinterbliebenen. 2Die für Richter 
und Richterinnen geltenden §§ 15, 33 Deutsches 
Richtergesetz (DRiG) bleiben daneben als Bun-
desrecht unberührt. 

1.2 1Die Versorgungsansprüche kommunaler Wahl-
beamter und Wahlbeamtinnen ergeben sich aus 
dem Gesetz über kommunale Wahlbeamte – 
KWBG – (BayRS 2022-1-I) in der jeweils gelten-
den Fassung. 2Die Regelungen zur Versorgungs-
lastenteilung im Innenverhältnis der beteiligten 
Dienstherren richten sich auch für Wahlbeamte 
und Wahlbeamtinnen nach den Art. 94 bis 99 
und Art. 108 bis 112 oder dem Staatsvertrag 
über die Verteilung von Versorgungslasten 
bei bund- und länderübergreifenden Dienst-
herrenwechseln (Versorgungslastenteilungs-
Staatsvertrag) vom 6. Mai 2010 (GVBl S. 206,  
BayRS 2033-1-2-F).

1.3 Versorgungsansprüche nach dem BayBeamtVG 
können sich für Ehrenbeamte und Ehrenbeam-
tinnen nur aus Art. 63 ergeben. 

2. Arten der Versorgung, Begriffsbestimmung

2.1 Abs. 1 zählt die Grundarten der Versorgungsbe-
züge abschließend auf.

2.2 In Abs. 2 werden Richterverhältnisse aus Grün-
den der redaktionellen Vereinfachung Beam-
tenverhältnissen gleichgestellt, so dass die 
Vorschriften des BayBeamtVG auch ohne aus-
drückliche Erwähnung auf Richter in vollem 
Umfang Anwendung finden.

4. Allgemeine Anpassung
1Die Versorgungsbezüge sind entsprechend der 
allgemeinen Entwicklung der wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnisse in Akzessorietät 
zur Besoldung anzupassen. 2Die Anpassung er-
folgt auf Grund und nach Maßgabe gesonderter 
Anpassungsgesetze. 3Die Vorschrift begründet 
keine individuellen Ansprüche der Versorgungs-
berechtigten.
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5. Zahlungsweise

5.0 Die allgemeine Bagatellregelung des Art. 59 
Bayerische Haushaltsordnung (BayHO) und die 
dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften sind 
auf Zahlungen nach dem BayBeamtVG anzu-
wenden.

5.1 1Die Versorgungsbezüge werden am letzten 
Werktag gezahlt, der dem Zeitabschnitt vorher-
geht, für den die Zahlung bestimmt ist (Zahltag). 
2Ist dieser Tag ein Samstag, so gilt der vorletzte 
Werktag als Zahltag. 

5.3 Transfers von Versorgungsbezügen ins Ausland

5.3.1 1Der Transfer von Versorgungsbezügen ins Aus-
land ist nach Maßgabe des Außenwirtschafts-
gesetzes in Verbindung mit der Außenwirt-
schaftsverordnung grundsätzlich unbeschränkt 
zulässig. 2Im Zahlungsverkehr sind insbeson-
dere die Meldevorschriften der §§ 59 ff. der Au-
ßenwirtschaftsverordnung zu beachten. 3Soweit 
Beschränkungen auf Grund von Sanktionsmaß-
nahmen der Vereinten Nationen, der Europäi-
schen Union bzw. der Europäischen Gemein-
schaft oder der nationalen Behörden bestehen, 
bedürfen Zahlungen in die betroffenen Länder 
der Genehmigung durch das Servicezentrum 
Außenwirtschaftsprüfungen bei der Hauptver-
waltung in Bayern der Deutschen Bundesbank, 
das in Zweifelsfällen auch Auskunft erteilt.

5.3.2 Anstelle eines Transfers von Versorgungsbe-
zügen ins Ausland können die Zahlungen auf 
Wunsch des oder der Versorgungsberechtigten 
auch durch Überweisung auf ein Gebietsfrem-
den-Konto bei einem inländischen Geldinstitut 
oder durch Überweisung zugunsten des oder der 
Versorgungsberechtigten an einen Gebietsan-
sässigen (z. B. inländischen Inkassobevollmäch-
tigten) geleistet werden. 

5.4 1Die Zahlung von Versorgungsbezügen erfolgt 
grundsätzlich unbar durch Überweisung auf 
das Konto des oder der Versorgungsberechtig-
ten. 2Eine andere Auszahlungsart ist auch in den 
Fällen von Satz 4 nur zulässig, wenn der oder die 
Versorgungsberechtigte die dadurch anfallenden 
Kosten und die Gefahr trägt.

6. Abtretung, Verpfändung, Aufrechnung, Zurück-
behaltungsrecht

6.1.1 1Inwieweit Versorgungsbezüge mit Ausnahme 
der in Abs. 3 genannten Bezüge der Pfändung 
unterliegen, ergibt sich aus den Vorschriften der 
§§ 850 ff. der Zivilprozessordnung (ZPO). 2Ein 
Pfändungsschutz nach § 850a Nr. 4 ZPO für die 
jährliche Sonderzahlung nach Art. 75 ff. besteht 
nicht. 3Dies gilt auch, wenn die Sonderzahlung 
– wie im Regelfall – mit den laufenden Bezügen 
für den Monat Dezember gezahlt wird. 

6.1.2 Zur Abtretung vgl. auch § 411 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs (BGB) und zur Verpfändung §§ 1275 
und 1280 BGB (Benachrichtigung mit beglaubig-
ter Urkunde).

6.2.1 1Stehen sich Versorgungsansprüche Versor-
gungsberechtigter und Geldforderungen des 
Dienstherrn (z. B. auf Rückzahlung überzahlter 
Versorgung) gegenüber, soll die Pensionsbehör-

de aufrechnen. 2Ein Rückforderungsbescheid ist 
hierfür nicht zwingend erforderlich. Soweit eine 
Aufrechnung nicht möglich ist, ist die Geldforde-
rung des Dienstherrn anderweitig beizutreiben 
(vgl. Art. 7). 3Die Ausübung eines Zurückbehal-
tungsrechts kommt nur in Betracht, wenn sich 
ungleichartige Forderungen (z. B. der Versor-
gungsanspruch und ein Herausgabeanspruch 
des Dienstherrn gemäß § 37 Abs. 6 Beamtensta-
tusgesetz – BeamtStG) gegenüberstehen.

6.2.2 Für die Aufrechnung gelten §§ 387 ff. BGB und 
für das Zurückbehaltungsrecht §§ 273 und 274 
BGB. 

6.3.1 1Der Dienstherr kann gegen die in Satz 1 ge-
nannten Ansprüche auch nicht nach Abs. 2 auf-
rechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht geltend 
machen, da diese Rechte nur bis zur Höhe des 
pfändbaren Teils geltend gemacht werden kön-
nen. 2Dies gilt nicht für die Verrechnung von 
Heilbehandlungskosten und Beihilfeleistun-
gen.

6.3.2 1Das der Verwaltung in Satz 2 eingeräumte Er-
messen setzt voraus, dass dem Dienstherrn ein 
Rückforderungsanspruch nach Art. 15 Abs. 2 des 
Bayerischen Besoldungsgesetzes (BayBesG) oder 
Art. 7 Abs. 2 zusteht, der sich nach dem Tode 
des Beamten oder der Beamtin bzw. des Ruhe-
standsbeamten oder der Ruhestandsbeamtin als 
Nachlassverbindlichkeit gegen die Erben richtet. 
2Bei nach dem Tode gezahlter Besoldung oder 
gezahlten Versorgungsbezügen ist eine Anrech-
nung nach Satz 2 ausgeschlossen. 

6.3.3 1Eine Anrechnung nach Satz 2 erfolgt bis zur 
Höhe des Sterbegeldanspruchs; dies gilt nicht 
wenn Kostensterbegeld nach Art. 33 Abs. 3 ge-
währt wird und der oder die Anspruchsberech-
tigte nicht zugleich Erbe ist. 2Eine Anrechnung 
erfolgt jedoch, wenn der oder die Sterbegeldbe-
rechtigte die Erbschaft ausgeschlagen hat und 
nicht für die Nachlassverbindlichkeit haftet.

7. Rückforderung von Versorgungsbezügen

7.0 1Nr. 15 der Bayerischen Verwaltungsvorschrif-
ten zum Besoldungsrecht und Nebengebieten 
 (BayVwVBes) ist entsprechend anzuwenden. 
2Zur Verpflichtung von Geldinstituten oder Per-
sonen, die Geldleistungen für die Zeit nach dem 
Tode des oder der Versorgungsberechtigten er-
hielten, zur Rücküberweisung oder Rückerstat-
tung vgl. Art. 117. 

8. Verjährung

8.1 1Die Vorschrift enthält eine eigenständige Re-
gelung der Verjährungsfrist und des Verjäh-
rungsbeginns für Ansprüche der Versorgungs-
berechtigten auf Versorgungsbezüge und der 
Pensionsbehörde auf Rückzahlung von Versor-
gungsbezügen. 2Die Verjährungsfrist beträgt 
regelmäßig drei Jahre. 3Die Verjährung beginnt 
mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist; auf Kenntnis oder Kennenmüssen 
des Anspruchs oder der anspruchsbegründenden 
Tatsachen kommt es nicht an.

8.2 1Bei Ansprüchen der Pensionsbehörde auf Rück-
zahlung von Versorgungsbezügen beträgt die 
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Verjährungsfrist zehn Jahre, wenn der oder die 
Versorgungsberechtigte insbesondere seinen 
oder ihren Anzeige- und Mitwirkungspflichten 
nach Art. 10 Abs. 2 vorsätzlich oder leichtfertig 
nicht nachgekommen ist. 2Leichtfertig ist eine 
Verletzung der gebotenen Sorgfalt in ungewöhn-
lich hohem Maße und entspricht dem Rechtsbe-
griff der groben Fahrlässigkeit. 

8.3 Für Ansprüche auf Versorgungsbezüge, die vor 
dem 1. Januar 2011 entstanden sind und für die 
die regelmäßige Verjährungsfrist zu diesem Zeit-
punkt noch nicht begonnen hat, ist Art. 114 zu 
beachten.

8.4 Im Übrigen ist Nr. 13 der BayVwVBes entspre-
chend anzuwenden. 

9. Festsetzung, Zuständigkeit

9.1.1 1Über die Berücksichtigung von Zeiten als ru-
hegehaltfähige Dienstzeit entscheidet die Pen-
sionsbehörde grundsätzlich bei Eintritt des Ver-
sorgungsfalls. 2Dabei ist zu unterscheiden, 

–  ob die Zeiten von Amts wegen anzurechnen 
sind (Art. 14, 16, 17 und 22 Sätze 1 und 2) oder 
angerechnet werden sollen (Art. 18) oder

–  ob die Zeiten im Rahmen einer Ermessensent-
scheidung angerechnet werden können (Art. 
19, 20, 22 Sätze 3 bis 5 – sog. Kannvordienst-
zeiten – sowie Art. 23 Abs. 2).

9.1.2 1Über die Berücksichtigung von Dienstzeiten 
ist grundsätzlich von Amts wegen zu entschei-
den; ein Antrag der Versorgungsberechtigten ist 
nicht erforderlich. 2Liegen keine zureichenden 
Anhaltspunkte für die Berücksichtigung von 
Kannvordienstzeiten vor, dürfen diese frühes-
tens mit Wirkung vom Beginn des Monats an be-
rücksichtigt werden, in dem die Pensionsbehörde 
Kenntnis erlangt. 3Nachweise, die innerhalb von 
drei Monaten nach dem Beginn des Ruhestands 
vorgelegt werden, gelten als zu diesem Zeit-
punkt vorgelegt. 4Im Rahmen der Festsetzung 
des Ruhegehalts ist ein Vorbehalt im Hinblick 
auf Art. 24 Abs. 4 aufzunehmen, soweit Zeiten 
nach Art. 19, 20 und 22 Sätze 3 bis 5 berücksich-
tigt werden und darauf entfallende sonstige nicht 
von Art. 85 erfasste Versorgungsleistungen noch 
nicht zustehen.

9.1.3 Für die Berücksichtigung von Vordienstzeiten ei-
nes verstorbenen Beamten oder einer verstorbe-
nen Beamtin bei der Bemessung der Hinterblie-
benenversorgung gilt Nr. 9.1.2 entsprechend.

9.2 Für den staatlichen Bereich ist die Pensionsbehör-
de in der Verordnung über die Zuständigkeiten 
für die Festsetzung, Anordnung und Abrechnung 
der Bezüge von Bediensteten und Versorgungs-
empfängern (ZustV-Bezüge) des Freistaates Bay-
ern in der jeweils geltenden Fassung bestimmt.

9.3 1Versorgungsbezüge auf Grund von Kannvor-
schriften (beispielsweise nach Art. 29, 39 Abs. 2 
Satz 2, Art. 42) sind nur auf Antrag zu bewilligen. 
2Bewilligungen dürfen frühestens mit Wirkung 
ab Beginn des Antragsmonats ausgesprochen 
werden. 3Anträge, die innerhalb von drei Mona-
ten nach der Beendigung des Beamtenverhält-
nisses oder dem Tod des früheren Beamten oder 

der früheren Beamtin gestellt werden, gelten als 
zu diesem Zeitpunkt gestellt.

9.4 Vorwegentscheidungen über Kannvordienstzei-
ten

9.4.1 1Im Interesse des Dienstherrn oder des Beamten 
oder der Beamtin soll bereits zum Zeitpunkt der 
Berufung in das Beamtenverhältnis im Rahmen 
einer Vorwegentscheidung von der Einstellungs-
behörde (bei Beamten und Beamtinnen des Staa-
tes im Einvernehmen mit der Pensionsbehörde) 
über die Berücksichtigung von Vordienstzeiten 
entschieden werden. 2Dies gilt insbesondere für 
Zeiten nach Art. 19 Nr. 3 Buchst. a und Art. 22 
Sätze 3 und 4. 3Nr. 9.1.2 Satz 4 gilt entspre-
chend.

9.4.2 1Im Rahmen des Art. 23 Abs. 2 soll grundsätzlich 
zum Zeitpunkt der Beendigung der Tätigkeit von 
der personalverwaltenden Stelle eine Vorweg-
entscheidung getroffen werden, ob der Beamte 
oder die Beamtin in einem Gebiet verwendet 
wurde, in dem er oder sie gesundheitsschädi-
genden klimatischen Einflüssen ausgesetzt war 
und wie lang er oder sie sich tatsächlich dort 
aufgehalten hat. 2Bei Beamten und Beamtinnen 
des Staates ist hierfür grundsätzlich kein Einver-
nehmen mit der Pensionsbehörde erforderlich. 
3Im Rahmen der Vorwegentscheidung ist darauf 
hinzuweisen, dass die endgültige Entscheidung 
über die Doppelberücksichtigung im Hinblick 
auf die Günstigkeitsregel in Art. 23 Abs. 3 bei 
der Festsetzung des Ruhegehalts durch die Pen-
sionsbehörde erfolgt. 

9.4.3 In Vorwegentscheidungen ist ein Vorbehalt des 
Gleichbleibens der Sach- und Rechtslage aufzu-
nehmen. 

9.5 1Entscheidungen haben in der Regel grundsätz-
liche Bedeutung, wenn sie für eine unbestimmte 
Zahl von Fällen bindende Festlegungen treffen. 
2Die grundsätzliche Bedeutung kann sich insbe-
sondere daraus ergeben, dass

9.5.1 eine Ermessensentscheidung erforderlich wird, 
die präjudizielle Bedeutung haben kann, soweit 
keine Regelung durch eine Verwaltungsvor-
schrift vorliegt, 

9.5.2 von einer bestehenden allgemeinen Entschei-
dungspraxis abgewichen werden soll oder 

9.5.3 ein unbestimmter Rechtsbegriff auszulegen ist 
und eine Verwaltungsvorschrift hierzu nicht vor-
liegt.

10. Anzeige- und Mitwirkungspflichten

10.0 1Die Vorschrift regelt die Anzeige- und Mit-
wirkungspflichten von Beschäftigungsstellen 
und die der Versorgungsberechtigten sowie die 
sich für den Versorgungsberechtigten oder die 
Versorgungsberechtigte ergebenden Folgen bei 
einer schuldhaften Pflichtverletzung. 2Die An-
zeigepflichten nach Abs. 1 und 2 bestehen selbst-
ständig nebeneinander. 3Der für die Pensionsbe-
hörde geltende Amtsermittlungsgrundsatz wird 
hierdurch nicht berührt. 4Beim Umgang mit per-
sonenbezogenen Daten sind die Bestimmungen 
des Bayerischen Datenschutzgesetzes (BayDSG) 
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vom 23 Juli 1993 (GVBl S. 498, BayRS 204-1-I) 
in der jeweils geltenden Fassung zu beachten; 
insbesondere sind die zur Aufgabenerfüllung er-
forderlichen Daten gemäß Art. 16 BayDSG vor-
rangig bei dem oder der Betroffenen mit seiner 
oder ihrer Kenntnis zu erheben.

10.1.1 1Abs. 1 enthält Anzeigepflichten der Beschäfti-
gungsstellen. 2Beschäftigungsstellen sind alle 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts und ihrer Verbände im Gel-
tungsbereich des BayBeamtVG, unabhängig da-
von, ob der oder die Versorgungsberechtigte im 
Beamten- oder Arbeitnehmerverhältnis oder in 
anderer Form beschäftigt ist.

10.1.2 Die Beschäftigungsstelle hat insbesondere im 
Falle der Gewährung einer Versorgung oder 
ähnlichen Leistung (z. B. Betriebsrente) auch 
jede spätere Änderung dieser Versorgung bzw. 
Leistung gegenüber der Pensionsbehörde anzu-
zeigen.

10.1.3 Sonstige Anzeigepflichten (z. B. zur Durchfüh-
rung des Art. 36 Abs. 4 bis 6 BayBesG sowie des 
Einkommensteuergesetzes – EStG und des Bun-
deskindergeldgesetzes – BKGG) bleiben unbe-
rührt.

10.2.1 1Anzeige- und mitwirkungspflichtig sind Versor-
gungsberechtigte, die Leistungen nach dem Bay-
BeamtVG beziehen oder bezogen haben, auch 
wenn die Leistungen vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes noch nach dem BeamtVG festgesetzt 
wurden. 2Gleiches gilt für Dritte (beispielsweise 
Erben), die Versorgungsleistungen zu erstatten 
haben.

10.2.2 1Der oder die Versorgungsberechtigte ist auf sei-
ne oder ihre Anzeige- und Mitwirkungspflichten 
hinzuweisen, insbesondere die Verpflichtung, 

–  die Verlegung des Wohnsitzes,

–  den Bezug und jede Änderung von Einkünf-
ten, die für die Gewährung von Versorgungs-
bezügen relevant sind, 

–  Tatsachen, die die Änderung des Familien-
zuschlages einschließlich des Unterschieds-
betrages (Art. 69 Abs. 1 und 2) notwendig 
machen,

–  die rechtskräftige Verpflichtung zum Ver-
sorgungsausgleich nach Ehescheidung oder 
Abänderung einer Entscheidung über den 
Versorgungsausgleich sowie für den aus-
gleichsberechtigten früheren Ehegatten den 
Bezug einer Rente aus dem Versorgungsaus-
gleich,

–  für den Witwer oder die Witwe auch die Ver-
heiratung (Art. 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) sowie 
im Falle der Auflösung der neuen Ehe den 
Erwerb und jede Änderung eines neuen Ver-
sorgungs-, Unterhalts- oder Rentenanspruchs 
(Art. 44 Abs. 5 Satz 2), 

–  für die Waise auch Tatsachen, die die Ein-
stellung der Zahlung des Ausgleichsbetrages 
(Art. 70) zur Folge haben,

–  für den geschiedenen Ehegatten Tatsachen, 
die die Einstellung der Zahlung des Unter-
haltsbeitrages nach Art. 105 Abs. 3 wegen 

Wegfalls der Voraussetzungen des Art. 105 
Abs. 3 Satz 2 zur Folge haben, und

–  in den Fällen des Art. 21 sowie im Rahmen der 
Art. 71 bis 74 die Erfüllung der allgemeinen 
Wartezeit nach dem SGB VI

unverzüglich anzuzeigen. 2Vorstehendes gilt 
auch für eingetragene Lebenspartnerschaften 
(vgl. Art. 115 Abs. 2).

10.2.3 1Die Pensionsbehörde hat im Rahmen einer Ein-
zelfallentscheidung die Notwendigkeit der Wei-
tergabe von Erkenntnissen und Beweismitteln 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen, die 
Weitergabe auf das zur Aufgabenerfüllung Er-
forderliche zu beschränken und auf die Wahrung 
der Vertraulichkeit der übermittelten Unterlagen 
hinzuwirken. 2Der oder die Versorgungsberech-
tigte ist über die Weitergabe in geeigneter Weise 
zu informieren. 

10.3.1 1Der Entzug der Versorgung gemäß Art. 10 Abs. 3 
ist ein Druckmittel eigener Art, um die Versor-
gungsberechtigten zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden Mitwirkungspflichten anzuhalten 
(vgl. BAG, Urteil vom 21. Oktober 2003 – 3 AZR 
83/03, ZTR 2004, 386). 2Der Entzug ist daher un-
abhängig von etwaigen disziplinarrechtlichen 
Maßnahmen zulässig und geboten, solange die 
Versorgungsberechtigten ihren Mitwirkungs-
pflichten schuldhaft nicht nachkommen.

10.3.2 1Durch die Entziehung der Versorgung wird die 
Rückforderung zu viel gezahlter Versorgungsbe-
züge (Art. 7 Abs. 2) nicht ausgeschlossen. 2Die 
Entziehung der Versorgung setzt voraus, dass 
eine Mitwirkungspflicht schuldhaft (vorsätzlich 
oder fahrlässig) nicht erfüllt wurde. 3Im Rahmen 
der Ermessensausübung ist zu berücksichtigen, 
inwieweit hierdurch die Sachverhaltsaufklärung 
erheblich erschwert wurde und das Vorliegen der 
Voraussetzungen des Versorgungsanspruchs 
nicht nachgewiesen ist. 4Eine volle Entziehung 
auf Dauer kommt nur bei Vorsatz in Betracht. 
5In den übrigen Fällen sind der Grad des Ver-
schuldens und die Auswirkungen der Pflicht-
verletzungen insbesondere bei Überzahlungen 
zu berücksichtigen. 6Im Falle einer vollen Ent-
ziehung des Ruhegehaltes auf Dauer ist die da-
durch entstehende Nachversicherungspflicht zu 
berücksichtigen (vgl. § 8 Abs. 2 SGB VI).
7Die Zuerkennung bereits entzogener Versor-
gungsansprüche erfolgt in der Regel mit Wir-
kung für die Zukunft. 8Dies setzt voraus, dass 
der oder die Versorgungsberechtigte nicht vor-
sätzlich gehandelt hat und unbillige Härten ver-
mieden werden.

11. Entstehen und Berechnung des Ruhegehalts

11.0. Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Ruhegehalt sowie dessen Entste-
hung und Berechnung.

11.1 Wartezeit

11.1.1 In die Wartezeit sind unter Berücksichtigung des 
Art. 24 Abs. 1 und 2 einzurechnen

11.1.1.1 Zeiten, soweit sie nach den Art. 14 und 22 Satz 1 
ruhegehaltfähig sind, einschließlich der Zeiten, 
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die auf Grund einer Entscheidung nach Art. 14 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und Abs. 3 Satz 2 ruhegehalt-
fähig sind,

11.1.1.2 Zeiten eines Erziehungsurlaubs oder einer in 
eine Freistellung vom Dienst fallende Zeit einer 
Kindererziehung bei Kindern, die vor dem 1. Ja-
nuar 1992 geboren sind, höchstens bis zu dem 
Tag, an dem das Kind sechs Monate alt wird (vgl. 
auch Art. 103 Abs. 2),

11.1.1.3 Zeiten, die nach den Art. 16 und 17 sowie nach 
Art. 22 Satz 2 als ruhegehaltfähig gelten oder 
nach Art. 14 Abs. 4 der im Beamtenverhältnis 
zurückgelegten Dienstzeit gleichstehen,

11.1.1.4 Zeiten, soweit sie nach Art. 18 als ruhegehaltfä-
hig berücksichtigt werden.

11.1.2 In die Wartezeit sind nicht einzurechnen

11.1.2.1 Zeiten, die nach Art. 19, 20 und 22 Sätze 3 und 
4 als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden können,

11.1.2.2 die Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
nach Art. 15 und 23,

11.1.2.3 Zeiten nach Art. 21 Abs. 2 und Art. 25,

11.1.2.4 Zeiten der Verwendung eines Beamten oder 
einer Beamtin aus dem früheren Bundesgebiet 
zum Zwecke der Aufbauhilfe in dem in Art. 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet im 
Sinn des Art. 103 Abs. 4 sind nicht doppelt zu 
berücksichtigen. 

11.1.3 Hinterbliebene von im aktiven Dienst verstorbe-
nen Beamten oder Beamtinnen haben nur dann 
Anspruch auf Versorgung, wenn die Voraus-
setzungen des Abs. 1 in der Person des Versor-
gungsurhebers erfüllt sind (vgl. Art. 34 Nr. 1).

11.1.4 Die Wartezeit braucht nicht erfüllt zu sein, wenn 
der Beamte oder die Beamtin infolge einer Dienst-
beschädigung im Sinn der Nr. 2 dienstunfähig 
geworden ist, es sei denn, die Dienstbeschädi-
gung beruht auf deren grobem Verschulden.

11.1.4.1 Der Begriff der Dienstbeschädigung umfasst 
die in den Art. 46 und 64 genannten Tatbestän-
de sowie sonstige körperliche und geistige Er-
krankungen, die diese Voraussetzungen nicht 
erfüllen, sofern der Beamte oder die Beamtin sie 
sich bei Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes zugezogen hat.

11.1.4.2 Bei Ausübung oder aus Veranlassung des Diens-
tes hat sich der Beamte oder die Beamtin eine 
Dienstbeschädigung zugezogen, wenn der 
Dienst rechtlich wesentliche (Teil-)Ursache für 
den Eintritt des schädigenden Ereignisses war 
(vgl. Nr. 46.1.6).

11.1.4.3 1Grobes Verschulden setzt Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit voraus. 2Grob fahrlässig handelt, 
wer schon einfachste, ganz nahe Überlegungen 
nicht anstellt und in ungewöhnlich hohem Maße 
dasjenige unbeachtet lässt, was im gegebenen 
Fall jedem hätte einleuchten müssen. 3Der Vor-
wurf der groben Fahrlässigkeit ist nur dann be-
gründet, wenn den Beamten oder die Beamtin 
auch in subjektiver Hinsicht ein schweres Ver-
schulden trifft. 4Ein Augenblicksversagen allein 
entkräftet noch nicht den Vorwurf der groben 
Fahrlässigkeit (OLG Stuttgart, Urteil vom 2. Fe-

bruar 1989, NJW – RR 1989, 682; BGH, Urteil 
vom 8. Juli 1992, NJW – RR 1992, 2418).

11.2 Ruhen des Ruhegehaltsanspruchs bei Beamten 
und Beamtinnen auf Zeit
1Tritt ein Beamter oder eine Beamtin auf Zeit mit 
Ablauf der Amtszeit in den Ruhestand, ruht der 
Anspruch auf Ruhegehalt bis die Altersgrenze 
nach Art. 62, 143 BayBG (gegebenenfalls unter 
Beachtung von Art. 3 Abs. 3 Satz 1 Bayerisches 
Hochschulpersonalgesetz [BayHSchPG]) erreicht 
oder die Dienstunfähigkeit festgestellt wird. 2Un-
abhängig davon ist das Ruhegehalt zum Zeit-
punkt des Ruhestandseintritts festzusetzen.

11.2.1 1Soweit das Vorliegen der Dienstunfähigkeit 
nach § 26 BeamtStG in Bezug auf ein anderes 
Beamtenverhältnis festgestellt wurde, hat die 
Pensionsbehörde dies zugrunde zu legen. 2Die 
Feststellung des Vorliegens der vollen Erwerbs-
minderung durch den zuständigen Träger der 
Rentenversicherung im Sinn des SGB VI steht der 
Dienstunfähigkeit im Sinn des Abs. 2 gleich.

11.2.2 1Soweit kein Fall der Nr. 11.2.1 vorliegt, ist das 
Vorliegen der Dienstunfähigkeit in analoger An-
wendung von § 26 BeamtStG und Art. 65 BayBG 
zu beurteilen. 2Die Pensionsbehörde nimmt hier-
bei die Befugnisse des Dienstvorgesetzten wahr 
und stellt das Vorliegen der Dienstunfähigkeit 
fest. 3Vergleichbare Feststellungen anderer Ver-
sorgungsträger können herangezogen werden.

11.2.3 1Der Anspruch auf Ruhegehalt lebt mit Ablauf 
des Monats der Feststellung auf. 2Als Zeitpunkt 
der Feststellung wird auf die Entscheidung nach 
Nrn. 11.2.1 oder 11.2.2 abgestellt.

11.2.4 Das Ruhen des Anspruchs endet spätestens mit 
Ablauf des Monats, in dem der Ruhestandsbeam-
te oder die Ruhestandsbeamtin verstorben ist. 

12. Ruhegehaltfähige Bezüge

12.0 1Die Vorschrift stellt die zentrale Regelung zur 
Ruhegehaltfähigkeit von Bezügen dar. 2Die Ru-
hegehaltfähigkeit von Bezügen ergibt sich ab-
schließend aus dem BayBeamtVG (Art. 12, 13, 
30, 53, 101 und 104). 3Eine Ausnahme hiervon 
stellt im Rahmen der Organisation der Grundsi-
cherung für Arbeitssuchende § 6c Abs. 4 Sätze 3 
und 6 SGB II dar. 4Diese Vorschrift ordnet bei 
einem Personalübergang von der Bundesagentur 
für Arbeit auf die Optionskommune die Ruhege-
haltfähigkeit einer möglichen Ausgleichszulage 
an. 5Maßgeblich sind grundsätzlich die Bezüge, 
die zum Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungs-
falles zustanden. 

12.1 Ruhegehaltfähige Bezüge 

12.1.1 1Die Bemessungsgrundlage für die ruhegehalt-
fähigen Bezüge ergibt sich, soweit keine Beson-
derheiten im BayBeamtVG geregelt sind, aus 
dem BayBesG. Bereits im BayBesG wird zwi-
schen rein alimentativen Besoldungsbestand-
teilen (Grundbezüge) und solchen mit nur be-
dingt alimentativem Charakter (Nebenbezüge) 
differenziert. 2Diesem Grundgedanken folgend 
können grundsätzlich nur Grundbezüge als Be-
messungsgrundlage herangezogen werden.
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12.1.2 1Ruhegehaltfähige Bezüge sind demnach

a) das Grundgehalt nach Art. 20 Abs. 1 und 2, 
Art. 30, 40 Abs. 2, Art. 45 Abs. 2, Art. 47, 107 
Abs. 2, Art. 108 Abs. 9 BayBesG,

b) die Strukturzulage nach Art. 33 BayBesG,

c) die Amtszulagen und Zulagen für besondere 
Berufsgruppen nach Art. 34 BayBesG,

d) der Familienzuschlag der Stufe 1 (Art. 69 
Abs. 1),

e) Hochschulleistungsbezüge (Art. 13),

f) die Vollstreckungsvergütung (Abs. 2) und 

g) die besondere Zulage für Richter nach Art. 56 
Abs. 1 BayBesG (Abs. 3).

2Daneben rechnen Bezügebestandteile für am 
1. Januar 2011 vorhandene Versorgungsberech-
tigte zu den ruhegehaltfähigen Bezügen, die sich 
aus Rechtsständen herleiten, die im BayBesG 
nicht mehr geregelt sind, aber auf Grund des 
Art. 101 Abs. 6 und 7 noch zur Anwendung kom-
men. 3Für am 1. Januar 2011 vorhandene Beamte 
und Beamtinnen sind weitere ruhegehaltfähige 
Bezüge in Art. 104 Abs. 1 bestimmt.

12.1.3 Die Leistungsstufe im Sinn des Art. 66 Abs. 1 
BayBesG ist kein Bestandteil des Grundgehalts, 
sondern ein Leistungsbezug und deshalb nicht 
ruhegehaltfähig.

12.1.4 Die Auslandsbesoldung dient ausschließlich 
dem Ausgleich von Mehrbelastungen durch den 
Auslandsdienst und ist daher nicht ruhegehalt-
fähig.

12.1.5 Wegen der Bemessung der ruhegehaltfähigen 
Bezüge bei einem Beamten oder einer Beam-
tin, gegen die im Disziplinarverfahren auf eine 
Gehaltskürzung erkannt worden ist, sind die 
disziplinarrechtlichen Vorschriften zu beachten 
(vgl. Art. 9 Abs. 2 Bayerisches Disziplinargesetz 
– BayDG).

12.1.6 War der Beamte oder die Beamtin bei Eintritt des 
Versorgungsfalles beurlaubt, ist das Grundgehalt 
zugrunde zu legen, das der Beamte oder die Be-
amtin unter Berücksichtigung der besoldungs-
rechtlichen Regelungen zum Stufenaufstieg 
(Art. 30 Abs. 2 und 3 sowie Art. 31 Abs. 3 und 4 
BayBesG) erhalten würde, wenn er oder sie am 
Tage vor Eintritt des Versorgungsfalles wieder 
vollen Dienst getan hätte.

12.2 Ruhegehaltfähigkeit der Vollstreckungsvergü-
tung

12.2.1 1Wurde die Vollstreckungsvergütung wegen 
Dienstunfähigkeit keine zehn Jahre bezogen, ist 
dies unschädlich, wenn die Mindestbezugsdauer 
ohne die Dienstunfähigkeit erreicht worden wäre. 
2Hierfür ist grundsätzlich die Zeit bis zum Errei-
chen der gesetzlichen Regelaltersgrenze (Art. 62 
Satz 1, Art. 143 BayBG) zugrunde zu legen. 3Bei 
Eintritt der Dienstunfähigkeit während der Inan-
spruchnahme von Altersteilzeit im Blockmodell 
ist auf den Beginn der Freistellungsphase abzu-
stellen. 4Der Begriff Dienstunfähigkeit schließt 
das Ableben des Beamten oder der Beamtin mit 
ein. 

12.2.2 1Aus Satz 4 ergibt sich, dass es bei anderweitiger 
Verwendung wegen Verlust der Tauglichkeit für 
den Vollstreckungsaußendienst ausnahmsweise 
nicht darauf ankommt, dass die Vollstreckungs-
vergütung im Zeitpunkt der Ruhestandsverset-
zung bezogen wurde. 2Die Mindestbezugsdauer 
von zehn Jahren muss gleichwohl erfüllt sein; 
Nr. 12.2.1 ist anzuwenden. 

12.2.3 1Wenn der Beamte oder die Beamtin wegen 
Dienstbeschädigung (Art. 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) 
die Tauglichkeit für den Vollstreckungsaußen-
dienst verloren hat, gilt Nr. 12.2.2 Satz 1 ent-
sprechend. 2Zudem ist auch ein Unterschreiten 
der Mindestbezugsdauer nach Abs. 2 Satz 3 un-
schädlich, soweit es auf einer Dienstbeschädi-
gung beruht. 

12.4 Wartefrist

12.4.1 1Eingangsamt einer Qualifikationsebene ist 
das Amt, in das ein Beamter oder eine Beamtin 
entsprechend seiner oder ihrer Qualifikations-
ebene nach den bestehenden laufbahn- und 
besoldungsrechtlichen Regelungen zuerst ein-
gestellt oder übernommen wird (Art. 23 und 
24  BayBesG). 2Eingangsamt im versorgungs-
rechtlichen Sinn ist auch das Amt, das nach Ab-
schluss der Ausbildungsqualifizierung (Art. 37 
Leistungslaufbahngesetz – LlbG) für Ämter ab 
nächsthöheren Qualifikationsebene übertragen 
wurde.

12.4.2 1Kein Eingangsamt ist das durch Beförderung 
oder durch Einstellung in einem höheren als 
dem Eingangsamt (Art. 14 Abs. 1 Sätze 2 und 3 
LlbG) übertragene Amt im statusrechtlichen 
Sinn, einschließlich Beförderungen anlässlich 
des Abschlusses der modularen Qualifizierung; 
auch die Gewährung einer Amtszulage (vgl. 
Art. 2 Abs. 2 LlbG) steht diesbezüglich einer 
Beförderung gleich. 2Als Beförderung gilt auch 
die Übertragung eines laufbahnfreien Amtes 
(z. B. Professor oder Professorin) sowie die von 
der Erfüllung bestimmter zahlenmäßiger Vo-
raussetzungen abhängige Übertragung eines 
höherwertigen Amtes (z. B. Anwachsen der Zahl 
der unterstellten Mitarbeiter oder Mitarbeiterin-
nen). 3Die gesetzliche Überleitung eines Amtes 
ist keine Beförderung; die Ruhegehaltfähigkeit 
des gehobenen Amtes ist insoweit nicht warte-
zeitabhängig.

12.4.3 1Ein Amt ist mit einem anderen als gleichwertig 
anzusehen, wenn es einer Besoldungsgruppe 
zugeordnet ist, die mindestens mit demselben 
Endgrundgehalt (gegebenenfalls zuzüglich ei-
ner Amtszulage) ausgestattet ist. 2Zwischen den 
Ämtern muss ein sachlicher und zeitlicher Zu-
sammenhang bestanden haben. 3Bezüge eines 
mindestens gleichwertigen Amtes hat auch be-
zogen, wer ein entsprechendes Amt in leitender 
Funktion im Beamtenverhältnis auf Zeit oder auf 
Probe (Art. 45 und 46 BayBG oder entsprechen-
dem Bundes- bzw. Landesrecht) bekleidet hat. 
4Nicht berücksichtigt werden können Zeiten in 
einem gleichwertigen Amt, aus dem der Beamte 
oder die Beamtin durch eine Disziplinarmaß-
nahme (Art. 10, 11 BayDG oder entsprechendem 
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Bundes- bzw. Landesrecht) oder unter Verlust der 
Beamtenrechte (§ 24 Abs. 1 BeamtStG) ausge-
schieden ist.

12.4.4 Die Zweijahresfrist rechnet vom Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Ernennung an oder, sofern 
der Beamte oder die Beamtin zu einem früheren 
Zeitpunkt in die Planstelle eingewiesen wor-
den ist, von diesem Zeitpunkt an (Art. 4 Abs. 1, 
Art. 20 Abs. 5 BayBesG). 

12.4.5 1Bei der Ermittlung der Zweijahresfrist werden 
Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung und einer 
begrenzten Dienstfähigkeit nach § 27 BeamtStG 
voll eingerechnet. 2Nicht einzurechnen sind 
volle Tage eines schuldhaften Fernbleibens vom 
Dienst. 

12.4.6 1Hat der Beamte oder die Beamtin die Zwei-
jahresfrist nicht erfüllt und liegt keine Ruhe-
standsversetzung wegen Dienstbeschädigung 
(Abs. 7 Satz 2) vor, so sind nur die Bezüge des 
vorher bekleideten Amtes ruhegehaltfähig; eine 
zwischenzeitliche gesetzliche Überleitung des 
vorher bekleideten Amtes ist zu berücksichtigen. 
2Auf die Erfüllung der Zweijahresfrist in dem 
vorher bekleideten Amt kommt es nicht an. 

12.5 Ruhegehaltfähigkeit der Bezüge eines früheren 
höher besoldeten Amtes

12.5.1 1Ein Antrag ist nicht lediglich im eigenen Inte-
resse gestellt, wenn er nachvollziehbar und ob-
jektiv auch den Belangen der Verwaltung dient. 
2Die Entscheidung soll dem Beamten oder der 
Beamtin bei Anordnung des Übertritts in das 
neue niedriger besoldete Amt förmlich mitgeteilt 
werden; ein Abdruck der Mitteilung ist zu den 
Personalakten zu nehmen.

12.5.2 1Die Anwendung setzt voraus, dass im Zusam-
menhang mit dem Übertritt in ein niedriger be-
soldetes Amt keine Unterbrechung vorlag. 2Nicht 
als Unterbrechung gilt eine Ruhestandsverset-
zung wegen Dienstunfähigkeit mit anschließen-
der Reaktivierung in dem niedriger besoldeten 
Amt.

12.5.3 Die Höhe der ruhegehaltfähigen Bezüge des frü-
heren Amtes richtet sich nach den bei Eintritt des 
Versorgungsfalles geltenden Vorschriften und 
gegebenenfalls der Stufe, die der Beamte oder 
die Beamtin im früheren Amt zuletzt erreicht 
hat. 

12.6 Wechsel in ein Amt der Besoldungsordnung 
W

12.6.1 Die Regelung erfasst neben Wechseln aus einem 
Amt der Besoldungsordnung C kw in ein Amt 

 der Besoldungsordnung W auch solche aus einem 
Amt der Besoldungsordnungen A, B, und R. 

12.6.2 Die Zeit in der Besoldungsordnung W wird auf 
die Erfüllung der Zweijahresfrist (Abs. 6 Satz 3) 
angerechnet. Hinsichtlich der Stufen des Grund-
gehalts (Abs. 6 Satz 2) bleibt sie unberücksich-
tigt. 

12.7 Nichtanwendung der Zweijahresfrist bei Dienst-
beschädigung

12.7.1 Die Nrn. 11.1.4 bis 11.1.4.3 gelten entsprechend.

12.7.2 Satz 2 gilt auch für die Bemessung der Hinter-
bliebenenversorgung, wenn das Beamtenverhält-
nis durch Tod infolge einer Dienstbeschädigung 
geendet hat.

13. Ruhegehaltfähigkeit von Hochschulleistungs-
bezügen

13.0 1Die Vorschrift bestimmt abschließend, unter 
welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe 
die jeweiligen Hochschulleistungsbezüge nach 
Art. 69 ff. BayBesG ruhegehaltfähig werden. 
2Voraussetzung ist, dass der Beamte oder die 
Beamtin aus einem Amt der Besoldungsordnung 
W in den Ruhestand tritt oder versetzt wird. 3Die 
Nrn. 12.1.5 und 12.1.6 gelten entsprechend. 4Der 
Vorschrift liegt dabei folgende Systematik zu-
grunde:

13.0.1 Hochschulleistungsbezüge an Professoren und 
Professorinnen der Besoldungsgruppen W 2 
und W 3

13.0.1.1 Prüfen der Ruhegehaltfähigkeit des individuel-
len Hochschulleistungsbezugs nach den Abs. 1 
bis 3

1Die Abs. 1 bis 3 regeln die Voraussetzungen der 
Ruhegehaltfähigkeit der einzelnen Hochschul-
leistungsbezüge an Professoren und Professorin-
nen der Besoldungsgruppen W 2 und W 3. Juni-
orprofessoren und Juniorprofessorinnen erhalten 
keine Hochschulleistungsbezüge. 2Für hauptbe-
rufliche Mitglieder von Hochschulleitungen ist 
die Sonderregelung des Abs. 6 zu beachten. 

3Abs. 1 regelt die Ruhegehaltfähigkeit von un-
befristeten Hochschulleistungsbezügen. 4Abs. 2 
regelt die Ruhegehaltfähigkeit von befristeten 
Hochschulleistungsbezügen. 5Abs. 3 regelt die 
Ruhegehaltfähigkeit von Funktionsleistungsbe-
zügen für die Wahrnehmung von Aufgaben in 
der Hochschulselbstverwaltung (z. B. für Dekane 
oder Dekaninnen).
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13.0.1.2 Ermittlung der ruhegehaltfähigen Bezüge bei 
Zusammentreffen verschiedener ruhegehaltfä-
higer Hochschulleistungsbezüge nach Abs. 4
1Hat der Professor oder die Professorin mehre-
re, jeweils nach Abs. 1 bis 3 ruhegehaltfähige 
Hochschulleistungsbezüge bezogen, ist die Kon-
kurrenzregelung des Abs. 4 zu beachten. 2Abs. 4 
enthält dabei folgende Grundsätze:

a) Nicht gleichzeitig gewährte Hochschulleis-
tungsbezüge

Nicht gleichzeitig gewährte Hochschulleis-
tungsbezüge sind nicht zu kumulieren; es ist 
jeweils der Hochschulleistungsbezug mit dem 
höchsten ruhegehaltfähigen Betrag anzuset-
zen.

b) Gleichzeitig gewährte Hochschulleistungs-
bezüge

 1Mehrere unbefristete Hochschulleistungs-
bezüge sind zu kumulieren, wenn sie zuletzt 
und jeweils für die Dauer von mindestens 
zwei Jahren gleichzeitig zugestanden haben. 
2Mehrere befristete oder unbefristete und be-
fristete Hochschulleistungsbezüge können 
nur kumuliert werden, wenn sie gleichzeitig 
über eine Dauer von zehn Jahren bezogen 
wurden. 3Funktionsleistungsbezüge nach 
Abs. 3 können nur dann mit unbefristeten 
oder befristeten Hochschulleistungsbezügen 
kumuliert werden, wenn sie gleichzeitig für 
die nach Abs. 3 jeweils maßgebliche Dauer 
(fünf bzw. zehn Jahre) bezogen wurden.

13.0.1.3 Anwendung der Höchstgrenzenregelung nach 
Abs. 5
1Abs. 5 enthält Höchstgrenzen für die nach 
Abs. 1 bis 4 ermittelten ruhegehaltfähigen Hoch-
schulleistungsbezüge. 2Nach Abs. 5 Satz 1 sind 
Hochschulleistungsbezüge grundsätzlich bis 
zu höchstens 40 v. H. des jeweiligen Grundge-
halts ruhegehaltfähig. 3Abs. 5 Satz 2 enthält eine 

Überschreitungsmöglichkeit durch Erklärung 
der Hochschule

a) auf bis zu 60 v. H. des jeweiligen Grundge-
halts für höchstens 12 v. H. der Inhaber der 
W 2 und W 3 Stellen

b) und auf bis zu 80 v. H. des jeweiligen Grund-
gehalts für höchstens 5 v. H. der Inhaber von 
W 3 Stellen.

13.0.2 Hochschulleistungsbezüge an hauptberufliche 
Mitglieder von Hochschulleitungen 

13.0.2.1 1Abs. 6 regelt die Ruhegehaltfähigkeit von Funk-
tions-Leistungsbezügen an Personen, die ein 
Leitungsamt der Hochschule hauptberuflich in 
einem Beamtenverhältnis auf Zeit ausüben (z. B. 
Präsident einer Hochschule). 2Die Regelung geht 
davon aus, dass hierzu regelmäßig ein Doppel-
beamtenverhältnis mit Personen begründet wird, 
die gleichzeitig als Professor oder Professorin in 
einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit stehen 
(vgl. Art. 21 Abs. 5 BayHSchG).

13.0.2.2 1Die Funktions-Leistungsbezüge sind im Rah-
men des Beamtenverhältnisses auf Zeit nach 
Abs. 6 Satz 1 in voller Höhe ruhegehaltfähig, 
wenn

a) der Beamte oder die Beamtin auf Zeit in den 
Ruhestand tritt – dies richtet sich nach Art. 123 
Abs. 1 Satz 1 BayBG – und 

b) die Funktionsleistungsbezüge mindestens 
fünf Jahre zugestanden haben.

2Die Höchstbetragsregelung des Abs. 5 findet 
keine Anwendung. Nach Art. 11 Abs. 2 Satz 2 
ruht dieser Anspruch jedoch bis zum Erreichen 
der gesetzlichen Altersgrenze. 3Daneben besteht 
in aller Regel ein zweiter Versorgungsanspruch 
aus dem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit. 
4Die beiden nebeneinander bestehenden Ruhe-
gehälter unterliegen der Ruhensberechnung des 
Art. 84.

13.0.1 Hochschulleistungsbezüge an Professoren und Professorinnen der Besoldungsgruppen W 2 

und W 3 

13.0.1.1 Prüfen der Ruhegehaltfähigkeit des individuellen Hochschulleistungsbezugs nach den Abs. 1 

bis 3 

1Die Abs. 1 bis 3 regeln die Voraussetzungen der Ruhegehaltfähigkeit der einzelnen Hochschul-

leistungsbezüge an Professoren und Professorinnen der Besoldungsgruppen W 2 und W 3. Junior-

professoren und Juniorprofessorinnen erhalten keine Hochschulleistungsbezüge. 2Für hauptberuf-

liche Mitglieder von Hochschulleitungen ist die Sonderregelung des Abs. 6 zu beachten.  

3Abs. 1 regelt die Ruhegehaltfähigkeit von unbefristeten Hochschulleistungsbezügen. 4Abs. 2 re-

gelt die Ruhegehaltfähigkeit von befristeten Hochschulleistungsbezügen. 5Abs. 3 regelt die Ruhe-

gehaltfähigkeit von Funktionsleistungsbezügen für die Wahrnehmung von Aufgaben in der Hoch-

schulselbstverwaltung (z. B. für Dekane oder Dekaninnen). 

Übersicht: Arten der Hochschulleistungsbezüge 

 

 

13.0.1.2 Ermittlung der ruhegehaltfähigen Bezüge bei Zusammentreffen verschiedener ruhegehalt-

fähiger Hochschulleistungsbezüge nach Abs. 4 

1Hat der Professor oder die Professorin mehrere, jeweils nach Abs. 1 bis 3 ruhegehaltfähige Hoch-

schulleistungsbezüge bezogen, ist die Konkurrenzregelung des Abs. 4 zu beachten. 2Abs. 4 enthält 

dabei folgende Grundsätze:  

a) Nicht gleichzeitig gewährte Hochschulleistungsbezüge 

Nicht gleichzeitig gewährte Hochschulleistungsbezüge sind nicht zu kumulieren; es ist jeweils 

der Hochschulleistungsbezug mit dem höchsten ruhegehaltfähigen Betrag anzusetzen. 

b) Gleichzeitig gewährte Hochschulleistungsbezüge 

Professor 

Unbefristete  
Leistungsbezüge Befristete 

Leistungsbezüge Funktions-
Leistungsbezüge 

z. B. als Dekan 

ruhegehaltfähig, soweit 
Bezug zuletzt und  zwei 

Jahre 

Jedenfalls Anrechnung 
bei befristeten  

Leistungsbezügen  

Ruhegehaltfähig bei 
wiederholter Vergabe 
und für  zehn Jahre

 zehn Jahre  
voll ruhegehaltfähig 

 fünf Jahre 
hälftig ruhegehaltfähig
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13.0.2.3 1Erfüllt der Professor oder die Professorin nicht 
die Voraussetzungen zum Eintritt in den Ruhe-
stand nach Art. 123 BayBG, z. B. weil er oder sie 
noch keine zehn Jahre in einem Beamtenverhält-
nis zurückgelegt hat, erwirbt der Professor oder 
die Professorin keinen Versorgungsanspruch aus 
dem Beamtenverhältnis auf Zeit. 2Nach Abs. 6 
Satz 2 sind jedoch die Funktions-Leistungsbezü-
ge aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit im Rah-

men des Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit 
nach Maßgabe der Abs. 3 bis 5 zu berücksichti-
gen. 3Dementsprechend können Funktionsleis-
tungsbezüge nur dann mit unbefristeten oder be-
fristeten Hochschulleistungsbezügen kumuliert 
werden, wenn sie gleichzeitig mindestens für die 
nach Abs. 3 jeweils maßgebliche Dauer bezogen 
wurden. 4Art. 84 kommt in dieser Variante nicht 
zur Anwendung.

onsleistungsbezüge nur dann mit unbefristeten oder befristeten Hochschulleistungsbezügen kumu-

liert werden, wenn sie gleichzeitig mindestens für die nach Abs. 3 jeweils maßgebliche Dauer be-

zogen wurden. Art. 84 kommt in dieser Variante nicht zur Anwendung.  

 

Übersicht: Funktionsleistungsbezüge für hauptberufliche Mitglieder von Hochschulleitungen 

 

 

13.1. Unbefristete Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge (Art. 70 BayBesG) sowie unbefristete 

besondere Leistungsbezüge (Art. 71 BayBesG) 

13.1.1 1Der jeweilige Leistungsbezug muss zuletzt, d. h. bei Eintritt des Versorgungsfalles zugestanden 

haben. 2Dabei ist jeder Leistungsbezug gesondert zu betrachten. 3Die Nrn. 12.7.1 und 12.7.2 gelten 

entsprechend. 

13.1.2 1Für die Erfüllung der Zweijahresfrist sind unmittelbar vor dem bis zum Ruhestandsbeginn dau-

ernden Bezugszeitraum liegende Zeiträume mit unbefristeten Leistungsbezügen zu berücksichtig-

ten. 2Eine Unterbrechung durch allgemeine arbeitsfreie Tage lässt die erforderliche Unmittelbar-

keit nicht entfallen. 3Die früheren Bezugszeiten werden jedoch nur bei dem Teil des Leistungsbe-

zuges angerechnet, der maximal dem zuvor gewährten Hochschulleistungsbezug entspricht. 4Für 

den übersteigenden Betrag bleibt die frühere Bezugszeit unberücksichtigt. 5Dies kann im Ergebnis 

zu einer nur teilweisen Ruhegehaltfähigkeit eines zuletzt zugestandenen Leistungsbezuges führen. 

Beispiel:  

Professor X erhält von der Universität Y ab 1. Januar 2014 einen unbefristeten Leistungsbezug in 

Höhe von 400 € monatlich. Mit Wirkung vom 1. Oktober 2015 wird dieser unbefristete Leistungs-

bezug auf künftig 600 € monatlich neu festgelegt. Mit Ablauf des 30. März 2016 tritt der Professor 

in den Ruhestand. Als ruhegehaltfähig anzusetzen sind nur die monatlich über einen Zeitraum von 

zwei Jahren zustehenden 400 €. Bezüglich des übersteigenden Betrages – hier 200 € – beginnt am 

1. Oktober 2015 eine neue Zweijahresfrist.  

Präsident 

 
Angestellter Beamter auf Zeit 

> 10 Beamtendienstjahre:
Art. 13 Abs. 6 Satz 1 

BayBeamtVG 

< 10 Beamtendienstjahre: 
Art. 13 Abs. 6 Satz 2 

BayBeamtVG 

Funktionsleistungsbezüge  
> 5 Jahre: ruhegehaltfähig 

 
Entsprechend Art. 13 Abs. 3 

bis 5 BayBeamtVG 

Funktionsleistungsbezüge 
< 5 Jahre: nicht ruhegehaltfä-

hig 
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13.1. Unbefristete Berufungs- und Bleibe-Leistungs-
bezüge (Art. 70 BayBesG) sowie unbefristete 
besondere Leistungsbezüge (Art. 71 BayBesG)

13.1.1 1Der jeweilige Leistungsbezug muss zuletzt, d. h. 
bei Eintritt des Versorgungsfalles zugestanden 
haben. 2Dabei ist jeder Leistungsbezug geson-
dert zu betrachten. 3Die Nrn. 12.7.1 und 12.7.2 
gelten entsprechend.

13.1.2 1Für die Erfüllung der Zweijahresfrist sind un-
mittelbar vor dem bis zum Ruhestandsbeginn 
dauernden Bezugszeitraum liegende Zeiträume 
mit unbefristeten Leistungsbezügen zu berück-
sichtigten. 2Eine Unterbrechung durch allge-
meine arbeitsfreie Tage lässt die erforderliche 
Unmittelbarkeit nicht entfallen. 3Die früheren 
Bezugszeiten werden jedoch nur bei dem Teil 
des Leistungsbezuges angerechnet, der maximal 
dem zuvor gewährten Hochschulleistungsbezug 
entspricht. 4Für den übersteigenden Betrag bleibt 
die frühere Bezugszeit unberücksichtigt. 5Dies 
kann im Ergebnis zu einer nur teilweisen Ru-
hegehaltfähigkeit eines zuletzt zugestandenen 
Leistungsbezuges führen.

Beispiel: 

Professor X erhält von der Universität Y ab 1. Ja-
nuar 2014 einen unbefristeten Leistungsbezug 
in Höhe von 400 € monatlich. Mit Wirkung vom 
1. Oktober 2015 wird dieser unbefristete Leistungs-
bezug auf künftig 600 € monatlich neu festgelegt. 
Mit Ablauf des 30. März 2016 tritt der Professor in 
den Ruhestand. Als ruhegehaltfähig anzusetzen 
sind nur die monatlich über einen Zeitraum von 

zwei Jahren zustehenden 400 €. Bezüglich des 
übersteigenden Betrages – hier 200 € – beginnt 
am 1. Oktober 2015 eine neue Zweijahresfrist. 

13.1.3 1Leistungsbezüge, die von inländischen Hoch-
schulen außerhalb Bayerns gewährt wurden und 
in Form und Voraussetzung den unbefristeten 
Leistungsbezügen nach Art. 69 ff. BayBesG ent-
sprechen, sind entsprechend Nr. 13.1.2 zu be-
rücksichtigen. 2Leistungsbezüge, die von einem 
ausländischen Dienstherrn oder in einem privat-
rechtlichen Beschäftigungsverhältnis gewährt 
wurden, sind nicht berücksichtigungsfähig. 

13.1.4 Zeiten einer Beurlaubung ohne Grundbezüge 
werden für die Zweijahresfrist berücksichtigt, 
wenn die Hochschulleistungsbezüge

13.1.4.1 von der Hochschule gewährt oder in der Beru-
fungsvereinbarung zugesagt wurden und 

13.1.4.2 während der Beurlaubung von einer außeruni-
versitären Forschungseinrichtung (z. B. Max-
Planck-Gesellschaft, Fraunhofer-Gesellschaft, 
Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungs-
zentren und Leibnitz-Gemeinschaft ehemals 
„Einrichtungen der Blauen Liste“) gezahlt wur-
den. 2Dies kann als erfüllt angesehen werden, 
wenn bei einer Gesamtbetrachtung das Gehalt 
von der außeruniversitären Forschungsein-
richtung der bisherigen Besoldung nach Art. 2 
 BayBesG entsprach. 3Es kommt insbesondere 
nicht darauf an, dass die Hochschulleistungs-
bezüge gesondert ausgewiesen wurden.

 Übersicht: Funktionsleistungsbezüge für hauptberufliche Mitglieder von Hochschulleitungen
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13.1.4.3 Daneben muss die Zeit der Beurlaubung als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden (vgl. 
Nrn. 14.1.3 und 14.2).

Beispiel: 
Professor X der Universität Y wechselt am 1. Janu-
ar 2016 an die Max-Planck-Gesellschaft und wird 
zeitgleich bezüglich seines Beamtenverhältnisses 
beurlaubt. Mit Wirkung vom 1. Juli 2016 kehrt der 
Professor in sein bisheriges Beamtenverhältnis zu-
rück. Mit Ablauf des 31. Dezember 2016 wird der 
Professor wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe-
stand versetzt. Die Universität gewährte dem Pro-
fessor mit Wirkung vom 1. November 2014 einen 
unbefristeten Leistungsbezug, der für die Zeit der 
Beurlaubung von der Max-Planck-Gesellschaft 
weiterbezahlt wurde. Da die Beurlaubung im kon-
kreten Fall öffentlichen Belangen diente (Art. 14 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 Halbsatz 2) und die Max-
Planck-Gesellschaft für die Zeit der Beurlaubung 
einen Versorgungszuschlag in Höhe von 30 v. H. 
zahlte (ein Ausnahmetatbestand nach Nrn. 14.2.2 
oder 14.2.7 war nicht gegeben), können die sechs 
Monate bei der Max-Planck-Gesellschaft in die 
Berechnung der Zweijahresfrist miteingerechnet 
werden. 

13.1.5 1Wird ein unbefristeter besonderer Leistungs-
bezug nach Art. 71 Abs. 2 Satz 3 BayBesG ganz 
oder teilweise für die Zukunft widerrufen, gilt er 
in Höhe des widerrufenen Betrags als befristeter 
Leistungsbezug. 2Die Ruhegehaltfähigkeit beur-
teilt sich nach Abs. 2.

13.1.6 Die Hochschulleistungsbezüge haben nicht zu-
gestanden, wenn sie zurückgefordert wurden 
(beispielsweise nach Art. 15 oder Art. 70 Abs. 3 
Satz 2 BayBesG oder entsprechendem Bundes- 
bzw. Landesrecht) oder von einer Rückforderung 
nur aus Billigkeitsgründen abgesehen wurde.

13.2 Befristete Berufungs- und Bleibe-Leistungsbe-
züge (Art. 70 BayBesG) sowie befristete beson-
dere Leistungsbezüge (Art. 71 BayBesG)

13.2.1 1Bei befristeten Hochschulleistungsbezügen 
nach Art. 70 und 71 BayBesG kommt es nicht 
darauf an, dass diese auch zum Zeitpunkt des 
Ruhestandseintritts noch zustanden. 2Sie sind 
grundsätzlich ruhegehaltfähig, wenn sie

13.2.1.1 mindestens für die Dauer von zehn Jahren zuge-
standen haben und 

13.2.1.2 mehr als einmal vergeben wurden.

13.2.2 1Für die Zehnjahresfrist kommt es nicht darauf 
an, dass die befristeten Hochschulleistungsbezü-
ge ununterbrochen zustanden. 2Vorausgegange-
ne Bezugszeiten sind zu addieren. 3Ruhegehalt-
fähig sind befristete Leistungsbezüge allerdings 
nur in der Höhe, in denen sie über die Dauer von 
zehn Jahren zustanden. 4Dies kann im Ergebnis 
zu einer nur teilweisen Ruhegehaltfähigkeit füh-
ren. 5Nr. 12.4.3 Satz 4 gilt entsprechend. 6Art. 12 
Abs. 1 Satz 2 findet keine Anwendung. 

Beispiel: 

Professor X der Universität Y hat folgende befris-
tete Leistungsbezüge erhalten:

–   200 €/Monat vom 1. Januar 2005  
bis 31. Dezember 2006;  (2 Jahre)

  Vergeben war zwar ein Leistungsbezug  
i. H. v. 400 €, Professor X war allerdings  
nur im Umfang der Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit beschäftigt 

–   400 €/Monat vom 1. Februar 2007  
bis 31. Januar 2009 (2 Jahre)

–   300 €/Monat vom 1. Oktober 2009  
bis 30. September 2012 (3 Jahre)

–   500 €/Monat vom 1. April 2010  
bis 31. Juli 2016 (6 Jahre 122 Tage)

Mit Ablauf des 31. März 2017 tritt der Professor in 
den Ruhestand. Als ruhegehaltfähiger befristeter 
Hochschulleistungsbezug sind 300 €/Monat anzu-
setzen. Nur dieser Betrag hat über einen Zeitraum 
von mindestens zehn Jahren zugestanden.

13.2.3 1Bei befristeten Leistungsbezügen, die von in-
ländischen Hochschulen außerhalb Bayerns 
gewährt wurden und den befristeten Leistungs-
bezügen nach Art. 69 ff. BayBesG entsprechen, 
sind höchstens fünf Jahre bei der Berechnung 
der erforderlichen Mindestbezugsdauer von zehn 
Jahren zu berücksichtigen. 2Befristete Leistungs-
bezüge sind vergleichbar, wenn sie im Rahmen 
eines Hochschullehrerverhältnisses von einer 
inländischen Hochschule vergeben wurden und 
bei im Übrigen vergleichbaren Verhältnissen 
auch nach Art. 70, 71 BayBesG hätten vergeben 
werden können. 3Leistungsbezüge, die von ei-
nem ausländischen Dienstherrn oder in einem 
privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis ge-
währt wurden, sind nicht berücksichtigungsfä-
hig. 

13.2.4 Wurde ein befristeter Hochschulleistungsbezug 
nach Ablauf der Befristung in Form eines un-
befristeten Hochschulleistungsbezugs weiter 
gewährt, tritt dessen Ruhegehaltfähigkeit spä-
testens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem bei einer 
Weitergewährung eines befristeten Hochschul-
leistungsbezugs die Ruhegehaltfähigkeit einge-
treten wäre.

Beispiel 1: 

Professor X der Universität Y hat für den Zeitraum 
vom 1. Juni 2012 bis zum 31. Mai 2016 einen be-
fristeten Leistungsbezug in Höhe von 400 €/Monat 
erhalten. Mit Wirkung vom 1. Juni 2016 erklärt die 
Hochschule diesen Leistungsbezug für unbefris-
tet. Mit Wirkung zum 1. Januar 2024 wird dieser 
Leistungsbezug für die Zukunft widerrufen. Mit 
Ablauf des 31. Mai 2025 wird der Professor in den 
Ruhestand versetzt.  

Der unbefristete Hochschulleistungsbezug ist 
nicht nach Abs. 1 ruhegehaltfähig, da er nicht zum 
Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung zustand. Auf 
Grund des Widerrufs ist der unbefristete als be-
fristeter Leistungsbezug zu werten (Abs. 1 Satz 5). 
Die Entfristung gilt als wiederholte Vergabe. Da-
mit wird die Zehnjahresfrist des Abs. 2 erfüllt und 
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der Hochschulleistungsbezug ist vorbehaltlich der 
Abs. 4 und 5 ruhegehaltfähig. 

Beispiel 2: 

Professor X an der Universität Y hat für den Zeit-
raum vom 1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2017 
einen befristeten Leistungsbezug in Höhe von 
500 €/Monat erhalten, der im Anschluss bis zum 
31. Dezember 2021 verlängert wurde. Mit Wirkung 
vom 1. Januar 2021 erklärt die Hochschule die-
sen Leistungsbezug für unbefristet. Mit Ablauf des 
30. Juni 2022 wird der Professor wegen Dienstun-
fähigkeit in den Ruhestand versetzt. 

Der unbefristete Hochschulleistungsbezug erfüllt 
nicht die Zweijahresfrist des Abs. 1, der befristete 
nicht die Zehnjahresfrist des Abs. 2. Der Hoch-
schulleistungsbezug ist jedoch anzusetzen, da er 
für einen Zeitraum von über zehn Jahren zuge-
standen hat.

13.2.5 Nr. 13.1.4 gilt entsprechend. 

13.3 Funktions-Leistungsbezüge nach Art. 72 
 BayBesG für die nebenberufliche Wahrneh-
mung von Aufgaben der Hochschulselbstver-
waltung

13.3.1 1Abs. 3 regelt die Ruhegehaltfähigkeit von 
Funktions-Leistungsbezügen (Art. 72 BayBesG) 
von Professoren und Professorinnen, die für die 
nebenberufliche Wahrnehmung von Aufgaben 
der Hochschulselbstverwaltung z. B. als Dekan 
vergeben werden. 2Bei Hauptberuflichkeit richtet 
sich die Ruhegehaltfähigkeit nach Abs. 6.

13.3.2 Nr. 13.2.3 gilt entsprechend.

13.4 Konkurrenzregelungen

13.4.1 1Nicht gleichzeitig bezogene Hochschulleis-
tungsbezüge werden nicht kumuliert. 2Nach 
Abs. 4 Satz 1 ist nur der ruhegehaltfähige Hoch-
schulleistungsbezug nach den Abs. 1 bis 3 mit 
dem höchsten Betrag anzusetzen. 

13.4.2 Bei gleichzeitig bezogenen Hochschulleistungs-
bezügen ist zu differenzieren: 

13.4.2.1 Mehrere unbefristete Hochschulleistungsbezü-
ge sind zu kumulieren, wenn sie zuletzt und je-
weils für die Dauer von mindestens zwei Jahren 
gleichzeitig zugestanden haben (vgl. Abs. 1). 

Beispiel: 

Professor X der Universität Y hat folgende unbe-
fristete Leistungsbezüge erhalten:

–  400 €/Monat  ab 1. Januar 2012

  dieser Hochschulleistungsbezug  
wurde jedoch mit Wirkung  
vom 1. Januar 2016 für die Zukunft  
widerrufen.  

–  300 €/Monat ab 2. Mai 2015

–  600 €/Monat ab 1. Oktober 2017

–  250 €/Monat ab 1. Januar 2019

Mit Ablauf des 31. März 2020 tritt der Professor 
in den Ruhestand. Es ist vorbehaltlich des Abs. 5 
ein ruhegehaltfähiger Hochschulleistungsbezug 
in Höhe von 900 €/Monat anzusetzen. Der Hoch-
schulleistungsbezug in Höhe von 400 € wurde 
nicht zuletzt bezogen und kann auch als befriste-

ter Hochschulleistungsbezug (Abs. 1 Satz 5) nicht 
berücksichtigt werden. Der Hochschulleistungsbe-
zug in Höhe von 250 € hat nicht für einen Zeitraum 
von mindestens zwei Jahren zugestanden. Beide 
sind damit nicht zu berücksichtigen.

13.4.2.2 Wurden mehrere befristete Hochschulleistungs-
bezüge (Abs. 2) oder unbefristete (Abs. 1) und 
befristete (Abs. 2) Hochschulleistungsbezüge 
gewährt, wird der kumulierte Betrag zugrunde 
gelegt, der über eine Dauer von mindestens zehn 
Jahren gleichzeitig bezogen wurde. 

Beispiel: 

Professor X der Universität Y hat folgende Leis-
tungsbezüge erhalten:

–   Unbefristeter Leistungsbezug in Höhe von 400 €/
Monat ab 1. Januar 2013

–   Befristeter Leistungsbezug in Höhe von 300 €/
Monat vom 1. Juni 2014 bis zum 31. Mai 2018

–   Unbefristeter Leistungsbezug in Höhe von 500 €/
Monat ab 1. Januar 2016

–   Befristeter Leistungsbezug in Höhe von 600 €/
Monat vom 1. Juni 2018 bis zum 31. Mai 2024

–   Befristeter Leistungsbezug in Höhe von 200 €/
Monat vom 1. Juni 2027 bis 31. Mai 2030

Mit Ablauf des 30. Septembers 2030 tritt der Pro-
fessor in den Ruhestand. Es ist vorbehaltlich des 
Abs. 5 ein ruhegehaltfähiger Hochschulleistungs-
bezug in Höhe von 1100 €/Monat anzusetzen. Die 
zwei unbefristeten Hochschulleistungsbezüge sind 
mit den befristeten Hochschulleistungsbezügen 
insoweit zu addieren, als diese gleichzeitig über 
einen Zeitraum von zehn Jahren zugestanden ha-
ben (200 €/Monat).

13.4.2.3 Funktions-Leistungsbezüge werden nur dann 
mit unbefristeten oder befristeten Hochschulleis-
tungsbezügen kumuliert, wenn sie gleichzeitig 
mindestens für die nach Abs. 3 jeweils maßgeb-
liche Dauer bezogen wurden.

Beispiel:

Professor X der Universität Y hat folgende Leis-
tungsbezüge erhalten:

–   Unbefristeter Leistungsbezug in Höhe von 400 €/
Monat ab 1. Januar 2013

–   Befristeter Leistungsbezug in Höhe von 300 €/
Monat vom 1. Juni 2014 bis zum 31. Mai 2018

–   Funktionsleistungsbezug für die Ausübung des 
Amtes als Dekan in Höhe von 600 €/Monat vom 
1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2024

Mit Ablauf des 30. September 2030 tritt der Pro-
fessor in den Ruhestand. Es ist vorbehaltlich des 
Abs. 5 ein ruhegehaltfähiger Hochschulleistungs-
bezug in Höhe von 1000 €/Monat anzusetzen. 
Der befristete Hochschulleistungsbezug bleibt 
unberücksichtigt, da er zum einen nicht für min-
destens zehn Jahre zugestanden hat und zum 
anderen auch nicht wiederholt vergeben wurde. 
Der Funktionsleistungsbezug ist anzusetzen, da 
er nach Abs. 3 für mindestens zehn Jahre und 
gleichzeitig neben dem unbefristeten Leistungs-
bezug zugestanden hat.
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13.5 Höchstbetragsregelung

13.5.1 Abs. 5 enthält eine besondere Höchstbetragsre-
gelung; sie kommt nach der Ermittlung der ein-
zelnen ruhegehaltfähigen Hochschulleistungs-
bezüge und der Konkurrenzregelung nach Abs. 4 
zur Anwendung.

13.5.2 1Für die Begrenzung der Ruhegehaltfähigkeit der 
Hochschulleistungsbezüge auf den jeweiligen 
Vomhundertsatz des zuletzt zustehenden Grund-
gehalts ist auf den Zeitpunkt der Festsetzung des 
Ruhegehalts abzustellen. 2Dabei ist unbeacht-
lich, ob das zuletzt zustehende Grundgehalt 
 ruhegehaltfähig ist. 

13.5.3 1Die Höchstgrenze beträgt 40 v. H. des bei Ein-
tritt in den Ruhestand zustehenden Grundge-
halts. 2Eine höhere Höchstgrenze ist zugrun-
de zu legen, wenn eine wirksame Erklärung 
der Hochschule vorliegt. 3Zuständig ist nach 
§ 6  Bayerische Hochschulleistungsbezügever-
ordnung (BayHLeistBV) der Präsident oder die 
Präsidentin der Hochschule. 4Die Erklärung er-
folgt durch feststellenden Verwaltungsakt oder 
öffentlich-rechtlichen Vertrag. 5Die Erklärung 
muss spätestens zum Zeitpunkt der Vergabe 
desjenigen Hochschulleistungsbezugs schrift-
lich abgegeben worden sein, mit dem erstmalig 
die 40 v. H.-Grenze überschritten wird. 6Sie ist 
unabhängig vom Eintritt der materiellen Voraus-
setzungen der Ruhegehaltfähigkeit des jeweili-
gen Hochschulleistungsbezugs – z. B. Ablauf der 
Mindestfristen nach den Abs. 1 bis 3 – abzuge-
ben.

13.5.4 1Nicht fristgerecht abgegebene Erklärungen 
sind rechtswidrig, aber für die Pensionsbehörde 
bindend, solange sie nicht aufgehoben werden. 
2Die Pensionsbehörde prüft bei der Festsetzung 
der Versorgungsbezüge die fristgerechte Abgabe 
der Erklärung. 3Im Fall einer nicht fristgerechten 
Erklärung hat die Pensionsbehörde die jeweilige 
Hochschule zu informieren.

Beispiel:

Professor X der Besoldungsgruppe W 2 (Grundge-
halt 4.400 €) der Universität Y hat folgende Leis-
tungsbezüge erhalten:

–   Unbefristeter Leistungsbezug in Höhe von 
1.400 €/Monat ab 1. Januar 2013

–   Befristeter Leistungsbezug in Höhe von 500 €/
Monat vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Mai 
2020

–   Befristeter Leistungsbezug in Höhe von 500 €/
Monat vom 1. Juni 2020 bis zum 31. Mai 2025

Mit Ablauf des 30. September 2030 tritt der Pro-
fessor in den Ruhestand. Nach den Abs. 1 bis 4 
wäre grundsätzlich ein ruhegehaltfähiger Hoch-
schulleistungsbezug in Höhe von 1.900 €/Monat 
anzusetzen. Nach Abs. 5 sind Hochschulleis-
tungsbezüge jedoch in der Regel bis höchstens 
40 v. H. des zuletzt zustehenden Grundgehalts 
ruhegehaltfähig. Dies sind ausgehend von der 
Besoldungsgruppe W 2 (Grundgehalt von 4.400 €) 
maximal 1.760 €. Hat die Hochschule keine ent-
sprechende Erklärung nach Satz 2 abgegeben, 
können die Hochschulleistungsbezüge maximal 

in Höhe von 1.760 € angesetzt werden. Ein höherer 
ruhegehaltfähiger Betrag wäre nur dann möglich, 
wenn die Hochschule mit der Vergabe des ersten 
befristeten Leistungsbezugs – also spätestens zum 
1. Januar 2015 – eine höhere Höchstgrenze fest-
gelegt hätte. Im Rahmen der Erklärung über die 
Überschreitung der 40 v. H.-Grenze hätten auch 
die Höchstgrenzen der Stelleninhaber nach Abs. 
5 Satz 2 beachtet werden müssen.

13.5.5 1Überschreiten die berücksichtigungsfähigen 
Hochschulleistungsbezüge die jeweilige Höchst-
grenze sind zunächst dynamisierte vorrangig vor 
nicht dynamisierten Leistungsbezügen anzuset-
zen. 2Leistungsbezüge nach Abs. 1 sind sodann 
vorrangig vor Leistungsbezügen nach Abs. 3 
und diese wiederum vor Leistungsbezügen nach 
Abs. 2 als ruhegehaltfähig zu klassifizieren.

Beispiel:

Professor X der Besoldungsgruppe W 2 (Grund-
gehalt 4.400 €) der Universität Y hat folgende Leis-
tungsbezüge erhalten:

–  ab 1. Januar 2015: Unbefristeter nicht dynami-
sierter Leistungsbezug in Höhe von 700 €/Monat 
zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts 

–  ab 1. Januar 2013: Unbefristeter dynamisierter 
Leistungsbezug in Höhe von 800 €/Monat zum 
Zeitpunkt des Ruhestandseintritts 

–  Vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Mai 2020: 
 Befristeter dynamisierter Leistungsbezug in 
Höhe von 500 €/Monat zum Zeitpunkt des Ruhe-
standseintritts 

–  Vom 1. Juni 2020 bis zum 31. Mai 2025: Befris-
teter dynamisierter Leistungsbezug in Höhe von 
500 €/Monat zum Zeitpunkt des Ruhestandsein-
tritts 

Mit Ablauf des 30. September 2028 tritt der Pro-
fessor in den Ruhestand. Nach den Abs. 1 bis 4 
wäre grundsätzlich ein ruhegehaltfähiger Hoch-
schulleistungsbezug in Höhe von 2.000 €/Monat 
anzusetzen. Nach Abs. 5 sind Hochschulleis-
tungsbezüge jedoch in der Regel bis höchstens 
40 v. H. des zuletzt zustehenden Grundgehalts ru-
hegehaltfähig. Hat die Hochschule keine entspre-
chende Erklärung nach Satz 2 abgegeben, können 
die Hochschulleistungsbezüge somit maximal in 
Höhe von 1.760 € angesetzt werden. Nach Abs. 5 
Satz 1 sind dynamisierte Leistungsbezüge vor-
rangig anzusetzen. Damit kann der unbefristete 
nicht dynamisierte Leistungsbezug nur in Höhe 
von 460 €/Monat angesetzt werden. 

13.5.6 1Das Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst überwacht als oberste Dienst-
behörde bei den Hochschulen die Einhaltung der 
für die Überschreitung der 40 v. H.-Grenze nor-
mierten Höchstgrenzen der Stelleninhaber nach 
Abs. 5 Satz 2 (12 v. H. bzw. 5 v. H.). 2Maßgeblich 
ist die Zahl der Stelleninhaber zum Zeitpunkt 
der Abgabe der Erklärung.

13.5.7 Erklärungen einer früheren Hochschule sind bei 
einem Wechsel des Professors oder der Professo-
rin für die neue Hochschule nicht bindend. 
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13.5.8 In Altfällen ist Art. 113 Abs. 4 zu beachten.

13.6 Funktions-Leistungsbezüge nach Art. 72 
 BayBesG an hauptberufliche Mitglieder von 
Hochschulleitungen

13.6.1 1Im Regelfall stehen Personen, die ein Leitungs-
amt an einer Hochschule hauptberuflich in einem 
Beamtenverhältnis auf Zeit ausüben wie z. B. Prä-
sidenten oder Präsidentinnen einer Hochschule, 
daneben als Professor oder Professorin in einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit (vgl. Art. 21 
Abs. 5 BayHSchG) mit einer entsprechenden Ver-
sorgungsanwartschaft. 2Der Ausgleich bei zwei 
Versorgungsansprüchen erfolgt nach Art. 84. 

13.6.2 Funktions-Leistungsbezüge an hauptberufliche 
Mitglieder von Hochschulleitungen im Beamten-
verhältnis auf Zeit sind im Falle des Abs. 6 Satz 1 
nur hinsichtlich dieses Beamtenverhältnisses 
und nicht bezüglich eines gegebenenfalls dane-
ben bestehenden Lebenszeitbeamtenverhältnis-
ses ruhegehaltfähig. 

13.6.3 In Fällen des Abs. 6 Satz 2 gelten Nrn. 13.3.2 bis 
13.5.8 entsprechend. 

14. Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit

14.0 1Die Vorschrift bestimmt den Umfang der Ru-
hegehaltfähigkeit von Dienstzeiten im Beam-
tenverhältnis sowie von gleichgestellten Zeiten. 
2Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung und einer 
eingeschränkten Verwendung wegen begrenz-
ter Dienstfähigkeit sind gemäß Art. 24 Abs. 1 
grundsätzlich nur anteilig zu berücksichtigen. 
3Bei Altersteilzeit, die vor dem 1. Januar 2010 an-
getreten wurde, ist Art. 103 Abs. 3 zu beachten. 

14.1.1 Beamtendienstzeiten
1Dienstzeit ist die im Beamtenverhältnis zurück-
gelegte Zeit im Dienst des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden, der Gemeindeverbände oder 
sonstiger Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
und weltanschaulichen Gemeinschaften sowie 
deren Verbände. 2Dienstzeiten bei verschiede-
nen Dienstherren sind zusammenzurechnen 
(Einheit des Dienstverhältnisses), ein Wechsel 
des Dienstherrn hat auf die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit keinen Einfluss. 3Ferner ist unerheb-
lich, ob die Zeit im Beamtenverhältnis in der ge-
setzlichen Rentenversicherung nachversichert 
wurde. 4Nicht ruhegehaltfähig sind Zeiten im 
Beamtenverhältnis auf Widerruf im Sinn des § 4 
Abs. 4 Buchst. b BeamtStG (Nr. 1), einer Tätig-
keit, aus der ohne Ruhegehaltsberechtigung nur 
Gebühren bezogen wurden (Nr. 2) und einer eh-
renamtlichen Tätigkeit (Nr. 3).

14.1.2 1Die ruhegehaltfähige Dienstzeit umfasst auch 
die Tage des Beginns (Tag der Begründung des 
Beamtenverhältnisses) und der Beendigung des 
Beamtenverhältnisses (einschließlich Todestag). 
2Die Begründung eines Beamtenverhältnisses 
wird mit dem Tag der Aushändigung der Ernen-
nungsurkunde oder an dem in ihr bestimmten 
späteren Tag wirksam (vgl. Art. 18 Abs. 3 BayBG). 
3Eine rückwirkende Einweisung in eine Plan-

stelle ist ohne Bedeutung. 4Ist der Todeszeitpunkt 
des Beamten oder der Beamtin nicht bestimmbar 
und wurde daher in der Sterbeurkunde nur ein 
Zeitraum angegeben, rechnet die ruhegehalt-
fähige Dienstzeit bis zum letzten Tag des in der 
Sterbeurkunde angegebenen Zeitraumes. 

14.1.3 Beurlaubungen ohne Grundbezüge  
(Abs. 1 Satz 2 Nr. 4)

14.1.3.1 1Zeiten einer Beurlaubung unter Belassung der 
Bezüge sind grundsätzlich ruhegehaltfähig, bei 
Beurlaubung mit Wegfall der Bezüge nur, wenn 
die Beurlaubung öffentlichen Belangen oder 
dienstlichen Interessen dient und die Voraus-
setzungen des Abs. 2 erfüllt sind. 2Liegen die 
Voraussetzungen vor, ist die Zeit regelmäßig als 
ruhegehaltfähig anzuerkennen. 3Die vorstehen-
den Grundsätze gelten entsprechend bei Beur-
laubung eines Beamten oder einer Beamtin auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst unter Wegfall 
der Anwärterbezüge.

14.1.3.2 1Ob ein Urlaub öffentlichen Belangen oder 
dienstlichen Interessen dient, muss spätestens 
bei Beendigung des Urlaubs schriftlich zuge-
standen sein. 2In der Regel soll hierüber gleich-
zeitig mit der Beurlaubung entschieden werden. 
3Die Entscheidung obliegt der beurlaubenden 
Stelle und ist zu den Personalakten zu nehmen. 
4Bei Beurlaubungen ohne Grundbezüge in den 
nachstehenden Fällen gelten öffentliche Belange 
oder dienstliche Interessen als zugestanden:

a) § 7 des Eignungsübungsgesetzes 

b) §§ 9, 16a ArbPlSchG, gegebenenfalls in Ver-
bindung mit § 78 des Zivildienstgesetzes 
(ZDG)

c) 1Wahrnehmung von Aufgaben der Entwick-
lungszusammenarbeit als Entwicklungs-
helfer oder Entwicklungshelferin oder als 
integrierte Fachkraft (vgl. Abschnitt I Nr. 1 
der mit Schreiben des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie vom 26. Februar 2006;  
GZ.: 6778 - V/4b - 34245/05 entsprechend an-
zuwendenden Richtlinien für die Beurlaubung 
von Bundesbediensteten zur Übernahme von 
Aufgaben der Entwicklungszusammenar-
beit [Beurlaubungsrichtlinien- BeurlR] vom 
25. Oktober 2000, GMBl S. 1112, in der jeweils 
geltenden Fassung oder die entsprechenden 
landesrechtlichen Regelungen).

 –  1Wer Entwicklungshelfer oder Entwick-
lungshelferin ist, ergibt sich aus § 1 Ent-
wicklungshelfer-Gesetz (EhfG) vom 18. Juni 
1969 (BGBl I S. 549) in der jeweils gelten-
den Fassung. 2Die anerkannten Träger des 
Entwicklungsdienstes (§ 2 EhfG) sind dem 
Anhang I zu den BeurlR oder den entspre-
chenden landesrechtlichen Regelungen zu 
entnehmen.

 –  1Eine integrierte Fachkraft wird im Rah-
men eines unmittelbaren Arbeitsverhält-
nisses mit einem Arbeitgeber im Entwick-
lungsland tätig und bezieht dafür Zuschüsse 
aus deutschen öffentlichen Mitteln (vgl. Ab-
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schnitt I Nr. 1 der BeurlR oder die entspre-
chenden landesrechtlichen Regelungen). 
2In der Regel wird der Nachweis über den 
Status als integrierte Fachkraft durch den 
Zuschussbescheid der zuständigen Stelle 
erbracht. 

2Die Voraussetzungen sind auch erfüllt bei 
der Beurlaubung für eine Tätigkeit bei inlän-
dischen Zentralen von Instituten der Entwick-
lungszusammenarbeit, sofern die konkrete 
Tätigkeit auf ein Projekt der Entwicklungs-
zusammenarbeit bezogen ist, also nicht bei 
einer Verwaltungstätigkeit ohne spezifischen 
Bezug zum Bereich der Entwicklungszusam-
menarbeit.

d) 1Tätigkeit als Fachkraft für Aufgaben der Ent-
wicklungszusammenarbeit bei der Deutschen 
Gesellschaft für Internationale Zusammenar-
beit GmbH (GIZ) – vormals Deutsche Gesell-
schaft für Technische Zusammenarbeit GmbH 
(GTZ) – oder entsprechenden Einrichtungen 
(entsandte Fachkraft). 2Dass es sich um eine 
entsprechende Einrichtung handelt, ist in ge-
eigneter Form aktenkundig zu machen. 
3Entsprechende Einrichtungen sind unein-
geschränkt diejenigen Organisationen, die 
entweder institutionell gefördert werden oder 
Haushaltsmittel des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zur Durch-
führung von Projekten und Programmen der 
Entwicklungszusammenarbeit, der Europä-
ischen Union oder sonstiger überstaatlicher 
Einrichtungen erhalten. 4Diese sind dem 
Anhang I zu den BeurlR oder den entspre-
chenden landesrechtlichen Regelungen zu 
entnehmen.
5Private Consulting-Unternehmen und privat-
rechtliche Gesellschaften sind wie entspre-
chende Einrichtungen zu behandeln, soweit 
sie im Rahmen eines Unterauftrags (z. B. Be-
auftragung durch die GIZ) staatliche deutsche 
Projekte der Entwicklungszusammenarbeit 
oder im Rahmen eines Auftrags der Europä-
ischen Union Projekte der Entwicklungszu-
sammenarbeit durchführen. 6Voraussetzung 
für die Einstufung als entsandte Fachkraft ist, 
dass nachweislich eine förderungswürdige 
Aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit 
wahrgenommen wird.

e) 1Wahrnehmung einer Lehrtätigkeit bei einer 
als Ersatz für eine öffentliche Schule staatlich 
anerkannten oder genehmigten Privatschule 
(vgl. Artikel 7 Abs. 4 und 5 GG) oder einer 
Lehrtätigkeit im Ausland als Auslandsdienst-
lehrkraft oder als Bundesprogrammlehrkraft 
im Sinn der Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen dem Bundesminister des Auswärtigen 
und den Kultusministern der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
den Präsidenten der Ständigen Kultusminis-
terkonferenz, über den Einsatz deutscher 
Lehrkräfte im Ausland (,,Rahmenstatut für 
die Tätigkeit deutscher Lehrkräfte im Aus-
land“) vom 21. Dezember 1994. ²Soweit eine 
Beurlaubung unter Fortzahlung der Bezüge 

oder eine Abordnung erfolgt, ist die Zeit der 
Beurlaubung oder der Abordnung unabhängig 
von der Frage einer Personalkostenerstattung 
(einschließlich Beteiligung an den Versor-
gungskosten) bereits nach Abs. 1 Satz 1 ru-
hegehaltfähig. 3Dies betrifft insbesondere Be-
urlaubungen für eine Tätigkeit im Ausland als 
Landesprogrammlehrkraft oder als Lehrkraft 
an Europäischen Schulen (Schola Europaea) 
oder Abordnungen in den Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der Verteidigung für 
eine Tätigkeit als Lehrkraft an Auslandsschu-
len der Bundeswehr. 

14.1.3.3 1Mit der Beurlaubung soll unter Beachtung von 
Abs. 2 von der beurlaubenden Stelle auch über 
die Berücksichtigung von Zeiten nach Satz 2 
Nr. 4 entschieden werden. 2Für den Erlass einer 
 Gewährleistungsentscheidung nach § 5 Abs. 1 
Satz 3 SGB VI kann die Berücksichtigung der 
Zeit einer Beurlaubung als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit unter Beachtung von Abs. 2 zugesi-
chert werden. 3Die Anerkennung der Ruhege-
haltfähigkeit von Zeiten einer Beurlaubung ohne 
Grundbezüge ist zudem unter den Vorbehalt zu 
stellen, dass aus der während der Beurlaubung 
ausgeübten Tätigkeit keine Versorgung, Rente 
oder ähnliche Leistung erworben wird. 4Der 
Vorbehalt ist insbesondere auszusprechen, wenn 
Leistungen zu erwarten sind, die nicht nach 
Art. 85 angerechnet werden können (vgl. insbe-
sondere Art. 85 Abs. 1 Satz 6). 5Renten im Sinn 
des Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 4 und Leis-
tungen, die nur den Nachteil eines auf Grund 
der Beurlaubung nicht eingetretenen regulären 
Karriereverlaufs ausgleichen, werden von dem 
Vorbehalt nicht erfasst. 

14.1.4 Schuldhaftes Fernbleiben vom Dienst  
(Abs. 1 Satz 2 Nr. 5)

Bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst sind 
nur ganze Tage auszuschließen (vgl. Art. 9 Abs. 1 
Satz 1 BayBesG).

14.1.5 Zeiten mit Abfindung (Abs. 1 Satz 2 Nr. 6)
1Unter Abfindung aus öffentlichen Mitteln im 
Sinn des Satzes 2 Nr. 6 ist z. B. eine Abfindung 
nach Art. 166 BayBG in der bis zum 31. Dezember 
1976 geltenden Fassung oder den entsprechen-
den bundes- bzw. landesrechtlichen Vorschriften 
zu verstehen, sofern sie nicht nach § 88 Abs. 2 
BeamtVG in der bis zum 31. August 2006 gel-
tenden Fassung oder entsprechenden bundes- 
bzw. landesrechtlichen Vorschriften vollständig 
zurückgezahlt worden ist. 2Nicht als Abfindung 
im Sinn des Satzes 2 Nr. 6 gelten u. a.:

–  ein Übergangsgeld nach Art. 67 oder ent-
sprechenden bundes- bzw. landesrechtlichen 
Vorschriften oder bis zum 31. Dezember 1976 
geltendem Recht,

–  ein Übergangsgeld nach §  47a BeamtVG oder 
entsprechenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten,

–  ein Ausgleich nach Art. 103 Abs. 12, § 48 
 BeamtVG oder entsprechenden landesrecht-
lichen Vorschriften,
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–  eine Übergangsbeihilfe nach § 10 des Ge-
setzes zur vorläufigen Regelung der Rechts-
verhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes (vorl. BPolBG) vom 6. August 1953 
(BGBl I S. 899) oder nach § 18 des Bundespo-
lizeibeamtengesetzes (BPolBG) in der bis zum 
30. Juni 1976 geltenden Fassung,

–  die Nachversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder einer berufsständi-
schen Versorgungseinrichtung.

14.2 Erhebung von Versorgungszuschlägen
1Die Zahlung von Versorgungszuschlägen ist 
eine weitere Voraussetzung für die Anerken-
nung der Ruhegehaltfähigkeit von Zeiten einer 
Beurlaubung ohne Grundbezüge. 2Grundsätzlich 
muss die Voraussetzung der zugestandenen öf-
fentlichen Belange oder des dienstlichen Interes-
ses kumulativ vorliegen. 3Bei Abordnungen und 
Zuweisungen ist Abschnitt VI der Anlage zu den 
VV zu Art. 50 BayHO (VANBest) zu beachten. 

14.2.1 Anwendungsfälle

14.2.1.1 Die Beurlaubung eines Beamten oder einer 
 Beamtin zu einem anderen Dienstherrn (§ 2 
 BeamtStG) sowie die Beurlaubung für eine Tä-
tigkeit bei einem sonstigen Arbeitgeber ist außer 
in den Fällen der Nrn. 14.2.2 und 14.2.7 von der 
Zahlung eines Versorgungszuschlags abhängig 
zu machen

a) bei der Beurlaubung ohne Grundbezüge, 
wenn die Berücksichtigung der Zeit der Be-
urlaubung als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
zugesichert wird,

b) bei der (Teil-)Beurlaubung nach § 17 Urlaubs-
verordnung (UrlV) mit entsprechender Kür-
zung der Besoldung oder bei der Beurlaubung 
nach § 18 UrlV mit teilweiser Belassung der 
Leistungen des Dienstherrn, wenn die Zeit der 
Beurlaubung als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt wird.

14.2.1.2 1Zur Sicherstellung der Zahlung des Versor-
gungszuschlags ist die Beurlaubung stets von 
der Vereinbarung eines Versorgungszuschlags 
mit dem anderen Dienstherrn oder Arbeitgeber 
abhängig zu machen, sofern nicht ein Ausnah-
mefall (Nrn. 14.2.2 oder 14.2.7) vorliegt.
2Für den Abschluss der Vereinbarung ist im 
staatlichen Bereich die Dienststelle zuständig, 
die die Beurlaubung verfügt. 3In der Vereinba-
rung ist auf die Regelungen in diesen Verwal-
tungsvorschriften Bezug zu nehmen und der 
andere Dienstherr oder Arbeitgeber zu verpflich-
ten, die maßgeblichen Änderungen des Famili-
enstandes (z. B. Eheschließung oder Scheidung) 
der für die Erhebung des Versorgungszuschlages 
zuständigen Stelle mitzuteilen. 4Im staatlichen 
Bereich ist ein Abdruck der Vereinbarung der für 
die Erhebung des Versorgungszuschlags zustän-
digen Pensionsbehörde (Nr. 14.2.6) und, sofern 
die Leistungen des Freistaats Bayern während 
der Beurlaubung dem Beamten oder der Beam-
tin ganz oder teilweise weitergewährt werden, 
auch der für die Festsetzung, Abrechnung und 
Anordnung der Besoldung zuständigen Behör-

de unverzüglich zu übermitteln. 5Diese teilt der 
Pensionsbehörde die Änderungen in den Ver-
hältnissen des Beamten oder der Beamtin, die 
Auswirkungen auf die Bemessung des Versor-
gungszuschlags haben (z. B. Eheschließung, Be-
förderung), umgehend mit. 

14.2.1.3 Der Versorgungszuschlag ist im staatlichen Be-
reich für Personen, deren Amts-, Dienst-, oder 
Beschäftigungsverhältnis erstmals nach dem 
31. Dezember 2007 begründet wurde, dem Son-
dervermögen „Versorgungsfonds des Freistaates 
Bayern“ anstelle des monatlichen Pauschalbetra-
ges zuzuführen (vgl. Art. 16 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Bildung von Versorgungsrücklagen im 
Freistaat Bayern – BayVersRücklG). 

14.2.2 Ausnahmefälle
1Von der Erhebung eines Versorgungszuschlags 
wird abgesehen in den Fällen einer Beurlau-
bung 

14.2.2.1 nach §§ 9, 16a ArbPlSchG gegebenenfalls in Ver-
bindung mit § 78 ZDG.

14.2.2.2 nach § 7 des Eignungsübungsgesetzes.

14.2.2.3 für Aufgaben der Entwicklungshilfe als Entwick-
lungshelfer (§ 1 des EhfG).

14.2.2.4 bei Entsendung in öffentliche zwischen- oder 
überstaatliche Organisationen (vgl. Anhang 
zu den Entsendungsrichtlinien – EntsR – vom 
26. September 2005, GMBl S. 1073; gemäß FMS 
vom 9. Dezember 2005, GZ.: 21-P 1046-001- 
43 142/05 ist im staatlichen Bereich entsprechend 
zu verfahren).

14.2.2.5 als Fachkraft zu einer Auslandstätigkeit bei 
autonomen Institutionen (z. B. politischen Stif-
tungen) und freien Organisationen im Rahmen 
einer vom Bundesministerium für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklungshilfe ge-
förderten entwicklungspolitischen Maßnahme, 
es sei denn, dass in der Zuwendung des Bundes 
dafür auch ein Versorgungszuschlag zugunsten 
des Dienstherrn des Beamten oder der Beamtin 
enthalten ist (integrierte Fachkraft).

14.2.2.6 als Fachkraft der Technischen Hilfe bei der GIZ 
– vormals GTZ – oder entsprechenden Einrich-
tungen (entsandte Fachkraft).

14.2.2.7 zu Fraktionen des Bundestages, der Landtage, 
bei kommunalen Vertretungskörperschaften und 
des Europäischen Parlaments.

14.2.2.8 zur vertretungsweisen oder probeweisen Wahr-
nehmung einer Professur bei einem anderen 
Dienstherrn. 2Dies gilt nur, soweit der andere 
Dienstherr im umgekehrten Fall ebenfalls auf 
die Erhebung von Versorgungszuschlägen ver-
zichten würde.

14.2.2.9 für eine Tätigkeit als Hochschullehrer an einer 
ausländischen Hochschule.

14.2.2.10 zur Vorbereitung der Wahl zum Deutschen Bun-
destag oder einer gesetzgebenden Körperschaft 
eines Landes.

14.2.2.11 zur Ableistung eines freiwilligen sozialen oder 
ökologischen Jahres oder eines Bundesfreiwilli-
gendienstes.
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14.2.3 Bemessungsgrundlage 

14.2.3.1 1Bemessungsgrundlage für die Berechnung des 
Versorgungszuschlages bei Beurlaubungen ohne 
Grundbezüge sind

a) die ohne die Beurlaubung monatlich zustehen-
den ruhegehaltfähigen Bezüge einschließlich 
eines etwaigen Familienzuschlages höchstens 
bis zur Stufe 1 (Art. 12 Abs. 1). 2Eine Überlei-
tungszulage nach Art. 108 Abs. 1 BayBesG ist 
in der jeweils ohne die Beurlaubung zustehen-
den Höhe anzusetzen. 3Vorgriffszahlungen 
auf allgemeine Erhöhungen der ruhegehalt-
fähigen Bezüge sind bei der Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage vorbehaltlich einer 
Neuberechnung nach Inkrafttreten des Ge-
setzes über die Erhöhung zu berücksichtigen. 
4Einmalzahlungen nach den Anpassungsge-
setzen bleiben außer Betracht. 

b) die zum Beginn der Beurlaubung monatlich 
zustehenden unbefristeten und befristeten 
Hochschulleistungsbezüge (Art. 13). 2Sie sind 
von Anfang an und in voller Höhe zu berück-
sichtigen. 

c) die anteilige jährliche Sonderzahlung in 
Höhe von jeweils einem Zwölftel der für die 
Abrechnungsmonate jeweils maßgebenden 
Bemessungsgrundlage unter Anwendung 
des im jeweiligen Abrechnungsmonat gelten-
den Vomhundertsatzes nach Art. 83 Abs. 2 
Nrn. 1 und 4 BayBesG. 2Der Erhöhungsbetrag 
(Art. 84 BayBesG), der Sonderbetrag für Kin-
der (Art. 85 BayBesG) und der Unterschieds-
betrag nach Art. 69 Abs. 2 sind nicht zu be-
rücksichtigen.

 2Für die Ermittlung der Bemessungsgrund-
lage des Versorgungszuschlages bleiben ver-
sorgungsrechtliche Abweichungen von den in 
Art. 12 Abs. 1 bestimmten ruhegehaltfähigen 
Bezügen außer Betracht, so z. B. Art. 12 Abs. 4 
bis 8, Art. 103 und 107.

14.2.3.2 Bei Beurlaubungen für eine Lehrtätigkeit als Aus-
landsdienstlehrkraft oder als Bundesprogramm-
lehrkraft ist die halbe Bemessungsgrundlage 
nach Nr. 14.2.3.1 zugrunde zu legen.

14.2.3.3 1In den Fällen der Nr. 14.2.1.1 Buchst. b gilt 
Nr. 14.2.3.1 entsprechend. 2Bemessungsgrund-
lage ist der Teilbetrag, der dem Verhältnis des 
einbehaltenen Betrags der Bezüge zu dem Ge-
samtbetrag der Bezüge entspricht.

14.2.3.4 Wird ein Versorgungszuschlag erhoben, so ist er 
für die gesamte Dauer der Beurlaubung zu zah-
len.

14.2.4 Höhe des Versorgungszuschlags

14.2.4.1 Der Versorgungszuschlag beträgt 30 v. H. der 
Bemessungsgrundlage.

14.2.4.2 Im Falle einer während der Beurlaubung aus-
geübten Teilzeitbeschäftigung bemisst sich die 
Höhe des Versorgungszuschlags anteilig nach 
Maßgabe der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nach 
Art. 24 Abs. 1.

14.2.4.3 1Befindet sich die Beamtin während der Beurlau-
bung in Mutterschutz, bemisst sich der Versor-

gungszuschlag entsprechend der Nrn. 14.2.4.1 
bzw. 14.2.4.2. 2Für den Zeitraum einer Elternzeit 
während der Beurlaubung ist kein Versorgungs-
zuschlag zu entrichten. 

14.2.4.4 Hat der Arbeitgeber des beurlaubten Beamten 
oder der beurlaubten Beamtin im Falle einer 
Nachversicherung die Versicherungsbeiträge 
getragen, die auf die Beschäftigungszeit bei ihm 
entfallen, so ist der für diesen Zeitraum gezahlte 
Versorgungszuschlag zur Hälfte an ihn zurück-
zuzahlen.

14.2.5 Abrechnungszeitraum

14.2.5.1 1Abrechnungszeitraum ist das Kalenderjahr. 2Der 
Versorgungszuschlag wird nachträglich abge-
rechnet. 3Endet die Beurlaubung während eines 
Kalenderjahres, so endet gleichzeitig der Abrech-
nungszeitraum. 4Die Abrechnung ist umgehend 
nach dem Ende des jeweiligen Abrechnungszeit-
raums vorzunehmen.

14.2.5.2 Auf den für den Abrechnungszeitraum zu zah-
lenden Versorgungszuschlag wird zum 15. eines 
jeden Monats ein Monatsbetrag als Abschlag er-
hoben.

14.2.5.3 Die Höhe der Abschläge ist im Jahr des Beginns 
der Beurlaubung nach dem für den ersten vol-
len Monat der Beurlaubung anfallenden Betrag 
des Versorgungszuschlags und in den folgenden 
Jahren jeweils nach dem monatlichen Durch-
schnittsbetrag des abgelaufenen Zeitraums zu 
bemessen.

14.2.5.4 Der sich nach den Nrn. 14.2.5.2 und 14.2.5.3 er-
gebende Betrag ist auf den nächsten ohne Rest 
durch zehn teilbaren vollen Euro-Betrag abzu-
runden.

14.2.6 Zuständigkeit für die Erhebung

Im staatlichen Bereich obliegt die Erhebung 
des Versorgungszuschlags der Pensionsbehör-
de (Art. 9 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit der 
ZustV-Bezüge).

14.2.7 Ausnahmen
1Weitere Ausnahmen zur Erhebung von Versor-
gungszuschlägen bedürfen der Zustimmung des 
Staatsministeriums der Finanzen. 2Dies gilt bei 
nichtstaatlichen Dienstherren nur, wenn allge-
meine Ausnahmen getroffen werden sollen, die 
über den Einzelfall hinaus gelten sollen. 3Im 
Übrigen entscheidet bei nichtstaatlichen Dienst-
herren die für den Beamten oder die Beamtin 
zuständige oberste Dienstbehörde. 4Bei Mitglie-
dern des Bayerischen Versorgungsverbandes 
wird der Erhebung des Versorgungszuschlages 
in Höhe des auf den Beamten oder die Beamtin 
während der Beurlaubung entfallenden Anteils 
der jeweiligen Umlage zum Bayerischen Versor-
gungsverband allgemein zugestimmt. 

14.2.8 Erhebung von Versorgungszuschlägen bei sons-
tigen Beurlaubungen unter Fortfall der Leistun-
gen des Dienstherrn

14.2.8.1 1Für Beurlaubungen ohne Grundbezüge in 
anderen als den in Nr. 14.2.1 bezeichneten 
Fällen, in denen der Beamte oder die Beamtin 
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während der Beurlaubung neben seinem oder 
ihrem  Beamtenverhältnis kein weiteres Dienst- 
oder  Arbeitsverhältnis begründet, gelten die 
Nr. 14.2.1.1 Buchst. a, Nrn. 14.2.1.2, 14.2.3, 
14.2.4.1, 14.2.5, 14.2.6 und 14.2.7 sinngemäß, 
wenn der Urlaub von vornherein oder nach Ver-
längerung für mehr als sechs Monate gewährt 
wird.
2Der Versorgungszuschlag ist von dem Beamten 
oder der Beamtin zu entrichten. 3Die Gewährung 
des Urlaubs ist von der Abgabe einer Erklärung 
des Beamten oder der Beamtin zur Entrichtung 
des Versorgungszuschlags abhängig zu machen, 
sofern nicht eine Ausnahmeregelung nach den 
Nrn. 14.2.7 oder 14.2.8.2 getroffen wird.

14.2.8.2 1Dient der Urlaub dienstlichen Interessen, so 
kann von der Erhebung des Versorgungszu-
schlags abgesehen werden. 2Die Entscheidung 
trifft die Dienststelle, die die Beurlaubung ver-
fügt.

14.2.9 Übergangsregelung
1Unberührt von der Neuregelung des Versor-
gungszuschlags bleiben Beurlaubungen, die vor 
dem Inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrift 
angetreten worden sind. 2Dies gilt nicht für den 
Zeitraum einer Verlängerung einer Beurlaubung 
nach Inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrif-
ten.

14.3 Nicht ruhegehaltfähige Dienstzeiten 

14.3.1 1Dienstzeiten aus einem inländischen Beamten-
verhältnis sind nicht ruhegehaltfähig, wenn das 
Beamtenverhältnis wegen pflichtwidrigen oder 
strafbaren Verhaltens endete. 2Dies gilt sowohl 
für den Verlust der Beamtenrechte kraft Gesetzes 
als auch für den Verlust auf Grund einer Diszi-
plinarentscheidung und zwar auch dann, wenn 
der Beamte oder die Beamtin diesen Rechts-
folgen nur durch einen Antrag auf Entlassung 
entgangen ist. 3Abs. 3 findet keine Anwendung, 
wenn die beamtenrechtlichen Folgen eines Ur-
teils im Gnadenwege (vgl. Art. 61 Abs. 2 BayBG, 
Art. 76 BayDG oder entsprechende bundes- oder 
landesrechtliche Vorschriften) oder im Wieder-
aufnahmeverfahren (vgl. Art. 60 Abs. 1 BayBG, 
§ 24 BeamtStG, Art. 71 Abs. 1 BayDG oder ent-
sprechende bundes- oder landesrechtliche Vor-
schriften) vollständig aufgehoben worden sind.

14.3.2 Ausnahmen (Abs. 3 Satz 2) sollen zugelassen 
werden, wenn der Beamte oder die Beamtin, dem 
oder der ein Verfahren mit der Folge des Ver-
lustes der Beamtenrechte oder der Entfernung 
aus dem Dienst oder die Entlassung drohte, auf 
seinen oder ihren Antrag entlassen (Abs. 3 Satz 1 
Nr. 3), aber wieder in das Beamtenverhältnis be-
rufen worden ist, nachdem er oder sie rechtskräf-
tig freigesprochen oder nur zu einer Strafe ver-
urteilt worden ist, die sein oder ihr Ausscheiden 
nicht nach sich gezogen hätte.

14.3.3 Ausnahmen (Abs. 3 Satz 2) können ferner zuge-
lassen werden, wenn der frühere Beamte oder die 
frühere Beamtin in anderen als den in Nr. 14.3.2 
genannten Fällen wieder in das Beamtenverhält-

nis berufen worden ist und sich in dem neuen 
Beamtenverhältnis bewährt hat.

14.4 Gleichgestellte Zeiten

14.4.1 Die Gleichstellung nach Abs. 4 Nr. 1 gilt für zu-
rückgelegte Amtszeiten eines Mitglieds der Bun-
desregierung (§ 2 Abs. 2, §§ 9, 10 des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der 
Bundesregierung – BMinG) oder einer Landesre-
gierung (vgl. Art. 2 Abs. 2, Art. 8, 9 und 10 Abs. 4 
des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder der Staatsregierung – MinG – oder 
entsprechendes Landesrecht).

14.4.2 Zu den entsprechenden Voraussetzungen 
(Abs. 4 Nr. 2), unter denen Zeiten im Amt eines 
Parlamentarischen Staatssekretärs oder einer 
Parlamentarischen Staatssekretärin bei einem 
Mitglied einer Bundes- oder Landesregierung 
zu berücksichtigen sind, gehört, dass der Amts-
inhaber oder die Amtsinhaberin einem Berufs-
ausübungsverbot (vgl. § 7 des Gesetzes über 
die Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen 
Staatssekretäre – ParlStG in Verbindung mit § 5 
BMinG oder entsprechendes Landesrecht) unter-
lag.

14.4.3 1Eine Berücksichtigung nach Abs. 4 Nr. 3 kommt 
nur in Betracht, soweit dem Beamten oder der 
Beamtin ein entsprechendes Wahlrecht zur Ab-
sicherung der Mandatszeit für den Fall zusteht, 
dass daraus keine Versorgungsanwartschaft oder 
kein Versorgungsanspruch erworben wird. 2Für 
Mitglieder des Bayerischen Landtages ergibt sich 
dies aus Art. 16 Bayerisches Abgeordnetengesetz 
– BayAbgG, für Mitglieder des Bundestages aus 
§ 23 Abgeordnetengesetz – AbgG. 

14.4.4 Abs. 4 Nr. 4 erfasst Zeiten als Rechtsreferendar 
oder Rechtsreferendarin in einem öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnis soweit eine 
Anwartschaft auf Versorgung entsprechend den 
beamtenrechtlichen Vorschriften gewährleistet 
wurde (vgl. Art. 4 Gesetz zur Sicherung des juris-
tischen Vorbereitungsdienstes – SiGjurVD oder 
entsprechende landesrechtliche Vorschriften).

14.4.5 1Nr. 5 erfasst ohne Rücksicht auf die Art der Tä-
tigkeit Dienstzeiten im öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung, die während des Beamtenverhältnisses 
(Entsendungszeit) oder vor der Berufung in das 
Beamtenverhältnis zurückgelegt worden sind. 
2Wegen der Berücksichtigung entsprechender 
nach der Beendigung des Beamtenverhältnis-
ses zurückgelegter Zeiten vgl. Art. 15 Satz 1 
Nr. 2. 3Eine von der zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung gewährte Abfin-
dung (Abs. 4 Nr. 5 zweiter Halbsatz) wird nach 
Art. 86 Abs. 3 berücksichtigt. 4Welche Einrich-
tungen insbesondere als zwischenstaatliche und 
überstaatliche Einrichtungen anzusehen sind, 
ergibt sich insbesondere aus dem Anhang zu den 
Entsendungsrichtlinien – EntsR – vom 26. Sep-
tember 2005 (GMBl S. 1073; gemäß FMS vom 
9. Dezember 2005, GZ.: 21-P 1046-001-43 142/05 
ist im staatlichen Bereich entsprechend zu ver-
fahren) oder den entsprechenden landesrecht-
lichen Vorschriften.
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15. Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit

15.0 Die Vorschrift regelt die Erhöhung der ruhege-
haltfähigen Dienstzeit um Zeiten, die ein Ruhe-
standsbeamter oder eine Ruhestandsbeamtin in 
grundsätzlich nach Art. 14 oder 16 berücksich-
tigungsfähigen Dienst- oder Amtsverhältnissen 
zurückgelegt hat (sog. Nachdienstzeiten). 

15.1.1 1Die ruhegehaltfähige Dienstzeit ist erst nach 
dem Ausscheiden aus dem in Satz 1 genannten 
Dienst- oder Amtsverhältnis neu zu berechnen. 
2Eine Neufestsetzung des Ruhegehaltes ist nicht 
erforderlich, wenn der Höchstruhegehaltssatz 
auch ohne Nachdienstzeiten erreicht wird. 3Neu-
festsetzungen sind mit Wirkung vom Ersten des 
auf die Beendigung der Beschäftigung folgenden 
Monats vorzunehmen. 

15.1.2 1Voraussetzung für die Berücksichtigung nach 
Satz 1 Nr. 1 ist eine Vollbeschäftigung gegen 
Entgelt. 2Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung 
bleiben – unabhängig vom Rechtsgrund und 
Beschäftigungsumfang – unberücksichtigt.

15.1.3 1Nachdienstzeiten nach Satz 1 Nr. 1 werden nicht 
berücksichtigt, wenn der Ruhestandsbeamte oder 
die Ruhestandsbeamtin aus der nach dem Ein-
tritt in den Ruhestand ausgeübten Tätigkeit einen 
neuen Versorgungsanspruch erwirbt. 2Dies gilt 
nicht bei Tätigkeiten im Sinn des Art. 14 Abs. 4 
Nr. 5 (Satz 1 Nr. 2); Art. 86 findet Anwendung. 
3Im Übrigen gilt Nr. 14.4.5 entsprechend.

15.1.4 Zu Satz 2 wird auf die zugehörigen Nrn. 14.1.3 
bis 14.3.3 verwiesen.

16. Berufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare 
Zeiten

16.0 1Die Vorschrift regelt die Berücksichtigung von 
Zeiten eines berufsmäßigen Wehrdienstes und 
vergleichbaren Zeiten. 2Bei der Berücksichtigung 
von Zeiten in dem von Art. 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet vor dem 3. Oktober 1990 
sind Art. 21 und 25 zu beachten.

16.1.1 Berufsmäßig im Dienst der Bundeswehr haben 
nach dem Gesetz über die Rechtsstellung der 
Soldaten (Soldatengesetz – SG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBl I 
S. 1482) in der jeweils geltenden Fassung die 
Soldaten und Soldatinnen gestanden, die in das 
Dienstverhältnis eines Berufssoldaten oder einer 
Berufssoldatin, eines Soldaten oder einer Solda-
tin auf Zeit berufen worden sind, und zwar  von 
dem Tag an, an dem das Dienstverhältnis rechts-
wirksam begründet worden ist (§ 41 SG).

16.1.2 1Berufsmäßiger Dienst in der Nationalen Volksar-
mee der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik (NVA) rechnet frühestens vom 1. März 
1956 und längstens bis zum 2. Oktober 1990. 
2Die Zeit des Ruhens des Dienstverhältnisses ab 
dem 3. Oktober 1990 für eine Übergangszeit von 
sechs bzw. neun Monaten ist nicht anrechenbar 
(Anlage I Kapitel XIX, Sachgebiet B, Abschnitt 
II Nr. 2 § 2 des Einigungsvertrages). 3Die Zeit des 
berufsmäßigen Wehrdienstes rechnet für Solda-
ten auf Zeit und Berufssoldaten der NVA erst ab 
der erneuten Berufung in ein Dienstverhältnis 
eines Soldaten auf Zeit oder eines Berufssoldaten 

der Bundeswehr (Anlage I Kapitel XIX, Sachge-
biet B, Abschnitt II Nr. 2 § 8 des Einigungsver-
trages). 

16.1.3 Als berufsmäßiger Dienst im Vollzugsdienst der 
Polizei rechnet die von Angehörigen des Polizei-
vollzugsdienstes abgeleistete Dienstzeit u. a.

16.1.3.1 im Bundesgrenzschutz, soweit der Dienst nicht 
auf Grund der Grenzschutzdienstpflicht geleistet 
wurde, oder

16.1.3.2 in der Volkspolizei der ehemaligen DDR, nicht 
dagegen in der kasernierten Volkspolizei. 2Die 
kasernierte Volkspolizei war eine Vorgängeror-
ganisation der NVA (vgl. Nr. 16.1.2). 

16.2 1Zu Abs. 2 wird auf die zugehörigen Nrn. 14.1.3 
bis 14.3.3 verwiesen. 2Nicht als Abfindung im 
Sinn des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 gelten Über-
gangsbeihilfen nach den §§ 12 und 13 Solda-
tenversorgungsgesetz (SVG). 3Bei Verlust der 
Rechtsstellung eines Berufssoldaten oder einer 
Berufssoldatin (§ 48 SG) oder eines Soldaten oder 
einer Soldatin auf Zeit (§ 54 Abs. 2 Nr. 2 SG), so-
wie bei Entlassung auf Antrag eines Berufssol-
daten oder einer Berufssoldatin (§ 46 Abs. 3 SG) 
oder eines Soldaten oder einer Soldatin auf Zeit 
(§ 55 Abs. 3 SG) gelten die Nrn. 14.3.2 und 14.3.3 
entsprechend.

17. Nichtberufsmäßiger Wehrdienst und vergleich-
bare Zeiten

17.0 1Die Vorschrift regelt die Berücksichtigung von 
Zeiten des nichtberufsmäßigen Wehrdienstes 
und Vollzugdienstes der Polizei sowie des Zivil-
dienstes. 2Bei der Berücksichtigung von Zeiten 
in dem von Art. 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet vor dem 3. Oktober 1990 sind 
Art. 21 und 25 zu beachten.

17.1.1 Die Berücksichtigung von Zeiten nach Abs. 1 
geht der Berücksichtigung nach Art. 18, 19, 20 
und  22 Abs. 2 Sätze 3 und 4 vor. 

17.1.2 1Die Dauer eines nichtberufsmäßigen Wehrdiens-
tes in der Bundeswehr oder eines Zivildienstes 
ergibt sich aus der Dienstzeitbescheinigung 
(§ 32 SG bzw. § 46 Abs. 1 ZDG). 2Die Dauer eines 
nichtberufsmäßigen Wehrdienstes in der NVA 
ergibt sich aus dem Wehrdienstausweis. 

17.1.3 Der nichtberufsmäßige Wehrdienst in der Bun-
deswehr umfasst die in § 4 Wehrpflichtgesetz 
(WPflG) genannten Arten des Wehrdienstes so-
wie nach früherem Wehrrecht geleisteten Wehr-
dienst. 

17.1.4 Der nichtberufsmäßige Wehrdienst umfasst auch 
die Zeit des Ruhens der Dienstverhältnisse ehe-
maliger Angehöriger der NVA (vgl. Nr. 16.1.2 
Satz 2), soweit währenddessen tatsächlich Wehr-
dienst geleistet wurde.

17.1.5 1Der nichtberufsmäßige Wehrdienst umfasst 
auch den Grundwehrdienst in der NVA in der 
Zeit zwischen dem 1. März 1956 und dem 2. Ok-
tober 1990. 2Die Wehrpflicht in der ehemaligen 
DDR wurde am 25. Januar 1962 durch Gesetz 
über die allgemeine Wehrpflicht vom 24. Januar 
1962 eingeführt; vor dem 1. Mai 1962 war der 
Wehrdienst bis zu drei Jahren freiwillig. 3Die ge-
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setzliche Dauer des Grundwehrdienstes in der 
ehemaligen DDR betrug vom

1. Mai 1962 bis 30. April 1990 18 Monate 

1. Mai 1990 bis 2. Oktober 1990 12 Monate
4Die wehrdienstleistenden Soldaten der NVA 
wurden mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 Sol-
daten der Bundeswehr (Anlage I Kapitel XIX 
Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 2 des Einigungs-
vertrages).

17.1.6 Nichtberufsmäßiger Wehrdienst in fremden 
Streitkräften ist nur soweit er nach § 8 Abs. 2 
WPflG auf den deutschen Wehrdienst (vgl. 
Nr. 17.1.3) ganz oder teilweise angerechnet wur-
de und im Umfang der tatsächlichen Anrechnung 
zu berücksichtigen.

17.1.7 Nichtberufsmäßiger Polizeivollzugsdienst im 
Sinn des Abs. 1 Nr. 1 ist der nicht von Art. 16 
Abs. 1 erfasste, die Arbeitskraft voll beanspru-
chende Dienst u. a. auf Grund der Grenzschutz-
dienstpflicht (§§ 49 ff. des Bundesgrenzschutzge-
setzes).

17.1.8 Einem Zivildienst nach dem ZDG stehen 
gleich:

17.1.8.1 1Wehrersatzdienst als Bausoldat der ehemaligen 
DDR gemäß der Anordnung vom 7. September 
1964 (GBI I Nr. 11/1964 S. 1290) in der Zeit bis 
zum 28. Februar 1990. 2Die gesetzliche Dauer 
des Wehrersatzdienstes von 1964 bis 30. April 
1990 betrug 18 Monate.

17.1.8.2 1Zivildienst auf Grund der Verordnung über den 
Zivildienst in der DDR vom 20. Februar 1990 
(GBI I Nr. 10/1990 S. 79) in der Zeit vom 1. März 
1990 bis 2. Oktober 1990. 2Zivildienstpflichtige 
Personen gelten mit Wirkung vom 3. Oktober 
1990 als anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
im Sinn des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes 
(Anlage I Kapitel X Sachgebiet C Abschnitt III 
Nr. I Einigungsvertrag). 3Die Dauer des Zivil-
dienstes der DDR betrug zwölf Monate.

17.1.9 1Zeiten einer Heilbehandlung (vgl. § 10 Bundes-
versorgungsgesetz – BVG) sind nach Abs. 1 Nr. 2 
zu berücksichtigen, wenn die Krankheit oder 
Verwundung mit einer der in Abs. 1 Nr. 1 oder 
Art. 16 Abs. 1 genannten Zeiten in ursächlichem 
Zusammenhang steht. 2Dies ist anzunehmen, 
wenn die Arbeitsunfähigkeit bei der Entlassung 
vorgelegen hat und die Heilbehandlung im un-
mittelbaren zeitlichen Anschluss an die Entlas-
sung erfolgte. 3Arbeitsunfähig ist, wer infolge 
Krankheit oder Verwundung seine bisher aus-
geübte Tätigkeit nicht (weiter-)verrichten kann.

17.2 Zu Abs. 2 wird auf die zugehörigen Nrn. 14.1.3 
bis 14.3.3 verwiesen.

18. Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis 
im öffentlichen Dienst

18.0 1Zeiten in einem privatrechtlichen Arbeitsver-
hältnis im öffentlichen Dienst sollen nach Maß-
gabe des Art. 18 als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden, wenn sie bei einem öf-
fentlich-rechtlichen Dienstherrn ohne von dem 
Beamten oder der Beamtin zu vertretende Unter-
brechung zurückgelegt wurden und die Tätigkeit 

zur Ernennung in das nachfolgende Beamtenver-
hältnis geführt hat. 2Es muss sich um üblicher-
weise Beamten oder Beamtinnen übertragene 
oder für die Fachlaufbahn förderliche Tätigkeiten 
handeln. 3Bei der Berücksichtigung von Zeiten 
in dem von Art. 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet vor dem 3. Oktober 1990 sind 
Art. 21 und 25 zu beachten.

18.1.1 Nicht berücksichtigt werden Zeiten,

a) die vor einem früheren Beamtenverhältnis 
liegen, wenn die Zeit des früheren Beamten-
verhältnisses selbst nicht berücksichtigt wird, 
da

– eine Abfindung aus öffentlichen Mittel ge-
währt worden ist (vgl. Nr. 14.1.5) oder

– es sich um Zeiten nach Art. 14 Abs. 3 Satz 1 
handelt und keine Ausnahme nach Art. 14 
Abs. 3 Satz 2 zugelassen worden sind 
oder

b) im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis, für 
die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln 
gewährt worden ist.

18.1.2 1Öffentlich-rechtliche Dienstherren sind der 
Bund, die Länder, die Gemeinden, die Gemein-
deverbände oder sonstige Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
mit Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Re-
ligionsgesellschaften und weltanschaulichen 
Gemeinschaften und deren Verbände. 2Auf die 
Dienstherrenfähigkeit im Sinn des § 2 BeamtStG 
kommt es nicht an. 3Einrichtungen in dem in 
Art. 3 des Einigungsvertrages genannten Ge-
biet vor dem 3. Oktober 1990 sind wie öffentlich-
rechtliche Dienstherren zu behandeln, wenn sie 
nach den im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
herrschenden Rechtsvorstellungen Einrichtun-
gen eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
gewesen wären. Hierzu zählen beispielsweise:

–  zentrale und örtliche Einrichtungen des 
Staatsapparates (Volkskammer, Staatsrat, 
Ministerrat, Ministerien, Staatssekretariate, 
Räte der Bezirke, Kreise, Städte, Stadtbezirke 
und Gemeinden),

–  Rechtspflegeorgane (Staatsanwaltschaft, Ge-
richte),

–  Strafvollzugsorgane,

–  Polizei, Feuerwehr,

–  Zivilverteidigung nach dem Gesetz über die 
Landesverteidigung der Deutschen Demokra-
tischen Republik vom 13. Oktober 1978 (GBl 
S. 377),

–  Zoll,

–  Deutsche Reichsbahn,

–  Deutsche Post.

18.1.3 Ein „privatrechtliches Arbeitsverhältnis“ umfasst 
die Tätigkeit als Arbeitnehmer oder Arbeitneh-
merin einschließlich Tätigkeiten als sonstige 
Beschäftigte im Sinn des § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
SGB VI (insbesondere die dienstordnungsmä-
ßig Angestellten im Sinn der §§ 351 und 352 der 
Reichsversicherungsordnung – RVO, §§ 144 ff. 
SGB VII, § 52 des Gesetzes über die Alterssi-



FMBl Nr. 12/2012 415 

cherung der Landwirte – ALG). Nicht erfasst ist 
die Beschäftigung als Auszubildender in einem 
Lehr-, Volontär- und sonstigen Ausbildungsver-
hältnis.

18.1.4 Unterbrechungen 
1Als ruhegehaltfähig werden Zeiten aus einem 
Arbeitsverhältnis berücksichtigt, die ohne Unter-
brechung vor der Berufung in das nachfolgende 
Beamtenverhältnis zurückgelegt wurden; Un-
terbrechungen ohne Urlaub von nicht mehr als 
einem Monat sind unschädlich. 2Bei einem Be-
schäftigungsverbot nach dem Mutterschutzge-
setz oder einer Elternzeit nach dem Gesetz zum 
Elterngeld und zur Elternzeit – BEEG oder einem 
Erziehungsurlaub nach altem Recht liegt keine 
Unterbrechung vor. 3Beruht eine Unterbrechung 
auf Umständen, die der Beamte oder die Beamtin 
zu vertreten hat (Nr. 18.1.5), ist eine Berücksich-
tigung der vor der Unterbrechung liegenden Zeit 
nach Art. 18 ausgeschlossen. 
4Zeiten einer Unterbrechung können, soweit sie 
nicht nach anderen Vorschriften (beispielsweise 
Art. 17, 22 Satz 2) anzurechnen sind, nicht als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden.

18.1.4.1 Unterbrechungen während eines bestehenden 
Arbeitsverhältnisses
1Eine Unterbrechung liegt so lange nicht vor, als 
der Beamte oder die Beamtin im Arbeitsverhält-
nis mit Anspruch auf Arbeitsentgelt gestanden 
hat und während des Arbeitsverhältnisses auf 
Grund einer Beurlaubung nicht länger als einen 
Monat keinen Anspruch auf Arbeitsentgelt hat-
te (für die Zeit der Beurlaubung gilt Nr. 18.1.4 
Satz 4 entsprechend). 2Eine Unterbrechung liegt 
vor, wenn der Arbeitnehmer oder die Arbeitneh-
merin mindestens einen Arbeitstag ohne recht-
fertigenden Grund nicht tätig gewesen ist.

18.1.4.2 Unterbrechungen zwischen Beschäftigungsver-
hältnissen

Wurde der Beamte oder die Beamtin nicht un-
mittelbar nach seinem oder ihrem Ausscheiden 
aus dem Arbeitsverhältnis in ein weiteres nach 
Art. 18 berücksichtigungsfähiges Arbeitsverhält-
nis oder das Beamtenverhältnis berufen, liegt 
eine Unterbrechung vor. 

Beispiel:

Beamter A war als Verwaltungsangestellter ab 
1. Januar 1975 beim Freistaat Bayern beschäftigt. 
Zum 1. Mai 1980 kündigte er die Tätigkeit, um bis 
zum 30. Juni 1984 zu studieren. Nach dem Refe-
rendariat vom 1. September 1984 bis 30. August 
1987 arbeitete er ab 1. Oktober 1987 als ange-
stellter Lehrer und wurde zum 1. September 1988 
verbeamtet.

Die Zeit als Verwaltungsangestellter kann nicht 
nach Art. 18 berücksichtigt werden, da eine vom 
Beamten zu vertretende Unterbrechung vorliegt. 
Die Zeit des Studiums ist nach Art. 20, das Re-
ferendariat nach Art. 14 zu berücksichtigen. Die 
Zeit als angestellter Lehrer ist nach Art. 18 berück-
sichtigungsfähig, da keine Unterbrechung vorliegt 

und der zeitliche und funktionelle Zusammen-
hang gegeben ist.

18.1.5 Unterbrechungen, die der Beamte oder die Be-
amtin zu vertreten hat
1Der Beamte oder die Beamtin hat die Unter-
brechung zu vertreten, wenn sie auf Umständen 
beruht, die dem Verantwortungsbereich des Be-
amten oder der Beamtin zuzurechnen sind. 2Dies 
ist gegeben, wenn das Arbeitsverhältnis 

18.1.5.1 durch Kündigung oder Aufhebungsvertrag oder 
auf Veranlassung des Arbeitnehmers oder der 
Arbeitnehmerin oder durch den Arbeitgeber aus 
einem in der Person des Arbeitnehmers oder der 
Arbeitnehmerin liegenden wichtigen Grund be-
endet wurde.

18.1.5.2 wegen betriebsbedingter Kündigung oder wegen 
Auslaufens eines befristeten Arbeitsverhältnis-
ses beendet wurde und die Wiedereinstellung 
bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn aus 
einem Grunde verhindert oder verzögert wurde, 
für den der Beamte oder die Beamtin einzustehen 
hat. 3Dies ist der Fall, wenn er oder sie nicht alles 
ihm oder ihr mögliche getan hat, um eine Un-
terbrechung der Dienstzeit durch anschließende 
Weiterbeschäftigung im öffentlichen Dienst zu 
vermeiden oder auf eine objektiv unvermeidli-
che Dauer zu begrenzen. 4Allein die Aufnahme 
einer anderweitigen Tätigkeit begründet keine 
entgegenstehende Vermutung; vgl. im Übrigen  
BVerwG, Urteil vom 19. Februar 1998 - 2 C 
12.97). 

18.1.5.3 aus familiären Gründen unterbrochen wurde, es 
sei denn, dass das Ausscheiden aus einem unbe-
fristeten privatrechtlichen Arbeitsverhältnis auf 
eigenen Wunsch erfolgte zur tatsächlichen

a) Betreuung eines oder mehrerer Kinder unter 
18 Jahren oder

b) Pflege eines nach ärztlichem Gutachten pfle-
gebedürftigen sonstigen Angehörigen (vgl. 
sinngemäß Art. 89 Abs. 1 Nr. 1 BayBG), 

wenn der Beamte oder die Beamtin bis zur Wie-
dereinstellung in das Arbeitsverhältnis oder bis 
zur Berufung in das Beamtenverhältnis nicht 
anderweitig erwerbstätig war, die für das Aus-
scheiden maßgebenden Gründe bis zur Wieder-
einstellung fortbestanden haben und soweit die 
Unterbrechung den Zeitraum einer Beurlaubung 
nach Art. 92 Abs. 1 BayBG nicht überschritten 
hat. 3Maßgebend ist die Höchstdauer der Beur-
laubung eines Beamten oder einer Beamtin, die 
zum Zeitpunkt der Wiedereinstellung oder der 
Berufung in das Beamtenverhältnis galt. 4Dies 
gilt auch in Fällen der Beurlaubung gemäß § 28 
Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der 
Länder (TV-L) bzw. entsprechender Vorschrif-
ten. 5Eine Erwerbstätigkeit liegt auch bei einer 
geringfügigen Beschäftigung oder einer gering-
fügigen selbstständigen Tätigkeit (§ 8 SGB IV) 
vor.
6Die Höchstdauer der Beurlaubung eines Beam-
ten oder einer Beamtin ergibt sich aus nachfol-
gender Tabelle:
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bis 31. August 1970 sechs Jahre Art. 86a 
BayBG 

1. September 1970 
bis 31. Mai 1985 

sechs Jahre Art. 86a 
BayBG

1. Juni 1985 bis  
31. Januar 1988

neun Jahre Art. 86a 
BayBG

1. Februar 1988 bis 
30. Juni 1997

1. Juli 1997 bis  
31. März 2009

zwölf Jahre

Art. 86a 
BayBG

Art. 80b 
BayBG

ab 1. April 2009 fünfzehn Jahre Art. 92 
BayBG

18.1.6 Unterbrechungen, die der Beamte oder die Be-
amtin nicht zu vertreten hat
1Unterbrechungen, die der Beamte oder die Be-
amtin nicht zu vertreten hat, schließen die An-
erkennung der vor der Unterbrechung zurück-
gelegten Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
nicht aus. 2Folgende Unterbrechungen hat der 
Beamte oder die Beamtin vorbehaltlich der 
Nr. 18.1.5 nicht zu vertreten:

18.1.6.1 Tätigkeiten bei einer Fraktion des Bundestages, 
eines Landtages, einer kommunalen Vertre-
tungskörperschaft und des Europäischen Parla-
ments.

18.1.6.2 1Ableistung von Wehr- oder Zivildienst, auch 
wenn der Eintritt freiwillig erfolgt ist. 2Als 
Wehrdienst gilt der gesetzliche Wehrdienst (vgl. 
Art. 17) bis zur Dauer von drei Jahren, sofern es 
sich nicht um einen berufsmäßigen Wehrdienst 
handelt.

18.1.6.3 Ableistung von Wehrdienst als Soldat auf Zeit 
oder Soldatin auf Zeit (Art. 16) mit einer auf nicht 
mehr als zwei Jahre festgesetzten Dienstzeit.

18.1.6.4 Zeiten, in der sich der Arbeitnehmer oder die Ar-
beitnehmerin im Sinn der Nrn. 18.1.2 und 18.1.3 
auf Grund einer Krankheit oder Verwundung als 
Folge eines der in den Nrn. 18.1.6.2 und 18.1.6.3 
genannten Dienste arbeitsunfähig in einer Heil-
behandlung befunden hat.

18.1.6.5 1Zeiten eines Urlaubs ohne Arbeitsentgelt, wenn 
das dienstliche oder betriebliche Interesse an 
der Beurlaubung anerkannt wurde. 2Bei Urlaub 
ohne Arbeitsentgelt aus familiären Gründen ist 
Nr. 18.1.5.3 entsprechend anzuwenden.

18.1.6.6 Ableisten eines freiwilligen sozialen oder ökolo-
gischen Jahres oder eines Bundesfreiwilligen-
dienstes bis zu jeweils einem Jahr.

18.1.6.7 Die Zeit nach dem Zuzug aus dem in Art. 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet vor dem 
3. Oktober 1990, wenn sie sechs Monate nicht 
übersteigt; bei einer längeren Unterbrechung ist 
eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. 

18.1.7 Zeitlicher und funktioneller Zusammenhang
1Eine Tätigkeit hat zur Ernennung geführt, wenn 
Fähigkeiten und Erfahrungen erworben wurden, 
die ein wesentlicher Grund – nicht notwendiger-
weise der alleinige Grund – für die Übernahme 
in das nachfolgende Beamtenverhältnis waren. 
2Dabei muss ein zeitlicher und funktioneller Zu-
sammenhang zwischen der früheren Tätigkeit 

und der neuen Verwendung im Beamtenverhält-
nis bestehen.

18.1.7.1 Der zeitliche Zusammenhang ist gegeben, wenn 
diese Beschäftigungszeiten dem Eintritt in das 
Beamtenverhältnis – gegebenenfalls auch in 
einem anderen Verwaltungszweig oder bei ei-
nem anderen Dienstherrn – unmittelbar voran-
gegangen sind; eine von dem Beamten oder der 
Beamtin nicht zu vertretende Unterbrechung 
(Nr. 18.1.6) bleibt dabei unberücksichtigt.

18.1.7.2 1Für die Erfüllung des funktionellen Zusammen-
hangs müssen die im Arbeitnehmerverhältnis 
ausgeübten Tätigkeiten mindestens den Tätigkei-
ten der nächstniedrigeren Qualifikationsebene 
entsprechen, in der der Beamte oder die Beamtin 
eingestiegen ist. 2Bei Tätigkeiten vor einer erfolg-
reichen Qualifikationsprüfung, ist regelmäßig 
kein funktioneller Zusammenhang gegeben.

18.1.8 Beamtendiensttuerzeiten

Für die besonderen Tätigkeitsmerkmale des Sat-
zes 1 Nr. 1 gilt Folgendes:

18.1.8.1 Wegen des Begriffs Hauptberuflichkeit wird auf 
Nr. 24.3 verwiesen.

18.1.8.2 Eine in der Regel einem Beamten oder einer Be-
amtin obliegende oder später übertragene Be-
schäftigung liegt vor, wenn im oder nach dem 
Beschäftigungszeitraum gleichartige Tätigkeiten 
bei dem Dienstherrn oder, wenn sich bei diesem 
eine als Regel zu erkennende Übung nicht fest-
stellen lässt, bei anderen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn regelmäßig von Beamten oder Be-
amtinnen wahrgenommen wurden.

18.1.9 Förderliche Tätigkeiten

Für das besondere Tätigkeitsmerkmal der förder-
lichen Tätigkeit (Satz 1 Nr. 2) gilt, dass sie haupt-
beruflich im Sinn der Nr. 24.3 sein muss und

18.1.9.1 ihre Ableistung für die Fachlaufbahn (gegebe-
nenfalls mit dem gebildeten fachlichen Schwer-
punkt) bei einem Einstieg in der jeweiligen Qua-
lifikationsebene oder für den Befähigungserwerb 
für die Laufbahn nach dem bis zum 31. Dezem-
ber 2010 geltendem Recht gefordert wurde oder

18.1.9.2 sie in einem inneren Zusammenhang mit der 
ersten Verwendung im Beamtenverhältnis oder 
mit einer unmittelbar vorausgehenden Beam-
tendiensttuerzeit gestanden hat (eine von dem 
Beamten oder der Beamtin nicht zu vertretende 
Unterbrechung – vgl. Nr. 18.1.6 – bleibt dabei un-
berücksichtigt).

18.1.10 Förderlichkeit im Sinn des Satzes 1 Nr. 2 liegt 
nur vor, wenn die während der Beschäftigung 
im Arbeitnehmerverhältnis ausgeübte Tätig-
keit mindestens der Tätigkeit in den Ämtern 
ab der nächstniedrigeren Qualifikationsebene 
entspricht, in der der Arbeitnehmer oder die Ar-
beitnehmerin als Beamter oder Beamtin einge-
stiegen ist.

18.1.11 1Bei Beschäftigten im Sinn des § 5 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 SGB VI (beispielsweise DO-Angestellte) 
gelten die Voraussetzungen für die Berücksichti-
gung der Beschäftigungszeit mit Beginn der Ver-
sicherungsfreiheit als gegeben, soweit gesetzlich 
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nichts anderes bestimmt ist; Art. 14 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 3 gelten sinngemäß. 2Sowohl für diese 
als auch für die vor diesem Zeitpunkt liegenden 
Beschäftigungszeiten gelten die Nrn. 18.1.7 bis 
18.1.10 entsprechend.

18.1.12 1Einrichtungen im Sinn des Satzes 2 sind Be-
schäftigungsdienststellen ohne eigene Dienst-
herrenfähigkeit, die auf einem Staatsvertrag oder 
einem Verwaltungsabkommen beruhen. 2Dazu 
gehören insbesondere der Wissenschaftsrat, der 
Deutsche Bildungsrat, die Hochschulrektoren-
konferenz (bis 31. Oktober 1990: die Westdeut-
sche Rektorenkonferenz) und die Zentralstelle 
für die Vergabe von Studienplätzen.

19. Sonstige Zeiten

19.0.1 Die Vorschrift regelt, inwieweit Beschäftigungs-
zeiten verschiedener Art bei der ruhegehaltfähi-
gen Dienstzeit berücksichtigt werden können. 

19.0.2 1Die Berücksichtigung als Vordienstzeit erfolgt 
im Rahmen pflichtgemäßen Ermessens. 2Bei der 
Ermessensausübung sind Art. 9 Abs. 1 und 4, 
Art. 24 Abs. 4 sowie die Nrn. 9.1.1 bis 9.1.3, 9.4 
und 24.4 zu beachten. 

19.0.3 1Zeiten, für die eine Abfindung gewährt wurde, 
sind von der Berücksichtigung ausgeschlossen. 
2Ebenfalls können Zeiten, die vor einem früheren 
Beamtenverhältnis liegen, nicht berücksichtigt 
werden, wenn die Zeit des früheren Beamtenver-
hältnisses selbst nicht berücksichtigt wird, weil

a) eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln ge-
währt wurde (vgl. Nr. 14.1.5) oder

b) es sich um Zeiten nach Art. 14 Abs. 3 Satz 1 
handelt und keine Ausnahme nach Art. 14 
Abs. 3 Satz 2 zugelassen worden ist.

3Sie können jedoch berücksichtigt werden, wenn 
sie auch die Voraussetzungen des Art. 19 in Be-
zug auf das neue Beamtenverhältnis erfüllen und 
keine Abfindung aus öffentlichen Mitteln für die-
se Zeiten gezahlt wurde.

19.0.4 Wegen des Begriffs Hauptberuflichkeit wird auf 
Nr. 24.3 verwiesen.

19.1.1 1Zeiten nach Nr. 1 können berücksichtigt werden, 
wenn die Tätigkeit in einem inneren Zusammen-
hang mit den dem Beamten oder der Beamtin 
zuerst übertragenen Aufgaben gestanden hat. 
2Es ist nicht erforderlich, dass die Tätigkeiten 
zur Ernennung geführt haben oder dass sie un-
unterbrochen ausgeübt worden sind.

19.1.2 1Voraussetzung für die Berücksichtigung einer 
Rechtsanwaltstätigkeit nach Nr. 1 Buchst. a ist 
die Zulassung (vgl. § 12 Bundesrechtsanwalts-
ordnung – BRAO) und die tatsächliche Ausübung 
des Berufs als Rechtsanwalt oder Rechtsanwäl-
tin. 2Die Rechtsanwaltstätigkeit kann auch be-
rücksichtigt werden, wenn sie als angestellter 
Rechtsanwalt oder angestellte Rechtsanwältin 
beispielsweise in einer Rechtsanwaltskanzlei 
ausgeübt wurde. 3Dagegen kann die Tätigkeit 
als bestellter Vertreter oder bestellte Vertrete-
rin ohne Zulassung nicht angerechnet werden. 
4Gleiches gilt für die nebenberufliche Tätigkeit 
als Rechtsanwalt oder Rechtsanwältin. 

19.1.3 1Zu den öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaften nach Nr. 1 Buchst. b erste Alternative 
gehören z. B. die Evangelischen Landeskirchen 
und die Katholische Kirche, zu den Verbän-
den die Evangelische Kirche in Deutschland 
(Art. 140 GG, Art. 137 der Weimarer Reichs-
verfassung), nicht dagegen von den Kirchen 
geschaffene privatrechtliche Einrichtungen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit wie beispielswei-
se das Diakonische Werk der Evangelischen 
Kirche in Deutschland e. V. oder der Deutsche 
Caritas-Verband e. V. 2Zum Dienst in öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften zählt nicht 
die Zeit eines kirchlichen Vorbereitungsdienstes, 
da hier keine hauptberufliche Tätigkeit vorliegt 
(siehe Nr. 24.3.3); Art. 20 Abs. 1 Nr. 1 bleibt un-
berührt.

19.1.4 1Bei Zeiten einer Lehrtätigkeit im öffentlichen 
Schuldienst (Nr. 1 Buchst. b zweite Alternative) 
ist vorrangig eine Anrechnung nach Art. 18 zu 
prüfen. 2Zeiten einer Lehrtätigkeit im nichtöf-
fentlichen Schuldienst können berücksichtigt 
werden, wenn sie bei einer als Ersatz für eine 
öffentliche Schule staatlich anerkannten oder ge-
nehmigten Privatschule geleistet wurden (vgl. 
Art. 7 Abs. 4 und 5 GG; Art. 92 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichts-
wesen – BayEUG oder entsprechendes Landes-
recht). 3Zeiten einer Lehrtätigkeit an einer deut-
schen Schule im Ausland können berücksichtigt 
werden, wenn die Lehrbefähigung für eine Tä-
tigkeit im deutschen öffentlichen Schuldienst 
vor Ableistung dieser Tätigkeit erworben wurde 
und es sich um eine Lehrtätigkeit an einer Schu-
le handelt, die als „Deutsche Auslandsschule“ 
anerkannt war oder später anerkannt wurde. 
4Tätigkeiten im ausländischen nichtöffentlichen 
Schuldienst bleiben unberücksichtigt. 

19.1.5 Als Tätigkeit im Dienst einer Fraktion des Deut-
schen Bundestages oder eines Landesparlaments 
nach Nr. 1 Buchst. c zählt nicht eine Tätigkeit auf 
Grund eines mit einem Abgeordneten oder einer 
Abgeordneten abgeschlossenen privatrechtlichen 
Arbeitsvertrages.

19.1.6 1Kommunale Spitzenverbände im Sinn der Nr. 1 
Buchst. d sind der Deutsche Städte- und Gemein-
debund sowie deren Rechtsvorgänger (Deut-
scher Städtebund, Deutscher Gemeindetag), der 
Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag 
sowie entsprechende Verbände auf Landesebe-
ne (z. B. in Bayern: Bayerischer Gemeindetag, 
Bayerischer Städtetag, Bayerischer Landkreis-
tag, Verband der bayerischen Bezirke). 2Nicht 
dazu zählen Zusammenschlüsse, die lediglich 
der Wahrnehmung bestimmter Aufgaben dienen 
(z. B. Kommunale Arbeitgeberverbände, Versi-
cherungsverbände für Gemeinden und Gemein-
deverbände, Kommunale Schadensausgleiche, 
Verbände kommunaler Unternehmen, Sparkas-
senverband Bayern).
3Spitzenverbände der Sozialversicherung sind 
z. B. der GKV-Spitzenverband (bis 30. Juni 2008 
die Bundesverbände der gesetzlichen Kranken-
kassen), bis zu seiner Auflösung zum 1. Oktober 
2005 der Verband Deutscher Rentenversiche-
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rungsträger, die Bundesknappschaft, die Bundes-
verbände der verschiedenen Ersatzkassen und 
die Seekrankenkasse sowie die Landesverbände 
der Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen 
(vgl. § 213 Abs. 1 SGB V). 4Als Spitzenverband 
der landwirtschaftlichen Krankenkassen ist 
beim Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen der Bundesverband der landwirt-
schaftlichen Krankenkassen gebildet worden 
(§ 212 Abs. 2 SGB V).

19.2 1Nach Nr. 2 können Zeiten einer Beschäftigung 
im ausländischen öffentlichen Dienst berück-
sichtigt werden, soweit dort Tätigkeiten ausgeübt 
wurden, die im Inland herkömmlich in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis wahrge-
nommen werden. 2Eine Beschäftigung bei den 
Besatzungsmächten und den Stationierungs-
streitkräften sowie bei öffentlichen Einrichtun-
gen in der früheren Deutschen Demokratischen 
Republik oder in Berlin (Ost) ist keine Tätigkeit 
im ausländischen öffentlichen Dienst. 

19.3.1 1Die besonderen Fachkenntnisse (Nr. 3 Buchst. 
a) bilden die notwendige Voraussetzung für die 
Wahrnehmung des Amtes nur, wenn und so-
weit diese besonderen Fachkenntnisse für die 
Erfüllung der dem Beamten oder der Beamtin 
zuerst übertragenen Aufgaben zwingend gefor-
dert werden. 2Den Zeiten des Erwerbs der be-
sonderen Fachkenntnisse vorangehende Zeiten 
des Erwerbs allgemeiner Fachkenntnisse z. B. 
für laufbahnrechtliche Voraussetzungen fallen 
nicht darunter. 3Zu den auf „wirtschaftlichem 
Gebiet“ erworbenen Fachkenntnissen gehören 
auch Fachkenntnisse, die auf einer arbeitsrecht-
lichen oder sozialpolitischen Tätigkeit beruhen.

19.3.2 Zeiten im Sinn der Nr. 3 Buchst. a können bis 
zur Hälfte, bei einem Einstieg in der ersten oder 
zweiten Qualifikationsebene jedoch höchstens 
zwei Jahre, bei einem Einstieg in der dritten 
Qualifikationsebene drei Jahre und bei einem 
Einstieg in der vierten Qualifikationsebene 
sechs Jahre, als ruhegehaltfähig berücksichtigt 
werden.

Beispiel:

Ein Beamter, der in der dritten Qualifikationsebe-
ne in die Leistungslaufbahn eingestiegen ist, hat 
vor der Berufung ins Beamtenverhältnis zehn Jah-
re als teilzeitbeschäftigter (80 v. H.) Arbeitnehmer 
außerhalb des öffentlichen Dienstes besondere 
Fachkenntnisse erworben. Die Zeit ist auf Grund 
der Teilzeitbeschäftigung (Art. 24 Abs. 1) nur im 
Umfang von acht Jahren berücksichtigungsfähig, 
auf Grund der hälftigen Anrechnung nur im Um-
fang von vier Jahren; höchstens sind jedoch drei 
Jahre ruhegehaltfähig.

19.4 1Soweit Zeiten nach Nr. 1 Buchst. a und Nr. 3 
zusammentreffen, gilt die Höchstdauer von zehn 
ruhegehaltfähigen Jahren für beide Tatbestände 
insgesamt. 2In besonders begründeten Einzelfäl-
len können im staatlichen Bereich mit Zustim-
mung des Staatsministeriums der Finanzen, im 
nichtstaatlichen Bereich mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde über die genannten 

höchstens ruhegehaltfähigen Jahre hinaus wei-
tere Zeiten berücksichtigt werden.

20. Ausbildungszeiten

20.0.1 Die Vorschrift regelt, ob und in welchem Umfang 
Zeiten einer vorgeschriebenen Ausbildung oder 
hauptberuflichen Tätigkeit außerhalb des Beam-
tenverhältnisses als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden können.

20.0.2 Nr. 19.0.2 gilt entsprechend. 

20.0.3 Soweit nicht anders geregelt, umfasst der Passus 
„Fachlaufbahn (gegebenenfalls mit dem gebilde-
ten fachlichen Schwerpunkt) bei einem Einstieg 
in der jeweiligen Qualifikationsebene“ im Fol-
genden auch den Begriff „Laufbahn“ nach dem 
bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Recht oder 
die entsprechenden Begriffe in bundes- oder lan-
desrechtlichen Vorschriften.

20.1.1 Eine Ausbildung ist vorgeschrieben, wenn 
laufbahnrechtlich z. B. in Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen eine bestimmte Art der 
Ausbildung für die Übernahme in das Beamten-
verhältnis vorausgesetzt wird.

20.1.2.1 1Die Mindestzeit der vorgeschriebenen Ausbil-
dung ist nach den Ausbildungsanforderungen für 
das Beamtenverhältnis zu beurteilen, aus dem 
die Versorgung gewährt wird. 2Sie ergibt sich 
aus den Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften, 
die zur Zeit der Ausbildung des Beamten oder der 
Beamtin für die Fachlaufbahn (gegebenenfalls 
mit dem gebildeten fachlichen Schwerpunkt) bei 
einem Einstieg in der jeweiligen Qualifikations-
ebene vorgeschrieben waren, in der er oder sie 
zum Beamten oder zur Beamtin mit Grundbezü-
gen bzw. Dienstbezügen ernannt wurde. 3Soweit 
der Beamte oder die Beamtin von einem anderen 
Dienstherrn zum Beamten oder zur Beamtin mit 
Dienstbezügen ernannt wurde, so ist die bei die-
sem Dienstherrn vorgeschriebene Mindestzeit 
maßgebend. 

20.1.2.2 1Die Mindestzeit rechnet von ihrem tatsäch-
lichen Beginn an. 2Wird die vorgeschriebene 
Ausbildung (z. B. ein Jahr Praktikum) durch 
eine andere, längere Ausbildung (z. B. drei Jah-
re Lehre) ersetzt, wird nur die Mindestzeit der 
vorgeschriebenen Ausbildung angerechnet. 
3Maßgeblich sind die Mindestausbildungszei-
ten am Prüfungsort. 4Die Mindestzeit bei einem 
Studium rechnet vom Beginn des 1. Semesters 
(vgl. Nr. 20.1.9) an.

20.1.2.3 1Bei einem Einstieg in eine andere Qualifikati-
onsebene oder in eine andere Fachlaufbahn oder 
einen anderen gebildeten fachlichen Schwer-
punkt einer Fachlaufbahn mit anderen Mindest-
zeiten der vorgeschriebenen Ausbildung oder 
praktischen hauptberuflichen Tätigkeit können 
unabhängig davon, ob ein Dienstherrenwechsel 
stattgefunden hat, die hierfür vorgeschriebenen 
Mindestzeiten berücksichtigt werden, wenn dies 
für den Beamten oder die Beamtin günstiger ist. 
2Dies gilt entsprechend beim Wechsel in eine an-
dere Laufbahn nach dem bis zum 31. Dezember 
2010 geltenden Recht oder beim Übertritt in das 
Amt eines Professors oder einer Professorin. 
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20.1.3 1Ausbildungszeiten können nur berücksichtigt 
werden, wenn sie mit den vorgeschriebenen Prü-
fungen erfolgreich abgeschlossen wurden. 2Einer 
vorgeschriebenen Prüfung steht ein vergleichba-
rer Abschluss gleich.

20.1.4 Bleibt die tatsächliche Ausbildungs- und Prü-
fungszeit hinter der allgemein vorgeschriebenen 
Mindestzeit der Ausbildung und der üblichen 
Prüfungszeit zurück, so kann nur die tatsächli-
che Dauer der Ausbildung und Prüfung berück-
sichtigt werden.

20.1.5 Waren für die Fachlaufbahn (gegebenenfalls 
mit dem gebildeten fachlichen Schwerpunkt) 
bei einem Einstieg in der jeweiligen Qualifika-
tionsebene bei gleicher allgemeiner Schulbil-
dung alternativ verschiedene Ausbildungsgänge 
gleichrangig vorgesehen, so ist die vorgeschrie-
bene Mindestzeit des jeweils absolvierten Aus-
bildungsganges – und nicht etwa die Mindestzeit 
des kürzeren Ausbildungsganges – maßge-
bend.

Beispiel:
Ausbildung zum Realschullehrer über die Ausbil-
dung zum Grundschullehrer mit Zusatzausbildung 
oder über ein Studium an einer wissenschaft lichen 
Hochschule und ein zusätzliches Studium an ei-
ner Pädagogischen Hochschule.

20.1.6 1Verbrachte Mindestzeiten für mehrere abge-
schlossene Ausbildungsgänge können nur dann 
berücksichtigt werden, wenn diese für die Fach-
laufbahn (gegebenenfalls mit dem gebildeten 
fachlichen Schwerpunkt) bei einem Einstieg in 
der jeweiligen Qualifikationsebene oder das Amt 
ausdrücklich vorgeschrieben waren. 2Es genügt 
nicht, dass die zusätzliche Ausbildung für die 
Tätigkeit als förderlich angesehen wurde.
3Ist der Nachweis nur einer abgeschlossenen 
Berufsausbildung vorgeschrieben, und weist der 
Beamte oder die Beamtin mehrere unterschied-
lich lange vorgeschriebene und abgeschlossene 
Berufsausbildungen nach, kann die Mindestzeit 
des längeren Ausbildungsabschnitts als ruhege-
haltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden.

20.1.7 1Zur Mindestzeit der vorgeschriebenen Ausbil-
dung rechnen auch Zeiten einer anderen als der 
vorgeschriebenen Ausbildung, soweit sie auf 
die vorgeschriebene Ausbildung angerechnet 
worden sind oder sie ersetzt haben. 2Ist ein Be-
werber oder eine Bewerberin, der oder die nach 
der Ausbildung die Qualifikationsprüfung nicht 
bestanden hat, ohne weitere Ausbildung in der 
nächstniedrigeren Qualifikationsebene einge-
stellt worden, so kann die Ausbildung im Rah-
men der für die neue Qualifikationsebene vorge-
schriebenen Mindestzeit berücksichtigt werden. 
3Entsprechendes gilt bezogen auf das bis zum 
31. Dezember 2010 geltende Laufbahnrecht bzw. 
auf entsprechende bundes- oder landesrechtliche 

Vorschriften. 4Ist eine laufbahnrechtlich vorge-
schriebene Ausbildung im Wege eines Fern-
studiums, eines nach dem Gesetz zum Schutz 
der Teilnehmer am Fernunterricht  (FernUSG) 
zugelassenen Fernlehrgangs oder eines Abend-
schulbesuchs absolviert worden, kann eine sol-
che Ausbildung bis zur Dauer der Mindestzeiten 
berücksichtigt werden, die für eine entsprechen-
de Vollzeitausbildung berücksichtigungsfähig 
wären.

20.1.8 Volontärzeiten und ähnliche informatorische Be-
schäftigungszeiten können nur dann als vorge-
schriebene Ausbildung angesehen werden, wenn 
sie auf Grund von Ausbildungs- und Prüfungs-
vorschriften abzuleisten sind.

20.1.9 1Bei der Bemessung der vorgeschriebenen Min-
destzeit eines Fach- oder Hochschulstudiums 
sind für das Semester generell sechs Monate 
anzusetzen. 2Das Semester umfasst bei wissen-
schaftlichen Hochschulen in der Regel die Zeiten 
vom 1. April bis 30. September (Sommersemes-
ter) und vom 1. Oktober bis 31. März (Winter-
semester), bei Fachhochschulen die Zeiten vom 
1. März bis 31. August (Sommersemester) und 
vom 1. September bis 28./29. Februar (Winterse-
mester).

20.1.10 1Neben der Mindestzeit des vorgeschriebenen 
Studiums oder des vorgeschriebenen Vorbe-
reitungsdienstes können, wenn diese Zeit das 
Prüfungsverfahren nicht umfasst, als übliche 
Prüfungszeit für den Einstieg in der vierten Qua-
lifikationsebene sechs Monate, für den Einstieg 
in der dritten Qualifikationsebene drei Monate 
für jede die genannten Ausbildungsarten ab-
schließende vorgeschriebene Prüfung anerkannt 
werden. 2Das Prüfungsverfahren endet mit dem 
letzten Prüfungstag, in der Regel mit der münd-
lichen Prüfung. 3Ist das Datum des letzten Tages 
der mündlichen Prüfung nicht festzustellen, so 
ist das Datum des Prüfungszeugnisses zugrunde 
zu legen.

20.1.11 1Die Mindeststudienzeit zuzüglich einer übli-
chen Prüfungszeit verlängert sich nicht, wenn 
darin Zeiten enthalten sind, die nach anderen 
Vorschriften (z. B. Art. 14 und 17), gegebenen-
falls auch nur teilweise ruhegehaltfähig sind und 
nicht zur Unterbrechung des Studiums geführt 
haben. 2Dies gilt entsprechend für Zeiten der 
Kindererziehung (Art. 71 Abs. 1 und 7).
3Bei der Begrenzung der Zeit einer Fachschul- 
oder Hochschulausbildung einschließlich der 
Prüfungszeit nach Satz 1 auf drei Jahre ist vom 
Beginn der Studienzeit zu rechnen. 4Die Begren-
zung gilt auch dann, wenn die Fachschul- bzw. 
Hochschulausbildung vor der Einführung einer 
Regelstudienzeit im jeweiligen Studiengang ab-
solviert wurde. 5Im Übrigen gelten Sätze 1 und 2 
dieser Nummer entsprechend.
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Beispiel:
Wehrdienstzeiten, die das Studium nicht unterbre-
chen, sind z. B. Wehrübungen. Diese Zeiten sind 
nach Art. 17 zu berücksichtigen.

Studium einschließlich üblicher Prüfungszeit
1. Oktober 2000 bis 30. September 2006

(Mindeststudienzeit:
1. Oktober 2000 bis 30. September 2004)

1. Wehrübung
1. Oktober 2001 bis 31. Oktober 2001

2. Wehrübung
1. April 2002 bis 30. April 2002

3. Wehrübung
1. Mai 2005 bis 31. Mai 2005

zu berücksichtigen nach
Art. 20
1. Oktober 2000 bis 30. September 2001

Art. 17
1. Oktober 2001 bis 31. Oktober 2001

Art. 20
1. November 2001 bis 31. März 2002

Art. 17
1. April 2002 bis 30. April 2002

Art. 20 (unter Beachtung des Abs. 1 letzter 
Halbsatz)
1. Mai 2002 bis 30. September 2003

Art. 17
1. Mai 2005 bis  31. Mai 2005

20.1.12 1Setzt sich die vorgeschriebene Ausbildung aus 
verschiedenen Ausbildungsarten zusammen, 
so ist grundsätzlich die für jede Ausbildungs-
art verbrachte Zeit der für sie vorgeschriebenen 
Mindestzeit gegenüberzustellen. 2Ist als Vor-
aussetzung für die Aufnahme eines Studiums 
oder die Zulassung zu einer vorgeschriebenen 
Prüfung eine fachpraktische Ausbildung (Prakti-
kum) nachzuweisen, so ist dieses Praktikum auf 
die vorgeschriebene Mindeststudienzeit anzu-
rechnen, soweit sich Praktikum und Studienzeit 
überschneiden.

20.1.13 1Promotionszeiten können bis zu zwei Jahren 
berücksichtigt werden, wenn die Promotion 
für die Fachlaufbahn (gegebenenfalls mit dem 
gebildeten fachlichen Schwerpunkt) bei einem 
Einstieg in der vierten Qualifikationsebene vor-
geschrieben war. 2Promotionszeiten sind Zeiten 
der Ausarbeitung der Dissertation und der Vorbe-
reitung auf das Rigorosum sowie das Rigorosum. 
3Als Promotionszeit wird die unmittelbar vor dem 
Rigorosum liegende Zeit berücksichtigt. 4Dies 
gilt auch, wenn diese Zeit vorrangig auf Grund 
von Dienstzeiten nach anderen Vorschriften (z. B. 
Art. 14 und 18) berücksichtigungsfähig ist.

20.1.14 Stipendiatenzeiten können nur im Rahmen eines 
Habilitationsstipendiums als Habilitationszeit 
berücksichtigt werden. 

20.1.15 1Eine hauptberufliche Tätigkeit (Abs. 1 Nr. 2) 
kann nur berücksichtigt werden, soweit sie als 
praktische Tätigkeit – in der Regel neben einer 
Ausbildung – Voraussetzung für die erstmalige 
Ernennung zum Beamten oder zur Beamtin war. 
2Die Tätigkeit kann sowohl innerhalb als auch 

außerhalb des öffentlichen Dienstes abgeleistet 
worden sein. 3Auf die Höhe eines gewährten Ent-
gelts kommt es nicht an. 4Entscheidend für die 
Berücksichtigung ist allein, ob die Tätigkeit den 
geforderten Einstellungsvoraussetzungen ent-
sprach. 5Wegen des Begriffs „hauptberuflich“ 
wird auf Nr. 24.3 verwiesen. 6Zeiten einer Ausbil-
dung, die nach laufbahnrechtlichen Vorschriften 
auf die vorgeschriebene hauptberufliche Tätig-
keit angerechnet worden ist oder diese herabge-
setzt hat, können im Umfang dieser Anrechnung 
berücksichtigt werden.

20.1.16 1Die hauptberufliche Tätigkeit kann nur im 
Umfang der vorgeschriebenen Mindestzeit be-
rücksichtigt werden; Nr. 20.1.2.1 Sätze 2 und 3 
sowie Nr. 20.1.2.2 Satz 1 gelten entsprechend. 
2Übersteigt die nachgewiesene Dauer die vorge-
schriebene Mindestzeit, so ist davon auszugehen, 
dass die Befähigung zur Wahrnehmung des zu-
erst übertragenen Amtes zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt erworben wurde.

Beispiel:

Bei einem Beamten mit einem sonstigen Qua-
lifikationserwerb für eine Fachlaufbahn (Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LlbG) bzw. Erwerb der Lauf-
bahnbefähigung für eine Laufbahn besonderer 
Fachrichtung (nach früherem Recht) wird lauf-
bahnrechtlich anstelle des Vorbereitungsdienstes 
eine mindestens dreijährige berufliche Tätigkeit 
innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Diens-
tes gefordert. Der Beamte weist insgesamt sieben 
Jahre einer solchen Tätigkeit nach, von denen das 
erste und die beiden letzten im öffentlichen Dienst 
verbracht wurden. Da die laufbahnrechtliche Vo-
raussetzung nach Ablauf der ersten drei Jahre 
erfüllt war, können diese nach Abs. 1 Nr. 2 be-
rücksichtigt werden; soweit die Voraussetzungen 
für die Anwendung z. B. des Art. 18 auf densel-
ben oder einen Teil dieses Zeitraumes erfüllt sind, 
bleibt die Anwendung dieser Vorschrift unberührt. 
Eine Zeit darf jedoch nur einmal berücksichtigt 
werden.

20.1.17 Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit, die 
nach laufbahnrechtlichen Vorschriften auf die 
vorgeschriebene Ausbildung angerechnet wor-
den sind, können im Umfang dieser Anrechnung 
berücksichtigt werden. 

20.2 Förderliche Zeiten für Beamte oder Beamtinnen 
des Vollzugsdienstes und des Einsatzdienstes 
der Feuerwehr

20.2.1 1Zum Vollzugsdienst rechnet der Polizei- und 
Justizvollzugsdienst. 2Zum Einsatzdienst der 
Feuerwehr rechnen der unmittelbare Brandbe-
kämpfungs- und Hilfsleistungsdienst.

20.2.2 1Wegen des Begriffs „hauptberuflich“ wird auf 
Nr. 24.3 verwiesen. 2In Fällen einer Teilzeitbe-
schäftigung können auch Tätigkeiten, die über 
einen Zeitraum von mehr als fünf Jahren abge-
leistet wurden, bis zu insgesamt fünf Jahren als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden.

20.2.3 1Abs. 2 geht einer Berücksichtigung nach Abs. 1 
vor, wenn dies für den Beamten oder die Beamtin 
günstiger ist. 2Sofern Zeiten einer praktischen 
Ausbildung oder praktischen hauptberuflichen 
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Tätigkeit nach Abs. 2 berücksichtigt werden, ent-
fällt eine Berücksichtigung solcher Zeiten nach 
Abs. 1; andere in Abs. 1 genannte Zeiten (z. B. 
Studium) bleiben daneben berücksichtigungs-
fähig.

Beispiel:
Beamter im Justizvollzugsdienst,  
geb. 11. Juli 1951

Einstellungsvoraussetzungen:

3 Jahre Lehrzeit
1 Jahr hauptberufliche Tätigkeit
1 Jahr Vorbereitungsdienst

Lehre
1. August 1966 bis 31. Juli 1969

Gehilfe
1. August 1969 bis 31. Juli 1970

Soldat auf Zeit
1. Oktober 1970 bis 30. September 1973

Gehilfe
1. Oktober 1973 bis 31. März 1978

Beamter auf Widerruf
ab 1. April 1978

Berücksichtigungsfähig nach Abs. 1 Nrn. 1 
bzw. 2
Lehre
1. August 1966 bis 31. Juli 1969 3 Jahre

Gehilfe
1. August 1969 bis 31. Juli 1970 1 Jahr

   4 Jahre
Berücksichtigungsfähig nach Abs. 2
Lehre
1. August 1966 bis 31. Juli 1969  3 Jahre

Gehilfe
1. August 1969 bis 31. Juli 1970  1 Jahr

Gehilfe
1. Oktober 1973 bis 30. September 1974 1 Jahr

   5 Jahre
Die Anwendung von Abs. 2 führt zu einem güns-
tigeren Ergebnis.

20.2.4 1Eine praktische Ausbildung oder eine prakti-
sche hauptberufliche Tätigkeit ist für die Wahr-
nehmung des Amtes als förderlich anzusehen, 
wenn sie in einem inneren Zusammenhang mit 
den Aufgaben steht, die dem Beamten oder der 
Beamtin zuerst übertragen wurden. 2Dieser in-
nere Zusammenhang ist gegeben, wenn durch 
die praktische Ausbildung oder praktische 
hauptberufliche Tätigkeit allgemeine Berufs- 
oder Lebenserfahrung gewonnen wurde, die zur 
Erfüllung der Aufgaben beigetragen hat. 3Eine 
praktische hauptberufliche Tätigkeit setzt nicht 
zwingend eine Ausbildung voraus.

20.3 1Bei der Prüfung, ob eine Ausbildung der all-
gemeinen Schulbildung gleichsteht, weil sie 
diese ersetzt, ist von der für die Fachlaufbahn 
(gegebenenfalls mit dem gebildeten fachlichen 
Schwerpunkt) bei einem Einstieg in der jewei-
ligen Qualifikationsebene vorgeschriebenen 
Regelschulbildung auszugehen. 2Wird eine be-
stimmte Ausbildung (z. B. frühere Verwaltungs-
lehre, sonstige Lehrzeit oder Praktikum) nur 

von Bewerbern oder Bewerberinnen gefordert, 
die eine andere als die vorgeschriebene Regel-
schulbildung besitzen, so kann sie nicht berück-
sichtigt werden.
3Praktika, die als Zugangsvoraussetzung für den 
Besuch der Fach- bzw. Hochschule vor Beginn 
des Studiums absolviert werden, können dann 
als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden, wenn sie nicht die allgemeine Schulbil-
dung ersetzen.

20.4.1 1Haben Beamte oder Beamtinnen, die unter 
Abs. 4 Satz 1 fallen, die für Regelbewerber oder 
Regelbewerberinnen ihrer Fachlaufbahn (ge-
gebenenfalls mit dem gebildeten fachlichen 
Schwerpunkt) bei einem Einstieg in der jewei-
ligen Qualifikationsebene vorgeschriebene Aus-
bildung und gegebenenfalls eine vorgeschrie-
bene praktische hauptberufliche Tätigkeit ganz 
oder teilweise abgeleistet, so können diese im 
Rahmen der Mindestzeiten berücksichtigt wer-
den. 2Nr. 20.1.3 gilt entsprechend. 3Wegen des 
Begriffs „anderer als Regelbewerber und Regel-
bewerberin“ wird auf Art. 4 Abs. 2 und Art. 52 
LlbG hingewiesen.

20.4.2 Soweit Vorschriften über Ausbildung und Prüfung 
noch nicht bestehen, ist vor der Festsetzung der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit die Entscheidung 
der nach der jeweiligen laufbahnrechtlichen Re-
gelung zuständigen obersten Dienstbehörde über 
die Mindestzeiten einer Ausbildung und gege-
benenfalls einer praktischen hauptberufl ichen 
Tätigkeit einzuholen, die bei einer späteren 
laufbahnrechtlichen Gestaltung vorgeschrieben 
werden müssen; dies werden in der Regel die in 
ständiger Übung geforderten Zeiten sein. 

21. Zeiten in dem in Art. 3 des Einigungsvertrags 
genannten Gebiet

21.0 1Die Vorschrift bestimmt die Anrechnung von vor 
dem 3. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet zurück-
gelegten Zeiten. 2Grundlage dieser Vorschrift ist 
der Einigungsvertrag, wonach die Versorgung 
im Alter, für den Fall der verminderten Erwerbs-
fähigkeit und des Todes unabhängig von der Art 
der in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet vor dem 3. Oktober 1990 ausge-
übten Tätigkeit rentenrechtlich zu regeln ist.

21.1.1 1Maßgebend für die Erfüllung der allgemeinen 
Wartezeit des Rentenrechts sind die Verhältnisse 
zum Zeitpunkt der Entscheidung der Pensions-
behörde. 2Bei späterer Erfüllung der Wartezeit 
oder Erfüllung der Wartezeit nach Eintritt des 
Versorgungsfalles ist eine Neuberechnung der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit ab diesem Zeit-
punkt vorzunehmen.

21.1.2 1Für die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit ist 
die Feststellung des Rentenversicherungsträgers 
(§ 50 Abs. 1, §§ 51, 52 SGB VI) zugrunde zu le-
gen. 2Zeiten in einem Zusatz- oder Sonderver-
sorgungssystem der ehemaligen DDR, die nach 
dem 1. Januar 1992 in die gesetzliche Rentenver-
sicherung überführt und in denen eine Tätigkeit 
ausgeübt wurde, gelten gemäß § 5 Anspruchs- 
und Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) 
als Pflichtbeitragszeiten.
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21.1.3 1Rentenrechtliche Zeiten sind alle Zeiten, die 
sich auf den Rentenanspruch und die Ren-
tenhöhe auswirken können. 2Zu den renten-
rechtlichen Zeiten gehören Beitragszeiten  
(§ 55 SGB VI), beitragsfreie Zeiten (§ 54 
Abs. 4 SGB VI) und Berücksichtigungszeiten  
(§ 57 SGB VI). 

21.2. Der Anrechnungszeitraum von bis zu fünf Jahren 
kann nur einmal berücksichtigt werden.

22. Wissenschaftliche Qualifikationszeiten

22.0.1 1Die Vorschrift ergänzt auf Grund der besonderen 
Werdegänge im Wissenschaftsbereich die allge-
meinen Vorschriften über die Berücksichtigung 
von Vordienst- und Ausbildungszeiten als ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit. 2Sie gilt für Professoren 
und Professorinnen der Besoldungsordnungen W 
und C kw, nicht aber für Juniorprofessoren und 
Juniorprofessorinnen sowie Akademische Räte 
und Oberräte. 

22.0.2 1Die Vorschrift findet keine Anwendung auf Pro-
fessoren und Professorinnen, die entsprechend 
Art. 34 BayHSchPG von ihren Pflichten entbun-
den werden und für ihre Hinterbliebenen; für sie 
gilt Art. 113 Abs. 2. 2Ist ein solcher Professor oder 
eine solche Professorin vor der Entpflichtung 
verstorben, gilt Art. 22 für die Hinterbliebenen 
unmittelbar (vgl. Art. 113 Abs. 3). 

22.0.3 1Wegen des Begriffs „hauptberuflich“ wird 
auf Nr. 24.3 verwiesen. 2Stipendiatenzeiten 
sind grundsätzlich nicht hauptberuflich. 3Die 
Nrn. 24.3.1 und 24.3.3 gelten jedoch als erfüllt, 
wenn sich die Tätigkeit und das Stipendium an 
den Verhältnissen eines Akademischen Rats auf 
Zeit (vgl. Art. 22 Abs. 3 BayHSchPG) orientier-
ten..

22.0.4 Nr. 19.0.2 gilt für die Sätze 3 bis 5 entspre-
chend. 

22.1.1 1Satz 1 erfasst nur vor der Berufung in das Beam-
tenverhältnis liegende Zeiten der Zugehörigkeit 
zum Lehrkörper einer Hochschule, die nach in-
ländischem Recht eine staatliche Hochschule ist 
oder die Eigenschaft einer staatlich anerkannten 
Hochschule erhalten hat (§ 1 Hochschulrahmen-
gesetz – HRG). 2Die Zugehörigkeit zum Lehrkör-
per einer ausländischen Hochschule fällt nicht 
unter Satz 1.

22.1.2 1Für die Berücksichtigung der Promotionszeit 
nach Satz 2 ist es nicht erforderlich, dass die 
Promotion für die Einstellung oder Berufung 
vorgeschrieben war. 2Nr. 20.1.13 Sätze 2 bis 4 
gelten entsprechend. 3Die Berücksichtigung 
nach Satz 2 geht insoweit der Berücksichtigung 
nach Art. 20 Abs. 1 Nr. 1 vor. 4Hat der Professor 
oder die Professorin die besondere Befähigung 
zu wissenschaftlicher Arbeit (Art. 7 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 BayHSchPG oder auf § 44 Nr. 3 HRG beru-
hende entsprechende landesrechtliche Vorschrif-
ten) durch promotionsadäquate Leistungen nach-
gewiesen, können diese Zeiten im Umfang von 
bis zu zwei Jahren ausschließlich nach Art. 20 
berücksichtigt werden.

22.1.3 1Zeiten nach Satz 3 können nur dann berücksich-
tigt werden, wenn die Habilitation oder gleich-

wertige wissenschaftliche Leistungen als Ein-
stellungsvoraussetzung gefordert worden sind. 
2Dies gilt auch für eine Juniorprofessur im Ar-
beitnehmerverhältnis; wurde die Juniorprofessur 
im Beamtenverhältnis auf Zeit verbracht (Art. 15 
Abs. 3 BayHSchPG), erfolgt die Anrechnung be-
reits nach Art. 14 Abs. 1 Satz 1. Nrn. 20.1.2.1 bis 
20.1.4 und 20.1.13 Sätze 2 bis 4 gelten entspre-
chend.

22.1.4 Für die Erfüllung der besonderen Tatbestands-
voraussetzungen im Sinn des Satzes 4 gilt Fol-
gendes:

22.1.4.1 1Nach Satz 4 erster Halbsatz können bei Profes-
soren und Professorinnen an Fachhochschulen 
oder für Fachhochschulstudiengänge an ande-
ren Hochschulen Zeiten der als Einstellungs-
voraussetzung geforderten beruflichen Praxis 
(nach Art. 7 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BayHSchPG oder 
nach auf § 44 Nr. 4 Buchst. c HRG beruhenden 
entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften) 
berücksichtigt werden: Nr. 20.1.16 gilt entspre-
chend. 2Dies gilt auch dann, wenn der sonach 
berücksichtigungsfähige Zeitraum durch die vor-
rangige Anwendung anderer Vorschriften (z. B. 
Art. 22 Abs. 1 Satz 2, Art. 14 Abs. 1 Satz 1) über-
lagert wird. 3Die Berücksichtigung nach Satz 4 
erster Halbsatz geht einer Berücksichtigung 
nach Art. 19 Nr. 3 Buchst. a und Art. 20 Abs. 1 
Nr. 2 vor. 
4Wird die geforderte berufliche Praxis in Teilzeit-
beschäftigung ausgeübt ist Art. 24 Abs. 1 zu be-
achten. 5Der berücksichtigungsfähige Zeitraum 
verlängert sich dadurch nicht. 
6Satz 4 erster Halbsatz findet nur Anwendung, 
wenn der Beamte oder die Beamtin zum Zeit-
punkt des Eintritts des Versorgungsfalles dem 
genannten Personenkreis angehört. 7Treten 
Professoren oder Professorinnen an Fachhoch-
schulen oder für Fachhochschulstudiengänge an 
anderen Hochschulen in ein anderes Amt (z. B. 
als Professor oder Professorin an einer Universi-
tät) über, wird die geforderte fünfjährige Praxis 
unmittelbar von Art. 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erfasst 
(Nr. 20.1.15 Satz 1). 8Nr. 20.1.2.3 ist zu beach-
ten.

22.1.4.2 1Zeiten einer Tätigkeit, in der besondere Fach-
kenntnisse erworben wurden, können nach 
Satz 4 zweiter Halbsatz bis zu fünf Jahre im 
tatsächlich geleisteten Umfang, darüber hinaus 
bis zur Hälfte als ruhegehaltfähig berücksich-
tigt werden, wenn sie für die Wahrnehmung des 
Professorenamtes förderlich waren. 2Es kommt 
im Gegensatz zur Nr. 19.3.1 nicht darauf an, dass 
die besonderen Fachkenntnisse auch zwingend 
für die Ernennung erforderlich waren. 3Zu be-
rücksichtigen sind auch Zeiten einer selbststän-
digen Tätigkeit. 4Die Berücksichtigung nach 
Satz 4 zweiter Halbsatz geht einer Berücksichti-
gung nach Art. 19 Nr. 3 Buchst. a vor. 5In Zeiten 
nach erfolgreichem Abschluss des Hochschul-
studiums, die vor der Promotion liegen, werden 
in der Regel allenfalls allgemeine Berufs- und 
Fachkenntnisse, nicht jedoch besondere Fach-
kenntnisse im Sinn des Satzes 4 zweiter Halbsatz 
erworben. 6Inwieweit in vor der Promotion lie-
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genden Zeiten besondere Fachkenntnisse erwor-
ben wurden, ist im jeweiligen Einzelfall unter 
Anlegung eines strengen Maßstabs zu prüfen. 
7Im Rahmen der Anwendung des Satzes 4 zwei-
ter Halbsatz ist keine feste zeitliche Zuordnung 
zu beachten. 8Damit können Zeiträume, die be-
reits nach anderen Vorschriften berücksichtigt 
werden können (z. B. Art. 18, 19 Nr. 2) oder de-
ren Anrechnung ausgeschlossen ist (z. B. nach 
Art. 21), von der Anwendung der Regelung aus-
genommen werden.

22.1.5 1Bei der zeitlichen Begrenzung auf zehn Jahre 
ist auf die tatsächlich als ruhegehaltfähig an-
gerechnete Dienstzeit nach Satz 4 abzustellen. 
2Über zehn Jahre hinaus können Zeiten nach 
Satz 4 in besonders begründeten Einzelfällen im 
staatlichen Bereich mit Zustimmung des Staats-
ministeriums der Finanzen als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden. 3Die Zustimmung gilt 
bei am 23. Februar 2002 vorhandenen Beamten 
und Beamtinnen im Sinn des Abs. 1 Satz 1 als 
erteilt. 

Beispiel: 
Ein Professor hat vor der Berufung ins Beamten-
verhältnis folgende Vordienstzeiten nach Satz 4 
zweiter Halbsatz abgeleistet: 

–  1. Januar 1990 bis 31. Dezember 1991: förderli-
che Tätigkeit an einer privaten Universität im 
Umfang von ¾ der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit 

–  1. Januar 1992 bis 31. Dezember 1995: förderli-
che Tätigkeit bei einem privaten Arbeitgeber

–  1. Januar 1996 bis 31. Dezember 2010: förderli-
che Tätigkeit an einer ausländischen privaten 
Universität (ab 1. Januar 2001 im Umfang von 
¾ der regelmäßigen Arbeitszeit) 

Zeitraum Berücksichtigung als ru-
hegehaltfähige Dienstzeit

5 Jahre im tatsächlich 
 geleisteten Umfang:

1. Januar 1990 bis  
31. Dezember 1991

da Teilzeit (Art. 24 Abs. 1):  
1 Jahr und 183 Tage

1. Januar 1992 bis  
31. Dezember 1994

3 Jahre

darüber hinaus bis zur 
Hälfte des tatsächlich  
geleisteten Umfangs:

1. Januar 1995 bis  
31. Dezember 1995

183 Tage

1. Januar 1996 bis  
31. Dezember 2000

2 Jahre und 183 Tage

1. Januar 2001 bis  
31. Dezember 2010

da Teilzeit (Art. 24 Abs. 1):  
3 Jahre und 274 Tage 

Grundsätzlich  
berücksichtigungs-
fähige Dienstzeit: 

11 Jahre und 93 Tage

jedoch in der Regel Begren-
zung auf insgesamt zehn 
Jahre ruhegehaltfähige 
Dienstzeit (Satz 5)

23. Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschädi-
gender Verwendung

23.0 1Die ruhegehaltfähige Dienstzeit wird um eine 
Zurechnungszeit erhöht, wenn der Beamte oder 
die Beamtin vor dem vollendeten 60. Lebensjahr 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver-
setzt wird. 2Zeiten einer Beschäftigung in Län-
dern mit gesundheitsschädigenden klimatischen 
Einflüssen werden höher gewichtet.

23.1 Zurechnungszeit

23.1.1 Die Regelung gilt auch für die Bemessung der 
Hinterbliebenenversorgung, wenn der Beamte 
oder die Beamtin vor Vollendung des 60. Lebens-
jahres verstorben ist.

23.1.2 Auch für Beamte und Beamtinnen auf Zeit, die 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver-
setzt worden sind, ist der Ablauf des Monats der 
Vollendung des 60. Lebensjahres der maßgeben-
de Zeitpunkt, selbst wenn ihr Beamtenverhält-
nis, aus dem sie in den Ruhestand getreten sind, 
schon vor diesem Zeitpunkt wegen Zeitablaufs 
geendet hätte.

23.1.3 Die Regelung gilt auch für die Berechnung des 
gesetzlichen Ruhegehaltes, bis zu dessen Höhe 
einem entlassenen Beamten oder einer entlas-
senen Beamtin ein Unterhaltsbeitrag bewilligt 
werden kann (z. B. nach Art. 29), sofern er oder 
sie wegen Dienstunfähigkeit aus dem Beamten-
verhältnis entlassen worden ist.

23.1.4 Abs. 1 gilt nicht für die Berechnung des Ruhege-
haltes oder der Hinterbliebenenversorgung nach 
einem Beamten oder einer Beamtin im einstwei-
ligen Ruhestand, der oder die wegen Dienstun-
fähigkeit vor Vollendung des 60. Lebensjahres in 
den dauernden Ruhestand tritt oder verstirbt.

23.1.5 1Abs. 1 Satz 2 erfasst nur eine erneute Berufung, 
mit der das Ruhestandsverhältnis beendet wurde. 
2Dem Vergleich der Dienstjahre (Abs. 1 Satz 2) 
ist die nach Art.  26 Abs. 1 Sätze 3 bis 5 auf zwei 
Dezimalstellen berechnete ruhegehaltfähige 
Dienstzeit zugrunde zu legen.

23.2 Zeiten einer gesundheitsschädlichen Verwen-
dung

23.2.1 Nrn. 9.4.2 und 9.4.3 sind zu beachten.

23.2.2 Als Länder, in denen der Beamte oder die Beam-
tin gesundheitsschädigenden klimatischen Ein-
flüssen ausgesetzt ist, kommen folgende Gebiete 
in Betracht:

23.2.2.1 In Nordamerika die Orte New Orleans, Houston, 
Miami, Eglin/Florida, Orlando/Florida, Jackson-
ville/Florida, Tyndall/Florida, Barton/Florida, 
Stennis Space Center/Mississippi, San Antonio/
Texas, Kingsville/Texas, Fort Rucker/Alabama,

23.2.2.2 Süd- und Mittelamerika zwischen dem 30. Grad 
Nordbreite und dem 25. Grad Südbreite ein-
schließlich der westindischen Inseln und Para-
guay,

23.2.2.3 Afrika mit den zugehörigen Inseln zwischen dem 
20. Grad Nordbreite und dem 20. Grad Südbreite 
einschließlich Namibia (Südwestafrika), Mosam-
bik und Madagaskar,
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23.2.2.4 Asien östlich des 40. Grades Ostlänge von Green-
wich einschließlich Jordanien, Saudi-Arabien 
und der asiatischen Inselwelt, aber ausschließ-
lich des Gebietes zwischen dem 40. und 90. Grad 
Ostlänge von Greenwich nördlich des 40. Grades 
Nordbreite,

23.2.2.5 Bismarck-Archipel, Neu-Guinea und Salomon-
Inseln.

23.2.3 1Es können nur solche Zeiten der Verwendung ei-
nes Beamten oder einer Beamtin berücksichtigt 
werden, die nach Art. 14 als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit anerkannt werden. 2War der Beamte 
oder die Beamtin während der Auslandstätigkeit 
ohne Grundbezüge beurlaubt, kann die Zeit nur 
doppelt angerechnet werden, wenn die Beurlau-
bungszeit ruhegehaltfähig ist (vgl. Abs. 2 Satz 2 
in Verbindung mit Art. 14 Abs. 1 Nr. 4).

23.2.4 1Als Zeit der Verwendung in den in der Nr. 23.2.2 
bezeichneten Ländern kann auch die Zeit aner-
kannt werden, in der sich ein Beamter oder eine 
Beamtin infolge Internierung oder aus sonstigen 
durch Krieg verursachten und von dem Beamten 
oder der Beamtin nicht verschuldeten Gründen 
in diesen Ländern aufgehalten hat. 2Dies gilt 
auch in Fällen höherer Gewalt, bei Verschlep-
pung oder Gefangenschaft sowie aus sonstigen 
mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen, 
die der Beamte oder die Beamtin nicht zu vertre-
ten hat. 3Als sonstige Gründe sind z. B. die in Art. 
66 Abs. 1 Satz 2 genannten Tatbestände anzuse-
hen. 4Ist der Aufenthalt durch Verschulden des 
Beamten oder der Beamtin verlängert worden, so 
bleibt die Zeit der Verlängerung unberücksich-
tigt.

23.2.5 1Die doppelte Anrechnung der Dienstzeit nach 
Abs. 2 setzt voraus, dass die Verwendung min-
destens ein Jahr ununterbrochen angedauert 
hat. 2Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind in 
vollem Umfang in den Zeitraum von einem Jahr 
einzurechnen. 3Ein innerhalb oder außerhalb der 
in der Nr. 23.2.2 bezeichneten Länder verbrach-
ter Urlaub sowie die Zeit eines Beschäftigungs-
verbots während der Mutterschutzfristen gelten 
nicht als Unterbrechung.

23.2.6 Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 vor, so ist 
die Zeit des Aufenthalts in den in Nr. 23.2.2 ge-
nannten Gebieten doppelt als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit zu berücksichtigen.

23.3 Abs. 3 ist nicht anwendbar bei einer Doppel-
anrechnung von Dienstzeiten nach Art. 103 
Abs. 4.

24. Allgemeine Bestimmungen zur Berücksichti-
gung von Dienstzeiten

24.0 Die Vorschrift fasst Bestimmungen allgemeiner 
Art zur Berücksichtigung von Dienstzeiten im 
Unterabschnitt 3 zusammen.

24.1 Teilzeitbeschäftigung

24.1.1 1Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind nur 
in dem Verhältnis als ruhegehaltfähige Zeiten 
anzusetzen, in dem der bewilligte Beschäfti-
gungsumfang zur regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit stand. 2Maßgeblich sind die Ver-
hältnisse zum Zeitpunkt der Tätigkeit; zur re-

gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit vgl. auch 
Nr. 24.3.4. Erfasst werden Zeiten nach Art. 14 bis 
16 sowie Art. 18 bis 20 und 22. 

24.1.2 Zeiten einer eingeschränkten Verwendung we-
gen begrenzter Dienstfähigkeit sind wie Zeiten 
einer Teilzeitbeschäftigung zu behandeln, aber 
mindestens im Umfang einer Zurechnungszeit 
anzurechnen (vgl. Art. 14 Abs. 1 Satz 3 in Ver-
bindung mit Art. 23 Abs. 1 Satz 1).

24.1.3 Bei Lehrern und Lehrerinnen sowie Hochschul-
lehrern und Hochschullehrerinnen ist von der 
jeweiligen regelmäßigen wöchentlichen Pflicht-
stundenzahl bzw. Regellehrverpflichtung auszu-
gehen.

24.2 Vordienstzeiten
1Zeiten nach Art. 16 bis 19 und 21 werden nur 
berücksichtigt, soweit diese vor der Berufung in 
das jeweilige Beamtenverhältnis zurückgelegt 
wurden. 2Für wissenschaftliche Qualifikations-
zeiten ergibt sich dies unmittelbar aus Art. 22.

24.3 Hauptberuflichkeit
1Tätigkeiten nach Art. 18, 19 Nr. 1 Buchst. b bis d 
und Nr. 2, Art. 20 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 so-
wie Art. 22 Sätze 1 und 4 müssen hauptberuf-
lich ausgeübt worden sein, damit die Zeiten als 
Vordienstzeiten berücksichtigt werden können. 
2Hauptberuflichkeit im Sinn dieser Vorschriften 
setzt voraus, dass die Tätigkeit  

24.3.1 entgeltlich ausgeübt wurde. 3Dies ist gegeben, 
wenn für die Tätigkeit eine übliche Gegenleis-
tung erbracht wurde. 4Auf die Bezeichnung des 
Beschäftigungsverhältnisses kommt es nicht 
an. 

24.3.2 den Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit dar-
stellte. 3Dies ist zu bejahen, wenn daneben keine 
weitere Berufstätigkeit oder nennenswerte Ne-
bentätigkeit ausgeübt wurde, aus der ein anderes 
Einkommen erzielt wurde.

24.3.3 der Ausbildung und dem Berufsbild entsprach. 
3Eine Ausbildung ist nicht hauptberuflich.

24.3.4 mindestens in einem Umfang ausgeübt wurde, 
der zur gleichen Zeit auch im Beamtenverhältnis 
zulässig gewesen wäre.

24.3.4.1 Demnach erfüllen Vordienstzeiten mit folgendem 
Beschäftigungsumfang den zeitlichen Mindest-
umfang der Hauptberuflichkeit:

Zeitraum Beschäftigungsumfang
vor dem 1. Juli 
1997

mindestens die Hälfte der sei-
nerzeit für bayerische Beamte 
und Beamtinnen geltenden 
regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit 

vom 1. Juli 1997  
bis 31. August 2004

mindestens ein Viertel der 
seinerzeit für bayerische 
Beamte und Beamtinnen 
geltenden regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit

vom 1. September 
2004  
bis 31. März 2009

mindestens zehn Stunden 

ab 1. April 2009 –  mindestens acht Stunden

–  während einer Elternzeit ist 
kein bestimmter Beschäfti-
gungsumfang gefordert
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Entwicklung der wöchentlichen Arbeitszeit der 
bayerischen Beamten und Beamtinnen:

Zeitraum Stundenzahl
1. März 1950 bis 30. September 1958 48 Stunden
1. Oktober 1958 bis 31.März 1964 45 Stunden
1. April 1964 bis 31. Dezember 1968 44 Stunden
1. Januar 1969 bis 31. Dezember 
1970

43 Stunden

1. Januar 1971 bis 30. September 
1974

42 Stunden

1. Oktober 1974 bis 31. März 1989 40 Stunden
1. April 1989 bis 31. März 1990 39 Stunden
1. April 1990 bis 31. Dezember 1993 38,5 Stunden
1. Januar 1994 bis 31. August 2004 40 Stunden
ab 1. September 2004

bis Vollendung 50. Lj.
ab Beginn 51. Lj.  

bis Vollendung 60. Lj.
Schwerbehinderten im Sinn des § 2 

Abs. 2 SGB IX oder ab Beginn 61. Lj.

42 Stunden

41 Stunden

40 Stunden

Für Zeiträume vor dem 1. September 2004 ist 
Hauptberuflichkeit auch gegeben, wenn der tat-
sächliche Beschäftigungsumfang mindestens der 
Hälfte bzw. einem Viertel der für das jeweilige 
Beschäftigungsverhältnis maßgebenden regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bei Vollbe-
schäftigung entspricht.

24.3.4.2 Bei Lehrkräften im Schulbereich muss das Ver-
hältnis der tatsächlich erteilten Unterrichtsstun-
den gegebenenfalls zuzüglich Anrechnungsstun-
den zur Pflichtstundenzahl einer entsprechenden 
vollbeschäftigten Lehrkraft dem anhand obiger 
Tabellen zu ermittelnden Verhältnis entspre-
chen. 

24.3.4.3 Arbeitszeiten bzw. Unterrichtsstunden in meh-
reren gleichzeitig nebeneinander bestehenden 
Beschäftigungsverhältnissen sind nur zusam-
menzurechnen, soweit ihnen dasselbe Berufsbild 
zugrunde liegt. 

24.4 Einschränkung wegen anderer Versorgungs-
leistungen
1Die Anrechnung von Zeiten auf Grund von 
Kann-Vorschriften (Art. 19, 20, 22 Sätze 3 bis 5) 
auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit unterliegt 
den nachstehenden Einschränkungen, wenn der 
Versorgungsempfänger oder die Versorgungs-
empfängerin noch eine andere Versorgungsleis-
tung bezieht. 2Art. 85 Abs. 4 gilt entsprechend. 
3Nr. 9.1.2 Satz 4 ist zu beachten. 

24.4.1 Andere Versorgungsleistungen 
1Die Einschränkung bei der Anrechnung von 
Vordienstzeiten auf Grund von Kann-Vorschrif-
ten ist geboten, wenn dem Versorgungsempfän-
ger oder der Versorgungsempfängerin neben 
den Versorgungsbezügen noch eine andere Ver-
sorgungsleistung zusteht, die nicht von Art. 85 
Abs. 1 Satz 2 erfasst wird. 2Zu den anderen Ver-
sorgungsleistungen gehören insbesondere Ren-
ten aus Mitgliedsstaaten der EU oder des EWR 
und der Schweiz, deren Berücksichtigung im 
Rahmen des Art. 85 auf Grund der Verordnungen 

(EG) Nrn. 883/04 und 987/09 oder (EWG) Nrn. 
1408/71 und 574/72 ausgeschlossen ist.
3Soweit die andere Versorgungsleistung in einer 
während einer Beurlaubung ohne Dienstbezü-
ge ausgeübten Tätigkeit erworben wurde, gilt 
Art. 85 Abs. 1 Satz 6 entsprechend. 

24.4.1.1 Die Ermittlung des zu berücksichtigenden Betra-
ges der anderen Versorgungsleistungen richtet 
sich nach den Grundsätzen des Art. 85.

24.4.1.2 1Wird die andere Versorgungsleistung in aus-
ländischer Währung gezahlt, so ist sie zu dem 
Stichtag, zu dem die Bewilligung der Anrech-
nung von Kann-Vordienstzeiten erfolgt, in Euro 
umzurechnen. 2Die Umrechnung erfolgt nach 
dem für die Anwendung des Art. 85 Abs. 6 maß-
geblichen Devisenkurs.

24.4.1.3 Beruht die Versorgung auf einem Beamtenver-
hältnis, das vor dem 1. Januar 1966 begründet 
wurde, so ist der zu berücksichtigende Betrag 
der anderen Versorgungsleistung um 40 v. H. zu 
mindern (vgl. Art. 100 Abs. 2 Satz 1 bzw. Art. 103 
Abs. 11). 

24.4.2 Ausmaß der Einschränkung

24.4.2.1 Grundsatz
1Bezieht ein Versorgungsempfänger oder eine 
Versorgungsempfängerin eine andere Versor-
gungsleistung (Nr. 24.4.1), so sind Vordienstzei-
ten auf Grund von Kann-Vorschriften, in denen 
die andere Versorgungsleistung erworben wur-
de, nicht oder nur soweit auf die ruhegehaltfä-
hige Dienstzeit anzurechnen, als das Ruhege-
halt (Witwen-, Waisengeld) zusammen mit der 
anderen Versorgungsleistung die Höchstgrenze 
(Nr. 24.4.2.2) nicht überschreitet. 2Eine gering-
fügige Überschreitung der Höchstgrenze auf 
Grund der Berechnungsweise ist zulässig. 
3Die Berücksichtigung von Vordienstzeiten auf 
Grund von Kann-Vorschriften, in denen keine 
andere Versorgungsleistung erworben wurde, 
bleibt unberührt. 

Beispiel:

Ein Universitätsprofessor bezieht neben seinem 
Ruhegehalt eine Rente aus der Französischen 
Rentenversicherung. Während der Ausbildung 
wurden keine Anwartschaften in der französi-
schen Rente erworben. Somit besteht nach Art. 24 
Abs. 4 keine Möglichkeit, die Berücksichtigung 
des vorgeschriebenen Studiums als ruhegehalt-
fähige Dienstzeit nach Art. 20 Abs. 1 Nr. 1 ganz 
oder teilweise einzuschränken.

24.4.2.2 Höchstgrenze
1Die Höchstgrenze ist entsprechend Art. 85 zu 
berechnen. 2Der Unterschiedsbetrag nach Art. 69 
Abs. 2 sowie der Kinderzuschlag zum Witwen-
geld nach Art. 74 bleiben dabei außer Betracht. 
3Art. 103 Abs. 8 sowie die im Rahmen der Hin-
terbliebenenversorgung für die Berechnung der 
Höchstgrenze nach Art. 85 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 an-
zuwendenden Vorschriften (z. B. Art. 36 Abs. 2, 
Nr. 38.1.4, Art. 41) sind zu beachten.
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24.4.2.3 Höchstens erreichbare Versorgung

a) Von der Höchstgrenze (Nr. 24.4.2.2) ist der 
Monatsbetrag der „anderen Versorgungsleis-
tung“ abzuziehen.

b) 1Neben der „anderen Versorgungsleistung“ 
zustehende Renten, die von der Ruhensvor-
schrift des Art. 85 erfasst werden, sind der 
„anderen Versorgungsleistung“ hinzuzurech-
nen. 2Nr. 24.4.1.3 gilt entsprechend.

c) Das Ruhegehalt erhöhende Zuschläge nach 
Art. 71 bis 73 sind in die Ermittlung der höchs-
tens erreichbaren Versorgung ebenfalls ein-
zubeziehen.

d) 1Sonderzahlungen sind anteilig zu berück-
sichtigen. 2Im Übrigen ist der Gesamtbetrag 
der genannten Leistungen in dem Verhält-
nis zu verringern, in dem die kalenderjähr-

liche Zahlungshäufigkeit dieser Leistungen 
zu derjenigen der Beamtenversorgung unter 
Einbeziehung der jährlichen Sonderzahlung 
nach Art. 75 mit dem für den Zeitpunkt der 
Ermessensentscheidung maßgebenden Vom-
hundertsatz nach Art. 76 Abs. 2 steht. 3Den 
unterschiedlichen Vomhundertsätzen in 
Art. 76 Abs. 2 ist durch Bildung eines auf zwei 
Dezimalstellen gerundeten Mittelwertes – auf 
der Basis der Höchstgrenzenerhöhung nach 
Art. 88 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 – Rech-
nung zu tragen.

e) Die Differenz zwischen der Höchstgrenze 
(Nr. 24.4.2.2) und dem sich nach Buchst. d 
Satz 2 ergebenden Betrag ergibt diejenige 
Versorgung, die durch eine Anrechnung von 
Kann-Vordienstzeiten höchstens erreichbar 
ist.

24.4.2.4 Umfang der Anrechnung von Kann-Vordienstzeiten, in denen andere Versorgungsleistungen erworben 
wurden

a) 1Ist der ohne die Kann-Vordienstzeiten zustehende Monatsbetrag des Ruhegehalts (Witwen-, Waisengeldes) 
niedriger als der Monatsbetrag der höchstens erreichbaren Versorgung (Nr. 24.4.2.3), so sind die Kann-
Vordienstzeiten, in denen die andere Versorgungsleistung erworben wurde, bis zur Höhe des Unterschieds-
betrages auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit anzurechnen. 2Nr. 24.4.2.1 Satz 2 gilt entsprechend.

b) Die Ermittlung der anrechenbaren Kann-Vordienstzeiten kann nach folgender Formel vorgenommen wer-
den:

Differenzbetrag1) × 100 v. H. × 365 Tage =  anrechenbare Kann-Vordienstzeiten4)

RB2)  ×  v. H.-Satz3) 

        

1)  Unterschiedsbetrag zwischen der höchstens erreichbaren Versorgung und dem Ruhegehalt (Witwen-, Waisengeld) ohne 
Kann-Vordienstzeiten

2)  Ruhegehaltfähige Bezüge

–  im Falle der Verminderung oder Erhöhung des Ruhegehaltes nach Art. 26 Abs. 2 bzw. Abs. 4 unter Berücksichtigung des 
maßgebenden Versorgungsabschlages oder Versorgungsaufschlags

–  beim Witwen- oder Waisengeld vervielfältigt mit dem entsprechenden Anteilsatz
3)  Steigerungssatz nach der Ruhegehaltsskala des Art. 26 Abs. 1

4)  (Auf-)Rundung auf volle Tage

c) In den Fällen des Art. 103 Abs. 5 bis 7 ist der Umfang der anrechenbaren Kann-Vordienstzeiten gesondert 
zu ermitteln.

Beispiel:
1. Sachverhalt:

Ruhegehaltfähige Bezüge 3.000,00 €

Ruhegehaltfähige Dienstzeit
a) mit Kann-Vordienstzeiten  36,24 Jahre  65,01 v. H.
b) ohne Kann-Vordienstzeiten  32,00 Jahre  57,40 v. H.

Kindererziehungszuschlag nach Art. 71 (vor Anwendung des Art. 26 Abs. 2) 108,00 €

Versorgungsabschlag nach Art. 26 Abs. 2  7,20 v. H. 

Ruhegehaltssatz für die Höchstgrenze nach Art. 85 Abs. 2   71,75 v. H.

„Andere Versorgungsleistung“ (mtl.); 2 Sonderzahlungen im Kalenderjahr 125,00 €

Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung (mtl.) 183,00 €

abzüglich des auf freiwilliger Beitragsleistung beruhenden Teils der Rente  
(entsprechend Art. 85 Abs. 5) 53,00 €

   130,00 €

2. Ermittlung der Höchstgrenze (Nr. 24.4.2.2)

Fiktives Ruhegehalt mit 71,75 v. H. aus 3.000,00 € 2.152,50 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach Art. 26 Abs. 2 (Art. 85 Abs. 2 Satz 3) 154,98 €

 1.997,52 €
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3. Berechnung der höchstens erreichbaren Versorgung (Nr. 24.4.2.3)

„Andere Versorgungsleistung“ (Nr. 24.4.2.3 Buchst. a)  125,00 €

 

Berücksichtigung der Sonderzahlungen (Nr. 24.4.2.3 Buchst. d Satz 1)  14/12

 145,83 €

zuzüglich Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung (Nr. 24.4.2.3 Buchst. b) 130,00 €

zuzüglich Kindererziehungszuschlag nach Art. 71 (Nr. 24.4.2.3 Buchst. c)  100,22 €

   376,05 €

Berücksichtigung des Verhältnisses nach Nr. 24.4.2.3 Buchst. d Satz 2 (für das Jahr 2011) 12/12,6081

GG/Strukturzulage 2.900 € × 71,75 v. H. = 2.080,75 € – VAS  = 1.930,94 €

 (7,2 v. H.)

FZ 100 € × 71,75 v. H. = 71,75 € – VAS  =      66,58 €

 (7,2 v. H.)

     1.997,52 €

 1.930,94 € × 60 v. H. = 1.158,56 €

 66,58 € × 84,29 v. H. = 56,12 €

  = 1.214,68 € × 100 : 1.997,52 € = 60,81 v. H.

 357,91 €

Differenz zur Höchstgrenze

= höchstens erreichbare Versorgung (ohne Berücksichtigung von Zuschlägen) 1.639,61 €

4. Vergleich der Ruhegehälter (mit und ohne Kann-Vordienstzeiten) 

Ruhegehalt mit Kann-Vordienstzeiten: 

65,01 v. H. aus 3.000,00 € 1.950,30 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach Art. 26 Abs. 2 140,42 €

  1.809,88 €

Ruhegehalt ohne Kann-Vordienstzeiten: 

57,40 v. H. aus 3.000,00 € 1.722,00 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach Art. 26 Abs. 2 123,94 €

 1.598,06 €

Ergebnis:  Das Ruhegehalt mit Kann-Vordienstzeiten ist höher, das Ruhegehalt ohne Kann-Vordienstzeiten 
dagegen (um 41,55 €) niedriger als die höchstens erreichbare Versorgung. Kann-Vordienstzeiten 
können somit berücksichtigt werden, soweit sie zu einer Erhöhung des Ruhegehaltes um 41,55 € 
führen.

5. Ermittlung der sonach berücksichtigungsfähigen Kann-Vordienstzeiten

41,55 € × 100 v. H. × 365 Tage = 287 Tage (aufgerundet) 
(100,00 v. H. - 7,20 v. H.) aus 3.000,00 € × 1,79375 v. H.

Von den Kann-Vordienstzeiten können demnach die ersten 287 Tage berücksichtigt werden

Ruhegehaltfähige Dienstzeit

ohne Kann-Vordienstzeiten 32 Jahre

zuzüglich berücksichtigungsfähige Kann-Vordienstzeiten 0 Jahre 287 Tage

   32 Jahre 287 Tage    = 32,79 Jahre

Ruhegehaltssatz somit: 58,82 v. H.

Ruhegehalt (einschließlich berücksichtigungsfähiger Kann-Vordienstzeiten):
58,82 v. H. aus 3.000,00 €   1.764,60 €

zuzüglich Kindererziehungszuschlag nach Art. 71     108,00 €

 1.872,60 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach Art. 26 Abs. 2   134,83 €

 1.737,77 €
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24.4.3 Verfahren

24.4.3.1 Im Rahmen von Vorwegentscheidungen sind 
Art. 9 Abs. 4 und die Nrn. 9.4.1 und 9.4.3 zu be-
achten. 

24.4.3.2 1Die Anrechnung von Kann-Vordienstzeiten auf 
die ruhegehaltfähige Dienstzeit gilt nur solange 
sich die der Berechnung zugrunde liegenden 
Verhältnisse nicht ändern. 2Die auf Grund der 
Bewilligung gewährten Leistungen gelten mit 
Wirkung von dem Tage, von dem an sich die Ver-
hältnisse ändern, bis zur endgültigen Neufestset-
zung der Leistungen als vorläufige Zahlungen. 
3Die Anrechnung von Kann-Vordienstzeiten ist 
nur mit dieser ausdrücklichen Einschränkung 
vorzunehmen. 4Die Versorgungsempfänger sind 
zur unverzüglichen Mitteilung maßgeblicher Än-
derungen an die Pensionsbehörde zu verpflich-
ten. 5Eine Änderung der Verhältnisse liegt vor 
allem vor, wenn eine andere Versorgungsleis-
tung erstmals bewilligt wird oder sich wesent-
lich ändert oder wenn zu einer anderen Versor-
gungsleistung eine Rente im Sinn des Art. 85 
Abs. 1 hinzutritt. 6Eine Änderung ist wesentlich, 
wenn die geänderte andere Versorgungsleistung 
um mindestens 10 v. H. von dem der früheren 
Ermessensentscheidung zugrunde liegenden Be-
trag abweicht. 7Veränderungen der Leistungen 
auf Grund allgemeiner Anpassungen (Dynami-
sierung) bleiben dabei unberücksichtigt.

24.4.3.3 Bei der Bemessung der Hinterbliebenenversor-
gung nach dem Tode eines Ruhestandsbeamten 
oder einer Ruhestandsbeamtin ist die anrechen-
bare ruhegehaltfähige Kann-Vordienstzeit wie 
bei einer Erstfestsetzung zu berechnen.

25. Ausschlusszeiten

25.0 Tätigkeiten mit besonderer Nähe zum System der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Repub-
lik dürfen nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden.

25.1.1 Über den Ausschluss von Zeiten nach Art. 25 ent-
scheidet die Pensionsbehörde; sie ist an Entschei-
dungen anderer Behörden oder Dienststellen 
z. B. im Rahmen der Festsetzung des früheren 
Besoldungsdienstalters nicht gebunden.

25.1.2 1Der Ausschluss von Zeiten einer Tätigkeit für 
den Staatssicherheitsdienst gilt nicht nur für Zei-
ten in einem Beschäftigungsverhältnis beim Mi-
nisterium für Staatssicherheit (MfS) oder beim 
Amt für Nationale Sicherheit (AfNS), sondern 
auch für Zeiten einer informellen oder inoffizi-
ellen Tätigkeit für diese Einrichtungen. 2Nicht 
erforderlich ist, dass eine schriftliche Verein-
barung über die Tätigkeit oder eine schriftliche 
Verpflichtungserklärung vorliegt. 3Ausreichend 
für den Ausschluss ist bereits die Verpflichtung 
zur Tätigkeit für das MfS/AfNS, wobei es nicht 
darauf ankommt, ob es tatsächlich zu einem Tä-
tigwerden gekommen ist. 4Damit sind auch soge-
nannte Perspektivagenten erfasst, wenn sie nicht 
aktiviert worden sind. 

25.1.3 Liegen Anhaltspunkte für eine Tätigkeit für das 
MfS/AfNS vor, ist erforderlichenfalls beim Bun-
desbeauftragten für die Unterlagen des Staats-
sicherheitsdienstes der ehemaligen DDR eine 
Stellungnahme einzuholen.

25.1.4 1Ob und gegebenenfalls wann eine Tätigkeit für 
das MfS/AfNS beendet worden ist, muss nach 
der Lage des Einzelfalles entschieden werden. 
2In der Regel kann jedoch davon ausgegangen 
werden, dass die Tätigkeit fünf Jahre nach dem 
letzten konkreten Tätigwerden beendet wurde. 
3Spätere Zeiten können als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit berücksichtigt werden. 4Unterbrechun-
gen der Tätigkeit sind unbeachtlich, auch wenn 
sie länger als fünf Jahre dauerten; entscheidend 
ist ausschließlich das letztmalige Tätigwerden. 
5Liegt lediglich eine Verpflichtungserklärung vor 
und ist es nie zu einem konkreten Tätigwerden 
gekommen, kann in der Regel ebenfalls nach 
Ablauf von fünf Jahren von einer Beendigung 
der Tätigkeit für das MfS/AfNS ausgegangen 
werden. 

25.1.5 1Die Aufzählung in Abs. 1 Satz 2 ist nicht ab-
schließend. 2Eine besondere persönliche System-
nähe ist daher grundsätzlich in jedem Einzelfall 
zu prüfen.

25.2 1Für den Ausschluss von Tätigkeiten als Ange-
höriger oder Angehörige der Grenztruppen ist 
es unerheblich, in welchem Dienstverhältnis 
die Grenztruppenzeit verbracht wurde; es ge-
nügt die organisatorische Zugehörigkeit zu den 
Grenztruppen oder ein dort verbrachter Grund-
wehrdienst. 2Zu den Grenztruppen gehören auch 
deren Vorgängereinrichtungen (NVA-Grenze, 
Grenzpolizei). 3Zeiten als Zivilbeschäftigte der 
Grenztruppen werden nicht erfasst.

26. Höhe des Ruhegehalts

26.0 1Die Vorschrift regelt die Höhe des Ruhegehalts. 
Sie enthält Regelungen zur Verminderung des 
Ruhegehalts bei vorzeitigen Ruhestandseintrit-
ten (Versorgungsabschlag) sowie zur Erhöhung 
durch Versorgungsaufschläge. 2Die Übergangs-
regelung zur Anhebung der Altersgrenzen in 
Art. 106 ist zu beachten.

26.1.1 1Die ruhegehaltfähige Dienstzeit ist, soweit 
sie nicht vom Beginn an gerechnet volle Jahre 
umfasst, nach  Kalendertagen unter Berücksich-
tigung von Schalttagen zu berechnen. 2Bei der 
Zusammenrechnung sind je 365 Tage – ohne 
Rücksicht darauf, ob die einzelnen Dienstzeiten 
Schalttage enthalten – als ein Jahr anzusetzen. 
3Zeitlich zusammenhängende, nach verschiede-
nen Vorschriften zu berücksichtigende Zeiten 
sind als durchgehende Dienstzeit zu berechnen. 
4Zeitlich getrennte Dienstzeiten und Dienstzei-
ten mit unterschiedlichem Anrechnungsumfang 
(z. B. bei Teilzeitbeschäftigung) sind gesondert 
zu berechnen. 5Bruchteile von Tagen, die sich 
bei der Berechnung einzelner Dienstzeiten er-
geben, sind entsprechend Abs. 1 Sätze 3 bis 5 zu 
berechnen und zu runden.
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Beispiel:
ruhegehaltfähig nach Jahre Tage
Studium 1. Oktober 1970 bis 16. Juni 1975 Art. 20  3 ––

Vorbereitungsdienst 10. August 1975 bis 31. Juli 1977 Art. 14  

Ersatzschuldienst 1. August 1977 bis 31. Juli 1981 Art. 19  

Beamtenverhältnis   

Vollzeit 1. August 1981 bis 31. März 1984 Art. 14  8 235

Teilzeit (14/26) 1. April 1984 bis 10. August 1987 Art. 14  1 295,69

Vollzeit 11. August 1987 bis  30. April 2011 Art. 14 23 263

insgesamt:     35 793,69

     = 37 63,69

     =  37,174 Jahre

     = 37,17 Jahre

1,79375 v. H. × 37,17    = 66,674 v. H.

Ruhegehaltssatz    = 66,67 v. H.

26.1.2 Für Beamte und Beamtinnen auf Zeit gilt der 
Ruhegehaltssatz nach Art. 28, wenn es für sie 
günstiger ist.

26.2 Versorgungsabschlag 

26.2.1 1Für die Ermittlung des Versorgungsabschlags 
ist der in der Ruhestandsversetzung bezeich-
nete Grund und der darin genannte Zeitpunkt 
der Ruhestandsversetzung maßgebend. 2Nach 
dem Beginn des Ruhestandes kann weder die 
Versetzung in den Ruhestand noch der Grund, 
auf dem sie beruht, durch Widerruf, Rücknahme 
oder Wiederaufgreifen des Verfahrens nachträg-
lich geändert werden (vgl. BVerwG; Urteil vom 
25. Oktober 2007; 2 C 22.06).

26.2.2 1Dem Versorgungsabschlag unterliegt das 
nach Abs. 1 (gegebenenfalls in Verbindung mit 
Art. 27, 30 Abs. 3 und 4, Art. 103, 107) ermittelte 
Ruhegehalt einschließlich der Zuschläge zum 
Ruhegehalt nach Art. 71 bis 73. 2Ein neben dem 
Ruhegehalt zustehender Unfallausgleich (Art. 52) 
sowie der Unterschiedsbetrag (Art. 69 Abs. 2) un-
terliegt dem Versorgungsabschlag nicht. 

26.2.3 Das Mindestruhegehalt (Abs. 5) wird nicht ver-
mindert. 

26.2.4 1Der Versorgungsabschlag bemisst sich höchs-
tens nach dem Zeitraum bis zur für den Beam-
ten oder die Beamtin maßgebenden gesetzlichen 
Altersgrenze. 2Bei der Berechnung des für den 
Versorgungsabschlag zugrunde zu legenden 
Zeitraumes ist Nr. 26.1.1 Satz 1 entsprechend 
anzuwenden. 

26.2.5 1Im Fall des Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 endet der für die 
Berechnung des Versorgungsabschlags maßge-
bende Zeitraum auch bei Lehrkräften an öffent-
lichen Schulen zum Ende des Monats, in dem 
die allgemeine Altersgrenze nach Art. 62 Satz 1, 
Art. 143 Abs. 1 BayBG erreicht würde. 2Soweit 
Lehrkräfte bereits vor diesem Zeitpunkt wegen 
Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze (Art. 62 
Satz 2 BayBG) in den Ruhestand treten, endet der 
für die Berechnung des Versorgungsabschlags 
zugrunde zu legende Zeitraum bereits mit der 

Altersgrenze nach Art. 62 Satz 2, Art. 143 Abs. 1 
Satz 2 BayBG.

Beispiele: 

Eine am 25. September 1951 geborene Lehrkraft 
wird auf Antrag (Art. 64 Nr. 1 BayBG) zum 1. Au-
gust 2016 in den Ruhestand versetzt.  

Das Ruhegehalt vermindert sich um einen Ver-
sorgungsabschlag in Höhe von 2,09 v. H., der sich 
nach dem Zeitraum vom 1. August 2016 bis zum 
28. Februar 2017 (Art. 62 Satz 1, Art. 143 Abs. 1 
BayBG) bemisst. 

Eine am 2. September 1951 geborene Lehrkraft 
wird auf Antrag (Art. 64 Nr. 1 BayBG) zum 1. Au-
gust 2016 in den Ruhestand versetzt.  

Das Ruhegehalt vermindert sich um einen Ver-
sorgungsabschlag in Höhe von 1,98 v. H., der sich 
nach dem Zeitraum vom 1. August 2016 bis zum 
17. Februar 2017 (Art. 62 Satz 2, Art. 143 Abs. 1 
BayBG) bemisst.

26.2.6 Die Minderung des Ruhegehalts ist auch bei 
der Bemessung der Hinterbliebenenversorgung 
(Art. 31 ff. und 44 Abs. 2 bis 5) zu berücksichti-
gen.

26.2.7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gilt auch, wenn ein Beamter 
oder eine Beamtin im aktiven Dienst verstirbt.

26.3 Ausnahmen vom Versorgungsabschlag
1Nach Abs. 3 entfällt bei vorzeitiger Versetzung 
in den Ruhestand nach Vollendung eines be-
stimmten Lebensalters und langen Dienstzeiten 
der Versorgungsabschlag. 2Beide Voraussetzun-
gen müssen kumulativ vorliegen. 3Die Regelung 
gilt für alle Beamte oder Beamtinnen, die ab dem 
1. Januar 2011 in den Ruhestand versetzt werden. 
4Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen vor-
liegen, trifft die Pensionsbehörde.

26.3.1 Ruhestandsversetzung auf Antrag und wegen 
Dienstunfähigkeit

26.3.1.1 1Der Beamte oder die Beamtin muss in den Fäl-
len des Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 bei Beginn 
des Ruhestands das 64. Lebensjahr vollendet ha-
ben. 2Bei Ruhestandsversetzungen vor vollende-
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tem 64. Lebensjahr ist Abs. 3 nicht anwendbar. 
3Nr. 26.2.1 gilt entsprechend. 

26.3.1.2 Zum Beginn des Ruhestands muss eine Dienst-
zeit von 45 bzw. 40 Jahren erreicht werden. 

Beispiel 1:
Beamter, geb. 2. Februar 1948, wird auf Antrag 
nach Art. 64 Nr. 1 BayBG mit Ablauf des Mo-
nats, in dem er das 64. Lebensjahr vollendet, zum 
1. März 2012 in den Ruhestand versetzt. Zu diesem 
Zeitpunkt hat er eine Dienstzeit nach Abs. 3 von 
39 Jahren und 185 Tagen abgeleistet.

Das Ruhegehalt vermindert sich um einen Ver-
sorgungsabschlag von 3,6 v. H. nach Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1, der sich nach dem Zeitraum vom 1.März 
2012 bis zum 28. Februar 2013 (Art. 106 Abs. 1 
Nr. 1) bemisst.

Beispiel 2:
Beamter, geb. 27. April 1947, wird auf Antrag nach 
Art. 64 Nr. 1 BayBG mit Ablauf des 31. Juli 2011 
in den Ruhestand versetzt. Zu diesem Zeitpunkt 
erreichte er eine Dienstzeit nach Abs. 3 von über 
45 Jahren.

Das Ruhegehalt vermindert sich trotz vorzeitigen 
Ruhestandseintritts (gesetzliche Altersgrenze 
zum 30. April 2012) nicht um einen Versorgungs-
abschlag.

26.3.1.3 Dienstzeit im Sinn des Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 
und 2
1Bei der Ermittlung der Dienstzeit sind nach 
Abs. 3 Satz 2 folgende Zeiten einzubeziehen, die 
im Zusammenhang mit der Dienstleistung oder 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst stehen:

–  Beamtendienstzeiten oder gleichgestellte Zei-
ten nach Art. 14,

–  Berufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare 
Zeiten nach Art. 16,

–  Nichtberufsmäßiger Wehrdienst und ver-
gleichbare Zeiten nach Art. 17,

–  Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis 
im öffentlichen Dienst nach Art. 18,

–  Ausbildungszeiten nach Art. 20 und

–  Wissenschaftliche Qualifikationszeiten nach 
Art. 22 Satz 1.

2Diese Zeiten können nur insoweit einbezogen 
werden, als sie bei der Berechnung des Ruhe-
gehaltssatzes als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden. 3Zeiten einer Teilzeitbe-
schäftigung oder einer eingeschränkten Verwen-
dung wegen begrenzter Dienstfähigkeit sind bei 
der Berechnung dieser Dienstzeit in vollem Um-
fang zu berücksichtigen. 4Eine Doppelanrech-
nung von Zeiten (Art. 23 Abs. 2, Art. 103 Abs. 4) 
findet nicht statt.

5Nach Abs. 3 Satz 3 sind Zeiten einer Kinderer-
ziehung bis zum zehnten Lebensjahr des Kin-
des voll einzubeziehen. 6Für die Beurteilung, 
ob dem Beamten oder der Beamtin Zeiten einer 
Kindererziehung zuzuordnen sind, gilt Nr. 71.3 
entsprechend.

7Soweit Zeiträume nach mehreren Tatbeständen 
berücksichtigungsfähig sind, sind sie nur einmal 
einzubeziehen.

Beispiel:
Beamtin, geb. 2. Mai 1947, wird auf Antrag mit Ablauf des 31. Mai 2011 in den Ruhestand versetzt. Sie hat folgende 
berücksichtigungsfähige Dienstzeiten nach Art. 26 Abs. 3:

 Anrechenbare 
 Jahre Tage

Studium (tatsächliche Dauer) 1. Oktober 1968 – 15. August 1972 Satz 2 3  

Beamtin auf Widerruf  1. Oktober 1973 – 30.September 1976 Satz 2 3  

Beamtin seit 1. November 1976  Satz 2  

Geburt (Kind geb. 1. März 1980)     

Beurlaubung ohne Bezüge 26. April 1980 – 28. Februar 1990 Satz 3 13 120

 1. März 1990 – 31. März 1990   

Teilzeitbeschäftigung (1/2) 1. April 1990 – 31. Mai 1996 Satz 2  

Vollbeschäftigung 1. Juni 1996 – 31. Mai 2011 Satz 2 21 61

   40 181

Damit liegen die Voraussetzungen des Art. 26 Abs. 3 nicht vor. Das Ruhegehalt vermindert sich um einen Versor-
gungsabschlag nach Art. 26 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1.

26.3.2 Ruhestandsversetzung auf Antrag nach Art. 129 
Satz 2 (gegebenenfalls in Verbindung mit 
Art. 130 bis 132) BayBG

26.3.2.1 1Der Beamte oder die Beamtin muss auf Antrag 
nach Art. 129 Satz 2 BayBG in den Ruhestand 
versetzt worden sein. 2Entsprechendes gilt bei 
Ruhestandsversetzungen nach Art. 130 bis 132 
BayBG. 3Eine Versetzung in den Ruhestand ist 
danach frühestens ab Vollendung des 60. Le-
bensjahres möglich. 

26.3.2.2 Dienstzeit im Sinn des Abs. 3 Satz 1 Nr. 3
1Bei Ermittlung der Dienstzeit von 20 Jahren 
sind nur Zeiten einzubeziehen, die als Polizei-
vollzugsbeamter oder Polizeivollzugsbeamtin 
(Art. 129 BayBG), als Beamter oder Beamtin im 
Strafvollzugsdienst (Art. 130 BayBG), als Beam-
ter oder Beamtin des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz (Art. 131 BayBG) sowie als Feuer-
wehrbeamter oder Feuerwehrbeamtin (Art. 132 
BayBG) im Schicht- oder Wechselschichtdienst 
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oder in vergleichbar belastenden unregelmäßi-
gen Diensten abgeleistet worden sind. 2Zeiten in 
einem Arbeitsverhältnis bleiben unberücksich-
tigt. 3Zeiträume können nur insoweit einbezogen 
werden, als sie bei der Berechnung des Ruhege-
haltssatzes als ruhegehaltfähige Dienstzeit nach 
Art. 14 Abs. 1 und 2 berücksichtigt werden. 4Zei-
ten einer Teilzeitbeschäftigung sind bei der Er-
mittlung der Dienstzeit nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 
anteilig einzubeziehen. 5Kindererziehungszei-
ten bleiben unberücksichtigt. 6Soweit Zeiträume 
nach mehreren Tatbeständen berücksichtigungs-
fähig sind, sind sie nur einmal einzubeziehen.

a) Schichtdienst- oder Wechselschichtdienst: 

1Unter Schichtdienst versteht man, dass der 
Beamte oder die Beamtin ständig nach ei-
nem Schichtplan (Dienstplan) eingesetzt 
war, der einen regelmäßigen Wechsel der 
täglichen Arbeitszeit in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vorsah. 2Unter Wech-
selschichtdienst versteht man, dass zusätz-
lich ein regelmäßiger Wechsel der täglichen 
Arbeitszeit in Wechselschichten (wechselnde 
Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen 
bei Tag und bei Nacht, werktags, sonntags 
und feiertags gearbeitet wird) vorgesehen war, 
und der Beamte oder die Beamtin dabei in je 
sieben Wochen durchschnittlich mindestens 
40 Dienststunden in der dienstplanmäßigen 
oder betriebsüblichen Nachtschicht leistete. 
3Als Nachweis für das Vorliegen der Voraus-
setzung Schicht- oder Wechselschichtdienst 
können Zeiträume herangezogen werden, in 
denen dem Beamten oder der Beamtin eine 
Schichtzulage nach § 12 Bayerische Zulagen-
verordnung (BayZulV) bzw. eine Schicht- oder 
Wechselschichtzulage nach entsprechenden 
früheren Vorschriften zustand. 4Entsprechen-
de frühere Vorschriften waren im Zeitraum 
vom 1. August 1989 bis zum 30. Juni 1998 – 
§ 22 Erschwerniszulagenverordnung (EZulV), 
vom 1. Juli 1998 bis 31. August 2006 – § 20 
EZulV in der jeweils geltenden Fassung und 
vom 1. September 2006 bis zum 31. Dezember 
2010 – § 20 EZulV in der am 31. August 2006 
geltenden Fassung. 5Die Pensionsbehörde 
prüft den Bezug der entsprechenden Zulage 
anhand der Besoldungsakte.

6Für Zeiträume vor der Einführung entspre-
chender Zulagen oder für Zeiten ohne Zula-
genberechtigung oder für Zeiten bei anderen 
Dienstherren hat die personalverwaltende 
Stelle gegenüber der Pensionsbehörde spä-
testens zum Zeitpunkt der Übermittlung der 
Ruhestandsversetzung zu erklären, ob und in 
welchen Zeiträumen von dem Beamten oder 
der Beamtin Schicht- oder Wechselschicht-
dienst geleistet wurde. 7Entsprechendes gilt, 
wenn eine Zulage nur auf Grund besoldungs-
rechtlicher Konkurrenzregelungen nicht ge-
zahlt wurde. 8Als Grundlage für diese Erklä-
rung kann die personalverwaltende Stelle 
Erklärungen des Beamten oder der Beamtin 
auf Dienstpflicht heranziehen, die jedoch von 
der personalverwaltenden Stelle anhand der 

Personalakte (Werdegang, Beurteilungen, 
usw.) auf Plausibilität zu prüfen sind. 9Die 
Pensionsbehörde hat das Vorliegen der Vor-
aussetzungen zu prüfen und entscheidet ab-
schließend. 10Bei Versetzungen zum Freistaat 
Bayern nach dem 31. Dezember 2010 hat die 
personalverwaltende Dienststelle gegebenen-
falls in Zusammenarbeit mit dem abgebenden 
Dienstherrn, die zum Zeitpunkt der Verset-
zung bereits in entsprechenden Diensten zu-
rückgelegten Zeiten festzustellen. 

b) Vergleichbar belastende unregelmäßige 
Dienste:
1Vergleichbar belastende unregelmäßige 
Dienste im Sinn des Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 können 
für folgende Zeiten angenommen werden:

–  1Zeiträume, für die eine Sondereinsatzzula-
ge nach § 14 BayZulV bzw. entsprechenden 
früheren Vorschriften zustand. 2Entspre-
chende frühere Vorschriften waren im Zeit-
raum vom 1. Juni 1979 bis 30. Juni 1998 – 
§ 23a EZulV, vom 1. Juli 1998 bis 31. August 
2006 – § 22 EZulV in der jeweils geltenden 
Fassung und vom 1. September 2006 bis 
31. Dezember 2010 – § 22 EZulV in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung.

–  Zeiträume, für die eine Fliegererschwer-
niszulage nach § 15 BayZulV bzw. der ent-
sprechenden früheren Vorschrift zustand im 
Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis 31. August 
2006 – § 22a EZulV in der jeweils gelten-
den Fassung und vom 1. September 2006 bis 
31. Dezember 2010 – § 22a EZulV in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung.

–  Zeiträume einer besonderen Auslands-
verwendung im Sinn des Art. 64 Abs. 2, 
in denen ein Auslandsverwendungszu-
schlag nach Art. 38 Satz 5 BayBesG bzw. 
der  entsprechenden früheren Vorschrift 
im  Zeitraum vom 29. Juli 1995 bis 31. Au-
gust 2006 – § 58a Bundesbesoldungsgesetz 
(BBesG) in der jeweils geltenden Fassung 
und vom 1. September 2006 bis 31. Dezem-
ber 2010 – § 58a BBesG in der am 31. August 
2006 geltenden Fassung gewährt wurde.

2Darüber hinaus sind unabhängig von ihrer 
besoldungsrechtlichen Einordnung folgende 
Zeiten im Rahmen des Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 zu 
berücksichtigen:

–  Zeiträume, die in Einsatzzügen bei den 
Polizeipräsidien oder den Einsatzhundert-
schaften der Bereitschaftspolizei geleistet 
wurden.

–  Zeiträume, die Beamte und Beamtinnen 
hauptamtlich und ständig als nicht offen 
ermittelnde Polizeibeamte oder Polizeibe-
amtinnen geleistet haben.

–  Zeiträume, die in Fahndungs- oder Obser-
vationsgruppen geleistet wurden.

3Ein vergleichbar belastender unregel-
mäßiger Dienst liegt nur bei einer ständi-
gen Verwendung (vgl. Nr. 55.2.2.1.2 Abs. 1  
BayVwVBes) in den in den Sätzen 1 und 2 
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dieses Buchstabens beschriebenen Tätigkeit 
vor. 4Rufbereitschaftsdienst bleibt unabhän-
gig von der tatsächlichen Inanspruchnahme 
unberücksichtigt. 5Unbeachtlich ist auch, ob 
Dienst zu ungünstigen Zeiten geleistet wurde. 
6Nr. 26.3.2.2 Buchst. a Sätze 5 bis 10 gelten 
entsprechend.

26.4 Versorgungsaufschlag
1Nach Abs. 4 erhalten Lehrer und Lehrerinnen 
sowie hauptberufliches wissenschaftliches und 
künstlerisches Personal an Hochschulen des 
Freistaates Bayern, für die eine nach der gesetz-
lichen Regelaltersgrenze (Art. 62 Satz 1, Art. 143 
Abs. 1 BayBG) liegende Altersgrenze (Art. 62 
Satz 2 BayBG, Art. 3 Abs. 3 Satz 1 BayHSchPG) 
gilt, bei Eintritt in den Ruhestand wegen Errei-
chen dieser Altersgrenze einen Versorgungs-
aufschlag in Höhe von 3,6 v. H. je vollem Jahr 
der Differenz zwischen beiden Altersgrenzen. 
2Zeiten auf Grund Art. 63 BayBG bleiben unbe-
rücksichtigt.

26.4.1 Nr. 26.2.1 gilt entsprechend.

26.4.2 1Der Versorgungsaufschlag bemisst sich nach 
dem Zeitraum zwischen der gesetzlichen Re-
gelaltersgrenze und dem Eintritt in den Ruhe-
stand. 2Zeiten einer Beurlaubung, einer Teil-
zeitbeschäftigung (einschließlich Zeiten in der 
Freistellungsphase einer Altersteilzeit) oder 
einer eingeschränkten Verwendung wegen be-
grenzter Dienstfähigkeit sind in vollem Umfang 
zu berücksichtigen. 

26.4.3 1Das Schuljahr endet mit Ablauf des 31. Juli 
(Art. 5 Abs. 1 BayEUG). 2Das Ende des Schul-
halbjahres wird durch die jeweiligen Schul-
ordnungen festgelegt. 3Das Semester endet bei 
wissenschaftlichen Hochschulen in der Regel 
am 30. September (Sommersemester) bzw. am 
31. März (Wintersemester), bei Fachhochschulen 
am 30. September (Sommersemester) bzw. am 
14. März (Wintersemester).

26.4.4 1Der Versorgungsaufschlag erhöht das nach 
Abs. 1 (gegebenenfalls in Verbindung mit Art. 30 
Abs. 3, Art. 103, 107) ermittelte Ruhegehalt ein-
schließlich eines Zuschlages zum Ruhegehalt 
nach den Art. 71 bis 73. 2Ein neben dem Ruhege-
halt zustehender Unfallausgleich (Art. 52) sowie 
der Unterschiedsbetrag (Art. 69 Abs. 2) ist nicht 
um einen Versorgungsaufschlag zu erhöhen.

26.4.5 Abs. 4 findet auf das Mindestruhegehalt (Abs. 5) 
keine Anwendung. 

26.4.6 Nrn. 26.2.4 und 26.2.6 sind entsprechend anzu-
wenden. 

26.4.7 Stirbt ein Beamter oder eine Beamtin im aktiven 
Dienst im Zeitraum zwischen der Regelalters-
grenze und der für ihn oder sie geltenden Al-
tersgrenze nach Art. 62 Satz 2 BayBG oder Art. 3 
Abs. 3 Satz 1 BayHSchPG ist der bis einschließ-

lich Todestag erdiente Versorgungsaufschlag bei 
der Hinterbliebenenversorgung zu berücksich-
tigten.

26.4.8 Durch den Versorgungsaufschlag kann die 
Höchstversorgung von 71,75 v. H. bzw. 75 v. H. 
(Art. 107) der ruhegehaltfähigen Bezüge über-
schritten werden.

26.5 Mindestversorgung

26.5.1 1Mindestversorgung steht nicht zu, wenn die er-
diente Versorgung zuzüglich Zuschlägen zum 
Ruhegehalt nach Art. 71 bis 73 die Mindestver-
sorgung überschreitet (vgl. Nr. 71.7.4). 2Für die 
Entscheidung, ob amtsunabhängige Mindestver-
sorgung zusteht, sind beim Vergleich mit dem 
erdienten Ruhegehalt (gegebenenfalls zuzüglich 
Zuschläge) die Erhöhungsbeträge zum Familien-
zuschlag bei der Besoldungsgruppe A 3 nach der 
Tabelle 2 der Anlage 5 zum BayBesG zu beach-
ten. 

26.5.2 1Durch Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- oder 
Anrechnungsvorschriften oder bei Kürzungen 
auf Grund disziplinarrechtlicher Entscheidun-
gen kann die Mindestversorgung unterschritten 
werden. 2Nr. 26.2.3 bleibt unberührt. 

26.6 Erweiterte Ruhensregelung bei Bezug von Min-
destversorgung und Rente

26.6.1 Für die Ermittlung der anzusetzenden Rente ist 
Art. 85 anzuwenden.

26.6.2 Die erweiterte Ruhensregelung ist nicht bei 
Bezug von Mindestunfallversorgung nach den 
Art. 53 und 58 anzuwenden.

26.6.3 1Der Berechnung des erdienten Ruhegehalts ist 
der erdiente Ruhegehaltssatz einschließlich ei-
ner Zurechnungszeit und einer erhöhten Anrech-
nung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit (Art. 23 
Abs. 2, Art. 103 Abs. 4) zugrunde zu legen. 2Ein 
Zuschlag zum Ruhegehalt nach den Art. 71 bis 
73 ist dem erdienten Ruhegehalt hinzuzurech-
nen. 

26.6.4 1Das verbleibende Restruhegehalt (Abs. 6 Sät-
ze 1 und  3) darf nicht hinter dem erdienten 
Ruhegehalt einschließlich des Unterschiedsbe-
trages nach Art. 69 Abs. 2 zurückbleiben. 2Ein 
zustehender Zuschlag zum Ruhegehalt nach den 
Art. 71 bis 73 ist dem erdienten Ruhegehalt hin-
zuzurechnen.

26.6.5 1In Fällen der Hinterbliebenenversorgung sind 
Art. 35 Abs. 2 und Art. 41 zu beachten. 2Der Kin-
derzuschlag zum Witwengeld ist Bestandteil des 
erdienten Witwengeldes.

26.7 Einstweiliger Ruhestand

26.7.1 Die Bemessung der ruhegehaltfähigen Bezüge 
richtet sich nach Art. 12; folglich ist insbesondere 
die Zweijahresfrist nach Art. 12 Abs. 4 bis 7 zu 
beachten. 
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26.7.2 1Für die Berechnung des Zeitraums der Gewährung des erhöhten Ruhegehalts ist hinsichtlich des Begriffs 
„Amt“ auf das letzte statusrechtliche Amt abzustellen. 2Die Zeit einer rückwirkenden Einweisung in die Plan-
stelle oder der Wahrnehmung der Funktion des später übertragenen Amtes wird nicht berücksichtigt.
3Endet der einstweilige Ruhestand vor Ablauf des Anspruchszeitraums (z. B. durch Reaktivierung nach § 30 
Abs. 3 BeamtStG, Eintritt in den dauernden Ruhestand nach § 30 Abs. 4 BeamtStG oder Tod), wird das erhöhte 
Ruhegehalt nur bis zur Beendigung des einstweiligen Ruhestandes gewährt. 4Der Anspruchszeitraum wird 
nicht durch die Anwendung von Ruhensregelungen unterbrochen.

Beispiel:
Übertragung des letzten Amtes  am 14. März 2010

Versetzung in den einstweiligen Ruhestand (die Erfüllung der Wartezeit vorausgesetzt) am 20. August 2012

Anspruch auf erhöhtes Ruhegehalt besteht für 2 Jahre und 160 Tage

Bezüge werden weiter gewährt vom  21. August 2012 bis 30. November 2012

Erhöhtes Ruhegehalt wird gewährt vom  1. Dezember 2012 bis 9. Mai 2015

Normalruhegehalt wird gewährt ab 10. Mai 2015

26.7.3 1Nach Ablauf des Zeitraumes, für den erhöhtes 
Ruhegehalt zusteht, erhält der Beamte oder die 
Beamtin das Ruhegehalt, das er oder sie erhalten 
hätte, wenn er oder sie im Zeitpunkt der Ver-
setzung in den einstweiligen Ruhestand in den 
dauernden Ruhestand versetzt worden wäre. 
2Die Versorgung ist nach den allgemeinen Vor-
schriften festzusetzen. 3Dabei ist, soweit für vor-
handene Versorgungsfälle keine abweichende 
gesetzliche Regelung besteht, das im Zeitpunkt 
der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
geltende Recht zugrunde zu legen.

27. Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssat-
zes 

27.0 1Durch die Vorschrift sollen versorgungsrecht-
liche Nachteile ausgeglichen werden, die durch 
einen „Statuswechsel“ und den dadurch beding-
ten Wechsel des Systems der Alterssicherung 
eintreten. 2Die Versorgungslücke, die sich aus 
dem vorübergehenden Ausschluss des Beamten 
oder der Beamtin von einer gesetzlichen Rente 
bei vorzeitigem Eintritt in den Ruhestand ergibt, 
wird dadurch geschlossen, dass sich für jeweils 
zwölf Kalendermonate einer Pflichtversicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung der Ru-
hegehaltssatz vorübergehend um 0,95667 Pro-
zentpunkte erhöht. 

27.1 1Die Vorschrift regelt die vorübergehende Erhö-
hung des Ruhegehaltssatzes, falls der Beamte 
oder die Beamtin vor der allgemeinen gesetzli-
chen Altersgrenze wegen Dienstunfähigkeit in 
den Ruhestand versetzt oder mit Erreichen ei-
ner besonderen Altersgrenze in den Ruhestand 
getreten ist. 2Die vorübergehende Erhöhung 
des Ruhegehaltssatzes erfolgt nur auf Antrag 
(Nr. 27.4), wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 
erfüllt sind. 3Danach muss der Beamte oder die 
Beamtin

–  bis zum Beginn des Ruhestands die allgemei-
ne Wartezeit für eine Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung erfüllt haben und

–  wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand 
versetzt worden oder

–  wegen Erreichen einer besonderen Alters-
grenze in den Ruhestand getreten sein und

–  zu diesem Zeitpunkt die Wartezeit von sech-
zig Kalendermonaten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zurückgelegt haben sowie

–  der erreichte Ruhegehaltssatz unter 66,97 v. H. 
liegen und

–  Erwerbseinkommen von weniger als 470 € im 
Monat durchschnittlich bezogen werden.

4Die Regelung findet bei der Bemessung des der 
Hinterbliebenenversorgung zugrunde zu legen-
den Ruhegehaltes keine Anwendung. 5Die Be-
messung des Sterbegeldes bleibt unberührt.

27.1.1 Wartezeiterfordernis

Zu Beginn des Ruhestandes muss die Warte-
zeit für eine Rente der gesetzlichen Rentenver-
sicherung erfüllt sein; die Wartezeit beträgt 60 
Kalendermonate (vgl. § 50 Abs. 1, §§  51 und 52 
SGB VI).  

27.1.2 Erreichter Ruhegehaltssatz

1Ruhegehaltssätze nach anderen als den in Abs. 1 
genannten Vorschriften können nicht erhöht wer-
den; Art. 107 Abs. 5 ist zu beachten. 2Demnach 
erfolgt keine Erhöhung des Mindestruhegehalts 
nach Art. 26 Abs. 5. 3Die Erhöhung ist vor dem 
Vergleich mit dem maßgebenden Mindestruhe-
gehalt vorzunehmen.

27.1.3 Ruhestandseintritt 

1Die Dienstunfähigkeit muss im Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand vorliegen und Anlass 
für die Versetzung in den Ruhestand sein. 2Be-
sondere Altersgrenzen für den Eintritt in den Ru-
hestand sind in Art. 129 Satz 1, Art. 130 bis 132 
sowie in Art. 143 Abs. 2 BayBG bestimmt. 3Die 
Antragsaltersgrenze nach Art. 129 Satz 2 BayBG 
gilt nicht als besondere Altersgrenze.

27.1.4 Kein Erwerbseinkommen 

1Wegen der Art der zu berücksichtigenden Ein-
künfte vgl. Nr. 83.4. 2Wird das Erwerbseinkom-
men nicht während des gesamten Kalenderjahres 
erzielt, wird bei der Ermittlung der durchschnitt-
lich im Monat erzielten Einkünfte nur auf die 
Beschäftigungszeit abgestellt.
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27.2 Erhöhung des Ruhegehaltssatzes

27.2.1 1Ob Pflichtbeitragszeiten vorliegen, ergibt sich 
aus den rentenrechtlichen Feststellungen (z. B. 
Versicherungsverlauf). 2Als anrechnungsfähige 
Pflichtbeitragszeiten werden auf Grund entspre-
chender Anwendung von Art. 24 Abs. 2 nur die 
vor Begründung des Beamtenverhältnisses zu-
rückgelegten Zeiten berücksichtigt. 

27.2.2 1Kalendermonate, die zum Teil ruhegehaltfähig 
sind und die gleichzeitig mit Pflichtbeitragszeiten 
bewertet wurden, sind als volle Kalendermonate 
zu berücksichtigen (vgl. § 122 Abs. 1 SGB VI). 
2Wird eine Vordienstzeit trotz voller Beschäfti-
gung nur zur Hälfte als ruhegehaltfähig berück-
sichtigt (z. B. nach den Art. 19 Nr. 1 Buchst. a 
und Nr. 3, Art. 22 Satz 4 letzter Halbsatz) ist die 
(andere) Hälfte der in die Vordienstzeit fallenden 
Pflichtbeitragszeit für die Erhöhung des Ruhege-
haltssatzes zu berücksichtigen. 3Die sich erge-
benden Kalendermonate der Pflichtbeitragszei-
ten sind zusammenzurechnen. 4Die gesamten 
berücksichtigungsfähigen Kalendermonate (ein-
schließlich der verbleibenden Kalendermonate 
nach Abs. 2 Satz 4) werden durch zwölf geteilt 
und mit dem Vom-Hundert-Satz multipliziert. 
5Der erdiente Ruhegehaltssatz erhöht sich um 
den errechneten Steigerungssatz bis zu der in 
Abs. 2 Satz 2 genannten Höchstgrenze.

Beispiel:

Beamter, geboren am 13. Mai 1951, hat vom 1. Mai 
1967 bis 31. Dezember 1973 Pflichtbeitragszeiten 
zurückgelegt; die Zeit ab 6. Mai 1973 ist ruhege-
haltfähig.

Die für die Anwendung von Abs. 2 zu berücksich-
tigende Zeit rechnet vom 1. Mai 1967 bis 5. Mai 
1973 (73 Kalendermonate). Da die Zeit im Monat 
Mai 73 erst ab 6. Mai ruhegehaltfähig ist, kann 
der ganze Monat als Pflichtbeitragszeit berück-
sichtigt werden.

27.3 Wegfall der Erhöhung 

27.3.1 1Solange der Ruhestandsbeamte oder die Ruhe-
standsbeamtin nicht von der für die Ernennung 
zuständigen Behörde nach § 29 BeamtStG reak-
tiviert wird, kann die Pensionsbehörde in der 
Regel vom weiteren Vorliegen der Dienstunfä-
higkeit ausgehen. 2Erlangt die Pensionsbehör-
de Hinweise die auf Dienstfähigkeit hindeuten, 
besteht für den Ruhestandsbeamten oder die Ru-
hestandsbeamtin die Verpflichtung, sich auf Wei-
sung der Pensionsbehörde gemäß Abs. 3 Satz 3 
in Verbindung mit Art. 45 Abs. 3 untersuchen 
oder beobachten zu lassen und die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 3Nrn. 45.3.1 und 45.3.2 
gelten entsprechend 4Falls im weiteren Verfah-
ren Dienstfähigkeit festgestellt wird, ist zudem 
die für die Ernennung zuständige Behörde zu 
informieren.

27.3.2 Erwerbseinkommen im Sinn des Abs. 3 Satzes 2 
Nr. 3 sind die Einkünfte nach Abs. 1 Nr. 4 Halb-
satz 1 einschließlich Erwerbsersatzeinkommen, 
sofern sie die in Abs. 1 Nr. 4 Halbsatz 2 fest-
gelegte Freigrenze überschreiten.

27.4 Antragserfordernis
1Das Antragserfordernis besteht nur für die 
erstmalige Erhöhung des Ruhegehaltssatzes. 
2Ein Antrag wirkt fort, wenn der Grund, der zur 
(vorübergehenden) Beendigung der Erhöhung 
des Ruhegehaltssatzes nach Abs. 3 geführt hat, 
entfällt (z. B. bei Wegfall eines Erwerbseinkom-
mens). 3Die erneute Erhöhung des Ruhegehalts-
satzes erfolgt ab dem Ersten des Monats, der auf 
den Monat folgt, in dem die Voraussetzungen 
wieder vorliegen.

28. Ruhegehaltssatz für Beamte und Beamtinnen 
auf Zeit

28.0 1Die Vorschrift enthält besondere Ruhegehalts-
sätze für Beamte und Beamtinnen auf Zeit nach 
Maßgabe der Amtszeit. 2Für Beamte auf Zeit im 
Sinn des Art. 45 BayBG findet die Regelung kei-
ne Anwendung (vgl. Art. 30 Abs. 2), für kommu-
nale Wahlbeamte nur nach Maßgabe besonderer 
Regelung im KWBG (vgl. Art. 1 Abs. 2).

28.1 1Die Vorschrift enthält eine abweichende Son-
derregelung nur für die Bemessung des Ruhege-
haltssatzes; die Festsetzung der ruhegehaltfähi-
gen Dienstzeit richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften. 2Die besonderen Ruhegehaltssät-
ze treten, wenn dies günstiger ist, an die Stelle 
der nach den allgemeinen Vorschriften (Art. 26 
Abs. 1, Art. 103 Abs. 5 bis 7) ermittelten Ruhege-
haltssätze.

28.2 1Die ruhegehaltfähige Dienstzeit umfasst die 
Amtszeit sowie alle für die Berechnung des Ru-
hegehaltes nach den allgemeinen Vorschriften in 
Betracht kommenden ruhegehaltfähigen Dienst-
zeiten. 2Eine Zurechnungszeit nach Art. 23 
Abs. 1 und Art. 53 Abs. 2 bleibt außer Betracht. 
3Der Begriff der Amtszeit im Sinn des Satzes 1 
erfasst nur die Amtszeit als Beamter oder Beam-
tin auf Zeit einschließlich der Zeit nach Satz 2 bis 
zu einer Dauer von fünf Jahren, die ein Beamter 
oder eine Beamtin auf Zeit im einstweiligen Ru-
hestand zurückgelegt hat. 4Mehrere Amtszeiten 
sind zusammenzurechnen, auch wenn sie bei 
verschiedenen Dienstherren abgeleistet worden 
sind und nicht im unmittelbaren zeitlichen Zu-
sammenhang stehen.
5Nach Ablauf des Zeitraums, für den nach Art. 26 
Abs. 7 ein erhöhtes Ruhegehalt zu zahlen ist, wird 
das Ruhegehalt gewährt, das sich auf Grundla-
ge der bis dahin erreichten ruhegehaltfähigen 
Amtszeit ergibt. 6Sind darüber hinaus weitere 
Zeiten im einstweiligen Ruhestand berücksich-
tigungsfähig, ist das Ruhegehalt nach Ablauf des 
insgesamt berücksichtigungsfähigen Zeitraums 
neu festzusetzen.

29. Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamte und 
Beamtinnen

29.0 1Die Vorschrift regelt die Gewährung von Un-
terhaltsbeiträgen für Beamte und Beamtinnen, 
die wegen Dienstunfähigkeit oder Erreichen der 
Altersgrenze nach § 22 Abs. 1 Nr. 2, § 23 Abs. 1 
Nrn. 2 und 3 BeamtStG entlassen wurden. 2Auf 
Beamte und Beamtinnen auf Widerruf sowie Eh-
renbeamte und Ehrenbeamtinnen ist die Rege-
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lung nicht anwendbar. 3Bei Unfallfolgen gelten 
die Art. 55 und 63.

29.1.1 Unterhaltsbeiträge werden nur auf Antrag bewil-
ligt; der Zahlungsbeginn ergibt sich aus Art. 9 
Abs. 3 (vgl. Nr. 9.3). 

29.1.2 1Über die Bewilligung eines Unterhaltsbeitrages 
ist grundsätzlich erst nach Durchführung der 
Nachversicherung (§ 8 SGB VI) zu entscheiden. 
2Eine frühere Bewilligung kommt nur dann in 
Betracht, wenn bei Versicherungsfällen wegen 
Alters trotz Nachversicherung die Wartezeit für 
die Regelaltersrente (§ 50 Abs. 1 SGB VI) nicht 
erfüllt wird. 3Dies gilt in den Fällen des Auf-
schubs der Beitragszahlung gemäß § 184 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 SGB VI entsprechend.

29.1.3 1Der Unterhaltsbeitrag ist grundsätzlich auf 
Zeit zu bewilligen. 2Der Bewilligungszeitraum 
soll drei Jahre nicht überschreiten; ab der all-
gemeinen gesetzlichen Altersgrenze kann der 
Unterhaltsbeitrag auf Lebenszeit bewilligt wer-
den. 3Die Bewilligung ist – auch hinsichtlich der 
Höhe – unter der auflösenden Bedingung der we-
sentlichen Änderung der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse auszusprechen; sie kann bei Ablauf der 
Bewilligungszeit auf Antrag verlängert werden. 
4Die Bewilligung unter der auflösenden Bedin-
gung bewirkt, dass wesentliche Änderungen der 
wirtschaftlichen Verhältnisse auch rückwirkend 
zu berücksichtigen sind.

29.1.4 1Während des Bezuges von Übergangsgeld 
(Art. 67) darf kein Unterhaltsbeitrag geleistet 
werden. 2Nach Auslaufen des Übergangsgeldes 
kann ein Unterhaltsbeitrag bewilligt werden, 
wenn die übrigen Voraussetzungen vorliegen. 

29.1.5 Höhe des Unterhaltsbeitrags 

Ein Unterhaltsbeitrag kann nur bewilligt werden, 
soweit die Bewilligung nach der wirtschaftlichen 
Lage des Antragstellers oder der Antragstellerin 
geboten ist; dabei soll die Dauer der Dienstzeit 
angemessen berücksichtigt werden. 

29.1.5.1 Bemessungsgrundlage

Bemessungsgrundlage ist das fiktive (= erdiente) 
Ruhegehalt oder ein höheres Mindestruhegehalt. 
Art. 27 findet grundsätzlich Anwendung.

29.1.5.2 Dienstzeit 
1Als Dienstzeit in diesem Sinn sind die auf die 
Wartezeit (Art. 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) anre-
chenbaren Zeiten zugrunde zu legen. 2Beträgt 
die Dienstzeit weniger als zwei Jahre, soll ein 
Unterhaltsbeitrag nicht bewilligt werden. 3Der 
Unterhaltsbeitrag soll bei einer Dienstzeit von 
mindestens
 2 Jahren   40 v. H.
 2 Jahren 182,5 Tagen 50 v. H.
 3 Jahren   60 v. H.
 3 Jahren 182,5 Tagen 70 v. H.
 4 Jahren   80 v. H. und
 4 Jahren 182,5 Tagen 90 v. H.

der Bemessungsgrundlage nicht übersteigen. 
4Die Mindestversorgung kann unterschritten 
werden.

29.1.5.3 Bedürftigkeit
1Bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Lage 
des Antragstellers oder der Antragstellerin 
bleiben nur Leistungen außer Betracht, die auf 
Grund anderer Gesetze oder Verordnungen nur 
subsidiär gewährt werden und die für bestimmte 
Mehraufwendungen auf Grund von Beeinträch-
tigungen körperlicher, geistiger oder seelischer 
Art zustehen. 2Leistungen aus der Pflegeversi-
cherung und die Grundrente für Beschädigte 
und Hinterbliebene nach dem BVG oder nach 
Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung 
des BVG vorsehen, bleiben ebenso unberück-
sichtigt. 3Ein an den Antragsteller oder die An-
tragstellerin als Pflegeperson weitergegebenes 
Pflegegeld bleibt bei der Bemessung eines Un-
terhaltsbeitrages außer Betracht, wenn es sich 
bei ihm oder ihr um einen Angehörigen des Pfle-
gebedürftigen oder um eine Person handelt, die 
gegenüber dem Pflegebedürftigen eine sittliche 
Verpflichtung erfüllt. 4In den übrigen Fällen blei-
ben von dem Pflegegeld einer Pflegeperson 470 € 
unberücksichtigt. 5Ferner bleiben das Kinder-
geld nach § 31 und Abschnitt X EStG oder dem 
Bundeskindergeldgesetz sowie Leistungen, die 
die Gewährung des Kindergeldes ausschließen, 
außer Betracht.

Beispiele für Leistungen, die auf Grund ande-
rer Gesetze oder Verordnungen nur subsidiär 
gewährt werden, sind z. B.

–  Arbeitslosengeld II sowie Sozialhilfeleistun-
gen,

–  die Unterhaltshilfe und die Entschädigungsren-
te nach dem Lastenausgleichsgesetz,

–  die Ausgleichsrente und der Berufsschadens- 
bzw. Schadensausgleich nach dem BVG oder 
nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwen-
dung des BVG vorsehen. 

Beispiele für Leistungen für bestimmte Mehr-
aufwendungen auf Grund Beeinträchtigungen 
körperlicher, geistiger oder seelischer Art sind 
z. B.

–  die Pflegezulage nach dem BVG oder nach Ge-
setzen, die eine entsprechende Anwendung des 
BVG vorsehen,

–  Sonderleistungen für Blinde und Sehbehinder-
te, die auf Grund landesrechtlicher Regelungen 
gewährt werden,

–  Leistungen der Tuberkulosehilfe.

Beispiele für der Grundrente nach dem BVG ver-
gleichbare Leistungen nach Gesetzen, die eine 
entsprechende Anwendung des BVG vorsehen, 
sind die Beschädigtengrundrente nach dem Op-
ferentschädigungsgesetz, SVG, Häftlingshilfege-
setz, Strafrechtlichen und Verwaltungsrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetz, ZDG, Infektionsschutzge-
setz und Dienstbeschädigungsausgleichsgesetz.

29.1.5.4 Werden Leistungen nicht beantragt oder wird da-
rauf verzichtet, ist an deren Stelle der Betrag zu 
berücksichtigen, der ansonsten zu zahlen wäre.

29.1.6 1Bei der Bemessung des Unterhaltsbeitrages sind 
die Verhältnisse des Einzelfalles zu berücksich-
tigen; die Mindestversorgung kann unterschrit-
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ten werden. 2Der Unterhaltsbeitrag soll in einem 
Vomhundertsatz des fiktiven Ruhegehalts fest-
gesetzt werden. 3In den Fällen der Entlassung 
wegen Dienstunfähigkeit sind bei der Ermittlung 
des für die Bemessung des Unterhaltsbeitrages 
maßgebenden Ruhegehaltes Art. 23 Abs. 1 und 
Art. 26 Abs. 2 und 3 anzuwenden. 4Für die An-
wendung des Art. 27 müssen die Voraussetzun-
gen des Art. 27 Abs. 1 Nr. 1 ohne die nachversi-
cherten Beamtendienstzeiten erfüllt sein.

29.1.7 1Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnis-
se des Unterhaltsbeitragsempfängers oder der 
Unterhaltsempfängerin führen zu einer Neu-
festsetzung, wenn sich die zu berücksichtigen-
den Einkünfte ändern. 2Art. 83 Abs. 4 Sätze 5 
und 6 gelten entsprechend. 3Im Bewilligungsbe-
scheid sind die Versorgungsberechtigten darauf 
hinzuweisen, dass sie jede Änderung der wirt-
schaftlichen Lage wie z. B. einen Rentenbezug 
unverzüglich anzuzeigen haben; weitere Anzei-
gepflichten bleiben unberührt. 

29.1.8 1Art. 92 (Kürzung nach Versorgungsausgleich) 
findet auch auf Unterhaltsbeiträge Anwendung 
(Art. 115 Abs. 1 Nr. 1). 2Dabei ist es ohne Bedeu-
tung, dass mit der Nachversicherung eine vom 
Familiengericht zu Lasten des Nachversicherten 
begründete Rentenanwartschaft als übertragen 
gilt (§ 185 Abs. 2 Satz 2 SGB VI). 3Eine Rente aus 
dieser Nachversicherung ist bei der Bemessung 
des Unterhaltsbeitrages in ihrer tatsächlichen 
Höhe zu berücksichtigen. 4Zur Vermeidung einer 
Doppelberücksichtigung ist Art. 85 Abs. 1 Satz 4 
insoweit nicht zu beachten.

30. Beamte und Beamtinnen auf Probe und auf Zeit 
in leitender Funktion

30.0 1Die Vorschrift regelt die Versorgung von Beam-
ten und Beamtinnen auf Probe und auf Zeit in 
leitender Funktion nach Art. 46 und 45 BayBG. 
2Beamtenverhältnisse dieser Art werden versor-
gungsrechtlich nicht wie die übrigen Beamten-
verhältnisse auf Probe und auf Zeit behandelt, da 
hier ein Doppelbeamtenverhältnis vorliegt.

30.1 1Für die Bewilligung eines Unterhaltsbeitrages 
nach Art. 29 besteht kein Anlass, weil im Re-
gelfall die Versorgung aus dem ruhenden Be-
amten- oder Richterverhältnis auf Lebenszeit 
gewährleistet ist. 2Die Bewilligung eines Unter-
haltsbeitrages nach Art. 29 ist auch in den Aus-
nahmefällen im Sinn von Art. 45 Abs. 5 Satz 2 
BayBG ausgeschlossen.

30.2.1 1Das Beamtenverhältnis auf Probe und auf Zeit in 
leitender Funktion begründet keinen Anspruch 
auf Versorgung. 2Wird der Beamte oder die Be-
amtin wegen dienstunfallbedingter Dienstun-
fähigkeit in den Ruhestand versetzt, richtet sich 
ein Unfallruhegehalt (Art. 53 und 54) nach dem 
Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Zeit.

30.2.2 Wird der Beamte oder die Beamtin aus dem Be-
amtenverhältnis nach Art. 46 oder Art. 45 BayBG 
entlassen und liegt eine durch einen während 
dieses Rechtsverhältnisses erlittenen Dienstun-
fall verursachte Erwerbsminderung vor, findet 
Art. 55 Anwendung.

30.3.1 1Der Ruhegehaltsanspruch des Beamten oder der 
Beamtin wird nach den allgemeinen Vorschrif-
ten ermittelt. 2Die Zeit im Beamtenverhältnis auf 
Zeit wird als ruhegehaltfähige Dienstzeit nach 
Art. 14 angerechnet. 3Die ruhegehaltfähigen Be-
züge richten sich nach dem Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit, erhöhen sich allerdings um einen 
Unterschiedsbetrag in Höhe eines Viertels der 
Differenz zwischen den fiktiv ruhegehaltfähigen 
Bezügen aus dem Amt auf Zeit gegenüber denje-
nigen des auf Lebenszeit übertragenen Amtes. 

30.3.2 Für den Wiedereintritt in das vorherige Amt ist 
ausschließlich die statusrechtliche Entscheidung 
maßgeblich.

30.4 1Dienstunfähige Beamte und Beamtinnen im 
Beamtenverhältnis auf Zeit in leitender Funkti-
on sind unter den Voraussetzungen des Art. 45 
Abs. 12 BayBG in den Ruhestand zu versetzen. 
2Sie haben nach Abs. 2 Halbsatz 1 keinen An-
spruch auf Ruhegehalt aus dem Beamtenver-
hältnis auf Zeit, sondern nur aus dem zugrunde 
liegenden Beamtenverhältnis auf Lebenszeit. 3In 
diesen Fällen berechnen sich jedoch die ruhege-
haltfähigen Bezüge aus dem Beamtenverhältnis 
auf Zeit; insbesondere Art. 12 Abs. 4 und 7 sind 
anzuwenden. 

31. Allgemeines

31.0 1Die Vorschrift zählt die zur Hinterbliebenen-
versorgung zugehörigen Leistungen abschlie-
ßend auf. 2Die Vorschriften dieses Abschnitts 
über Witwer und Witwen finden auf hinterblie-
bene Lebenspartner entsprechende Anwendung 
(Art. 115 Abs. 2).

32. Bezüge für den Sterbemonat

32.0 1Die Vorschrift bestimmt, dass die Bezüge für 
den Sterbemonat nicht zurückgefordert werden 
und dass noch nicht gezahlte Teile der Bezüge an 
die Ehegatten und Abkömmlinge gezahlt werden 
können. 2Die Bezüge für den Sterbemonat stehen 
in der Höhe zu, in der sie dem Beamten oder der 
Beamtin, dem Ruhestandsbeamten oder der Ru-
hestandsbeamtin oder dem entlassenen Beamten 
oder der entlassenen Beamtin im Erlebensfalle 
selbst zugestanden hätten.

32.1 Abs. 1 erfasst die bereits gezahlten Bezüge 
einschließlich Aufwandsentschädigungen der 
verstorbenen Beamten oder Beamtinnen, Ru-
hestandsbeamten oder Ruhestandsbeamtinnen 
sowie entlassenen Beamten oder Beamtinnen.

32.2 Nachzahlungen

32.2.1 Nachzahlung im Sinn des Abs. 2 
1Nachzahlungen im Sinn des Abs. 2 (insbeson-
dere Teilsonderzahlungen nach Art. 79 Abs. 2 
BayBeamtVG oder Art. 87 Abs. 2 BayBesG) sind 
vorrangig an die überlebenden Ehegatten und die 
Abkömmlinge zu zahlen, es sei denn, es liegen 
Anhaltspunkte vor, dass diese nicht erbberech-
tigt sind. 2Die Zahlung hat befreiende Wirkung; 
das Innenverhältnis zwischen den Erben und 
den überlebenden Ehegatten oder Abkömmlin-
gen bleibt unberührt. 3Falls keine überlebenden 
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Ehegatten oder Abkömmlinge vorhanden sind, 
gilt Nr. 32.2.2. 

32.2.2 Sonstige Nachzahlungen

32.2.2.1 1Sonstige Nachzahlungen sind ausschließlich 
an die Erben zu leisten. 2Personen, die nach 
Aktenlage als Erben vermutet werden können, 
sind vom Nachzahlungsanspruch zu verständi-
gen. 3Wer Erbe ist, ergibt sich aus dem Zivilrecht 
(§§ 1922 ff. BGB). 4Fehlt es nach Aktenlage an 
hinreichenden Anhaltspunkten für eine Erbver-
mutung, können Amtsermittlungen über noch 
unbekannte Personen unterbleiben.

32.2.2.2 1Handelt es sich bei den mutmaßlichen Erben 
um Hinterbliebene, so können an diese Nach-
zahlungen ohne Erbschein bis zu einem Betrag 
von 2.000 € geleistet werden, wenn sie ihre Erbe-
neigenschaft glaubhaft darlegen. 2Als Nachweis 
genügt in der Regel die Vorlage von Verfügun-
gen von Todes wegen (Testament, Erbvertrag) 
oder die Benachrichtigung des Nachlassgerichts 
über das Ergebnis der Erbenermittlung von Amts 
wegen (Art. 37 Abs. 2 AGGVG). 3Nachzahlun-
gen an mutmaßliche Erben sind im Hinblick auf 
deren Erbberechtigung unter den Vorbehalt der 
Rückforderung zu stellen.

32.2.2.3 Nachzahlungen ab einem Betrag von 2.000 € sind 
nur gegen Vorlage einer amtlichen Bescheini-
gung (Erbschein) zu leisten, die den öffentlichen 
Glauben an deren Richtigkeit begründet (§ 2366 
BGB).

33. Sterbegeld

33.0 Die Vorschrift regelt das pauschale Sterbegeld, 
das Kostensterbegeld sowie das Witwer- oder 
Witwensterbegeld. 

33.1 Pauschales Sterbegeld

33.1.1 1Ehegatte ist nur der, dessen Ehe zum Sterbegel-
durheber zum Zeitpunkt des Todes nach deut-
schem Personenstandsrecht wirksam bestanden 
hat. 2Der nach deutschem Personenstandsrecht 
wirksam geschlossenen Ehe steht eine nach 
ausländischem Recht wirksam und nachweis-
bar geschlossene Ehe gleich, auch wenn sie den 
deutschen Vorschriften über die Form der Ehe-
schließung nicht genügt (sog. hinkende Ehe;  
vgl. BVerfG, Beschluss vom 30. November 1982 
– 1 BvR 818/81).

33.1.2 Abkömmlinge sind

33.1.2.1 leibliche Kinder (§§ 1591, 1592 BGB),

33.1.2.2 angenommene Kinder (vgl. § 1741 ff. BGB) und

33.1.2.3 Abkömmlinge der unter Nrn. 33.1.2.1 und 33.1.2.2 
genannten Kinder, falls diese mit dem Sterbegel-
durheber verwandt sind (§§ 1754, 1772 BGB). 

33.1.2.4 Leibliche Kinder, die erst nach dem Tod des Ster-
begeldurhebers geboren sind, haben keinen An-
spruch auf Sterbegeld.

33.1.3 Sonstige Angehörige

33.1.3.1 1Für den in Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 genannten Perso-
nenkreis besteht auf Antrag Anspruch auf Ster-
begeld. 2Verwandte der aufsteigenden Linie sind 
Eltern, Großeltern (§ 1589 BGB) usw., nicht dage-

gen Stief-, Pflege- und Schwiegereltern. 3Zu den 
Geschwistern des oder der Verstorbenen gehören 
auch Halbgeschwister.

33.1.3.2 1Häusliche Gemeinschaft im Sinn des Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3 setzt ein Zusammenleben in ge-
meinsamer Wohnung oder in enger Betreuungs-
gemeinschaft voraus. 2Eine räumliche Trennung 
steht dem Fortbestand der häuslichen Gemein-
schaft dann nicht entgegen, wenn eine nur vor-
übergehende auswärtige Unterbringung vorge-
sehen ist.
3Entscheidend für die Beurteilung, ob eine häus-
liche Gemeinschaft vorliegt, ist auch der Wille 
zur Beibehaltung derselben, der sich aus den 
Umständen des Einzelfalles ergibt. 4Der Wille 
zur Beibehaltung der häuslichen Gemeinschaft 
ist anzunehmen, wenn die betreffende Person im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten regelmäßig in die 
gemeinsame Wohnung zurückkehrt.
5Durch die zeitweilige auswärtige Unterbrin-
gung z. B.

–  zur Schul- oder Berufsausbildung,

–  bei Aufenthalt in einem Krankenhaus oder 
Pflegeheim,

–  bei Abordnung des Beamten oder der Beam-
tin,

–  bei Versetzung des Beamten oder der Beam-
tin, solange am neuen Dienstort Wohnungs-
mangel herrscht,

wird die häusliche Gemeinschaft nicht aufgeho-
ben.

33.1.4 Reihenfolge der anspruchsberechtigten Perso-
nen 
1Sind mehrere Personen vorhanden, bestimmt 
sich die zahlungsberechtigte Person nach der 
Reihenfolge der Aufzählung. 2Sind im Rahmen 
der gesetzlich vorgesehenen Rangfolge mehrere 
Personen gleichberechtigt, kann das Sterbegeld 
an jede von ihnen mit befreiender Wirkung ge-
zahlt werden (vgl. § 428 BGB).

33.1.5 1Ein wichtiger Grund im Sinn des Abs. 1 Satz 3 
kann beispielsweise vorliegen, wenn ein Ehegat-
te von dem oder der Verstorbenen getrennt lebt 
oder eine andere Person die Bestattungskosten 
getragen hat. 2Liegt ein wichtiger Grund vor, 
steht die Entscheidung im Ermessen der Pensi-
onsbehörde.

33.2 Bemessung des pauschalen Sterbegeldes

33.2.1 Tod eines Beamten oder einer Beamtin

33.2.1.1 1Für die Bemessung des Sterbegeldes ist von den 
Bezügen im Sterbemonat auszugehen. 2Bei Teil-
zeitbeschäftigung, Beurlaubung ohne Bezüge, 
Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem Beam-
tenverhältnis nach einem Abgeordnetengesetz 
des Bundes oder eines Landes (soweit dort im 
Einzelnen nichts anderes bestimmt ist) und be-
schränkter Dienstfähigkeit sind die dem letzten 
Amt entsprechenden vollen Bezüge anzusetzen; 
Nr. 12.1.6 gilt entsprechend. 3Dies gilt auch bei 
Kürzungen der Bezüge gemäß Art. 9 Abs. 2 Satz 4 
BayDG oder einer teilweisen Einbehaltung von 
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Bezügen bei vorläufiger Dienstenthebung nach 
Art. 39 Abs. 2 BayDG. 

33.2.1.2 1Stirbt ein Beamter oder eine Beamtin auf Probe 
oder auf Zeit in leitender Funktion (Art. 45 und 
46 BayBG), so bemisst sich das Sterbegeld nach 
den Bezügen aus diesem Amt. 2Zur Bemessung 
des Sterbegeldes beim Tode eines entpflichteten 
Hochschullehrers vgl. Art. 113 Abs. 2. 

33.2.1.3 1Zu den laufenden monatlichen Bezügen gehören 
die Besoldungsbestandteile nach Art. 2 Abs. 2 
und 3 Nr. 1 BayBesG. 2Die Auslandsbesoldung 
nach Art. 2 Abs. 2 Nr. 5 BayBesG ist ohne die 
Zuschläge für Personen nach Art. 38 BayBesG 
in Verbindung mit § 53 Abs. 4 Nr. 2 BBesG 
und den Auslandsverwendungszuschlag nach 
Art. 38 BayBesG in Verbindung mit § 56 BBesG 
zu berücksichtigen. 3Zu den laufenden monat-
lichen Bezügen gehören ferner der Zuschlag 
nach Art. 60 BayBesG, die Leistungsstufe nach 
Art. 66 BayBesG, Hochschulleistungsbezüge 
nach Art. 69 ff. BayBesG, soweit sie nicht in Form 
einer Einmalzahlung vergeben werden, sowie 
die Ballungsraumzulage (Art. 94 BayBesG). 4Bei 
Beamten und Beamtinnen auf Widerruf im Vor-
bereitungsdienst sind die Anwärterbezüge nach 
Art. 2 Abs. 3 Nr. 5 BayBesG anzusetzen. 5Eine 
Kürzung des Grundgehalts nach Art. 35 Abs. 2 
BayBesG bei ledigen Beamten oder Beamtinnen, 
die auf Grund dienstlicher Verpflichtung in einer 
Gemeinschaftsunterkunft wohnten, bleibt unbe-
rücksichtigt.

33.2.1.4 Vergütungen nach Art. 2 Abs. 3 Nr. 3 BayBesG, 
Leistungsprämien nach Art. 67 BayBesG, die 
Sonderzahlung nach Art. 2 Abs. 3 Nr. 6 BayBesG 
und vermögenswirksame Leistungen nach Art. 2 
Abs. 3 Nr. 7 BayBesG sind keine laufenden mo-
natlichen Bezüge.

33.2.1.5 1Sterbegeld aus anderen Beschäftigungsverhält-
nissen (insbesondere bei beurlaubten Beamten 
und Beamtinnen) ist nach Abs. 2 Satz 3 auf das 
Sterbegeld nach Art. 33 anzurechnen, soweit es 
ebenfalls dem Zweck dient, zur Deckung der 
Kosten der letzten Krankheit und der Bestattung 
beizutragen sowie den Hinterbliebenen die Um-
stellung auf die geänderten Lebensverhältnisse 
zu erleichtern. 2Es kommt nicht darauf an, dass 
das Beschäftigungsverhältnis zum Zeitpunkt 
des Ablebens noch bestand. 3Soweit Sterbegeld 
einem anderen Zweck dient und sich dies aus 
den objektiven Umständen ergibt, ist von einer 
Anrechnung abzusehen. 4Entsprechendes gilt für 
Leistungen nach einem Abgeordnetengesetz des 
Bundes oder eines Landes, soweit dort im Ein-
zelnen nichts anderes bestimmt ist.

33.2.2 Tod eines Ruhestandsbeamten oder Ruhestands-
beamtin oder eines entlassenen Beamten oder 
Beamtin

33.2.2.1 1Bei der Bemessung des Sterbegeldes sind als 
laufende monatliche Bezüge das Ruhegehalt 
oder der Unterhaltsbeitrag sowie die familien-
bezogenen Leistungen (Art. 69 sowie Art. 71 bis 
73) des Sterbemonats anzusetzen; in Fällen des 
Art. 11 Abs. 2 das fiktive Ruhegehalt. 2War der 
Ruhegehaltssatz vorübergehend nach Art. 27 

erhöht, ist das sich hieraus ergebende Ruhege-
halt oder Unterhaltsbeitrag zu berücksichtigen. 
3Unberücksichtigt bleibt die Sonderzahlung nach 
Art. 2 Abs. 1 Nr. 7. 

33.2.2.2 1Zu den Unterhaltsbeiträgen gehören nur solche, 
die nach diesem Gesetz gezahlt werden. 2Hierzu 
zählen auch sog. Gnadenunterhaltsbeiträge nach 
Art. 80 Abs. 3.

33.2.2.3 1Die Anrechnung von Sterbegeldern aus anderen 
Beschäftigungsverhältnissen erfolgt dergestalt, 
dass insoweit nur die nach Anwendung von Ru-
hens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften 
verbleibenden laufenden monatlichen Bezüge als 
Bemessungsgrundlage zugrunde gelegt werden. 
2Falls aus den Leistungen, die zur Anwendung 
der Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvor-
schriften führen, kein Sterbegeld gezahlt wird, 
sind insoweit die ohne Anwendung der jewei-
ligen Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungs-
vorschriften zustehenden monatlichen Bezüge 
zugrunde zu legen. 3Die Witwer- oder Witwen-
rente nach § 46 SGB VI stellt kein Sterbegeld dar. 
4Eine Kürzung des Ruhegehalts auf Grund von 
Disziplinarmaßnahmen (Art. 12 BayDG) bleibt 
unberücksichtigt. 5Dagegen ist eine Kürzung 
der Versorgungsbezüge wegen Versorgungs-
ausgleich nach Art. 92 bei der Bemessung des 
Sterbegeldes zu berücksichtigen. 

Beispiel: 

Ein Ruhestandsbeamter hatte vor Anwendung von 
Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften 
Anspruch auf Ruhegehalt in Höhe von monatlich 
2.500 €. Daneben hatte er auf Grund eines Be-
schäftigungsverhältnisses monatliche Einkünfte 
(Erwerbseinkommen) i. H. v. 1.000 €, die Ruhensre-
gelung nach Art. 83 führte zu einem Ruhensbetrag 
i. H. v. 500 €. Aus dem Beschäftigungsverhältnis 
wurde ein Sterbegeld i. H. v. 1.200 € gewährt. Das 
Sterbegeld nach Art. 33 ist daher in Höhe des 
Zweifachen des gekürzten Ruhegehalts (2.000 € 
× 2 = 4.000 €) zu gewähren.

33.3 Kostensterbegeld

Unter den Voraussetzungen des Abs. 3 erhalten 
sonstige Personen, die die Kosten der letzten 
Krankheit oder der Bestattung getragen haben, 
auf Antrag Kostensterbegeld in Höhe ihrer Auf-
wendungen, höchstens in Höhe des Sterbegeldes 
nach Abs. 2.

33.3.1 1Antragsberechtigt ist jede Person, die nicht un-
ter Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2 fällt, dies können 
auch juristische Personen (z. B. Träger von Alten- 
oder Pflegeheimen) sein. 2Zu den anspruchsbe-
rechtigten Personen gehören auch die in Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3 genannten Personen, wenn zur Zeit 
des Todes keine häusliche Gemeinschaft mit dem 
Sterbegeldurheber bestand.

33.3.2 1Kostensterbegeld wird in Höhe der erstattungs-
fähigen Aufwendungen gewährt. 2Die Antrag-
steller haben ihre Aufwendungen nachzuweisen. 
3Der Aufwand wird auch dann getragen, wenn 
zur Begleichung der Nachlass verwendet wurde. 
4Die Kosten für die letzte Krankheit können in 
dem Umfang berücksichtigt werden, in dem sie 
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nicht von der Beihilfe und der Krankenversiche-
rung erstattet wurden.

33.3.3 1Erstattungsfähige Aufwendungen sind die an-
gemessenen Kosten für Todesanzeigen, Trauer-
karten und Danksagungen, für die Trauerfeier 
und die Bewirtung der Trauergäste, für die Her-
richtung einer Grabstätte einschließlich Grab-
mal und ersten Grabschmuck sowie, nach den 
Umständen des Einzelfalles, die Kosten für die 
Überführung an einen anderen Ort. 2Kosten für 
die Trauerkleidung können ausnahmsweise be-
rücksichtigt werden, wenn dies nach der wirt-
schaftlichen Lage des Antragstellers geboten er-
scheint. 3Nicht berücksichtigungsfähig sind z. B. 
Kosten für die Räumung der letzten Wohnung, 
Heimkosten sowie Kosten für die Instandhaltung 
der Grabstätte und die Grabpflege.

33.3.4 1Versicherungsleistungen (beispielsweise Leis-
tungen aus einer Sterbegeld- oder Risikole-
bensversicherung) mindern die angemessenen 
Kosten, soweit sie zur Deckung der Kosten der 
letzten Krankheit oder der Bestattung bestimmt 
sind. 2Dies gilt auch, wenn die Versicherungs-
leistungen zum Nachlass gehören. 3Im Übrigen 
bleibt der Nachlass unberücksichtigt.

Beispiel:

angemessene Kosten 7.500 €

Versicherungsleistungen - 3.500 €

verbleiben   4.000 €

Höchstbetrag (= doppelte Bezüge) 5.000 €

Kostensterbegeld 4.000 €

33.3.5 Beantragen mehrere sonstige Personen Kostens-
terbegeld und übersteigen die erstattungsfähi-
gen Aufwendungen die Obergrenze in Höhe des 
Sterbegeldes nach Abs. 2 wird Kostensterbegeld 
jeweils anteilig nach dem Verhältnis der jeweils 
getragenen erstattungsfähigen Aufwendungen 
zu den insgesamt geltend gemachten erstat-
tungsfähigen Aufwendungen gewährt. 

Beispiel:

Erstattungsfähige Aufwendungen  
Person A:  5.000 €

Erstattungsfähige Aufwendungen  
Person B:  2.000 €

Obergrenze:  6.000 €

Kostensterbegeld für Person A:

5.000 € × 6000 €
= 4.285,71 €

7.000 €

Kostensterbegeld für Person B: 

2.000 € × 6000 € 
= 1.714,29 €

7.000 €

33.4. Witwer- oder Witwensterbegeld

33.4.1 Nach hinterbliebenen Ehegatten, die im Sterbe-
monat des Sterbegeldurhebers versterben, kann 
kein Witwer- oder Witwensterbegeld gewährt 
werden, weil ihnen noch kein Anspruch auf Wit-
wengeld oder Unterhaltsbeitrag zustand.

33.4.2 Kinder im Sinn des Abs. 4 Satz 1 sind leibliche 
und angenommene Kinder des Sterbegeldurhe-
bers (Nr. 33.1.2).

33.4.3 Die Berechtigung zum Bezug von Waisengeld 
oder Unterhaltsbeitrag muss im Sterbemonat 
vorliegen; auf den Zeitpunkt der Antragstellung 
(Art. 44 Abs. 2 Satz 1) kommt es nicht an.

33.4.4 Zum Begriff der häuslichen Gemeinschaft vgl. 
Nr. 33.1.3.2.

33.4.5 Zur Bemessungsgrundlage des Witwengeldes 
oder Unterhaltsbeitrags zählt der Kinderzuschlag 
zum Witwengeld (Art. 74), jedoch nicht der Un-
terschiedsbetrag des Familienzuschlags nach 
Art. 69 Abs. 2.

33.4.6 Nr. 33.2.2 gilt entsprechend; hinsichtlich der 
Anrechnung anderer Sterbegelder gehören ins-
besondere auch Art. 38 Satz 2 und Art. 44 Abs. 5 
Satz 2 zu den Ruhens-, Kürzungs- und Anrech-
nungsvorschriften. 

34. Versorgungsurheber

34.0 1Die Vorschrift bestimmt die Versorgungsurhe-
ber für die laufenden Leistungen der Hinterblie-
benenversorgung. 2Versorgungsurheber ist die 
Person, von der sich im Fall ihres Versterbens 
Versorgungsansprüche für Hinterbliebene ablei-
ten. 3Wegen der Versorgung der Hinterbliebenen 
von emeritierten Professoren und Professorinnen 
vgl. Art. 113 Abs. 2 und 3. 

35. Witwengeld

35.0 1Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen für 
das Witwengeld. 2Der Witwer oder die Witwe er-
langt nach dem Tode des Versorgungsurhebers 
einen eigenständigen Anspruch auf Witwengeld. 
3Bei einer vorsätzlichen Tötung des Beamten 
oder der Beamtin oder des Ruhestandsbeamten 
oder der Ruhestandsbeamtin durch den Witwer 
oder die Witwe kann das Witwengeld bis zur 
Rechtskraft des Strafurteils einbehalten werden 
(Art. 80 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 1 letz-
ter Halbsatz BayBeamtVG in Verbindung mit 
Art. 39 ff. BayDG).

35.1 Witwer oder Witwe ist der überlebende Ehegatte; 
Nr. 33.1.1 gilt entsprechend.

35.2.1 Ausschluss nach Abs. 2 Nr. 1 (sog. Versorgungs-
ehe)

35.2.1.1 1Maßgeblich für die Feststellung der Ehedauer 
ist allein der Zeitraum der zum Zeitpunkt des To-
des rechtlich wirksamen Ehe. 2Zeiten einer frü-
heren Ehe mit demselben Ehegatten sind nicht 
mit einzurechnen.

35.2.1.2 1Der Anspruch auf Witwengeld entfällt nicht, 
wenn die Schaffung eines Versorgungsan-
spruchs nicht der überwiegende Zweck der Ehe-
schließung war; es obliegt der Witwe oder dem 
Witwer, Umstände darzulegen und gegebenen-
falls nachzuweisen, die die gesetzliche Vermu-
tung einer Versorgungsehe widerlegen. 2Ist der 
Versorgungsurheber an den Folgen einer Straftat 
oder eines Unfalls verstorben, kann im Regelfall 
davon ausgegangen werden, dass die gesetzliche 
Vermutung widerlegt wurde.
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35.2.1.3 1Die Kenntnis einer grundsätzlich lebensbedro-
henden Erkrankung des verstorbenen Ehegat-
ten im Zeitpunkt der Eheschließung schließt die 
Widerlegung der gesetzlichen Vermutung regel-
mäßig aus. 2Etwas anderes gilt, wenn sich die 
Eheschließung als konsequente Verwirklichung 
eines bereits vor der Erlangung dieser Kenntnis 
bestehenden Heiratsentschlusses darstellt. 

35.2.2 Ausschluss nach Abs. 2 Nr. 2 (sog. nachgehei-
ratete Witwer oder Witwen)

35.2.2.1 Der Ausschluss kommt auch zum Tragen, wenn 
der Ruhestandsbeamte oder die Ruhestandsbe-
amtin nach Vollendung der Regelaltersgrenze 
nach Art. 62 Satz 1, Art. 143 Abs. 1 BayBG eine 
frühere, zwischenzeitlich geschiedene Ehefrau 
oder einen früheren, zwischenzeitlich geschie-
denen Ehemann wieder heiratet.

35.2.2.2 Nachgeheiratete Witwer oder Witwen erhalten 
nach Maßgabe des Art. 38 einen Unterhaltsbei-
trag.

36. Höhe des Witwengeldes

36.0 1Die Vorschrift regelt die Bemessung des Wit-
wengeldes. 2Bei einer vor dem 1. Januar 2002 
geschlossenen Ehe, bei der mindestens ein Ehe-
gatte vor dem 2. Januar 1962 geboren ist, sind 
die Übergangsregelungen in Art. 102 Abs. 1 und 
Art. 105 Abs. 1 zu beachten.

36.1.1 1Der Berechnung des Witwengeldes ist das Ru-
hegehalt (gegebenenfalls vermindert um einen 
Versorgungsabschlag oder erhöht um einen Ver-
sorgungsaufschlag) zugrunde zu legen, das sich 
vor Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und 
Anrechnungsvorschriften ergibt. 2Zuschläge 
nach Art. 71 und 72 sind Bestandteil der Bemes-
sungsgrundlage.

36.1.2 1Beim Tod eines Beamten oder einer Beamtin ist 
von dem fiktiven Ruhegehalt auszugehen. 2Die 
Hinterbliebenen sind so zu behandeln, als wäre 
der Beamte oder die Beamtin am Todestag wegen 

Dienstunfähigkeit in den Ruhestand getreten. 
3Kürzungen der Bezüge auf Grund disziplinar-
rechtlicher Vorschriften bleiben unberücksichtigt 
(Art. 9 Abs. 2 Satz 4 BayDG). 4Auch in den Fällen 
einer Feststellung der Disziplinarbehörde nach 
Art. 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayDG sind die un-
gekürzten Bezüge Bemessungsgrundlage. 5Eine 
Zurückstufung (Art. 10 BayDG) wirkt sich jedoch 
auch auf das Witwengeld aus.

36.1.3 Vorübergehende Erhöhungen des Ruhegehalts 
nach Art. 26 Abs. 7 und Art. 27 sowie Kürzungen 
des Ruhegehaltes auf Grund disziplinarrechtli-
cher Vorschriften bleiben bei der Berechnung 
des Witwengeldes außer Betracht (Art. 12 Satz 2 
BayDG).

36.1.4 1Das amtsabhängige Mindestwitwengeld be-
trägt 55 v. H., in Fällen des Art. 102 Abs. 1 oder 
Art. 105 Abs. 1 60 v. H. des Mindestruhegehalts 
nach Art. 26 Abs. 5 Satz 1, das amtsunabhängi-
ge 60 v. H. des Mindestruhegehalts nach Art. 26 
Abs. 5 Satz 2. 2Der Zuschlag nach Art. 74 wird 
nur für den Vergleich mit dem amtsabhängigen 
Mindestwitwengeld (55 v. H.) einbezogen, da 
bei Bezug von amtsunabhängigem Mindestwit-
wengeld die Gewährung eines Zuschlages nach 
Art. 74 ausgeschlossen ist (vgl. Art. 74 Abs. 1 
Satz 3). 

36.2 Kürzung des Witwengeldes

36.2.1 1Als aus der Ehe hervorgegangenes Kind gilt 
jedes gemeinsame leibliche Kind der Ehegat-
ten. 2Hierzu gehört sowohl das während der 
Ehe als auch das innerhalb von 300 Tagen nach 
Auflösung der Ehe durch Tod des Beamten oder 
Ruhestandsbeamten (§ 1593 BGB) oder das be-
reits vor der Eheschließung geborene leibliche 
Kind der Ehegatten. 3Diese Voraussetzung ist 
nicht erfüllt, wenn das Kind tot geboren wurde.

36.2.2 Wird ein Kind aus der Ehe des Beamten erst nach 
dessen Tod geboren, so ist die Kürzung des Wit-
wengeldes rückwirkend aufzuheben.

36.2.3 1Abs. 2 ist vor Anwendung der Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften anzuwenden. 2Ein gegebe-
nenfalls neben dem Witwengeld zustehender Unterschiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2 bleibt bei der Kürzung 
unberücksichtigt.
3Die Kürzung des Witwengeldes beträgt:

bei einem Altersunterschied  
von angefangenen Jahren

und einer Dauer der Ehe von angefangenen Jahren  
… v. H.

1 bis 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15
20 – – – – – – – – – – –
21 5 – – – – – – – – – –
22 10 5 – – – – – – – – –
23 15 10 5 – – – – – – – –
24 20 15 10 5 – – – – – – –
25 25 20 15 10 5 – – – – – –
26 30 25 20 15 10 5 – – – – –
27 35 30 25 20 15 10 5 – – – –
28 40 35 30 25 20 15 10 5 – – –
29 45 40 35 30 25 20 15 10 5 – –
30 und mehr 50 45 40 35 30 25 20 15 10 5 –

4Das danach errechnete Witwengeld darf nicht hinter dem Mindestwitwengeld zurückbleiben (vgl. 
Nr. 36.1.4).
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37. Witwenabfindung

37.0 1Mit der Witwenabfindung wird ein Ausgleich 
dafür gewährt, dass auf Grund der Wiederver-
heiratung der Anspruch auf Witwengeld oder 
Unterhaltsbeitrag erlischt. 2Nr. 33.1.1 gilt ent-
sprechend. 3Zum Wiederaufleben des Witwen-
geldanspruchs bei Auflösung der Ehe vgl. Art. 44 
Abs. 5. 

37.1 Unterhaltsbeiträge in diesem Sinn sind nur 
Unterhaltsbeiträge nach diesem Gesetz (vgl. 
Nr. 33.2.2.2).

37.2.1 1Bemessungsgrundlage ist das auf Grund An-
rechnungs- (insbesondere Art. 38 Satz 2), Kür-
zungs- (insbesondere Art. 36 Abs. 2, Art. 41 und 
92 Abs. 3) und Ruhensvorschriften (insbesonde-
re Art. 83 bis 87) verminderte Witwengeld ein-
schließlich eines eventuell zustehenden Kinder-
zuschlages zum Witwengeld nach Art. 74. 2Ein 
neben dem Witwengeld oder Unterhaltsbeitrag 
gezahlter Unterschiedsbetrag nach Art. 69 
Abs. 2 sowie die Sonderzahlung nach Art. 75 bis 
79 fließt nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Witwenabfindung ein.

37.2.2 1Der Durchschnittswert wird errechnet, indem 
die Bruttozahlbeträge des Heiratsmonats und 
der elf davor liegenden Kalendermonate bzw. 
der Kalendermonate des kürzeren Zeitraums 
aufsummiert und das Ergebnis durch zwölf 
bzw. die Anzahl der Kalendermonate des kürze-
ren Zeitraums dividiert wird. 2Der Abfindungs-
betrag beträgt das Vierundzwanzigfache des 
Durchschnittswerts und ist in einer Summe zu 
zahlen. 

38. Unterhaltsbeitrag für nicht witwengeldberech-
tigte Witwer oder Witwen

38.0 1Besteht kein Anspruch auf Witwengeld, weil der 
Versorgungsurheber sich zum Zeitpunkt der Ehe-
schließung bereits im Ruhestand befand und die 
Regelaltersgrenze nach Art. 62 Satz 1, Art. 143 
Abs. 1 BayBG erreicht hatte (nachgeheiratete 
Witwer bzw. Witwen, vgl. Art. 35 Abs. 2 Nr. 2), 
wird dem Witwer oder der Witwe Unterhaltsbei-
trag gewährt. 2Es besteht ein Rechtsanspruch auf 
einen Unterhaltsbeitrag in angemessener Höhe. 
3Erzieltes oder erzielbares Einkommen ist nach 
den Sätzen 2 und 3 in angemessenem Umfang 
anzurechnen. 4Anspruch auf Unterhaltsbeitrag 
besteht nicht, wenn eine Versorgungsehe (Art. 
35 Abs. 2 Nr. 1) vorlag. 5Im Übrigen sind die Um-
stände des Einzelfalles zu berücksichtigen. 

38.1 Angemessener Unterhaltsbeitrag

Der angemessene Unterhaltsbeitrag im Sinn des 
Satzes 1 ist nicht gleichzusetzen mit dem Zahl-
betrag, der sich erst durch die Anrechnung von 
Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen ergibt. 

38.1.1 1Der Unterhaltsbeitrag ist höchstens in Höhe des 
nach diesem Gesetz zu berechnenden Witwen-
geldes (Art. 36 Abs. 1 gegebenenfalls zuzüglich 
eines Kinderzuschlags nach Art. 74 bzw. 102 
Abs. 1 oder Art. 105 Abs. 1) zu gewähren. 2Bei 
der Berechnung des theoretischen Witwengeldes 
sind Art. 36 Abs. 2 und Art. 41 zu beachten.

38.1.2 1Als angemessener Unterhaltsbeitrag ist un-
abhängig von den Nrn. 38.1.3 und 38.1.4 die 
Höchstgrenze (Nr. 38.1.1) anzusetzen, solange 
der oder die Anspruchsberechtigte ein Kind des 
Versorgungsurhebers betreut. 2Die Betreuung 
endet in der Regel mit der Volljährigkeit des 
Kindes.

38.1.3 Ein Unterhaltsbeitrag kann ausnahmsweise voll 
versagt werden, wenn es der Witwe oder dem 
Witwer im Einzelfall zugemutet werden kann, 
den Lebensunterhalt durch eigene Erwerbstätig-
keit zu bestreiten. 

38.1.4 1Im Übrigen sind das Lebensalter des Versor-
gungsurhebers im Zeitpunkt der Eheschließung 
und die Ehedauer zu berücksichtigen. 2Der Un-
terhaltsbeitrag ist für jedes angefangene späte-
re Jahr der Eheschließung nach dem vollende-
ten 75. Lebensjahr um 5 v. H. des gesetzlichen 
Witwengeldes zu mindern. 3Nach fünfjähriger 
Ehedauer sind für jedes angefangene Jahr ihrer 
weiteren Dauer dem geminderten Betrag 5 v. H. 
des gesetzlichen Witwengeldes hinzuzusetzen, 
bis der volle Betrag wieder erreicht ist.
4Die Minderung des Witwengeldes beträgt:

bei einer Ehe-
schließung nach 
Vollendung des

und einer Dauer der Ehe 
von bis zu … Jahren  

v. H.

5 6 7 8 9 10

75. Lebensjahres 5

76. Lebensjahres 10 5

77. Lebensjahres 15 10 5 –  –  –

78. Lebensjahres 20 15 10 5 –  –

79. Lebensjahres 25 20 15 10 5 –

80. Lebensjahres 30 25 20 15 10 5

81. Lebensjahres 35 30 25 20 15 10

82. Lebensjahres 40 35 30 25 20 15

83. Lebensjahres 45 40 35 30 25 20

84. Lebensjahres 50 45 40 35 30 25

85. Lebensjahres 55 50 45 40 35 30

86. Lebensjahres 60 55 50 45 40 35

87. Lebensjahres 65 60 55 50 45 40

88. Lebensjahres 70 65 60 55 50 45

89. Lebensjahres 75 70 65 60 55 50

90. Lebensjahres 80 75 70 65 60 55

usw.

38.1.5 Durch die Minderung nach Nr. 38.1.4 kann die 
Mindestwitwenversorgung unterschritten wer-
den.

38.1.6 Der ermittelte Unterhaltsbeitrag ist in einem 
Vomhundertsatz des Witwengeldes festzuset-
zen.

38.2 Anrechnung von Erwerbs- und Erwerbsersatz-
einkommen

Auf den Unterhaltsbeitrag und einen etwaigen 
Unterschiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2 sind Er-
werbs- und Erwerbsersatzeinkommen des Wit-
wers oder der Witwe in angemessenem Umfang 
anzurechnen.
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38.2.1 1Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen sind 
die in § 18a Abs. 2 bis 3 SGB IV aufgezählten 
Einkommensarten sowie Leistungen aus Zusatz- 
und Sonderversorgungssystemen des in Art. 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiets mit 
Ausnahme des Dienstbeschädigungsausgleichs 
oder der Dienstbeschädigungsteilrente. 2Wer-
bungskosten oder Betriebsausgaben sind abzu-
ziehen (vgl. Nr. 83.4.1.3). 

38.2.2 1Abfindungen stellen vergleichbares Erwerbsein-
kommen im Sinn des § 18a Abs. 2 Satz 1 SGB IV 
dar, wenn sie vom Arbeitgeber gezahlt werden, 
weil das Arbeitsverhältnis vorzeitig, ohne Einhal-
tung einer ordentlichen Kündigungsfrist, been-
det worden ist (sog. Entlassungsabfindung). 2Sie 
gleichen übergangsweise den Verlust des monat-
lichen Arbeitsentgelts aus und sind anhand der 
bisher erfolgten Zahlungen für die Anrechnung 
in (künftige) monatliche Beträge aufzuteilen.

38.2.3 1Keine Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen 
sind:

–  Hinterbliebenenrenten, -gelder und -versor-
gungen,

–  Einkünfte aus Kapitalvermögen, Vermietung 
und Verpachtung.

2Hinterbliebenenrenten (Witwenrente nach dem 
letzten Ehegatten), hierzu gehören nicht wieder-
aufgelebte Witwenrenten (Witwenrente nach 
dem vorletzten Ehegatten), sind im Rahmen des 
Art. 85 zu berücksichtigen. 3Art. 85 ist vor Art. 38 
Satz 2 anzuwenden (vgl. Art. 90 Abs. 1).

38.2.4 1Renten und Rentenerhöhungen des Witwers 
oder der Witwe (Erwerbsersatzeinkommen) 
bleiben unberücksichtigt, soweit sie auf § 1587b 
Abs. 2 BGB, § 1 des Gesetzes zur Regelung von 
Härten im Versorgungsausgleich oder § 1 des 
Versorgungsausgleichsgesetzes (VersAusglG) – 
einschließlich Leistungen der internen Teilung 
beamten- oder soldatenversorgungsrechtlicher 
Anwartschaften nach Bundesrecht oder ent-
sprechendem Landesrecht – beruhen und diese 
Anwartschaftsbegründung nach Art. 92 zu einer 
Kürzung des Unterhaltsbeitrages führt (Wieder-
heirat geschiedener Eheleute). 2Demnach ist 
höchstens ein Rentenbetrag in Höhe des Kür-
zungsbetrages nach Art. 92 Abs. 3 anrechnungs-
frei zu lassen. 3Ist der auf dem Versorgungsaus-
gleich beruhende Rententeil niedriger als der 
Kürzungsbetrag, ist lediglich der (niedrigere) 
Rententeil anrechnungsfrei zu lassen. 4Auf den 
danach verbleibenden Rentenbetrag ist Nr. 38.2.6 
anzuwenden.

38.2.5 Einmalzahlungen (z. B. jährliche Sonderzahlung) 
sind im Zuflussmonat zu berücksichtigen, es sei 
denn, eine wegen Art. 115 Abs. 1 Nr. 4 anzuwen-
dende Ruhens-, Anrechnungs- oder Kürzungs-
vorschrift bestimmt etwas anderes.

38.2.6 Vor der Anrechnung sind Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen um folgende Freibeträge 
zu mindern:

38.2.6.1 vom Erwerbseinkommen bleiben 470 € monat-
lich voll und von dem darüber hinausgehenden 
Betrag 30 v. H. anrechnungsfrei, 

38.2.6.2 vom Erwerbsersatzeinkommen bleiben 300 € 
 monatlich anrechnungsfrei.

38.2.7 1Treffen Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen 
zusammen, so ist der jeweilige Anrechnungs-
freibetrag gesondert, aber jeweils nur einmal 
zu gewähren. 2Dies gilt auch, wenn mehrere 
Erwerbseinkommen oder mehrere Erwerbser-
satzeinkommen bezogen werden.

38.2.8 1Wenn wegen derselben Einkommen die Anwen-
dung sowohl der Anrechnungsvorschrift des Sat-
zes 2 als auch einer Ruhensvorschrift in Betracht 
kommt, ist zunächst wegen aller Einkommen 
Satz 2 anzuwenden. 2Die nach der Anrechnung 
nach Satz 2 mit dem verbleibenden Unterhalts-
beitrag durchzuführende Ruhensberechnung 
führt in der Regel zu keinem zusätzlichen Ru-
hensbetrag.

38.2.9 1In den Fällen des Satzes 3 sind die ansonsten, 
nach Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen 
(z. B. Erfüllung einer Altersgrenze) zu zahlen-
den Monatsbeträge zugrunde zu legen. 2We-
gen der Verrentung von Kapitalleistungen vgl. 
Nr. 85.4.2.1. 

38.3 1Die Bewilligung ist hinsichtlich der der An-
gemessenheitsprüfung zugrunde liegenden 
Umstände (Nrn. 38.1.2 und 38.1.3) sowie der 
wirtschaftlichen Verhältnisse (Nr. 38.2) – auch 
hinsichtlich der Höhe – unter auflösender Bedin-
gung bei wesentlicher Änderung auszusprechen. 
2Die Bewilligung unter der auflösenden Bedin-
gung bewirkt, dass wesentliche Änderungen 
auch rückwirkend zu berücksichtigen sind.

39. Waisengeld

39.0 1Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Waisengeld an die Kinder 
des Versorgungsurhebers. 2Die Waisen erlangen 
nach dem Tode des Versorgungsurhebers einen 
eigenständigen Anspruch auf Waisengeld. 3Ab 
Vollendung des 18. Lebensjahres ist Art. 44 Abs 2 
bis 4 zu beachten. 

39.1 Kinder des Versorgungsurhebers sind die leib-
lichen (vgl. Nr. 33.1.2.1) und die von ihm selbst 
angenommenen Kinder (vgl. Nr. 33.1.2.2).

39.2.1 1Waisengeld wird nicht gewährt, wenn das 
Kindschaftsverhältnis durch Annahme als Kind 
begründet wurde und der Versorgungsurheber 
in diesem Zeitpunkt bereits im Ruhestand war 
und die Altersgrenze nach Art. 62 Satz 1, Art. 143 
BayBG erreicht hatte. 2In diesen Fällen kann 
jedoch auf Antrag (vgl. Nr. 9.3) ein Unterhalts-
beitrag bewilligt werden; Nr. 29.1.3 gilt entspre-
chend.

39.2.2 1Ein Unterhaltsbeitrag ist unter Beachtung des 
Art. 41 Abs. 3 zu bewilligen. 2Im Rahmen der 
Ermessensausübung ist die Bedürftigkeit der 
Waise, insbesondere deren wirtschaftliche Lage 
zu berücksichtigen. 3Die Nrn. 29.1.5.3,  29.1.5.4 
und 29.1.7. sind entsprechend anzuwenden.

40. Höhe des Waisengeldes

40.0 Die Vorschrift regelt die Höhe des Waisengel-
des.
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40.1 1Die Nrn. 36.1.1 bis 36.1.4 gelten entsprechend. 
2Das Mindestwaisengeld beträgt für die Halb-
waise 12 v. H. und für die Vollwaise 20 v. H. des 
maßgeblichen Mindestruhegehalts nach Art. 26 
Abs. 5.

40.2.1 Anspruch auf Witwengeld oder Unterhaltsbeitrag 
in Höhe des Witwengeldes für den überlebenden 
Elternteil besteht dem Grunde nach auch, wenn 
wegen der Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- 
und Anrechnungsvorschriften kein Zahlbetrag 
verbleibt.

40.2.2 Erhält der überlebende Elternteil nur einen Un-
terhaltsbeitrag, der von vornherein in geringerer 
Höhe als das Witwengeld (unter Berücksichti-
gung des Art. 74) festgesetzt ist, wird das Wai-
sengeld bis zu der Höhe gezahlt, die sich aus 
der Differenz zwischen dem Witwengeld und 
dem Unterhaltsbeitrag zuzüglich des Satzes für 
Halbwaisen ergibt, höchstens jedoch in Höhe des 
Satzes für Vollwaisen. 

Beispiel:

Der Unterhaltsbeitrag des überlebenden Elternteils 
beträgt 40 v. H. des Ruhegehalts. Es sind 3 Waisen 
vorhanden:

55 v. H. - 40 v. H. + 36 v. H.
= 17 v. H. 

3

Den versorgungsrechtlichen Vollwaisen steht da-
mit grundsätzlich ein Waisengeld in Höhe von 
17 v. H. des Ruhegehalts zu. 

40.2.3 Übersteigen Unterhaltsbeitrag und Waisengeld 
das Ruhegehalt, unterliegen die Hinterbliebenen-
bezüge zusätzlich der Kürzung nach Art. 41.

40.3.1 1Für die Feststellung, welches Waisengeld das 
höhere ist, sind die Beträge der Waisengelder vor 
Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und An-
rechnungsvorschriften anzusetzen. 2Ist Waisen-
geld nach Art. 41 oder 92 zu kürzen, so ist vom 
gekürzten Waisengeld auszugehen. 3Ergeben 
sich für eine Waise Waisengeldansprüche aus 
mehreren Beamtenverhältnissen einer Person, 
so ist Art. 84 anzuwenden. 4Unterschiedsbeträge 
nach Art. 69 Abs. 2 und Ausgleichsbeträge nach 
Art. 70 bleiben unberücksichtigt.

40.3.2 Bei einer Änderung der Höhe der zu verglei-
chenden Waisengelder (z. B. durch Erhöhung von 
Halb- auf Vollwaisengeld, Wegfall der Kürzung 
nach Art. 41) ist neu festzustellen, welches Wai-
sengeld als das höchste zu zahlen ist.

41. Zusammentreffen von Witwengeld, Waisengeld 
und Unterhaltsbeiträgen

41.0.1 1Die Vorschrift regelt das Verhältnis von Witwen-
geld, Waisengeld und Unterhaltsbeiträgen. 2Die 
Summe der Hinterbliebenenversorgung darf 
nicht höher sein als das Ruhegehalt des Versor-
gungsurhebers. 

41.0.2 1Die Regelung ist vor Ruhens-, Anrechnungs- und 
Kürzungsvorschriften anzuwenden. 2Kürzungen 
nach Art. 36 Abs. 2 und Art. 40 Abs. 2 Halbsatz 2 
sind dagegen zu beachten. 3Unterschiedsbeträ-
ge nach Art. 69 Abs. 2 und der Ausgleichsbetrag 

nach Art. 70 bleiben bei der Kürzung nach dieser 
Vorschrift außer Betracht. 

41.1 Die anteilmäßige Kürzung berechnet sich nach 
folgender Formel:

Waisengeld oder Witwengeld × Ruhegehalt

Summe aller Hinterbliebenenbezüge

Beispiel:
Ein verstorbener Versorgungsempfänger hinter-
lässt eine Witwe, 3 Halbwaisen und 2 versor-
gungsrechtliche Vollwaisen. Sein Ruhegehalt 
betrug 2.500 €.

Berechnung des jeweiligen Anspruchs:

Witwe (55 v. H.) 1.375,00 €

Halbwaise (12 v. H.) 300,00 €

Halbwaise (12 v. H.) 300,00 €

Halbwaise (12 v. H.) 300,00 €

versorgungsrechtliche  
Vollwaise (20 v. H.) 500,00 €

versorgungsrechtliche  
Vollwaise (20 v. H.)   500,00 €

Summe aller Hinterbliebenenbezüge
 3.275,00 €

Berechnung der anteilmäßigen Kürzung:

Witwe (1.375 € × 2.500 € / 3.275 €) 1.049,62 €

Halbwaise (300 € × 2.500 € / 3.275 €) 229,01 €

versorgungsrechtliche Vollwaise  
(500 € × 2.500 € / 3.275 €) 381,68 €

Ergebnis:

Witwe 1.049,62 €

Halbwaise 229,01 €

Halbwaise 229,01 €

Halbwaise 229,01 €

versorgungsrechtliche Vollwaise 381,68 €

versorgungsrechtliche Vollwaise 381,68 €

Summe aller Hinterbliebenenbezüge 2.500,01 €

Die etwaige Rundungsdifferenz ist unbeachtlich. 

42. Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene

42.0 1Die Vorschrift enthält die Rechtsgrundlage für 
die Leistung eines Unterhaltsbeitrages an die 
Hinterbliebenen (Witwer, Witwen und Kinder), 
wenn der Beamte oder die Beamtin nicht ruhe-
gehaltberechtigt war, sondern einen Unterhalts-
beitrag nach Art. 29 erhielt oder hätte erhalten 
können. 2Voraussetzung ist, dass die Hinterblie-
benen zum Bezug von Witwengeld, Waisengeld 
oder Unterhaltsbeitrag nach Art. 38, 39 Abs. 2 
Satz 2 berechtigt wären, wenn der oder die Ver-
storbene ruhegehaltberechtigt gewesen wäre. 

42.1.1 Unterhaltsbeiträge werden nur auf Antrag bewil-
ligt (vgl. Nr. 9.3.); der frühestmögliche Zahlungs-
beginn ergibt sich aus Art. 43. 

42.1.2 Über die Bewilligung eines Unterhaltsbeitrages 
ist grundsätzlich erst nach Durchführung der 
Nachversicherung (§ 8 SGB VI) zu entscheiden.

42.1.3 1Ein Unterhaltsbeitrag nach Art. 42 ist grundsätz-
lich auf Zeit zu bewilligen. 2Der Bewilligungs-
zeitraum soll drei Jahre nicht überschreiten; 
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bei Waisen kann eine Bewilligung auch länger, 
höchstens jedoch bis zum Ablauf des Anspruchs 
auf Waisengeld nach Art. 44 Abs. 1 Nr. 3 erfol-
gen. 3Die Bewilligung ist – auch hinsichtlich der 
Höhe – unter der auflösenden Bedingung der we-
sentlichen Änderung der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse auszusprechen; sie kann bei Ablauf der 
Bewilligungszeit auf Antrag verlängert werden. 
4Die Bewilligung unter der auflösenden Bedin-
gung bewirkt, dass wesentliche Änderungen der 
wirtschaftlichen Verhältnisse auch rückwirkend 
zu berücksichtigen sind. 5Bei Neufestsetzung des 
Unterhaltsbeitrages wegen Änderungen der wirt-
schaftlichen Verhältnisse ist Nr. 29.1.7. entspre-
chend anzuwenden.

42.1.4 1War einem entlassenen Beamten oder einer 
entlassenen Beamtin ein Unterhaltsbeitrag nach 
Art. 29 z. B. auf Grund seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht bewilligt, so schließt dies die 
Bewilligung eines Unterhaltsbeitrages an die 
Hinterbliebenen nicht aus. 2Im Übrigen sind 
Nrn. 29.1.5 bis 29.1.5.4 entsprechend anzuwen-
den.

42.1.5 1Der Unterhaltsbeitrag ist in einem Vomhun-
dertsatz des Witwen- oder Waisengeldes festzu-
setzen. 2Die Mindestversorgung (Art. 26 Abs. 5) 
kann dabei unterschritten werden.

42.1.6 Bei einer Kürzung nach Versorgungsausgleich 
(Art. 92) findet Nr. 29.1.8 entsprechende Anwen-
dung.

44. Erlöschen der Hinterbliebenenversorgung

44.0 Die Vorschrift regelt das Erlöschen der Hinter-
bliebenenversorgung. 

44.1 Im Fall der Wiederverheiratung (Abs. 1 Nr. 2) gilt 
Nr. 33.1.1 Satz 2 entsprechend.

44.2 Waisengeld nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres

44.2.1 Das Waisengeld wird vom Beginn des Monats an 
gezahlt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen 
erfüllt sind, bis zum Ende des Monats, in dem 
die Anspruchsvoraussetzungen wegfallen.

44.2.2 Waisen in Schul- oder Berufsausbildung  
(Abs. 2 Satz 1 Nr. 1)

44.2.2.1 Schulausbildung

a) 1Schulausbildung ist jede Ausbildung an all-
gemein- oder berufsbildenden öffentlichen 
oder privaten Schulen, in denen Unterricht 
nach staatlich genehmigten Lehrplänen bzw. 
in Anlehnung daran erteilt wird. 2Die Schul-
ausbildung dient der Allgemeinbildung oder 
beruflichen Bildung, ohne jedoch auf einen 
bestimmten Beruf ausgerichtet zu sein.

b) 1Kennzeichnend für eine Schulausbildung ist 
die Vermittlung von Wissen an einer schuli-
schen Einrichtung (auch Fernschulen). 2Dies 
setzt voraus, dass der Schüler oder die Schü-
lerin in eine schulische Mindestorganisation 
eingebunden ist, die eine dauernde Lernkon-
trolle ermöglicht. 3Die Ausbildung darf nicht 
überwiegend in der Gestaltungsfreiheit des 
Schülers oder der Schülerin liegen. 4Außer-

dem muss Kontakt und Austausch zwischen 
den Schülern und den Lehrern bestehen. 
5Hängt die Dauer und Intensität der Ausbil-
dung von der Entscheidung und Selbstverant-
wortung des Schülers oder der Schülerin ab, 
liegt eine Ausbildung nur dann vor, wenn die 
Ernsthaftigkeit anhand geeigneter Nachwei-
se (Bescheinigung über regelmäßige Einrei-
chung von Hausarbeiten zur Korrektur bei der 
Fernschule, Bescheinigung über Fortgang) 
belegt wird (Nr. 44.2.2.2 Buchst. e Sätze 2 
und 3). 6Die Anerkennung eines Fern-Abiturs 
kommt entsprechend dieser Grundsätze in Be-
tracht (Nr. 44.2.2.4 Buchst. a Satz 4). 7Die pri-
vate Vorbereitung auf die Aufnahmeprüfung 
für eine höhere Klasse oder die Nichtschüler-
Reifeprüfung ist regelmäßig keine Schulaus-
bildung im Sinn des BayBeamtVG, weil es an 
der Einbindung in eine schulische Mindest-
organisation fehlt.

c) 1Zur Schulausbildung zählt auch der Besuch 
einer vergleichbaren allgemein- oder berufs-
bildenden Schule im Ausland (z. B. im Rah-
men von Schüleraustauschprogrammen oder 
im Rahmen eines akademischen Jahres an 
einem amerikanischen College). 2Gleiches 
gilt für die Teilnahme an Sprachkursen zur 
Erlernung der deutschen Sprache, wenn der 
Erwerb dieser Sprachkenntnisse Grundlage 
für eine anschließend beabsichtigte Ausbil-
dung oder Berufsausübung in Deutschland 
ist.

44.2.2.2 Berufsausbildung

a) 1Berufsausbildung im Sinn des Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 ist die Ausbildung zu einem künftigen 
Beruf. 2In Berufsausbildung befindet sich, wer 
sein Berufsziel noch nicht erreicht hat, sich 
aber ernstlich darauf vorbereitet. 3Der Vorbe-
reitung auf ein Berufsziel dienen alle Maß-
nahmen, bei denen es sich um den Erwerb von 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Erfahrungen 
handelt, die als Grundlagen für die Ausübung 
des angestrebten Berufs geeignet sind. 4Die 
Ausbildungsmaßnahme muss konkret be-
rufsbezogen sein; dies ist insbesondere nicht 
der Fall, wenn die Vermittlung nur allgemein 
nützlicher Fertigkeiten oder allgemeiner Le-
benserfahrung oder die Herausbildung sozia-
ler Eigenschaften im Vordergrund steht. 5Zur 
Berufsausbildung gehört neben dem Besuch 
von Fachschulen und Hochschulen auch die 
Ausbildung in einem berufsbezogenen Aus-
bildungsverhältnis (z. B. die Ausbildung für 
einen handwerklichen, kaufmännischen, 
technischen oder wissenschaftlichen Beruf 
sowie in der Hauswirtschaft auf Grund eines 
Berufsausbildungsvertrages oder an einer 
Lehranstalt, z. B. Haushaltsschule oder Be-
rufsfachschule).

b) 1Das Berufsziel wird weitgehend von den Vor-
stellungen des Vaters oder der Mutter und der 
Waise bestimmt; diese haben bei der Ausge-
staltung der Ausbildung einen weiten Ent-
scheidungsspielraum. 2Das Berufsziel kann 
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sich auf grundsätzlich jede Tätigkeit bezie-
hen, die in der Zukunft zur Schaffung bzw. 
Erhaltung einer Erwerbsgrundlage nachhal-
tig gegen Entgelt ausgeübt werden kann. 3Für 
Ausbildungsmaßnahmen außerhalb geregel-
ter Bildungsgänge sind von der Waise die be-
ruflichen Einsatzbereiche sowie die entspre-
chenden Anforderungen an Fertigkeiten und 
Kenntnisse darzulegen. 4Eine Bestimmung 
des Berufsziels liegt nicht vor, wenn lediglich 
eine allgemeine Tätigkeitsrichtung angege-
ben wird (z. B. „etwas Soziales“), aus der sich 
nicht ohne weitere Konkretisierung ein An-
gebot für den Arbeitsmarkt formulieren lässt. 
5Dies schließt jedoch eine spätere Auswahl 
aus verschiedenen Ausprägungen desselben 
Tätigkeitsbildes (z. B. Bereiche der Kranken- 
und Altenpflege) oder eine Spezialisierung 
auf Einzelbereiche nicht aus; Buchst. d bleibt 
unberührt.

c) 1Es sind auch der Vervollkommnung und Ab-
rundung von Fähigkeiten und Kenntnissen 
dienende Maßnahmen einzubeziehen, die 
außerhalb eines geregelten Bildungsganges 
ergriffen werden und damit über das vorge-
schriebene Maß hinausgehen. 2Es ist nicht 
erforderlich, dass die Ausbildungsmaßnah-
me einem im Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
geregelten fest umrissenen Bildungsgang 
entspricht, sie in einer Ausbildungs- oder 
Studienordnung vorgeschrieben ist, auf ein 
deutsches Studium angerechnet wird oder 
dem Erwerb von Kenntnissen oder Fähig-
keiten dient, die für den angestrebten Beruf 
zwingend notwendig sind.

d) Zur Berufsausbildung gehört auch die Wei-
terbildung im erlernten und ausgeübten Be-
ruf, wenn diese dazu dient, zu einer höheren 
beruflichen Qualifikation zu gelangen, sowie 
die Ausbildung für einen anderen Beruf.

e) 1Die Ausbildung muss Zeit und Arbeitskraft 
der Waise dermaßen in Anspruch nehmen, 
dass ein greifbarer Bezug zu dem angestreb-
ten Berufsziel hergestellt wird und Bedenken 
gegen die Ernsthaftigkeit ausgeschlossen 
werden können. 2Die Ernsthaftigkeit einer 
Ausbildung bei Ausbildungsgängen, die 
keine regelmäßige Präsenz an einer Ausbil-
dungsstätte erfordern (z. B. Universitäts- und 
Fachhochschulstudiengänge, Fernuniversi-
tät, andere Fernlehrgänge), sollte durch Vor-
lage von Leistungsnachweisen („Scheine“, 
Bescheinigungen des oder der Betreuenden 
über Einreichung von Arbeiten zur Kontrolle), 
die Aufschluss über die Fortschritte des oder 
der Lernenden geben, belegt werden. 3Sind 
bei Studenten und Studentinnen die Semes-
terbescheinigungen aussagekräftig (durch 
Ausweis der Hochschulsemester), sind diese 
als Nachweis ausreichend. 4Eine tatsächliche 
Unterrichts- bzw. Ausbildungszeit von zehn 
Wochenstunden kann regelmäßig als ausrei-
chende Ausbildung anerkannt werden. 5Eine 
tatsächliche Unterrichts- bzw. Ausbildungszeit 
von weniger als zehn Wochenstunden kann 

nur dann als ausreichende Ausbildung aner-
kannt werden, wenn Umstände bestehen, nach 
denen der zusätzliche ausbildungsbezogene 
Zeitaufwand über das übliche Maß hinaus-
geht (z. B. besonders umfangreiche Vor- und 
Nacharbeit; neben die Unterrichtseinheiten 
treten zusätzliche ausbildungsfördernde Ak-
tivitäten bzw. praktische Anwendung des 
Gelernten; nicht bereits – bei Sprach-/Au-
pair-Aufenthalten – als solches das Leben in 
einer Gastfamilie, da es nicht außerhalb des 
Üblichen liegt) oder wenn die besondere Be-
deutung der Maßnahme für das angestrebte 
Berufsziel dies rechtfertigt (z. B. Erwerb ei-
ner qualifizierten Teilnahmebescheinigung, 
Prüfungsteilnahme, regelmäßige Leistungs-
kontrollen, berufszielbezogene Üblichkeit der 
Durchführung einer solchen Maßnahme, An-
forderungen und Empfehlungen einschlägiger 
Ausbildungs- und Studienordnungen oder der 
entsprechenden Fachbereiche, Ausbildungs-
maßnahme dient der üblichen Vorbereitung 
auf einen anerkannten Prüfungsabschluss 
und die Waise strebt diesen Abschluss an). 
6Üblich ist ein Zeitaufwand für häusliche 
Vor- und Nacharbeit, welcher der Dauer der 
Unterrichts- bzw. Ausbildungszeit entspricht, 
sowie ein Zeitaufwand für den Weg von und 
zur Ausbildungsstätte bis zu einer Stunde für 
die einfache Wegstrecke.

f) 1Die Ausbildung muss in ihrer zeitlichen 
Gestaltung einem von vornherein festgeleg-
ten Plan entsprechen. 2Weicht die Dauer der 
Ausbildung erheblich von der üblichen Dauer 
vergleichbarer oder ähnlicher Ausbildungen 
ab, bedarf die Ernsthaftigkeit besonderer 
Begründung. 3Die freie Selbstausbildung ist 
– unabhängig vom Ausbildungsziel – keine 
Berufsausbildung. 4Dies gilt auch dann, wenn 
der Auszubildende sich zeitweise nach Plan 
ausbilden lässt, weil es für die Anerkennung 
als Berufsausbildung nicht auf Teilabschnit-
te, sondern auf die Gesamtausbildung an-
kommt.

g) 1Eine behinderte Waise befindet sich auch 
dann in Berufsausbildung, wenn sie durch 
gezielte Maßnahmen auf eine – wenn auch 
einfache – Erwerbstätigkeit vorbereitet wird, 
die nicht spezifische Fähigkeiten oder Fertig-
keiten erfordert. 2Unter diesem Gesichtspunkt 
kann z. B. auch der Besuch einer Schule für be-
hinderte Menschen, einer Heimsonderschule, 
das Arbeitstraining in einer Anlernwerkstatt 
oder die Förderung im Berufsbildungsbereich 
einer Werkstatt für behinderte Menschen eine 
Berufsausbildung darstellen.

h) Zur Berufsausbildung zählen auch: 

– der Vorbereitungsdienst der Lehramtsan-
wärter oder Lehramtsanwärterinnen, Stu-
dien- und Rechtsreferendare, 

– der Vorbereitungsdienst der Beamtenan-
wärter und Beamtenanwärterinnen, 

– die in Berufen des Sozialwesens und der 
nichtärztlichen medizinischen Hilfstä-
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tigkeiten im Anschluss an die schulische 
Ausbildung zu leistenden Berufspraktika, 
die Voraussetzung für die staatliche Aner-
kennung in dem ausgebildeten Beruf und 
die Berufsausübung sind, 

– eine Berufsausbildung während des Straf-
vollzugs, 

– die der Ausbildung zum Ordensgeistlichen 
bzw. der Tätigkeit als Laienbruder oder Or-
densschwester vorangehende Zeit eines 
Postulats oder Noviziats, 

– die Unterweisung in einem Anlernverhält-
nis, wenn ihr ein Ausbildungsplan zugrun-
de liegt, sie auf qualifizierte Tätigkeiten 
ausgerichtet ist und nicht den Charakter ei-
ner Arbeitsleistung gegen Entgelt hat; dies 
wird insbesondere anzunehmen sein, wenn 
der Anlernling für die übliche Dauer einer 
Berufsausbildung für einen Beruf ausgebil-
det wird, der früher als Ausbildungsberuf 
anerkannt war, 

– die Berufsausbildung eines Soldaten oder 
einer Soldatin auf Zeit als Offiziersanwär-
ter oder Offiziersanwärterin bzw. Unterof-
fiziersanwärter oder Unteroffiziersanwär-
terin, die Berufsausbildung endet mit der 
Ernennung zum Leutnant bzw. Unteroffi-
zier, die Ernennung zum Leutnant erfolgt 
in der Regel nach drei, die Ernennung zum 
Unteroffizier nach einem Jahr, 

– Einstiegsqualifizierungen im Sinn des 
§ 235b SGB III in Verbindung mit § 16 
SGB II.

44.2.2.3 Berufsbezogene Ausbildungsverhältnisse 

a) 1Als berufsbezogenes Ausbildungsverhältnis 
ist ohne weiteres die Ausbildung in einem 
staatlich anerkannten Ausbildungsberuf an-
zuerkennen, wenn sie nach der maßgeblichen 
Ausbildungsordnung durchgeführt wird. 
2Gleiches gilt für einen sonst vorgeschriebe-
nen, allgemein anerkannten oder üblichen 
Ausbildungsweg.  3Es gelten die Grundsätze 
in Nr. 44.2.2.2 Buchst. a bis f.

b) 1In Abgrenzung zu einem normalen Beschäf-
tigungsverhältnis muss ein echtes Ausbil-
dungsverhältnis vorliegen, das planmäßig 
ausgestaltet ist und sich an einem bestimm-
ten Ausbildungsziel orientiert. 2Dazu gehört 
in der Regel, dass sachkundige, verantwort-
liche Ausbilder oder Ausbilderinnen bestellt 
sind, die den Auszubildenden oder die Aus-
zubildende anleiten, belehren und ihn oder 
sie mit dem Ziel unterweisen, ihm oder ihr 
die für den angestrebten Beruf notwendigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln.

c) 1Eine Volontärtätigkeit, die eine ausbildungs-
willige Waise vor Annahme einer voll bezahl-
ten Beschäftigung gegen geringe Entlohnung 
absolviert, ist als Berufsausbildung anzuer-
kennen, wenn das Volontariat der Erlangung 
der angestrebten beruflichen Qualifikation 
dient und somit der Ausbildungscharakter im 
Vordergrund steht (vgl. auch Anlernverhältnis 

– Nr. 44.2.2.2 Buchst. h). 2Für eine Prägung 
des Volontariats durch Ausbildungszwecke 
spricht es, dass ein detaillierter Ausbildungs-
plan zugrunde liegt, dass die Unterweisung 
auf qualifizierte Tätigkeiten ausgerichtet ist, 
dass auf der Grundlage der Ausbildung der 
Waise eine den Lebensunterhalt selbststän-
dig sichernde Berufstätigkeit ermöglicht wird 
und dass die Höhe des Arbeitslohns dem eines 
Auszubildenden vergleichbar ist. 3Es darf sich 
dagegen nicht lediglich um ein gering bezahl-
tes Arbeitsverhältnis handeln.

d) 1Eine durch Unterhaltsgeld oder Übergangs-
geld geförderte Maßnahme der beruflichen 
Weiterbildung oder zur beruflichen Einglie-
derung behinderter Menschen wird in der 
Regel als Berufsausbildung anzuerkennen 
sein, wenn die Maßnahme sechs Monate oder 
länger dauert. 2Bei kürzeren Maßnahmen be-
darf es einer eingehenden Prüfung, ob eine 
Berufsausbildung im Sinn des BayBeamtVG 
vorliegt. 3Eine Berufsausbildung liegt regel-
mäßig auch dann vor, wenn die Waise an ei-
ner berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 
teilnimmt. 4Als berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahmen gelten alle Maßnahmen, die im 
Zusammenhang mit Sofortprogrammen (z. B. 
von Bund, Ländern und Gemeinden) zum Ab-
bau der Jugendarbeitslosigkeit durchgeführt 
werden. 5Eine inhaltliche Prüfung dieser 
Maßnahmen erfolgt nicht.

44.2.2.4 Hochschulausbildung 

a) 1Der Besuch einer Hochschule ist Berufsaus-
bildung, wenn und solange die Waise im In- 
oder Ausland als ordentlicher Studierender 
oder ordentliche Studierende immatrikuliert 
ist, und das Studium einen bestimmten beruf-
lichen Abschluss zum Ziel hat. 2Ebenso ist ein 
Aufbau- oder Ergänzungsstudium als Berufs-
ausbildung anzuerkennen, wenn es zu einer 
zusätzlichen beruflichen Qualifikation führt 
und mit einer Prüfung abgeschlossen wird. 
3Es genügt nicht, wenn die Waise lediglich als 
Gasthörer an Vorlesungen und Übungen teil-
nimmt. 4Das Studium an einer Fernuniversität 
ist als Hochschulausbildung anzuerkennen, 
sofern die in Nr. 44.2.2.2 Buchst. e genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

b) 1Studierende an Fachhochschulen stehen auch 
während der sog. praktischen Studiensemes-
ter in Berufsausbildung. 2Die während dieses 
Studienabschnitts regelmäßig zustehende 
Vergütung ist im Rahmen von Art. 83 zu be-
rücksichtigen. 

c) 1Eine Beurlaubung vom Studium oder eine 
Befreiung von der Teilnahme an Vorlesungen 
(Befreiung von der Belegpflicht) ist auch bei 
fortdauernder Immatrikulation grundsätzlich 
als tatsächliche Unterbrechung des Hoch-
schulbesuchs anzusehen, es sei denn, die 
Beurlaubung erfolgt zum Zwecke der Durch-
führung einer zusätzlichen Maßnahme der 
Berufsausbildung, zum Zwecke der Prüfungs-
vorbereitung oder auf Grund von Erkrankung 
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oder Mutterschaft (vgl. Nr. 44.2.2.8). 2Eine 
die Berücksichtigung ausschließende Unter-
brechung liegt z. B. dann vor, wenn sich ein 
Studierender wegen Mitarbeit in der studenti-
schen Selbstverwaltung der Hochschule vom 
Studium beurlauben lässt. 

d) Die Vorbereitung auf das Doktorexamen (Pro-
motion) ist regelmäßig Berufsausbildung, 
wenn sie im Anschluss an das erfolgreich ab-
geschlossene Studium ernsthaft und nachhal-
tig durchgeführt wird. 

e) Wird eine inländische Hochschulausbildung 
durch ein Auslandsstudium unterbrochen, 
können Waisen weiter berücksichtigt werden, 
wenn sie an der ausländischen Hochschule 
als ordentliche Studierende immatrikuliert 
sind und das Studium in der gleichen oder 
einer vergleichbaren Fachrichtung erfolgt. 

f) Ein im Ausland absolviertes Studium ist zu 
berücksichtigen, wenn es auf einen berufs-
qualifizierenden Abschluss gerichtet ist und 
die Waise an der ausländischen Hochschule 
als ordentlicher Studierender oder ordentliche 
Studierende immatrikuliert ist. 

44.2.2.5 Praktika 

a) 1Zur Berufsausbildung gehört die Zeit eines 
Praktikums, sofern dadurch Kenntnisse, Fä-
higkeiten und Erfahrungen vermittelt wer-
den, die als Grundlagen für die Ausübung 
des angestrebten Berufs geeignet sind und es 
sich nicht lediglich um ein gering bezahltes 
Arbeitsverhältnis handelt. 2Dies gilt unabhän-
gig davon, ob das Praktikum nach der maß-
geblichen Ausbildungs- oder Studienordnung 
vorgeschrieben ist. 3Ein vorgeschriebenes 
Praktikum ist als notwendige fachliche Vor-
aussetzung oder Ergänzung der eigentlichen 
Ausbildung an einer Schule, Hochschule oder 
sonstigen Ausbildungsstätte ohne weiteres 
anzuerkennen. 4Gleiches gilt für ein durch 
die Ausbildungs- oder Studienordnung emp-
fohlenes Praktikum sowie für ein Praktikum, 
das in dem mit der späteren Ausbildungsstätte 
abgeschlossenen schriftlichen Ausbildungs-
vertrag oder der von dieser Ausbildungsstätte 
schriftlich gegebenen verbindlichen Ausbil-
dungszusage vorgesehen ist. 5In anderen Fäl-
len kann ein Praktikum grundsätzlich nur für 
eine Dauer von maximal sechs Monaten als 
Berufsausbildung berücksichtigt werden. 6Die 
Anerkennung kann auch darüber hinaus erfol-
gen, wenn ein ausreichender Bezug zum Be-
rufsziel glaubhaft gemacht wird. 7Davon kann 
ausgegangen werden, wenn dem Praktikum 
ein detaillierter Ausbildungsplan zugrunde 
liegt, der darauf zielt, unter fachkundiger An-
leitung für die Ausübung des angestrebten Be-
rufs wesentliche Kenntnisse und Fertigkeiten 
zu vermitteln. 8Es ist unschädlich, wenn die 
Waise für das Praktikum von einem Studium 
beurlaubt wird (vgl. Nr. 44.2.2.4 Buchst. c 
Satz 1).

b) 1Sieht die maßgebliche Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung praktische Tätigkeiten vor, 

die nicht zur Fachausbildung gehören, aber 
ersatzweise zur Erfüllung der Zugangsvor-
aussetzungen genügen, so sind diese als ein 
zur Berufsausbildung gehörendes Praktikum 
anzusehen. 2Das Gleiche gilt für ein Prakti-
kum, das im Einvernehmen mit der künfti-
gen Ausbildungsstätte zur Erfüllung einer 
als Zugangsvoraussetzung vorgeschriebenen 
hauptberuflichen Tätigkeit abgeleistet werden 
kann. 

44.2.2.6 Sprachaufenthalte im Ausland 

a) 1Sprachaufenthalte im Ausland sind regelmä-
ßig als Berufsausbildung anzuerkennen, wenn 
der Erwerb der Fremdsprachenkenntnisse 
nicht der ausbildungswilligen Waise allein 
überlassen bleibt, sondern Ausbildungsinhalt 
und Ausbildungsziel von einer fachlich auto-
risierten Stelle vorgegeben werden. 2Davon ist 
ohne weiteres auszugehen, wenn der Sprach-
aufenthalt mit anerkannten Formen der Be-
rufsausbildung verbunden wird (z. B. Besuch 
einer allgemeinbildenden Schule, eines Col-
lege oder einer Universität). 3In allen anderen 
Fällen – insbesondere bei Auslandsaufenthal-
ten im Rahmen von Au-pair-Verhältnissen – 
setzt die Anerkennung voraus, dass der Auf-
enthalt von einem theoretisch-systematischen 
Sprachunterricht in einer Fremdsprache be-
gleitet wird.

b) 1Es kann regelmäßig eine ausreichende Aus-
bildung angenommen werden, wenn ein be-
gleitender Sprachunterricht von wöchentlich 
zehn Unterrichtsstunden stattfindet. 2Im Ein-
zelnen gilt Nr. 44.2.2.2 Buchst. e. 

44.2.2.7 Beginn, Ende und Unterbrechung der Ausbil-
dung 

a) 1Die Schulausbildung beginnt mit dem offizi-
ellen Beginn des Schuljahres. 2Sie endet mit 
Ablauf des Schuljahres. 3Für allgemeinbilden-
de Schulen ist das Ende des Schuljahres in 
den meisten Bundesländern auf den 31. Juli 
festgesetzt; Beginn des neuen Schuljahres 
wäre danach der 1. August. 4Dies gilt regel-
mäßig auch für berufsbildende oder berufli-
che Schulen (Fach- und Berufsfachschulen). 
5Waisen, die eine solche Schule besuchen, 
sind daher ohne Rücksicht darauf, ob sie die 
Abschlussprüfung (z. B. das Abitur) bereits 
zu einem früheren Zeitpunkt abgelegt ha-
ben, auch im letzten Jahr des Schulbesuchs 
grundsätzlich bis zum Ende des Schuljahres 
zu berücksichtigen. 

b) 1Sofern das offizielle Ende des Schuljahres 
an Gymnasien wegen der Neugestaltung der 
gymnasialen Oberstufe und der damit verbun-
denen Verlegung der Prüfungstermine oder 
aus sonstigen Gründen auf einen anderen 
Zeitpunkt festgelegt ist, endet das jeweilige 
Schuljahr zu dem abweichend festgelegten 
Termin. 2Das Gleiche gilt für Abweichungen 
des Schuljahres an berufsbildenden oder an-
deren Schulen von der Regel. 
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c) 1Zeiten, in denen eine Waise freiwilligen 
Wehrdienst ableistet, können nicht berück-
sichtigt werden. 2Der Wehrdienst beginnt 
immer am Ersten eines Monats, auch wenn 
der Dienst erst später (am ersten Werktag) an-
getreten wird. 2Eine Waise wird aber für einen 
Beruf im Sinn des Art. 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
ausgebildet, wenn sie neben dem Wehrdienst 
eine Ausbildung ernsthaft und nachhaltig be-
treibt. 4Für diesen Zeitraum kann jedoch kei-
ne Berücksichtigung im Rahmen des Art. 44 
Abs. 3 erfolgen, vgl. Nr. 44.3.2. 5Einkünfte und 
Bezüge, die in den Monaten zufließen (z. B. 
Wehrsold, Urlaubsgeld, Verpflegungsgeld, 
Sachbezüge), sind in die Ruhensberechnung 
nach Art. 83 einzubeziehen. 

d) 1Die Berufsausbildung ist abgeschlossen, 
wenn die Waise einen Ausbildungsstand er-
reicht hat, der sie zur Berufsausübung nach 
dem angestrebten Berufsziel befähigt oder 
wenn einer schwerbehinderten Waise eine sei-
nen oder ihren Fähigkeiten angemessene Be-
schäftigung möglich ist; Nr. 44.2.2.2 Buchst. a 
bis d sind zu beachten. 2In Handwerksberufen 
wird die Berufsausbildung mit bestandener 
Gesellenprüfung, in anderen Lehrberufen 
mit der Gehilfenprüfung abgeschlossen. 3In 
akademischen Berufen wird die Berufsausbil-
dung regelmäßig mit der Ablegung des – ers-
ten – Staatsexamens oder einer entsprechen-
den Abschlussprüfung abgeschlossen, es sei 
denn, dass sich ein ergänzendes Studium, ein 
Zweitstudium oder ein nach der maßgebenden 
Ausbildungs- oder Prüfungsordnung vorge-
schriebenes Dienstverhältnis oder Praktikum 
anschließt. 4Prüfungszeiten gehören zur Be-
rufsausbildung. 5Eine Abschlussprüfung gilt 
als in dem Zeitpunkt bestanden, in dem das 
festgestellte Gesamtergebnis dem Prüfling 
offiziell schriftlich mitgeteilt wird. 6Die Be-
rufsausbildung ist bereits vor Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses beendet, wenn die 
Waise nach objektiven Maßstäben ihr Ausbil-
dungsziel erreicht hat. 

e) 1Besteht der oder die Auszubildende die vor-
geschriebene Abschlussprüfung vor Ablauf 
der vertragsmäßigen Ausbildungszeit, endet 
das Ausbildungsverhältnis bereits mit Beste-
hen der Abschlussprüfung. 2Dies gilt grund-
sätzlich auch für Berufe, in denen die Aus-
übung von einer staatlichen Erlaubnis oder 
Anerkennung abhängig ist. 3In diesen Fällen 
kann eine Waise für den Waisengeldanspruch 
ungeachtet der vertragsmäßigen Ausbildungs-
zeit nur bis zum Ablauf desjenigen Monats 
berücksichtigt werden, in dem sie Kenntnis 
vom Bestehen der Abschlussprüfung erlangt 
hat. 4Besteht ein Auszubildender oder eine 
Auszubildende die Abschlussprüfung nicht, 
so ist er oder sie weiter als Waise in Berufs-
ausbildung zu berücksichtigen, wenn sich das 
Ausbildungsverhältnis auf ihr Verlangen bis 
zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung 
verlängert, die Waise zur Prüfung weiterhin 
zugelassen wird und den erfolgreichen Prü-
fungsabschluss weiterhin ernsthaft verfolgt.

f) 1Legt der oder die Auszubildende die Prüfung 
oder die Wiederholungsprüfung erst nach Ab-
lauf der vertraglichen Ausbildungszeit ab und 
wird das Ausbildungsverhältnis zwischen dem 
Ausbildungsbetrieb und dem Auszubildenden 
lediglich mündlich verlängert, wird regelmä-
ßig vom Fortbestehen des Ausbildungsverhält-
nisses auszugehen sein, weil die Wirksamkeit 
eines Berufsausbildungsvertrages nicht da-
von abhängig ist, dass der wesentliche Inhalt 
schriftlich niedergelegt ist. 2Der Vertrag kann 
formlos, also auch mündlich, abgeschlossen 
werden.

g) 1Endet das Berufsausbildungsverhältnis 
durch Insolvenz des Ausbildungsbetriebes, 
ist zu prüfen, ob die sich daran anschließen-
den Maßnahmen noch der Berufsausbildung 
zugeordnet werden können. 2Lassen die zu-
ständigen Kammern die Waise ohne Nach-
weis eines anschließenden Ausbildungsver-
hältnisses zur Prüfung zu und besucht sie bis 
zur Abschlussprüfung die Berufsschule, so 
kann weiterhin vom Vorliegen einer Berufs-
ausbildung ausgegangen werden. 3Trifft dies 
nicht zu, kann keine Berücksichtigung mehr 
erfolgen.

h) 1Die Dauer der Berufsausbildungen zum Ge-
sundheits- und (Kinder-)Krankenpfleger nach 
dem Krankenpflegegesetz, zum Altenpfleger 
nach dem Altenpflegegesetz sowie zur Heb-
amme und zum Entbindungspfleger nach dem 
Hebammengesetz ist grundsätzlich auf drei 
Jahre festgesetzt, und zwar unabhängig vom 
Zeitpunkt der Abschlussprüfung. 2In diesen 
Fällen ist die gesetzlich vorgeschriebene Aus-
bildungsdauer auch dann zugrunde zu legen, 
wenn die Abschlussprüfung tatsächlich früher 
abgelegt, die Ausbildungsvergütung aber bis 
zum Ende der Vertragsdauer gezahlt wird. 

i) 1Die Berufsausbildung als Beamtenanwärter 
endet grundsätzlich mit Ablauf des Vorberei-
tungsdienstes, zu Ausnahmen vgl. aber § 22 
Abs. 4 BeamtStG und Art. 29 LlbG. 2Wird die 
für die (Fach-)Laufbahn vorgeschriebene Prü-
fung im Einzelfall erst nach Ablauf des regel-
mäßigen Vorbereitungsdienstes abgelegt, so 
endet die Berufsausbildung erst mit diesem 
Zeitpunkt bzw. mit Ablauf des verlängerten 
Vorbereitungsdienstes. 

j) 1Die Hochschulausbildung beginnt mit offi-
ziellem Beginn des Semesters. 2Sie endet mit 
dem offiziellen Semesterende, es sei denn, 
die Waise legt vor diesem Zeitpunkt die Ab-
schlussprüfung ab (vgl. Nr. 44.2.2.7 Buchst. d 
Satz 5). 3Verzögert sich die Unterrichtung über 
das Prüfungsergebnis in unangemessener 
Weise, ist als Beendigung der Hochschulaus-
bildung der Zeitpunkt der Ableistung des letz-
ten Prüfungsteiles zugrunde zu legen. 4Im All-
gemeinen kann davon ausgegangen werden, 
dass für das Hochschulexamen mindestens 
drei Monate benötigt werden. 5Nach Ablauf 
von drei Monaten seit Beendigung des Vorle-
sungsbetriebes des letzten Studiensemesters 
(vor der Exmatrikulation oder Beurlaubung 
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zum Zwecke der Ablegung der Prüfung) kann 
die betreffende Waise nur dann weiter für den 
Waisengeldanspruch berücksichtigt werden, 
wenn eine Bescheinigung des Prüfungsamtes 
über die Meldung zum Examen und den vor-
aussichtlichen Prüfungstermin vorliegt.

k) 1Für die Berücksichtigung von Prüfungszei-
ten ist es nicht erforderlich, dass die Waise 
weiterhin immatrikuliert ist. 2Muss eine Prü-
fung wiederholt werden, so ist – wie auch bei 
der Regelung nach dem BBiG – die erneute 
Vorbereitungszeit als Hochschulausbildung 
anzusehen. 3Die Waise muss sich jedoch 
nachweislich für den auf die nicht bestandene 
Prüfung folgenden Prüfungstermin, zu dem 
sie erstmals wieder zur Prüfung zugelassen 
werden kann, gemeldet haben. 4Eine länge-
re Vorbereitungszeit nach nicht bestandener 
Prüfung zählt nur dann zur Hochschulaus-
bildung, wenn sich die Waise nachweislich 
auf Anraten der Prüfungskommission erst zu 
einem späteren als dem nächstfolgenden Prü-
fungstermin meldet. 

l) 1Wird das Studium abgebrochen, gilt die Aus-
bildung mit Ablauf des Monats als beendet, in 
dem die Abbruchentscheidung von dem oder 
der Studierenden tatsächlich vollzogen wird, 
spätestens jedoch mit Ablauf des Monats, in 
dem die Exmatrikulation erfolgt. 2Diese ist 
durch eine Exmatrikulationsbescheinigung 
nachzuweisen. 

m) 1Die Ausbildung zum Arzt endet mit dem Be-
stehen der Ärztlichen Prüfung; Nr. 44.2.2.7 
Buchst. j Satz 2 bleibt unberührt. 2Da die an-
schließende Erteilung der Approbation nicht 
mehr im Rahmen der ärztlichen Ausbildung 
erfolgt, ist die Zeit zwischen Ende der ärzt-
lichen Ausbildung und der Erteilung der 
 Approbation keine Ausbildung im Sinn des 
BayBeamtVG. 

44.2.2.8 Unterbrechung der Ausbildung infolge Erkran-
kung oder Mutterschaft 

a) 1Eine Unterbrechung durch Krankheit der 
Waise liegt nicht vor, wenn und solange die 
rechtliche Bindung zur Ausbildungsstätte 
bzw. zum Ausbilder während der Erkrankung 
fortbesteht. 2Eine Berücksichtigung während 
einer Erkrankung bzw. während eines Be-
schäftigungsverbotes setzt voraus, dass die 
Erkrankung bzw. das Beschäftigungsverbot 
durch eine ärztliche Bescheinigung nachge-
wiesen wird. 3Bei einer Erkrankung von mehr 
als sechs Monaten hat die Pensionsbehörde 
nach Vorlage eines amtsärztlichen Attestes zu 
entscheiden, ob die Waise noch berücksichtigt 
werden kann. 4Neben der Feststellung, ob und 
wann die Ausbildung voraussichtlich fortge-
setzt werden kann, sind Angaben zu Art und 
Schwere der Erkrankung nicht zu verlangen. 
5Kann nach den Feststellungen des Attestes 
die Ausbildung nicht in absehbarer Zeit fort-
gesetzt werden, ist zu prüfen, ob die Waise 
wegen einer Behinderung nach Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 berücksichtigt werden kann. 

b) 1Ein Studierender oder eine Studierende ist 
während einer Unterbrechung seines oder 
ihres Studiums zu berücksichtigen, wenn er 
oder sie wegen Erkrankung beurlaubt oder 
von der Belegpflicht befreit ist und dies der 
Pensionsbehörde unter Vorlage einer ärztli-
chen Bescheinigung nachgewiesen wird. 2Bei 
einer Erkrankung von mehr als sechs Mona-
ten hat die Pensionsbehörde nach Vorlage ei-
nes amtsärztlichen Attestes zu entscheiden, ob 
die Waise noch berücksichtigt werden kann. 
3Die Berücksichtigung erfolgt für das betref-
fende Studiensemester einschließlich der Se-
mesterferien, in dem der oder die Studierende 
durch Krankheit gehindert ist, seinem oder 
ihrem Studium nachzugehen. 4Dies gilt auch, 
wenn die Erkrankung vor Ablauf des Semes-
ters endet, das Studium aber erst im darauf 
folgenden Semester fortgesetzt wird. 

c) 1Zur Berufsausbildung zählen auch Unter-
brechungszeiten wegen Mutterschaft, nicht 
dagegen Unterbrechungszeiten wegen Kin-
desbetreuung. 2Bei einer Unterbrechung der 
Ausbildung bzw. Beurlaubung vom Studium 
wegen Schwangerschaft ist die werdende 
Mutter während der Schutzfristen nach § 3 
Abs. 2 und § 6 Abs. 1 Mutterschutzgesetz 
(MuSchG) und der Zeiten außerhalb der 
Schutzfristen, in denen bei Fortführung der 
Ausbildung bzw. des Studiums nach ärztli-
chem Zeugnis Leben oder Gesundheit von 
Mutter oder Kind gefährdet wären (§ 3 Abs. 1 
MuSchG), zu berücksichtigen. 3Zur Berufs-
ausbildung zählt auch die Zeit nach Ablauf 
der Schutzfristen bis zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt der Fortsetzung der Ausbildung, 
wenn die Waise ihren Willen glaubhaft macht, 
die Ausbildung zum frühestmöglichen Zeit-
punkt fortzusetzen. 4Wenn eine betriebliche 
Ausbildung um die Dauer der Elternzeit ver-
längert wird, kann die Waise jedoch während 
der Verlängerungszeit berücksichtigt werden. 
5Eine Studierende ist bei Beurlaubung wegen 
Schwangerschaft für die Dauer des Semesters 
zu berücksichtigen, in dem die Entbindung 
zu erwarten ist, längstens bis zum Ablauf des 
Monats, in dem die Schutzfrist des § 6 Abs. 1 
MuSchG endet. 6Wird das Studium jedoch in 
dem darauf folgenden Semester fortgesetzt, ist 
die Studierende auch darüber hinaus bis zum 
Semesterbeginn zu berücksichtigen. 

44.2.3 Waisen in einer Übergangszeit von höchstens 
vier Monaten (Abs. 2 Satz 1 Nr. 1)

a) 1Nach Art. 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 besteht auch 
dann Anspruch auf Waisengeld, wenn sich 
die Waise in einer Übergangszeit zwischen 
zwei Ausbildungsabschnitten von höchstens 
vier Monaten befindet. 2Der nächste Aus-
bildungsabschnitt muss in dem Monat nach 
Ablauf des vierten vollen Kalendermonats, in 
dem die Waise sich nicht in Ausbildung be-
funden hat, beginnen. 3Endet z. B. ein Ausbil-
dungsabschnitt im Juli, muss der Nächste im 
Dezember beginnen. 4Zeiträume zwischen ei-
nem Ausbildungsabschnitt und der Ableistung 
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des freiwilligen Wehrdienstes sowie vor und 
nach der Ableistung eines freiwilligen Diens-
tes im Sinn des Art. 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 sind 
ebenfalls gesetzliche Übergangszeiten. 

b) 1Übergangszeiten ergeben sich als von der 
Waise nicht zu vermeidende Zwangspausen, 
z. B. durch Rechtsvorschriften über den Aus-
bildungsverlauf, aus den festen Einstellungs-
terminen der Ausbildungsbetriebe oder den 
Einstellungsgewohnheiten staatlicher Ausbil-
dungsinstitutionen. 2Eine Übergangszeit im 
Sinn einer solchen Zwangspause kann auch 
in Betracht kommen, wenn die Waise den vo-
rangegangenen Ausbildungsplatz – gegebe-
nenfalls aus von ihr zu vertretenden Gründen 
– verloren oder die Ausbildung abgebrochen 
hat. 3Als Ausbildungsabschnitt gilt jeder Zeit-
raum, der nach Art. 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 als 
Schul- oder Berufsausbildung zu berücksich-
tigen ist. 

c) Eine Übergangszeit liegt nicht vor, wenn die 
Waise einen Ausbildungsabschnitt beendet 
und sich danach wegen Kindesbetreuung 
nicht um einen Anschluss-Ausbildungsplatz 
bemüht. 

d) 1Ist der Pensionsbehörde bis zum Ende der 
Übergangszeit nicht nachgewiesen worden, 
dass die Ausbildung aufgenommen wurde, 
ist die Festsetzung ab dem Monat, der dem 
Monat folgt, in dem die Ausbildung endete, 
aufzuheben. 

44.2.4 Waisen in Freiwilligendiensten (Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2)

44.2.4.1 1Freiwilligendienste im Sinn des Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 sind ein freiwilliges soziales Jahr (FSJ) oder 
ein freiwilliges ökologisches Jahr (FÖJ) im Sinn 
des Gesetzes zur Förderung von Jugendfreiwilli-
gendiensten (Jugendfreiwilligendienstegesetz – 
JFDG) vom 16. Mai 2008 (BGBl I S. 842) oder ein 
ähnlicher Dienst. 2Andere Freiwilligendienste 
erfüllen nicht die besonderen Anspruchsvoraus-
setzungen des Abs. 2 Satz 1 Nr. 2. Gegebenen-
falls kommt eine Berücksichtigung als Prakti-
kum in Betracht, vgl. Nr. 44.2.2.5.

44.2.4.2 Freiwilliges soziales Jahr oder freiwilliges öko-
logisches Jahr im Sinn des Jugendfreiwilligen-
dienstgesetzes:

a) 1Das freiwillige soziale Jahr und das freiwil-
lige ökologische Jahr werden auf Grund ei-
ner schriftlichen Vereinbarung des oder der 
Freiwilligen mit einem anerkannten Träger 
bis zur Dauer von in der Regel zwölf zusam-
menhängenden Monaten geleistet. 2Bei einem 
Dienst im Inland besteht die Möglichkeit der 
Verlängerung um bis zu sechs Monate. 3Es 
kommt auch die Ableistung im (nicht notwen-
dig europäischen) Ausland in Betracht; zum 
Dienst gehört in diesen Fällen auch die Zeit, 
in welcher der Träger die Freiwilligen auf ihre 
Tätigkeit vorbereitet (Vorbereitungsdienst). 
4Nach § 5 Abs. 3 JFDG können bis zu einer 
Höchstdauer von insgesamt 18 Monaten ein 
freiwilliges soziales Jahr und ein freiwilliges 
ökologisches Jahr mit einer Mindestdienst-

dauer von jeweils sechs Monaten nacheinan-
der geleistet werden.

b) 1Als Träger des freiwilligen sozialen Jahres 
und des freiwilligen ökologischen Jahres im 
Inland sind gesetzlich zugelassen (§ 10 Abs. 1 
JFDG): 

– die in der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
freien Wohlfahrtspflege zusammenge-
schlossenen Verbände und ihre Unterglie-
derungen, 

– Religionsgemeinschaften mit dem Status 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
und 

– die Gebietskörperschaften sowie nach 
näherer Bestimmung der Länder sonstige 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

2Die zuständigen Landesbehörden erteilen die 
Zulassung als Träger 

– des freiwilligen sozialen Jahres im Inland 
außerhalb der Fälle gesetzlicher Zulas-
sung, 

– des freiwilligen ökologischen Jahres im 
Inland, 

– des freiwilligen sozialen und ökologischen 
Jahres im Ausland (wobei die entsprechen-
de juristische Person ihren Sitz im Inland 
haben muss). 

c) 1Der Nachweis ist wie folgt zu erbringen: 

– durch Vorlage der mit dem gesetzlich zu-
gelassenen oder anerkannten Träger vor 
Beginn des Freiwilligendienstes geschlos-
senen Vereinbarung (§ 11 Abs. 1 JFDG), 

– durch die Vorlage der nach Abschluss des 
Dienstes erteilten Bescheinigung des Trä-
gers (§ 11 Abs. 3 JFDG) im Anschluss an 
die Ableistung des freiwilligen sozialen 
oder ökologischen Jahres. 

2Beide Dokumente müssen insbesondere die 
Erklärung des Trägers enthalten, dass die Be-
stimmungen des JFDG während der Durch-
führung des freiwilligen Dienstes beachtet 
werden (§ 11 Abs. 1 Nr. 4 JFDG) und den Zu-
lassungsbescheid des Trägers angeben, soweit 
es dessen nach § 10 JFDG bedarf. 

44.2.4.3 Als ähnliche Dienste sind anzusehen:

–  ein Freiwilligendienst im Sinn des Beschlus-
ses Nr. 1719/2006/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. November 2006 
zur Einführung des Programms „Jugend in 
Aktion“ (ABl L 327 S. 30) oder im Sinn eines 
diesem nachfolgenden Programms oder

–  einen anderen Dienst im Ausland nach § 14b 
ZDG oder

–  der Bundesfreiwilligendienst nach dem Bun-
desfreiwilligendienstgesetz (BFDG).

44.2.4.4 Freiwilligendienst nach dem Programm „Ju-
gend in Aktion“

a) 1Der Europäische Freiwilligendienst wird auf 
der Grundlage eines privatrechtlichen För-
dervertrags abgeleistet, der zwischen dem 
Freiwilligen, der (meist inländischen) Entsen-
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deorganisation, der (meist im EU- bzw. EWR-
Gebiet ihren Sitz habenden) Aufnahmeorga-
nisation und der die Förderung bewilligenden 
Stelle geschlossen wird. 2Die die Förderung 
bewilligende Stelle ist für in Deutschland 
ansässige Freiwillige in der Regel die deut-
sche Nationalagentur „Jugend für Europa“, in 
Ausnahmefällen unmittelbar die Europäische 
Kommission in Brüssel. 3Der Vertrag kommt 
erst mit abschließender Unterzeichnung durch 
die bewilligende Stelle zustande; er ist zwin-
gende Voraussetzung für die Berücksichti-
gung. 4Der Tätigkeitsort liegt regelmäßig, 
aber nicht notwendig, im EU-/EWR-Gebiet. 
5Die Dauer ist auf maximal zwölf Monate be-
schränkt; bis zu der Höchstdauer können auch 
mehrere Dienste bzw. die Arbeit in verschie-
denen Projekten berücksichtigt werden.

b) 1Der Nachweis ist wie folgt zu erbringen: 

– durch eine Bescheinigung, die die deutsche 
Nationalagentur oder die Entsendeorgani-
sation unter Bezugnahme auf das Aktions-
programm und Angabe der Beteiligten (des 
Freiwilligen, der Entsendeorganisation und 
der Aufnahmeorganisation), der Dauer so-
wie der Projektnummer vor Beginn oder 
nach Abschluss der Tätigkeit dem oder der 
Freiwilligen ausstellt, 

– durch das Zertifikat über die Ableistung 
des Dienstes, das die Europäische Kom-
mission nach Abschluss der Tätigkeit dem 
oder der Freiwilligen ausstellt. 

2Bei Vorlage einer entsprechenden Bescheini-
gung bzw. des Zertifikats ist von einem rechts-
wirksamen Fördervertrag auszugehen.

44.2.4.5 Anderer Dienst im Ausland nach § 14b ZDG

a) 1Der andere Dienst im Ausland wird auf 
Grund einer schriftlichen Vereinbarung der 
Freiwilligen mit einem vom Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
anerkannten Träger geleistet. 2Die Berück-
sichtigung des anderen Dienstes im Ausland 
nach § 14b ZDG kann auch über eine Dauer 
von zwölf Monaten hinaus erfolgen.

b) Der Nachweis ist wie folgt zu erbringen: 

– durch Vorlage der mit dem anerkannten 
Träger vor Beginn des Freiwilligendienstes 
geschlossenen Vereinbarung (§ 14 Abs. 3 
ZDG); diese Vereinbarung muss den Zu-
lassungsbescheid des Trägers angeben, 

– durch die Vorlage der nach Abschluss des 
Dienstes erteilten Bescheinigung des Bun-
desamtes für Zivildienst im Anschluss an 
die Ableistung des anderen Dienstes im 
Ausland oder durch die Vorlage der nach 
Abschluss des Dienstes erteilten Beschei-
nigung des Trägers im Anschluss an die 
Ableistung des anderen Dienstes im Aus-
land. 

44.2.4.6 Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundesfrei-
willigendienstgesetz (BFDG)

a) 1Der Bundesfreiwilligendienst wird auf Grund 
einer schriftlichen Vereinbarung des oder der 
Freiwilligen mit dem Bund (Bundesamt für 
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben) 
geleistet, die auf gemeinsamen Vorschlag der 
oder des Freiwilligen und der Einsatzstel-
le geschlossen wird. 2Der Dienst dauert in 
der Regel zwölf Monate; mindestens jedoch 
sechs Monate und höchstens 18 Monate. 3Er 
kann unter bestimmten Voraussetzungen aus-
nahmsweise bis zu einer Dauer von 24 Mona-
ten verlängert werden (§ 3 Abs. 2 BFDG). 

b) Der Nachweis ist wie folgt zu erbringen:

– durch Vorlage der mit dem Bund (Bundes-
amt für Familie und zivilgesellschaftliche 
Aufgaben) geschlossenen Vereinbarung 
nach § 8 BFDG, 

– durch die Vorlage der nach Abschluss des 
Dienstes erteilten Bescheinigung der Ein-
satzstelle nach § 11 BFDG. 

44.2.5 Behinderte Waisen (Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2)

44.2.5.1 Allgemeines

a) 1Behinderungen im Sinn des Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 liegen vor, wenn die körperliche Funkti-
on, geistige Fähigkeit oder seelische Gesund-
heit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 
sechs Monate von dem für das Lebensalter 
typischen Zustand abweichen und daher die 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beein-
trächtigt ist (§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX). 2Zu 
einer Behinderung können auch Suchtkrank-
heiten (z. B. Drogenabhängigkeit, Alkoholis-
mus) führen (BFH, Urteil vom 16. April 2002, 
VIII R 62/99, BStBl II S. 738). 3Nicht zu den 
Behinderungen zählen Krankheiten, deren 
Verlauf sich auf eine im Voraus abschätzbare 
Dauer beschränkt, insbesondere akute Er-
krankungen.

b) 1Eine Behinderung führt nur dann zu einer 
Berücksichtigung nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, 
wenn die Waise nach den Gesamtumständen 
des Einzelfalles wegen der Behinderung au-
ßerstande ist, sich selbst zu unterhalten. 2Dies 
ist der Fall, wenn die Behinderung der Waise 
nach ihrer Art und ihrem Umfang keine Er-
werbstätigkeit zulässt, die ihr die Deckung ih-
res Lebensbedarfs ermöglicht. 3Ob der Waise 
von anderer Seite Einkünfte oder Bezüge zur 
Deckung ihres Lebensbedarfs zufließen, ist 
bei dieser Prüfung unerheblich.

c) 1Wird für eine behinderte Waise Waisengeld 
beantragt, ist zunächst zu prüfen, ob eine Be-
rücksichtigung wegen Berufsausbildung (sie-
he Nr. 44.2.2.2 Buchst. g) möglich ist. 2Wenn 
nach diesem Tatbestand eine Berücksichti-
gung nicht in Betracht kommt, sind Nach-
weise über die Behinderung anzufordern. 
3Der Waise bleibt es jedoch unbenommen, 
vorrangig die Voraussetzungen für eine Be-
rücksichtigung als behinderte Waise, die 
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außerstande ist, sich selbst zu unterhalten, 
nachzuweisen.

44.2.5.2 Ursächlichkeit der Behinderung

a) 1Die Ursächlichkeit der Behinderung für die 
Unfähigkeit der Waise, sich selbst zu unter-
halten, wird grundsätzlich zu verneinen sein, 
wenn der Grad der Behinderung weniger 
als 50 beträgt und besondere Umstände dafür, 
dass auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt keine 
Erwerbstätigkeit ausgeübt werden kann, nicht 
ersichtlich sind. 2Es ist unbeachtlich, ob die 
mögliche Erwerbstätigkeit dem behinderten 
Menschen nach seinem derzeitigen Bildungs- 
und Ausbildungsstand zugemutet werden 
kann. 3Allein die Feststellung eines sehr ho-
hen Grades der Behinderung rechtfertigt die 
Annahme der Ursächlichkeit nicht.

b) 1Die Ursächlichkeit der Behinderung für die 
Unfähigkeit der Waise, sich selbst zu unter-
halten, kann grundsätzlich angenommen wer-
den, wenn:

–  der Grad der Behinderung 50 oder mehr 
beträgt und besondere Umstände hinzutre-
ten, auf Grund derer eine Erwerbstätigkeit 
unter den üblichen Bedingungen des all-
gemeinen Arbeitsmarktes ausgeschlossen 
erscheint. Als besondere Umstände gelten 
z. B. die Unterbringung in einer Werkstatt 
für behinderte Menschen, der Bezug von 
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB 
XII, oder die Fortdauer einer Schul- oder 
Berufsausbildung einer Waise auf Grund 
ihrer Behinderung über das 27. Lebensjahr 
hinaus,

–  im Ausweis über die Eigenschaft als 
schwerbehinderter Mensch oder im Fest-
stellungsbescheid das Merkmal „H“ (hilf-
los) eingetragen ist.

2Dem Merkzeichen „H“ steht die Einstufung 
als Schwerstpflegebedürftiger in Pflegestufe 
III nach dem SGB XI oder diesem entspre-
chenden Bestimmungen gleich. 3Die Einstu-
fung als Schwerstpflegebedürftiger ist durch 
Vorlage des entsprechenden Bescheides nach-
zuweisen. 

c) 1Ist die Ursächlichkeit der Behinderung für 
die Unfähigkeit der Waise, sich selbst zu un-
terhalten zweifelhaft, ist sie durch ein Gutach-
ten eines Amtsarztes, eines beamteten Arztes 
oder eines Vertrauensarztes nachzuweisen. 
2Eines Nachweises bedarf es nicht, sofern sie 
offenkundig ist. 

44.2.5.3 Anrechnung von eigenem Einkommen
1Eigenes Einkommen im Sinn des Abs. 2 Satz 2 
sind alle Geldmittel, die der Waise tatsächlich 
für ihren Lebensunterhalt zur Verfügung stehen 
und die dem allgemeinen Lebensbedarf dienen. 
2Geldmittel, die lediglich den individuellen be-
hinderungsbedingten Mehrbedarf abdecken, 
bleiben unberücksichtigt. 3Im Übrigen sind die 
Nrn. 38.2.1, 38.2.2, 38.2.4, 38.2.5 und 38.2.8 ent-
sprechend anzuwenden. 4Hinterbliebenenrenten, 
-gelder und -versorgung sowie Einkünfte aus 

Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung 
sind anzurechnen. 

44.3 Verlängerungstatbestände

44.3.1 1Waisen in Schul- oder Berufsausbildung und 
Waisen, die sich in einer Übergangszeit (Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1) befinden, werden über das 27. Le-
bensjahr hinaus berücksichtigt, wenn sie einen 
der in Satz 1 genannten Verlängerungstatbestän-
de erfüllen. 

Beispiel: 

Eine Waise vollendet im Januar 2011 ihr 27. Le-
bensjahr. Ihr Studium der Rechtswissenschaften 
endet mit dem ersten Staatsexamen im Februar 
2011. Ab Mai 2011 kann sie ihre Berufsausbildung 
mit dem Referendariat fortsetzen. Der geleistete 
Zivildienst dauerte zehn Monate. 

Die Waise kann über den Monat der Vollendung 
ihres 27. Lebensjahres hinaus höchstens für die 
Dauer ihres Zivildienstes einen Waisengeldan-
spruch auslösen. Der Zeitlauf beginnt mit dem 
Monat, der dem Monat der Vollendung des 27. Le-
bensjahres folgt – hier Februar 2011. Dies führt zu 
folgender Berechnung: 

Monat der Vollendung  
des 27. Lebensjahres  Januar 2011 

zuzüglich Dauer  
des Zivildienstes  + zehn Monate 

= letzter Monat  
des Verlängerungszeitraumes  = November 2011 

Die Waise kann während des gesamten Verlän-
gerungszeitraumes berücksichtigt werden. 

Februar 2011  Berufsausbildung Abs. 2 Nr. 1 

März/April 2011  Übergangszeitraum Abs. 2 Nr. 1

Mai 2011 bis  
November 2011  Berufsausbildung Abs. 2 Nr. 1

Variante: 

Die Waise beginnt das Referendariat erst mit dem 
November 2011. 

Das Ende des Verlängerungszeitraumes berechnet 
sich wie in der Ursprungsvariante: 

 Januar 2011 

 + zehn Monate 

 = November 2011 

Nun besteht lediglich während eines Teils des 
möglichen Verlängerungszeitraumes ein Waisen-
geldanspruch: 

Februar 2011  Berufsausbildung Abs. 2 Nr. 1

März bis Oktober 2011  kein Anspruch 

November 2011  Berufsausbildung Abs. 2 Nr. 1

44.3.2 1Durch den Verlängerungstatbestand soll nur 
die Ausbildungsverzögerung, die nach dem 18. 
Lebensjahr entsteht, ausgeglichen werden, denn 
bis zum 18. Lebensjahr wird Waisengeld gezahlt 
(Abs. 1 Nr. 3). 2Daraus folgt, dass nur die Monate 
des Grundwehrdienstes oder eines Ersatzdiens-
tes als Verlängerungstatbestand berücksichtigt 
werden können, die nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres abgeleistet wurden und nicht wegen 
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Vorliegens eines Tatbestandes nach Abs. 2 bereits 
zu einem Waisengeldanspruch geführt haben. 
3Die Pensionsbehörde hat dies zu überwachen. 
4Leistet ein anerkannter Kriegsdienstverweige-
rer anstelle des Zivildienstes einen Dienst nach 
§ 14b ZDG oder ein freiwilliges soziales oder öko-
logisches Jahr gemäß § 14c ZDG, begründet dies 
keinen Verlängerungstatbestand entsprechend 
Abs. 3, weil eine Berücksichtigung dieser Zeiten 
nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 möglich ist.

44.3.3 1Die Zahlung des Waisengeldes wird um die in 
dem jeweiligen Verpflichtungsgesetz geforderte 
Dauer des Dienstes (vom 1. Januar 2002 bis 30. 
September 2004 Wehrdienst (WD) neun Monate, 
Zivildienst (ZD) zehn Monate; ab dem 1. Okto-
ber 2004 bis zum 30. November 2010 WD neun 
Monate, ZD neun Monate; ab dem 1. Dezember 
2010 bis zum 30. Juni 2011 WD sechs Monate, 
ZD sechs Monate) verlängert. 2Der Wehrdienst 
beginnt seit 1. Januar 1997 grundsätzlich am 
Ersten des Monats, auch wenn der Wehrdienst-
leistende seinen Dienst erst später antreten muss. 
3Diese Regelung wurde ab 1. April 2008 grund-
sätzlich auch für Zivildienstleistende übernom-
men.

44.3.4 1Als Verlängerungstatbestände sind nicht nur 
der in Deutschland abgeleistete Wehr- bzw. Zivil-
dienst sowie die Entwicklungshilfedienste nach 
dem EhfG oder dem ZDG zu berücksichtigen, 
sondern auch entsprechende Dienste im Aus-
land bzw. nach ausländischen Rechtsvorschrif-
ten abgeleistete Entwicklungshilfedienste. 2Eine 
Berücksichtigung der im Ausland bzw. nach 
ausländischen Rechtsvorschriften abgeleisteten 
Dienste ist jedoch grundsätzlich nur bis zur Dau-
er des deutschen gesetzlichen Grundwehrdiens-
tes oder Zivildienstes möglich. 3Dabei ist auf die 
zu Beginn des Auslandsdienstes maßgebende 
Dauer des deutschen Grundwehrdienstes oder 
Zivildienstes abzustellen. 4Wird der gesetzliche 
Grundwehrdienst oder Zivildienst in einem an-
deren EU- bzw. EWR-Staat geleistet, so ist nach 
Abs. 3 Satz 2 die Dauer dieses Dienstes maßge-
bend, auch wenn dieser länger als die Dauer des 
entsprechenden deutschen Dienstes ist.

44.4 Waisengeld für behinderte Waisen über das  
27. Lebensjahr hinaus

1Eine behinderte Waise hat nur dann Anspruch 
auf Waisengeld nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 
Satz 2 (Nr. 44.2.5) über das 27. Lebensjahr hi-
naus, wenn die Behinderung vor Vollendung 
des 27. Lebensjahres oder bis zu dem sich nach 
Abs 3 ergebenden Zeitpunkt (Nr. 44.3), wenn sie 
sich in verzögerter Schul- oder Berufsausbildung 
(Nr. 44.2.2) befunden hat, eingetreten ist. 2Die 
Unfähigkeit, sich selbst zu unterhalten, muss 
nicht vor Vollendung des 27. Lebensjahres ein-
getreten sein. 3Gegebenenfalls ist ein Gutachten 
eines Amtsarztes, eines beamteten Arztes oder 
eines Vertrauensarztes einzuholen. 

44.5 Wiederaufleben des erloschenen Witwengel-
des

44.5.1 1Unter einer Wiederverheiratung ist jede weitere 
Eheschließung nach deutschem Personenstands-
recht zu verstehen. 2Nr. 33.1.1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

44.5.2 1Das wiederaufgelebte Witwengeld wird von dem 
Tage an gezahlt, an dem die Ehe rechtskräftig 
aufgelöst ist. 2Aufgelöst wird eine Ehe z. B. durch 
Tod des Ehegatten, Scheidung oder Aufhebung.

44.5.3 1Neu erworbene Versorgungs-, Unterhalts- und 
Rentenansprüche sind alle öffentlich-rechtlichen 
und privatrechtlichen Leistungen, die nach ih-
rer wirtschaftlichen Funktion zum Lebensun-
terhalt des Witwers oder der Witwe beizutragen 
bestimmt sind. 2Es kommt dabei weder auf die 
Bezeichnung noch auf die rechtliche Zuordnung 
durch den Verpflichteten oder die Verpflichtete 
oder den Berechtigten oder die Berechtigte an. 
3Unerheblich ist ferner, welche Erfüllungsform 
der Berechtigte oder die Berechtigte wählt, wenn 
der Anspruch auf verschiedene Weise erfüllt 
werden kann; für die Verrentung von Kapital-
beträgen gilt Nr. 85.4.2.1 entsprechend. 4Dazu 
gehören z. B. 

–  Leibrenten

–  Nießbrauch (vgl. § 1030 Abs. 1 BGB)

–  laufende Zuwendungen auf Grund letztwilli-
ger Verfügung

–  Leistungen aus einer privaten Lebensversi-
cherung

–  Rententeile, die auf einem Versorgungsaus-
gleich beruhen.

5Nicht dazu gehören z. B. Einkünfte aus einem 
ererbten Gewerbebetrieb, Grundbesitz oder Ka-
pitalvermögen. 6Ferner bleiben Leistungen für 
gemeinsame Kinder der neuen Ehegatten außer 
Betracht.

44.5.4 Hat der Witwer oder die Witwe durch die Auf-
lösung der neuen Ehe einen Anspruch auf eine 
laufende Leistung erworben und vereinbart er 
oder sie später eine Kapitalisierung dieser Leis-
tung, so ist der bisherige monatliche Zahlbetrag 
weiterhin anzurechnen.

44.5.5 Anzurechnen sind die Bruttobeträge aus den Un-
terhalts-, Versorgungs- und Rentenansprüchen.

44.5.6 1Von der Anrechnung eines Unterhaltsanspruchs 
ist abzusehen, wenn er nicht erfüllt wird und alle 
zumutbaren Mittel ausgeschöpft sind, den Un-
terhaltspflichtigen zur Leistung des Unterhalts 
heranzuziehen. 2Hiervon ist z. B. auszugehen, 
wenn die Beitreibung des Unterhalts keine hin-
reichende Aussicht auf Erfolg bietet oder unver-
hältnismäßig hohe Kosten verursachen würde.

44.5.7 Von der Anrechnung eines neu erworbenen Ver-
sorgungs-, Unterhalts- oder Rentenanspruchs ist 
in Höhe des Betrages abzusehen, um den andere 
wiederaufgelebte Leistungen durch diesen be-
reits gekürzt werden.

44.5.8 Wenn wegen neu erworbener Versorgungs-, Un-
terhalts- oder Rentenansprüche die Anwendung 
sowohl der Anrechnungsvorschrift des Abs. 5 
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Satz 2 Halbsatz 1 als auch einer Ruhens-, Kür-
zungs- und Anrechnungsvorschrift in Betracht 
kommt, gilt die Nr. 38.2.8 entsprechend.

44.5.9 1Unterhaltsbeiträge, die auf Zeit bewilligt waren, 
können auf Zeit wiederbewilligt werden, wenn 
die Voraussetzungen für die Bewilligung vorlie-
gen; die Wiederbewilligung ist nur auf Antrag 
möglich. 2Der Antrag kann frühestens von dem 
Tag an gestellt werden, an dem die Ehe rechts-
kräftig aufgelöst wurde. 3Die Nr. 9.3 gilt entspre-
chend.

44.5.10 1Lebt der Anspruch auf Witwengeld oder Unter-
haltsbeitrag wieder auf, so ist die Witwenabfin-
dung nach Art. 37 in voller Höhe in angemes-
senen monatlichen Teilbeträgen anzurechnen. 
2Dies gilt nicht für Witwenabfindungen, die vor 
dem 1. Januar 2011 (z. B. nach § 21 BeamtVG in 
der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung) 
gewährt wurden; in diesen Fällen findet eine An-
rechnung nur statt soweit sich die Zahlungen auf 
den gleichen Zeitraum beziehen. 

44.5.11 1Der Einbehalt einer gewährten Witwenabfin-
dung kann beim wiederaufgelebten Witwen-
geld oder Unterhaltsbeitrag nur im Wege einer 
Aufrechnung durchgeführt werden. 2Eine Auf-
rechnung ist daher nicht möglich, solange vom 
wiederaufgelebten Versorgungsbezug kein Zahl-
betrag verbleibt.

45. Allgemeines

45.0 1Art. 45 stellt die Grundlage der Unfallfürsorge 
dar. 2Abs. 1 enthält die anspruchsbegründende 
dienstunfallrechtliche Generalklausel, Abs. 2 
gibt einen Überblick über die einzelnen Fürsor-
geleistungen, Abs. 3 regelt spezifische Mitwir-
kungspflichten und Abs. 4 verweist ergänzend 
auf die allgemeinen Regelungen insbesondere 
im Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz – 
BayVwVfG – (BayRS 2010-1-I) in der jeweils gel-
tenden Fassung und im Teil 1 dieses Gesetzes.

45.1.1 Die Entscheidung, ob ein Unfall einen Dienst-
unfall darstellt, richtet sich nach dem Recht, 
das im Zeitpunkt des Unfallereignisses gegol-
ten hat (vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Mai 1963,  
BVerwGE 16, 106).

45.1.2 1Der Anspruch auf Unfallfürsorge richtet sich 
stets nach den konkreten Umständen des Ein-
zelfalls. 2Ob die jeweiligen Voraussetzungen vor-
liegen, kann deshalb erst nach dem Eintritt des 
schädigenden Ereignisses festgestellt werden; 
vorherige Zusicherungen, gleich welcher Art, 
sind nicht zulässig, vgl. auch Art. 3 Abs. 2.

45.1.3 Wegen der Gleichstellung der vor Inkrafttreten 
des Gesetzes erlittenen Dienstunfälle vorhan-
dener Beamter und Beamtinnen vgl. Art. 100 
Abs. 4.

45.1.4.1 1Zwischen dem Dienstunfall bzw. der Einwir-
kung und dem Gesundheitsschaden des Kindes 
muss ein unmittelbarer Kausalzusammenhang 
bestehen. 2War die Beamtin den schädigenden 
Einwirkungen vor Beginn der Schwangerschaft 
ausgesetzt oder ist die Schädigung des Kin-
des während der Schwangerschaft auf einen 
Dienstunfall der Beamtin, der sich vor Beginn 

der Schwangerschaft ereignet hatte, zurückzu-
führen, besteht kein ursächlicher Zusammen-
hang (BVerfG, Beschluss vom 20. Mai 1987,  
1 BvR 762/85, BVerfGE 75, 348). 3Es darf keine 
selbstständige, die Schädigung der Leibesfrucht 
hervorrufende Ursache außerhalb des Dienst-
unfalls hinzutreten. 4Als Schädigung des unge-
borenen Kindes muss ein Körperschaden bzw. 
eine Zustandsverschlechterung nachgewiesen 
werden. 5Ergänzend ist auf die zu § 12 SGB VII 
ergangene Rechtsprechung zurückzugreifen.

45.1.4.2 1Die Zeit der Schwangerschaft ist von der höchst-
richterlichen Rechtsprechung zum Unfallversi-
cherungsrecht (BVerfG, Beschluss vom 20. Mai 
1987, 1 BvR 762/85, BVerfGE 75, 348) dahinge-
hend bestimmt worden, dass die Schädigung 
zwischen Zeugung und Vollendung der Geburt 
(§ 1 BGB) liegen muss. 2Von einem Dienstunfall 
während der Schwangerschaft ist auszugehen, 
wenn das Kind innerhalb von 300 Tagen (vgl. 
§ 1593 BGB), abgestellt auf den Zeitpunkt des 
Unfallereignisses, geboren wird.

45.2 Die Leistungen der Unfallfürsorge sind in Abs. 2 
abschließend aufgezählt (vgl. Art. 49 Abs. 1 
Satz 1).

45.3.1 1Kommt der oder die Verletzte dem Verlangen der 
Pensionsbehörde, sich einer ärztlichen oder psy-
chologischen Untersuchung oder Beobachtung 
zu unterziehen oder die erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen, nicht nach, geht dies in den Fällen, in 
denen ihm oder ihr die Beweispflicht obliegt (z. B. 
Nr. 47.3.5.1), zu seinen oder ihren Lasten. 2Trägt 
der Dienstherr die Beweislast, z. B. bei der Neu-
festsetzung des Unfallausgleichs wegen gesun-
kener Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE), 
verstößt der oder die Verletzte gegen seine oder 
ihre Mitwirkungspflicht und es ist nach Art. 10 
Abs. 3 zu verfahren.

45.3.2 1Der Gutachtensauftrag muss klar abgefasst 
sein. 2Hierzu gehören insbesondere eine knap-
pe und klare Darstellung des rechtserheblichen 
Sachverhalts, Hinweise auf Besonderheiten wie 
widersprüchliche Angaben des oder der Verletz-
ten, Vorschäden, bereits vorliegende Gutachten 
oder ärztliche Stellungnahmen, die präzise For-
mulierung der rechtserheblichen Fragen, die 
Erläuterung der im Einzelfall maßgebenden 
Rechtsbegriffe, die Frage nach Erforderlichkeit 
und Zeitpunkt einer Nachuntersuchung, usw. 
3Dem Gutachtenauftrag ist ein Aktenauszug 
beizufügen, der nur die wesentlichen Unterla-
gen enthält (sämtliche medizinischen Berichte, 
Verwaltungsakte, Vorerkrankungsnachweise, 
Röntgenaufnahmen, usw.); Nr. 10.2.3 ist zu be-
achten. 4Die Gutachtenauswertung ist Aufgabe 
der Pensionsbehörde. 5Dazu gehört die kritische 
Auseinandersetzung mit dem Inhalt des Gutach-
tens, z. B. ob objektive oder subjektive Befunde 
beschrieben werden und die Befundschilderung 
in sich widerspruchsfrei ist, die aus dem Sach-
verhalt und dem medizinischen Befund gezo-
genen Schlüsse nachvollziehbar und die MdE-
Einschätzung schlüssig ist. 

45.4 Die allgemeinen Vorschriften des Gesetzes fin-
den Anwendung, soweit die Vorschriften über die 
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Unfallfürsorge keine oder keine abschließende 
Regelung treffen.

46. Dienstunfall

46.0 Art. 46 enthält die Legaldefinition des Dienst-
unfalls. 

46.1.1 1Ein Unfall, den ein Beamter oder eine Beamtin 
anlässlich der Wahrnehmung von Rechten oder 
Erfüllung von Pflichten nach dem Personalver-
tretungsrecht erleidet, ist kein Dienstunfall. 2Es 
wird jedoch Unfallfürsorge in entsprechender 
Anwendung der beamtenrechtlichen Unfallfür-
sorgevorschriften gewährt (Art. 11 Bayerisches 
Personalvertretungsgesetz – BayPVG). 3Ent-
sprechendes gilt für die Vertrauenspersonen 
der schwerbehinderten Menschen (§ 96 Abs. 3  
SGB IX) und die Gleichstellungsbeauftragten 
(Art. 16 Abs. 5 Bayerisches Gleichstellungsge-
setz – BayGlG).

46.1.2 Bei Unfällen und Erkrankungen im Ausland sind 
gegebenenfalls die Sonderregelungen des Unter-
abschnitts 3 (Art. 64 ff.) zu beachten.

46.1.3 1Der Unfallbegriff setzt ein auf äußerer Einwir-
kung beruhendes, plötzliches Ereignis voraus, 
das rechtlich wesentlich einen Körperschaden 
(mit-)verursacht hat. 2Dazu gehören auch kör-
pereigene, unkoordinierte, unkontrollierte Bewe-
gungen (z. B. Stolpern, Umknicken) sowie außer-
gewöhnliche Kraftaufwendungen. 3Zu beachten 
ist jedoch, inwieweit krankhafte Veranlagungen 
bzw. Vorschäden oder bei der Geltendmachung 
von psychischen Erkrankungen die Persönlich-
keit mitursächlich waren. 4Der Begriff „äußere 
Einwirkung” dient der Abgrenzung von “inneren 
Ursachen”.

46.1.4 1Als „plötzlich” ist ein Ereignis anzusehen, wenn 
es längstens innerhalb der täglichen Dienstzeit 
stattgefunden hat. 2Eine Erkrankung infolge län-
gerer (über eine Dienstschicht hinausgehender) 
schädlicher Einflüsse, denen der Beamte oder die 
Beamtin im Dienst ausgesetzt war, gilt nur in den 
in Abs. 3 genannten Fällen als Dienstunfall.

46.1.5.1 1„In Ausübung des Dienstes” ist ein Unfall nur 
dann eingetreten, wenn sich der Beamte oder 
die Beamtin zum Unfallzeitpunkt im Dienst 
befunden und konkret eine dienstliche Tätig-
keit ausgeübt hat. 2Ein innerer Zusammenhang 
der Tätigkeit mit den dienstlichen Aufgaben ist 
erforderlich. 3Er wird bei eigenwirtschaftlichen 
Tätigkeiten vollständig gelöst. 4Eigenwirtschaft-
lichkeit ist gegeben, wenn die konkrete Tätigkeit 
zum Unfallzeitpunkt lediglich eigenen Interes-
sen oder Bedürfnissen dient. 5Die eigenwirt-
schaftliche Tätigkeit beginnt z. B. beim Weg zur 
Toilette, zum Raucherzimmer oder zur Kantine 
jeweils an der äußeren Toilettentür, beim Betre-
ten des Raucherraums oder an der Kantinentür 
und endet nach Abschluss der eigenwirtschaft-
lichen Tätigkeit dort wieder. 6Der innere Zusam-
menhang mit dem Dienst wird gelöst, wenn die 
Fähigkeit des Beamten oder der Beamtin zu der 
ihm oder ihr obliegenden Dienstleistung alkohol- 
oder drogenbedingt so sehr beeinträchtigt ist, 
dass die Ausführung von Dienstaufgaben nicht 
mehr möglich ist (vgl. BSG, Urteil vom 2. No-

vember 1988, VersR 1989, 607; BVerwG, Urteil 
vom 23. Februar 1989, NJW 1989, 2005) oder bei 
Dienstunfähigkeit, z. B. auf Grund Krankheit.

46.1.5.2 1Für Heim- und Telearbeitsplätze gilt Nr. 46.1.5.1 
entsprechend. 2Unfallschutz besteht nur, solange 
sich der Beamte oder die Beamtin in dem Raum 
befindet, in dem sich die vom Dienstherrn ge-
stellten Arbeitsmittel befinden. 3Der übrige Teil 
des von dem Beamten oder der Beamtin bewohn-
ten Hauses oder der Wohnung ist dem privaten 
Lebensbereich zuzuordnen. 4Dieser wird von 
dem Beamten oder der Beamtin in dem Sinn be-
herrscht, dass nur er oder sie auf die dort gegebe-
nen Unfallgefahren Einfluss nehmen kann, der 
Dienstherr jedoch nicht (vgl. BayVGH, Beschluss 
vom 10. Juni 2008, 3 ZBR 2010, 127).

46.1.5.3 Bei einer Tätigkeit außerhalb des regelmäßigen 
Dienstes müssen besondere Umstände vorliegen, 
die den Schluss rechtfertigen, dass die Tätigkeit, 
bei der der Beamte oder die Beamtin den Unfall 
erlitten hat, in engem Zusammenhang mit den 
dienstlichen Aufgaben steht.

46.1.5.4 1Bei Teilnahme am Dienstsport handelt es sich 
um Dienst im Sinn des Abs. 1. 2Dienstsport ist 
angeordneter und in den Dienstplan einbezo-
gener Sport mit Teilnahmepflicht der Beamten 
und Beamtinnen. 3Dieser dienstsportpflichtige 
Personenkreis kann auch bei der Teilnahme an 
sportlichen Veranstaltungen außerhalb der re-
gelmäßigen Dienstzeit unter Dienstunfallschutz 
stehen, wenn die Dienststelle z. B. aus personal-
wirtschaftlichen oder organisatorischen Gründen 
keinen dienstplanmäßigen Sport durchführen 
kann oder die Beamten und Beamtinnen selbst 
aus dienstlichen Gründen (z. B. Schichtdienst) 
gehindert sind, am durch Dienstplan festgeleg-
ten Sport teilzunehmen. 4Wettkampfmäßiger 
oder zur Erzielung von Spitzenleistungen ausge-
übter Sport ist nur dann ausnahmsweise dienst-
unfallgeschützt, wenn der dienstliche Zweck 
im Vordergrund steht. 5In allen Fällen muss 
die sportliche Betätigung materiell und formell 
dienstbezogen (vgl. Nr. 46.1.9), vom Dienstvor-
gesetzten (Art. 3 Satz 1 BayBG) angeordnet oder 
genehmigt und unter die fachliche Aufsicht einer 
vom Dienstvorgesetzten bestimmten Person (z. B. 
Sportlehrer, Übungsleiter oder Trainer) gestellt 
sein.

46.1.5.5 1„Infolge des Dienstes“ ist ein Unfall eingetreten, 
wenn der Beamte oder die Beamtin im Zeitpunkt 
der den Unfall auslösenden äußeren Einwirkung 
dienstliche Aufgaben verrichtet hat, der hier-
durch verursachte Körperschaden aber erst nach 
der Dienstausübung eingetreten ist. 2Ein Unfall 
ist nicht schon dann infolge des Dienstes ein-
getreten, wenn er in irgendeinem ursächlichen 
Zusammenhang mit dem Dienst steht; zwischen 
dem Dienst und dem Unfall muss ein enger un-
mittelbarer Zusammenhang bestehen.

46.1.6 1Die „geschützte Tätigkeit” muss den Unfall 
rechtlich wesentlich (mit-)verursacht haben 
(haftungsbegründende Kausalität). 2Der Unfall 
muss rechtlich wesentliche (Teil-)Ursache für 
den festgestellten Körperschaden gewesen sein 
(haftungsausfüllende Kausalität). 3Zur Feststel-
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lung des Ursachenzusammenhangs kommen zu-
nächst alle Bedingungen in Betracht, die nicht 
hinweggedacht werden können, ohne dass der 
konkrete Erfolg entfiele. 4Aus diesen Ursachen 
ist nur diejenige als rechtlich wesentliche (Teil-)
Ursache maßgeblich, die wegen ihrer besonde-
ren Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt we-
sentlich mitgewirkt hat. 5Sind mehrere Ursachen 
in ihrer Bedeutung für den Unfall als annähernd 
gleichwertig anzusehen und ist mindestens eine 
von ihnen auf den Dienst zurückzuführen, so 
ist der ursächliche Zusammenhang gegeben. 
6Eine haftungsbegründende Kausalität besteht 
nicht, wenn der Beamte oder die Beamtin einer 
allgemeinen, jeden anderen auch treffenden 
Gefahr erlegen ist. 7Bei der haftungsausfüllen-
den Kausalität ist zu unterscheiden zwischen 
Erstschaden (unmittelbar und sofort nach dem 
Unfall eingetretener Körperschaden) und Folge-
schaden (schicksalsmäßig aus dem Erstschaden 
ent wickelt oder durch ihn bedingtes neues Un-
fallereignis eingetreten). 8In beiden Fällen muss 
der Dienstunfall rechtlich wesentliche (Teil-)Ur-
sache gewesen sein.

46.1.7 Einem Körperschaden steht die Beschädigung 
oder Zerstörung eines Körperersatzstückes (§ 2 
Orthopädieverordnung) gleich.

46.1.8 Dienstreisen und Dienstgänge

46.1.8.1 1Dienstreisen und Dienstgänge (Art. 2 Abs. 2 
bis 4 BayRKG) sind die notwendigen Wege nach 
und von dem Bestimmungsort; maßgeblich ist 
grundsätzlich die Dienstreisegenehmigung. 2Ab-
weichend von der Dienstreisegenehmigung steht 
auch der direkte Weg zwischen der Familien-
wohnung (Art. 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Nr. 46.2.3) 
oder einer Unterkunft am Dienstort (Art. 46 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) und dem Geschäftsort unter 
Unfallschutz, wenn der Beamte oder die Beamtin 
die Dienststelle schon vor der Sollarbeitszeit ver-
lassen müsste bzw. nicht mehr innerhalb der Sol-
larbeitszeit erreichen könnte. 3Entsprechendes 
gilt für Aus- und Fortbildungsreisen. 4Die Nrn. 
46.2.1 bis 46.2.3 gelten sinngemäß, sofern nach-
stehend nichts Abweichendes bestimmt ist.

46.1.8.2 1Unter Unfallschutz steht grundsätzlich nur die 
Tätigkeit am Bestimmungsort, die unmittelbar 
dem Zweck der Dienstreise entspricht, z. B. Lehr-
tätigkeit oder Teilnahme an einer Besprechung  
(= dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort). 
2Auch die mit dieser Tätigkeit zusammenhän-
genden Wege am Bestimmungsort sowie Tätig-
keiten, die zwangsläufig mit dem auswärtigen 
Aufenthalt in engem Zusammenhang stehen, 
sind dienstunfallgeschützt, z. B. Kauf einer Fahr-
karte, nicht aber eigenwirtschaftliche Tätigkeiten 
wie der Gang zur Hotelbar oder zum Hotelkiosk 
am Abend während des Hotelaufenthaltes.

46.1.8.3 1Wurde die Dienstreise über die Dauer des 
Dienstgeschäfts hinaus angeordnet, beispiels-
weise um bei einer Rückreise am Wochenende 
durch günstigere Flugpreise Reisekosten zu spa-
ren, steht die verspätete Rückreise auf Grund der 
dienstlichen Veranlassung trotz der Unterbre-
chung unter Unfallschutz. 2Der Aufenthalt des 

Beamten oder der Beamtin am Dienstort nach 
Beendigung des Dienstgeschäfts steht nicht un-
ter Unfallschutz, erst bei Antritt der Rückreise 
lebt der Unfallschutz wieder auf. 3Tritt der Beam-
te oder die Beamtin die Heimreise aus privaten 
Gründen verspätet an, endet auch in diesem Fall 
der Unfallschutz mit dem Ende der dienstlichen 
Tätigkeit und lebt nur dann wieder auf, wenn die 
Heimreise bei natürlicher Betrachtungsweise 
noch als Fortsetzung der Dienstreise angesehen 
werden kann (vgl. BSG, Urteil vom 6. Juli 1967, 
MDR 1967, 954).

Beispiel:

Ein Beamter auf Dienstreise beendet seine Dienst-
geschäfte am Freitag, tritt die Rückreise aus priva-
ten Gründen aber erst am Samstag an. Die Heim-
reise ist noch durch das Dienstgeschäft geprägt, 
es besteht Unfallschutz. Im Zeitraum zwischen der 
Rückkehr zur Unterkunft nach Beendigung des 
Dienstgeschäfts und dem Antritt der Heimreise 
besteht kein Unfallschutz.

Tritt der Beamte die Heimreise hingegen erst nach 
einer Woche Urlaub am auswärtigen Dienstort 
an, ist die Heimreise vom privaten Aufenthalt des 
Beamten geprägt. Der Zusammenhang mit dem 
Dienstgeschäft ist gelöst, es besteht kein Unfall-
schutz.

46.1.9 Dienstliche Veranstaltungen

1Dienstliche Veranstaltungen sind solche, die in 
einem inneren Zusammenhang mit dem Dienst 
stehen, dienstlichen Interessen dienen und durch 
organisatorische Maßnahmen personeller und 
sachlicher Art in den weisungsgebundenen 
Dienstbereich einbezogen sind (formelle und 
materielle Dienstbezogenheit). 2Hierzu zählen 
z. B. Personalausflüge und Betriebsfeiern, aber 
auch Lehrgänge, die im Auftrag der Dienststelle 
von Dritten angeboten werden. 3Auf eine Ver-
pflichtung des Einzelnen zur Teilnahme kommt 
es nicht an. 4Die Nrn. 46.2.1 bis 46.2.3 gelten 
entsprechend.

46.1.10 Nebentätigkeiten

46.1.10.1 Die Zuordnung einer Nebentätigkeit zum öf-
fentlichen Dienst oder dem ihm gleichstehenden 
Dienst ergibt sich aus § 4 BayNV.

46.1.10.2 Eine Veranlassung des Dienstherrn im Sinn des 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ist auch dann anzunehmen, 
wenn an der Ausübung der Nebentätigkeit ein 
dienstliches Interesse anerkannt wurde und der 
Beamte oder die Beamtin hätte verpflichtet wer-
den können, die Nebentätigkeit auszuüben.

46.1.10.3 1Die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter gilt 
nicht als Nebentätigkeit (Art. 81 Abs. 2 Satz 2 
BayBG) und ist somit nicht dienstunfallgeschützt. 
2Für diese Tätigkeiten besteht in der Regel ge-
mäß § 2 Abs. 1 Nr. 10 SGB VII Versicherungs-
schutz in der gesetzlichen Unfallversicherung. 
3Für Ehrenbeamte und Ehrenbeamtinnen richtet 
sich die Unfallfürsorge nach Art. 63.
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46.2.1 Unfälle auf dem Weg Wohnung - Arbeitsstätte
1Für Wegeunfälle gelten die Voraussetzungen 
des Dienstunfalls sinngemäß. 2An die Stelle der 
„geschützten Tätigkeit” tritt das Zurücklegen des 
direkten Weges zwischen Wohnung und Dienst-
stelle. 3Ein geschützter direkter Weg nach und 
von der Dienststelle liegt vor, wenn er in einem 
rechtlich wesentlichen Zusammenhang mit dem 
Dienst steht. 4Der Weg von und nach der Dienst-
stelle beginnt und endet grundsätzlich an der 
Haustür.

46.2.1.1 1Der direkte Weg muss nicht zwangsläufig der 
kürzeste Weg sein, er kann auch die verkehrs-
technisch günstigste Strecke (z. B. über die Au-
tobahn statt Bundesstraße) oder die Route des 
genutzten öffentlichen Verkehrsmittels sein. 2Die 
Feststellung ist in jedem Einzelfall konkret vor-
zunehmen.

46.2.1.2 1Neben dem inneren Zusammenhang zwischen 
dem Weg und dem Dienst muss eine rechtlich 
wesentlich mit der Zurücklegung des Weges zu-
sammenhängende Gefahr den Unfall verursacht 
haben. 2Diese Gefahr darf nicht ursächlich durch 
private oder allgemeine Umstände zum Unfall 
geführt haben, sie muss vielmehr notwendiger-
weise dem zurückgelegten Weg eigentümlich 
gewesen sein. 3Ein Dienstunfall liegt z. B. nicht 
vor, wenn der Beamte oder die Beamtin im Auto 
von einer Wespe gestochen wird, da er oder sie 
hier einer allgemeinen, jeden anderen auch tref-
fenden Gefahr erlegen ist.

46.2.2 Umwege, Abwege und Unterbrechungen

Der innere Zusammenhang mit dem Dienst wird 
grundsätzlich unterbrochen durch Abwege, Um-
wege oder Unterbrechungen.

46.2.2.1 Umweg ist ein Weg, der zwar in Richtung des 
endgültigen Zieles führt, jedoch nicht der direkte 
Weg (vgl. Nr. 46.2.1.1) ist und den direkten Weg 
nicht ganz unerheblich verlängert und aus ei-
genwirtschaftlichen oder sonstigen persönlichen 
Gründen gewählt wird.

46.2.2.2 1Abweg ist ein Weg, der aus eigenwirtschaftli-
chen Gründen vom Ziel weg oder über das Ziel 
hinaus führt. 2Abweg ist auch ein Weg zum 
Dienstort, der an einem Ort beginnt, der nicht 
Familienwohnung, Unterkunft am Dienstort 
(Art. 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) oder auch Dienstort 
ist, soweit nicht der direkte Weg zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte genutzt wird.

Beispiel:  
Weg zu einer nach Dienstschluss aufgesuchten 
Apotheke, die in entgegen gesetzter Richtung 
zur Familienwohnung liegt (BVerwG, Urteil vom 
6. Juli 1965, DÖD 1965, 174). Weg vom Badesee 
statt von der Familienwohnung zum Dienstort, so-
weit nicht der direkte Weg benutzt wird (BVerwG, 
Urteil vom 27. Mai 2004, DVBl 2004, 1377).

46.2.2.3 1Unterbrechung ist eine eigenwirtschaftliche 
Tätigkeit (Nr. 46.1.5.1 Satz 4), die in das Zurück-
legen des Weges eingeschoben wird. 2Es besteht 
ausnahmsweise Unfallschutz, wenn sie lediglich 
unwesentlich ist. 3Eine Tätigkeit ist unwesent-
lich, wenn sie hinsichtlich ihrer Art und zeitli-

chen Dauer so geringfügig ist, dass sie nicht ins 
Gewicht fällt, sie ganz nebenbei oder „im Vor-
beigehen“ erledigt werden kann. 4Keine unwe-
sentliche Unterbrechung ist das Verlassen des 
öffentlichen Verkehrsraumes (Fläche des gesam-
ten öffentlichen Straßengeländes) als Fußgänger 
bzw. bereits das Aus-/Absteigen als Kraftfahrer. 

Beispiel:

Unwesentliche Unterbrechungen, die den Zu-
sammenhang mit dem Dienst nicht lösen, sind 
z. B. das Anhalten zum Blick in die Auslage eines 
Schaufensters, der Kauf einer Zeitung an einem 
Kiosk mit Verkaufsfenster, der auf dem Weg liegt, 
der Kauf von Zigaretten an einem Automaten oder 
ein kurzes Gespräch mit Bekannten.

Unterbrechungen, während denen kein Unfall-
schutz besteht, sind z. B. Einkäufe in am direkten 
Weg liegenden Geschäften und auf dem direkten 
Weg geführte private Unterhaltungen von mehr 
als einer halben Stunde (BVerwG, Urteil vom 
30. Juni 1966, BVerwGE 24, 246). 

46.2.2.4 1Ob der Unfallschutz nach einem Abweg oder 
einem Umweg mit Rückkehr auf den direkten 
Weg oder nach einer Unterbrechung mit dem Er-
reichen des öffentlichen Verkehrsraumes wieder 
auflebt, hängt von der Art und Dauer des Abwei-
chens vom direkten Weg im Einzelfall ab. 2Eine 
endgültige Lösung vom Dienst mit gänzlichem 
Verlust des Unfallschutzes tritt ein, wenn eine 
Unterbrechung zwei Stunden übersteigt. 

Beispiel:

Mit dem Verlassen des Kaufhauses oder dem 
Ende einer längeren privaten Unterhaltung endet 
die Unterbrechung und Unfallschutz setzt i. d. R. 
wieder ein. Dauerte der Einkauf länger als zwei 
Stunden, tritt die endgültige Lösung vom Dienst 
ein und auch beim Verlassen des Kaufhauses und 
Fortsetzen des Heimweges auf dem direkten Weg 
besteht kein Unfallschutz mehr.

46.2.3 Familienwohnung
1Als Familienwohnung ist die Wohnung anzuse-
hen, wo der Beamte oder die Beamtin seinen oder 
ihren Lebensmittelpunkt hat; bei verheirateten 
Beamten oder Beamtinnen ist dies regelmäßig 
die eheliche Wohnung. 2Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Familienwohnung sind z. B. re-
gelmäßiges Aufsuchen, eigenes Zimmer dort, 
eigene Möbel, gesellschaftliche Aktivitäten in 
Vereinen, usw. 3In Zweifelsfällen ist eine Meld-
ebescheinigung anzufordern. 

46.2.4 Kindergartenumweg
1Der Kindergartenumweg (Nr. 46.2.2.1) ist nur 
geschützt, wenn der Beamte oder die Beamtin 
alleinerziehend oder verheiratet ist und auch der 
Ehegatte erwerbstätig ist. 2Die Notwendigkeit, 
sein oder ihr Kind (vgl. § 32 Abs. 1, § 63 Abs. 1 
EStG) fremder Obhut anzuvertrauen, kann sich 
auch dann ergeben, wenn der nichtberufstätige 
Ehegatte infolge Krankheit zur Versorgung des 
Kindes nicht in der Lage ist oder das Kind aus 
besonderen Gründen (z. B. wegen Behinderung) 
nicht unbeaufsichtigt bleiben kann.
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46.2.5 Fahrgemeinschaft
1Gemäß Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b besteht 
Unfallschutz auch bei vertretbaren Umwegen 
(Nr. 46.2.2.1), die bei einer Fahrgemeinschaft mit 
anderen Berufstätigen, kraft Gesetz (§ 2 SGB VII) 
oder Satzung (§ 3 SGB VII) in der gesetzlichen 
Unfallversicherung versicherten Personen wie 
z. B. Beschäftigten, Schülern und Studenten oder 
freiwillig in der gesetzlichen Unfallversicherung 
versicherten Personen (§ 6 SGB VII) erforderlich 
sind. 2Bei einem Kindergartenumweg sind die 
Voraussetzungen für Unfallschutz abschließend 
in Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a aufgeführt; trotz 
der Versicherung in der gesetzlichen Unfallver-
sicherung gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 8 Buchst. a SGB 
VII gelten Kinder während des Besuchs von Kin-
dertagesstätten oder Kindergärten somit nicht als 
Teilnehmer der Fahrgemeinschaft im Sinn des 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b.

46.2.6 Das Abweichen vom unmittelbaren Weg von und 
nach der Dienststelle ist dann vertretbar, wenn 
die Gesamtumstände unter besonderer Berück-
sichtigung von Entfernung und aufzuwendender 
Zeit ein Abweichen sinnvoll erscheinen lassen.

46.2.7 1Geschützt ist neben dem unmittelbaren direkten 
Weg zwischen Dienststelle und Familienwoh-
nung auch der direkte Weg zwischen Unterkunft 
am Dienstort und der entfernt liegenden Fami-
lienwohnung. 2Beim Zurücklegen des Weges 
von und nach der Familienwohnung bedarf es 
in diesen Fällen nicht eines unmittelbaren zeitli-
chen Zusammenhangs mit dem Dienstende oder 
dem Dienstbeginn. 3So kann z. B. die Fahrt am 
Samstagmorgen zur Familienwohnung unfall-
geschützt sein, obwohl der Beamte seinen Dienst 
bereits am Freitagabend beendet hat.

46.2.8 Durchführung des Heilverfahrens

46.2.8.1 Ein Unfall, den der oder die Verletzte bei der 
Durchführung des Heilverfahrens oder auf ei-
nem hierzu notwendigen Weg erleidet, gilt auch 
dann als Folge des Dienstunfalls, wenn sich der 
oder die Verletzte im Ruhestand befindet oder 
entlassen ist. 

46.2.8.2 1Die von der Pensionsbehörde zur Feststellung 
von Unfallfolgen angeordneten ärztlichen Un-
tersuchungen (Art. 45 Abs. 3) und die damit 
zusammenhängenden Wege sind den in Abs. 2 
Satz 2 genannten Wegen gleichgestellt, wenn 
das Schadensereignis als Dienstunfall aner-
kannt wird. 2Dienstunfallschutz besteht auch bei 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen 
und den damit zusammenhängenden Wegen. 
3Unfallschutz besteht auch bei Untersuchungen 
für besondere Verwendungen von Polizeibeam-
ten und Polizeibeamtinnen und dienstlich ange-
ordneten Untersuchungen zur Polizeidienstfä-
higkeit gemäß Art. 128 BayBG sowie den damit 
zusammenhängenden Wegen. 4Andere Wege zu 
dienstlich veranlassten ärztlichen Untersuchun-
gen, beispielsweise zur Feststellung der Dienst-
unfähigkeit unabhängig von einem Dienstunfall, 
und der dortige Aufenthalt stellen weder eine 
Dienstausübung dar noch stehen sie im Zusam-
menhang mit einem vorausgegangenen Dienst-

unfall; ein hierbei erlittener Unfall kann nicht 
als Dienstunfall anerkannt werden. 

46.3.1 Berufskrankheiten

1Als Dienstunfall gelten nur solche Krankheiten, 
die in der Anlage zur Berufskrankheiten-Ver-
ordnung (BKV) vom 31. Oktober 1997 (BGBl I S. 
2623) in der jeweils geltenden Fassung genannt 
sind mit den dort im Einzelnen bezeichneten 
Maßgaben. 2Als maßgeblicher Zeitpunkt gilt bei 
einer Berufskrankheit der Tag der erstmaligen 
Diagnose einer in der Anlage zur BKV genann-
ten Krankheit. 3Eine Behandlungsbedürftigkeit 
und/oder vorübergehende Dienstunfähigkeit ist 
nicht erforderlich. 4Ist zum Zeitpunkt der erst-
maligen Diagnose eine Krankheit nicht in der 
Anlage zur BKV genannt, kann auch bei späterer 
Aufnahme dieser Krankheit in die Anlage zur 
BKV ein Dienstunfall nicht anerkannt werden 
(vgl. BVerwG, Beschluss vom 23. Februar 1999 
– 3 B 88/98 – ZBR 1999, 274).

46.3.2 1Der Beamte oder die Beamtin ist der Gefahr 
der Erkrankung an einer bestimmten Krankheit 
besonders ausgesetzt, wenn er oder sie eine Tä-
tigkeit ausübt, die erfahrungsgemäß eine hohe 
Wahrscheinlichkeit für eine Erkrankung infol-
ge des Dienstes in sich birgt (besondere Gefähr-
dung). 2Die besondere Gefährdung muss für die 
dienstliche Verrichtung typisch und in erheblich 
höherem Maße als bei der übrigen Bevölkerung 
vorhanden sein. 3Entscheidend ist die für die 
dienstliche Verrichtung typische erhöhte Ge-
fährdung und nicht die individuelle Gefährdung 
des Beamten oder der Beamtin auf Grund seiner 
oder ihrer Veranlagung. 4Es ist auf die Art der 
dienstlichen Tätigkeit abzustellen; eine Gefahr, 
die alleine durch den Ort bedingt ist, an dem die 
dienstliche Tätigkeit ausgeübt wird, reicht nicht 
aus (vgl. BayVGH, Urteil vom 17. Mai 1995 –  
3 B 94.3181 – ZBR 1996, 343). 

Beispiele:

Einer besonderen Gefährdung in höherem Maße 
sind z. B. Polizeibeamte ausgesetzt, die in einem 
Seuchengebiet zur Durchführung von Maßnah-
men zur Bekämpfung der Seuche (Absperrung, 
Überwachung) eingesetzt sind; alleine die Anwe-
senheit in einem Seuchengebiet genügt nicht. 

Eine erfahrungsgemäß hohe Wahrscheinlichkeit 
für eine Erkrankung an einer Berufskrankheit 
liegt auch nicht vor, wenn beispielsweise ein Ver-
waltungsbeamter oder eine Verwaltungsbeamtin 
über Jahre hinweg im Dienstzimmer Belastungen 
durch Asbest ausgesetzt war und an einer dadurch 
verursachten Krankheit leidet. 

46.3.3.1 1Bei der Erkrankung eines Beamten oder einer 
Beamtin mit dienstlich angeordnetem Aufent-
halt im Ausland an einer Krankheit im Sinn 
des Abs. 3 Satz 1 kommt es nicht auf die Art der 
dienstlichen Verrichtung oder auf den Zusam-
menhang mit dem Dienst an. 2Entscheidend ist 
das Vorliegen gesundheitsschädigender Verhält-
nisse, die sich typischerweise von den Verhält-
nissen im Inland unterscheiden. 
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46.3.3.2 Auch ein vorübergehender Aufenthalt im Ausland 
im Verlauf einer Dienstreise zählt als dienstlich 
angeordneter Auslandsaufenthalt.

46.4.1 Rechtswidriger Angriff

Angriff setzt eine objektive unmittelbare räum-
lich-zeitliche Gefährdung (objektives Element) 
auf Grund einer zielgerichteten Verletzungs-
handlung (subjektives Element) voraus.

46.4.1.1 Räumliche Gefährdung erfordert, dass sich der 
Beamte oder die Beamtin in Reichweite des mut-
maßlichen Angreifers bzw. der mutmaßlichen 
Angreiferin dergestalt befand, dass dieser oder 
diese in der Lage war, mit den ihm oder ihr ak-
tuell zur Verfügung stehenden Kenntnissen und 
Hilfsmitteln das Ziel zu erreichen.

Beispiel 1:

Angreifer A will Bearbeiterin B „eine Abreibung 
verpassen“, sucht deren Dienststelle auf und er-
fährt dort, dass B einen Heimarbeitsplatz hat, des-
sen Anschrift ihm nicht mitgeteilt wird. A konnte 
B mit den ihm zur Verfügung stehenden Kennt-
nissen nicht erreichen, daher keine unmittelbare 
Gefährdung.

Beispiel 2: 

Angreiferin A will Bearbeiter B „eine Abreibung 
verpassen“ und sucht dessen Dienststelle auf. B 
sieht die ihm persönlich bekannte A durch das 
Fenster seines in einem Obergeschoss gelegenen 
Büros und weist den Pförtner an, A nicht zu ihm 
vorzulassen. A verfügte über keine Möglichkeit, 
das Büro des B zu erreichen, daher keine unmit-
telbare Gefährdung.

46.4.1.2 An der zeitlichen Gefährdung fehlt es, solange 
sich der Tatplan des mutmaßlichen Angreifers 
noch im Vorbereitungsstadium befindet.

Beispiel:

Angreifer A weiß, wo Bearbeiterin B arbeitet. Um 
den besten Zeitpunkt für seinen Angriff zu ermit-
teln, beobachtet er sie mehrere Tage lang beim 
Verlassen der Dienststelle. Vom Pförtner deswegen 
zur Rede gestellt, gibt er seinen Plan auf. Trotz der 
räumlichen Gefährdung kein Angriff, da sich die 
Tat noch im Vorbereitungsstadium befand.

46.4.1.3 Für das Vorliegen einer zielgerichteten Verlet-
zungshandlung ist die Sicht des mutmaßlichen 
Angreifers entscheidend; er oder sie muss bei der 
Vornahme der konkreten Handlung die Schädi-
gung des Beamten oder der Beamtin zumindest 
billigend in Kauf nehmen.

46.4.2 1Tätlicher Angriff ist ein Angriff, der auf einen 
physischen Schaden gerichtet ist. 2An einem 
tätlichen Angriff fehlt es daher insbesondere bei 
Beleidigungen oder Bedrohungen.

46.4.3 Pflichtgemäßes Handeln ist dann nicht mehr ge-
geben, wenn der Beamte oder die Beamtin die 
Gefährdung durch vorwerfbares Verhalten selbst 
hervorgerufen hat.

46.5.1 Beurlaubte Beamte und Beamtinnen
1Vorherige Zusicherungen von Unfallfürsorge-
leistungen bereits bei Beurlaubung des Beamten 

oder der Beamtin sind nicht zulässig (vgl. Art. 9 
Abs. 3). 2Wegen des Antragserfordernisses und 
des Zahlungsbeginns vgl. Nr. 9.3.

46.5.2 Unfallfürsorge wird in der Regel nicht gewährt, 
soweit von anderer Seite Unfallfürsorge oder 
sonstige Leistungen (insbesondere Leistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung) wegen des 
Unfalls gewährt werden.

46.5.3 Die übrigen Voraussetzungen für das Vorliegen 
eines Dienstunfalls müssen sinngemäß erfüllt 
sein.

47. Meldung und Untersuchungsverfahren

47.0 Art. 47 regelt, innerhalb welcher Fristen und 
auf welche Art ein Dienstunfall gemeldet wer-
den muss und was daraufhin der Dienstvorge-
setzte und die Pensionsbehörde zu veranlassen 
 haben.

47.1.1 Meldefrist
1Im Interesse der Beweissicherung sollen Unfälle 
dem Dienstvorgesetzten unverzüglich gemeldet 
werden. 2Die Ausschlussfrist gilt sowohl für die 
erstmalige Meldung des Unfalls und der damit 
in Zusammenhang stehenden Körperschäden 
als auch für die Geltendmachung weiterer durch 
den Dienstunfall verursachter Körperschäden 
und Folgeschäden (vgl. BVerwG, Urteil vom 
28. Februar 2002 – 2 C 5.01 – Buchholz 239.1 
§ 45 BeamtVG Nr. 5). 3Innerhalb der Ausschluss-
frist nach Abs. 1 können neben den bereits im 
Rahmen der Unfallmeldung angezeigten Körper-
schäden weitere Körperschäden geltend gemacht 
werden, nach Ablauf dieser Frist können weitere 
Körperschäden nur noch unter den zusätzlichen 
Voraussetzungen von Abs. 2 geltend gemacht 
werden. 4Die Behörde kann auf die Einhaltung 
der Ausschlussfrist gegenüber dem Beamten oder 
der Beamtin oder dessen oder deren Hinterblie-
benen nicht verzichten.

47.1.2 1Bei Erkrankungen nach Art. 46 Abs. 3 oder 
Art. 64 beginnt die Ausschlussfrist im Zeitpunkt 
der erstmaligen ärztlichen Diagnose einer in der 
Anlage zur BKV genannten Krankheit, sofern der 
oder die Berechtigte in diesem Zeitpunkt zumin-
dest für möglich halten kann, dass die Krank-
heit im Zusammenhang mit der Dienstausübung 
steht. 2Behandlungsbedürftigkeit und/oder vorü-
bergehende Dienstunfähigkeit sind nicht erfor-
derlich.

47.1.3 1Die Pensionsbehörde kann amtliche Vordrucke 
für die Unfallmeldung vorgeben. 2Zur Verkür-
zung der Bearbeitungsdauer sind von dem oder 
der Verletzten bereits mit der Unfallmeldung 
Angaben über schon vor dem Unfall bestehende 
Beschwerden und Körperschäden zu machen, so-
weit diese nicht offensichtlich für die Gewährung 
der Unfallfürsorge irrelevant sind, sowie Fest-
stellungen des (erstbehandelnden) Arztes oder 
der (erstbehandelnden) Ärztin über die Unfall-
folgen mitzuteilen. 3Aus datenschutzrechtlichen 
Gründen sind diese medizinischen Angaben in 
einem verschlossenen Kuvert zusammen mit der 
Unfallmeldung des Beamten oder der Beamtin 
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dem Dienstvorgesetzten zur Stellungnahme vor-
zulegen.

47.1.4 1Die Dienstunfalluntersuchung und alle damit 
in Zusammenhang stehenden Unterlagen wer-
den als getrennter Teilakt des Personalakts bei 
der Pensionsbehörde aufbewahrt (Art. 104 Abs. 
1 Sätze 1 und 2 BayBG). 2In begründeten Einzel-
fällen, z. B. bei Missbrauchs- oder Täuschungs-
verdacht, dürfen der personalverwaltenden Stelle 
Auskünfte aus den Dienstunfallakten erteilt oder 
die entsprechenden Unterlagen vorgelegt wer-
den. 

47.2.1 1Mit der Möglichkeit eines Körperschadens ist 
immer dann zu rechnen, wenn ärztlicherseits 
nach einem Unfall Verletzungen festgestellt 
worden sind. 2Gleiches gilt bei einer Erkrankung 
nach Art. 46 Abs. 3 mit der erstmaligen Diag-
nose einer in der Anlage zur BKV aufgeführten 
Krankheit (vgl. Nr. 47.1.2).

47.2.2 Für den Beginn der Fristen gilt Nr. 47.1.2 entspre-
chend.

47.3.1 Unfalluntersuchung 
1Der Dienstherr hat alle erforderlichen und zu-
gänglichen Beweis- und Erkenntnismittel her-
anzuziehen und auszuwerten. 2Der oder die Ver-
letzte bzw. seine oder ihre Hinterbliebenen sind 
verpflichtet, an der Aufklärung des Sachverhalts 
mitzuwirken, Beweismittel zu bezeichnen und 
auf Verlangen der Pensionsbehörde vorzulegen 
oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 3Wird die Mit-
wirkung verweigert, geht dies zu ihren Lasten. 
4Dies gilt z. B. auch dann, wenn dem Dienstherrn 
die Einholung von Auskünften bei Dritten ver-
weigert wird (vgl. Art. 10).

47.3.2 Zum Untersuchungsgrundsatz und zu den Be-
weismitteln vgl. auch die Verfahrensgrundsätze 
gemäß Teil II Abschnitt 1 BayVwVfG.

47.3.3.1 Der Personalrat ist vom Dienstvorgesetzten zur 
Unfalluntersuchung nach Art. 79 Abs. 2 BayPVG 
hinzuzuziehen. 

47.3.3.2 Das Ergebnis der Unfalluntersuchung ist auf der 
Unfallmeldung des Beamten oder der Beamtin 
zu vermerken und zusammen mit den medizi-
nischen Angaben im verschlossenen Kuvert der 
Pensionsbehörde zuzuleiten.

47.3.4 Verstirbt ein Beamter oder eine Beamtin und 
bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein Dienst-
unfall hierfür (mit-)ursächlich war, so hat der 
Dienstvorgesetzte oder die personalverwaltende 
Stelle die Unfallmeldung abzugeben.

47.3.5 Beweislast

47.3.5.1 1Anspruch auf Unfallfürsorgeleistungen besteht 
nur, wenn das Vorliegen der anspruchsbegrün-
denden Tatsachen und der Kausalzusammen-
hang der einzelnen Tatbestände zueinander von 
dem oder der Verletzten bzw. seinen oder ihren 
Hinterbliebenen mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit bewiesen werden. 2Der Be-
weis des ersten Anscheins genügt nur bei typi-
schen Geschehensabläufen. 3Liegen Anhalts-
punkte vor, die den typischen Geschehensablauf 
in Frage stellen, ist der volle Beweis zu erbrin-

gen. 4Kann der ursächliche Zusammenhang nur 
durch eine Obduktion festgestellt werden, sind 
die Hinterbliebenen unverzüglich darüber in 
Kenntnis zu setzen. 5Eine Obduktion bedarf der 
Einwilligung der Hinterbliebenen.

47.3.5.2 1Bei einer Erkrankung gemäß Art. 46 Abs. 3 
Satz 1 ist zunächst festzustellen, dass der Beamte 
oder die Beamtin nach der Art seiner dienstlichen 
Verrichtung der Gefahr der Erkrankung beson-
ders ausgesetzt war. 2Für den Kausalzusammen-
hang besteht dann eine gesetzliche Vermutung, 
die allerdings vom Dienstherrn widerlegt werden 
kann. 3Bei einer Erkrankung im Sinn des Art. 46 
Abs. 3 Satz 2 bedarf es lediglich der Feststellung, 
dass der Beamte oder die Beamtin der Gefahr der 
Erkrankung am Ort des dienstlich angeordneten 
Auslandsaufenthalts besonders ausgesetzt war.

47.3.5.3 1Soweit notwendig führt die Pensionsbehörde 
ergänzende Sachverhaltsermittlungen durch. 
2In diesem Zusammenhang entscheidet sie auch 
über die Beiziehung von ärztlichen Sachverstän-
digen wie beispielsweise Amtsärzten, beamteten 
Ärzten oder von der Pensionsbehörde allgemein 
oder im Einzelfall bezeichneten Ärzten. 3Verglei-
che hierzu Art. 45 Abs. 3 sowie Nr. 45.3. 

47.3.5.4 1Lassen sich die Voraussetzungen für das Vorlie-
gen eines Dienstunfalls trotz zumutbarer Aus-
schöpfung aller Mittel nicht beweisen, geht dies 
zu Lasten des oder der Verletzten bzw. seiner 
oder ihrer Hinterbliebenen. 2Eine Umkehr der 
Beweislast auf den Dienstherrn ist ausgeschlos-
sen. 3Dies gilt auch dann, wenn der Beamte oder 
die Beamtin unverschuldet die erforderlichen Be-
weismittel nicht benennen kann oder wenn nach 
dem Stand der medizinischen Wissenschaft die 
Entstehung bestimmter Krankheiten noch nicht 
geklärt ist.

47.3.6.1 1Die Pensionsbehörde entscheidet durch Verwal-
tungsakt über die Gewährung von Unfallfürs-
orgeleistungen (Art. 35 BayVwVfG). 2Die Ent-
scheidung ist zu begründen und dem oder der 
Verletzten oder den Hinterbliebenen bekannt-
zugeben (Art. 41, 43 Abs. 1 BayVwVfG). 3Wird 
durch die Entscheidung ein Anspruch berührt, 
der in den Nachlass des Beamten oder der Beam-
tin fällt, so ist die Entscheidung außer den Hin-
terbliebenen auch den Erben bekanntzugeben.

47.3.6.2 1Die Pensionsbehörde informiert den Dienst-
vorgesetzten bezüglich der Anerkennung oder 
Ablehnung des Schadensereignisses als Dienst-
unfall über die getroffene Entscheidung. 2Bei Be-
amten und Beamtinnen mit Anspruch auf eine 
Zulage für besondere Erschwernisse nach Art. 55 
BayBesG in Verbindung mit Teil 2 BayZulV teilt 
die Pensionsbehörde im Zusammenhang mit der 
Dienstunfallanerkennung der personalverwal-
tenden Stelle mit, ob ein Dienstunfall im Sinn 
von Art. 54 vorliegt.

47.3.7 Regressverfahren
1Zur Geltendmachung etwaiger Schadenser-
satzansprüche unterrichtet die Pensionsbehörde 
die zuständige allgemeine Vertretungsbehörde 
in dem für deren Aufgabenerfüllung erforder-
lichen Umfang, wenn die Möglichkeit besteht, 
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dass ein gesetzlicher Schadensersatzanspruch 
des Beamten oder der Beamtin oder seiner oder 
ihrer Hinterbliebenen nach Art. 14 BayBG auf 
den Dienstherrn übergegangen ist. 2Diese Mel-
dung hat stets zu erfolgen, wenn der Dienstherr 
infolge der Körperverletzung oder Tötung des 
Beamten oder der Beamtin durch einen Dritten 
Versorgungsbezüge oder sonstige Leistungen 
gewährt. 3Beim Tode eines Beamten oder einer 
Beamtin oder eines Ruhestandsbeamten oder 
einer Ruhestandsbeamtin infolge eines Dienst-
unfalls hat die Pensionsbehörde bei der erstma-
ligen Festsetzung der Versorgungsbezüge stets 
aufzuklären, ob der Tod unter Umständen einge-
treten ist, die möglicherweise einen Dritten zum 
Schadenersatz verpflichten. 

47.3.8 1Die durch die Untersuchung des Unfalles und 
Feststellung der Unfallfolgen entstehenden Kos-
ten trägt die Verwaltung. 2Dem oder der Verletz-
ten sind notwendige Auslagen zu erstatten, die 
durch die Feststellung des Unfalles und der Un-
fallfolgen entstanden sind.

48. Nichtgewährung von Unfallfürsorge

48.0 1Art. 48 schließt die Unfallfürsorge in den Fällen 
aus, in denen die Gewährung von Leistungen der 
Unfallfürsorge dem Zweck dieses Rechtsinstituts 
zuwiderliefe. 2Der Ausschluss der Hinterbliebe-
nenversorgung ist in Art. 58 geregelt.

48.1.1 1Das Herbeiführen eines Unfallereignisses ist 
pflichtwidrig, wenn der Beamte oder die Beamtin 
entgegen dienstlichen Weisungen handelt oder 
das Handeln der dienstlichen Tätigkeit zuwider-
läuft. 2Nicht als pflichtwidrig einzustufen ist ein 
Ereignis, das der Beamte oder die Beamtin aus 
dienstlichen Gründen oder um ein schlimmeres 
Ereignis zu verhüten herbeigeführt hat.

Beispiel:

Polizist rammt absichtlich das Auto eines flüch-
tenden Straftäters. Die Verfolgung des Täters und 
auch das Rammen des Fahrzeugs erfolgen aus 
dienstlichem Grund.

48.1.2 Ein Unfallereignis ist vorsätzlich herbeigeführt, 
wenn der Beamte oder die Beamtin zumindest 
billigend in Kauf genommen hat, sich selbst zu 
verletzen, unabhängig davon, ob der Körperscha-
den in dem eingetretenen Umfang beabsichtigt 
wurde oder ob die Möglichkeit eines solchen 
Körperschadens bewusst war.

48.2.1 1Befolgt der oder die Verletzte pflichtwidrig 
eine Anordnung nicht, sich einer Heilbehand-
lungsmaßnahme zu unterziehen, sollen die da-
durch verursachten negativen Folgen auf die 
Dienst- oder Erwerbsfähigkeit nicht zu Lasten 
des Dienstherrn gehen. 2Die Pensionsbehörde ist 
deshalb berechtigt, die Leistungen der Unfallfür-
sorge zu kürzen oder zu begrenzen, soweit ein 
Zusammenhang besteht. 3Die Beweislast, dass 
die Nichtbefolgung der Anordnung keine oder 
andere Auswirkungen hatte, trägt der oder die 
Verletzte. 4Er oder sie ist auf die möglichen Aus-
wirkungen einer Nichtbefolgung in geeigneter 
Form schriftlich hinzuweisen.

48.2.2 Eine Anordnung im Sinn des Satzes 1 kann von 
der Pensionsbehörde, Amtsärzten oder behan-
delnden Ärzten ausgesprochen werden. 

48.2.3 Eine die Heilbehandlung betreffende Anordnung 
liegt auch vor, wenn der Dienstvorgesetzte den 
Verletzten oder die Verletzte auffordert, seiner 
oder ihrer Verpflichtung nachzukommen, sich 
einer ärztlichen Untersuchung, Behandlung oder 
stationären Krankenhausbehandlung (Art. 50 
Abs. 2 Satz 1) zu unterziehen.

48.2.4 1Ein gesetzlicher Grund für die Nichtbefolgung 
einer die Heilbehandlung betreffenden Anord-
nung ist u. a. gegeben, wenn die ärztliche Be-
handlung mit einer erheblichen Gefahr für Leben 
oder Gesundheit des oder der Verletzten verbun-
den ist oder eine Operation einen erheblichen 
Eingriff in die körperliche Unversehrtheit be-
deutet (vgl. Art. 50 Abs. 2 Satz 2). 2Ein sonstiger 
wichtiger Grund liegt vor, wenn die Heilbehand-
lung erhebliche Schmerzen verursacht und eine 
wesentliche Besserung der Erwerbsfähigkeit des 
oder der Verletzten nicht erwarten lässt.

49. Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche

49.0 1Die Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche 
entspricht ihrem abschließenden Charakter. 
2Nach dem Prinzip der „Haftungsbeschränkung 
durch Versorgung“ sind für den Beamten oder 
die Beamtin weitergehende Ansprüche gegen 
öffentlich-rechtliche Dienstherren grundsätz-
lich ausgeschlossen. 3Dem steht der Vorteil ge-
genüber, dass er oder sie sich an einen liquiden 
Ersatzpflichtigen wenden kann, der von Amts 
wegen und grundsätzlich verschuldensunab-
hängig zur Leistung verpflichtet ist. 4Damit dient 
die Anspruchsbegrenzung auch dazu, Störungen 
des Verhältnisses zwischen dem Beamten oder 
der Beamtin und dem Dienstherrn abzuwenden 
und – durch Einbeziehung anderer Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes – den Betriebsfrieden 
in der Dienststelle zu sichern.

49.1.1 1Unfallfürsorgeleistungen werden durch Ansprü-
che nicht berührt, die dem Beamten oder der Be-
amtin aus der gesetzlichen Kranken- oder Unfall-
versicherung sowie aus einem privatrechtlichen 
Versicherungsvertrag zustehen, soweit es sich 
nicht um Sachleistungen oder Sachleistungssur-
rogate der gesetzlichen Krankenversicherung 
handelt. 2In letzterem Fall entstehen insoweit 
keine erstattungspflichtigen Heilverfahrenskos-
ten.

49.1.2 1Ein Anspruch des oder der Verletzten oder sei-
ner Hinterbliebenen gegen den Schädiger oder 
die Schädigerin steht dem Anspruch auf Unfall-
fürsorge nicht entgegen. 2Der Schadenersatzan-
spruch geht insoweit auf den Dienstherrn über 
(Art. 14 BayBG).

49.1.3 1Dienstunfall kann auch ein während der Ab-
ordnung zu einem anderen Dienstherrn oder 
im Rahmen einer Zuweisung gemäß § 123a 
Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG) oder § 20 
BeamtStG erlittener Unfall sein. 2Soweit kei-
ne abweichende Vereinbarung zwischen dem 
Dienstherrn und der aufnehmenden Stelle ge-
troffen wurde, sind die Ansprüche auf Unfall-
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fürsorge beim eigenen Dienstherrn geltend zu 
machen.

49.1.4 Zur Unfallfürsorge für beurlaubte Beamte und 
Beamtinnen vgl. Nrn. 46.5.1 bis 46.5.3.

49.1.5 Bei einem Dienstherrenwechsel im Sinn des 
Abs. 1 ist auch eine vom früheren Dienstherren 
getroffene Entscheidung nach Art. 46 Abs. 5 für 
den neuen Dienstherrn bindend.

49.1.6 1Ist der Dienstherrenwechsel weder durch Ver-
setzung noch durch Übertritt oder Übernahme 
kraft Gesetzes bei der Umbildung von Körper-
schaften erfolgt, richten sich die Ansprüche auf 
Unfallfürsorge (weiterhin) gegen den früheren 
Dienstherrn. 2Dies betrifft insbesondere den Fall 
der Entlassung mit anschließender Neuernen-
nung.

49.1.7 1Art. 49 Abs. 1 verpflichtet nur Dienstherren in-
nerhalb des Geltungsbereichs des BayBeamtVG. 
2Erfasst ist auch die Versetzung eines Beamten 
oder einer Beamtin von einem Dienstherrn au-
ßerhalb Bayerns zu einem Dienstherrn innerhalb 
des Geltungsbereichs des BayBeamtVG. 3Wird 
ein bayerischer Beamter oder eine bayerische Be-
amtin zu einem Dienstherrn außerhalb Bayerns 
versetzt, ergibt sich der Anspruch gegen den neu-
en Dienstherrn aus den jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen des aufnehmenden Dienstherrn (vgl. 
Beschluss des Bund-Länder-Arbeitskreises für 
Versorgungsfragen vom 22. April 2010).

49.1.8 Als Körperschaften gelten alle juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts mit Dienstherren-
fähigkeit im Bundesgebiet.

49.2 1Weitergehende Ansprüche sind auf Gesetz 
beruhende Ansprüche, die der Höhe oder dem 
Grunde nach über die im BayBeamtVG geregel-
ten Ansprüche hinausgehen. 2Sie können auf 
Vermögensschäden (z. B. Unterschied zwischen 
Dienst- und Versorgungsbezügen) oder immate-
riellen Schäden (z. B. Schmerzensgeld) beruhen 
und sind vom Geschädigten im ordentlichen 
Rechtsweg zu verfolgen. 3Zur Rechtmäßigkeit 
des Ausschlusses von Schadenersatzansprüchen 
in bestimmten Fällen vgl. BVerfG, Beschluss vom 
8. Januar 1992 – 2 BvL 9/88 – BVerfGE 85, 176.

49.3 1Andere Personen sind natürliche oder juristi-
sche Personen, die weder Dienstherren noch 
in deren Dienst stehende Beschäftigte im Sinn 
des Abs. 2 Satz 1 sind. 2Der gesetzliche Forde-
rungsübergang auf den Dienstherrn bleibt zu 
beachten. 3Der Beamte oder die Beamtin oder 
versorgungsberechtigte Hinterbliebene können 
nur solche Ansprüche geltend machen, die nicht 
bereits auf den Dienstherrn übergegangen sind 
(Art. 14 BayBG). 4Geltend gemacht werden kön-
nen beispielsweise Schmerzensgeld, Anwalts- 
und Gerichtskosten oder der Unterschiedsbetrag 
zwischen Ruhegehalt und (Dienst-)Bezügen.

50. Heilverfahren

50.0 1Art. 50 regelt die Grundlagen des Heilverfah-
rens. 2Ansprüche auf Erstattung der Kosten des 
Heilverfahrens können weder gepfändet noch 
abgetreten noch verpfändet werden (Art. 6 Abs. 3 
Satz 1).

50.1.1 Anspruch auf Durchführung des Heilverfahrens 
haben Beamte und Beamtinnen, frühere Beamte 
und Beamtinnen (Art. 55 Abs. 1) und Ehrenbe-
amte und Ehrenbeamtinnen (Art. 63 Satz 1), die 
durch einen Dienstunfall verletzt wurden, sowie 
Kinder von Beamtinnen, die durch einen Dienst-
unfall während der Schwangerschaft unmittelbar 
geschädigt wurden (Art. 45 Abs. 1 Sätze 2 und 3, 
Abs. 2 Satz 2).

50.1.2 1Für die Erstattung von Heilbehandlungskosten 
ist der Arzt darauf hinzuweisen, dass die Kos-
tenrechnungen sich nur auf die Behandlung von 
Dienstunfallfolgen beziehen und dienstunfallun-
abhängige Leistungen nicht enthalten sein dür-
fen. 2Die Rechnung muss die ärztliche Diagnose 
sowie Leistungsnummern und Steigerungsfak-
toren der Gebührenordnung für Ärzte, nach der 
liquidiert wurde, enthalten.

50.1.3 1Zur Feststellung, mit welchem Ergebnis und 
zu welchem Zeitpunkt das dienstunfallbedingte 
Heilverfahren als abgeschlossen angesehen wer-
den kann, ist der oder die Verletzte zu hören. 2Es 
liegt im Ermessen der Pensionsbehörde, hierzu 
eine amts-/polizeiärztliche Stellungnahme oder 
ein Fachgutachten einzuholen (= sog. Schluss-
gutachten).

50.2 1Eine Gefahr für Leben oder Gesundheit und ein 
Eingriff in die körperliche Unversehrtheit sind 
erheblich, wenn sie zu dem angestrebten Heiler-
folg außer Verhältnis stehen. 2Befolgen Verletzte 
die Anordnung, sich einer Maßnahme des Heil-
verfahrens zu unterziehen, nicht, obwohl keine 
Rechtfertigungsgründe gemäß Abs. 2 Satz 2 vor-
liegen, kann die Pensionsbehörde die Unfallfür-
sorge gemäß Art. 48 Abs. 2 versagen.

51. Pflegekosten

51.0 1Art. 51 enthält eine besondere gesetzliche 
Grundlage für die als Bestandteile des Heilver-
fahrens gewährten Pflegeleistungen (Art. 50 
Abs. 1 Nr. 3). 2Abs. 1 regelt die Kostenerstattung 
für ärztlich verordnete vorübergehende häusliche 
Krankenpflege, die beispielsweise bei schweren 
Verletzungen in den ersten Wochen nach dem 
Unfall oder nach einer Operation erforderlich 
sein kann, Abs. 2 regelt die Kostenerstattung 
für eine notwendige Pflege, solange Verletzte 
infolge des Dienstunfalls für eine Reihe von ge-
wöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen zur Sicherung seiner persönli-
chen Existenz im Ablauf des täglichen Lebens 
in erheblichem Umfang fremder Hilfe bedürfen. 
3Ansprüche auf Erstattung der Pflegekosten 
können weder gepfändet noch abgetreten noch 
verpfändet werden (Art. 6 Abs. 3 Satz 1). 4Am 
1. Januar 2011 vorhandene Bezieher und Bezie-
herinnen eines Hilflosigkeitszuschlages nach 
früherem Recht erhalten diesen weiter (Art. 100 
Abs. 4 Satz 6).

51.1 Die notwendigen Aufwendungen für eine ärztlich 
verordnete vorübergehende häusliche Kranken-
pflege (Grund- und Behandlungspflege) werden 
gemäß § 4 Bayerische Heilverfahrensverordnung 
(BayHeilvfV) in Verbindung mit § 24 Bayerische 
Beihilfeverordnung (BayBhV) erstattet.
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51.2 Die Kosten für eine notwendige Pflege werden 
gemäß § 5 BayHeilvfV erstattet.

52. Unfallausgleich

52.0 1Ist der oder die Verletzte infolge des Dienstun-
falls in der Erwerbsfähigkeit länger als sechs 
Monate um mindestens 25 v. H. beschränkt, wird 
Unfallausgleich in Höhe der Grundrente nach 
§ 31 Abs. 1 bis 4 des BVG gewährt. 2Der Unfal-
lausgleich dient der pauschalierten Abgeltung 
unfallbedingter Mehraufwendungen und dem 
Ausgleich sonstiger, durch den Körperschaden 
verursachter immaterieller Einbußen und Un-
annehmlichkeiten bei schweren Körperschäden 
und wird daher auch neben der Besoldung, wäh-
rend einer Beurlaubung ohne Besoldung oder 
einer Krankenhausbehandlung oder in Fällen, 
in denen das Ruhegehalt ruht, gewährt. 3Der 
Unfallausgleich wird nicht neben einem Unter-
haltsbeitrag gewährt. 4Ansprüche auf Zahlung 
von Unfallausgleich können weder gepfändet 
noch abgetreten noch verpfändet werden (Art. 6 
Abs. 3 Satz 1). 5Der Unfallausgleich zählt zu den 
steuerfreien Bezügen nach § 3 Nr. 6 EStG. 6Der 
Anspruch auf Zahlung von Unfallausgleich ist 
höchstpersönlich und kann nicht vererbt wer-
den.  

52.1.1 Der Unfallausgleich ist bereits vom Unfalltag an 
zu zahlen, sofern die übrigen Voraussetzungen 
erfüllt sind.

52.1.2 Beträgt die MdE mindestens 50 v. H., ist der Un-
fallausgleich ab dem Ersten des Monats, in dem 
der Beamte oder die Beamtin das 65. Lebensjahr 
vollendet, gemäß § 31 Abs. 1 Satz 3 BVG zu erhö-
hen. 

52.1.3 1Unfallausgleich wird unabhängig davon ge-
währt, ob wegen derselben Ursache Anspruch 
auf Versorgung nach dem BVG besteht. 2Der An-
spruch auf Grundrente nach § 31 BVG ruht in 
Höhe des Unfallausgleichs (vgl. § 65 Abs. 2 BVG). 
3Zahlungsbeginn und Höhe des Unfallausgleichs 
sowie alle Änderungen sind in diesem Fall dem 
zuständigen Versorgungsamt unverzüglich mit-
zuteilen.

52.1.4 Bei den vor dem 1. Januar 1992 eingetretenen 
Dienstunfällen ist die Übergangsvorschrift des 
Art. 100 Abs. 4 Satz 3 zu beachten.

52.2 Feststellung der Minderung der Erwerbsfähig-
keit (MdE)

52.2.1 1Nach Abschluss des Heilverfahrens gemäß 
Art. 50 ist festzustellen, ob erwerbsmindernde 
Folgen zurückgeblieben sind. 2Ergeben sich für 
den Dienstherrn während oder nach Abschluss 
des Heilverfahrens Anhaltspunkte dafür, dass 
erwerbsmindernde Unfallfolgen nicht nur vo-
rübergehend zurückgeblieben sind oder zu-
rückbleiben können, ist zur Feststellung eines 
Anspruchs auf Unfallausgleich ein Gutachten 
gemäß Art. 45 Abs. 3 einzuholen.

52.2.2 Für die Beurteilung der MdE ist die Verord-
nung zur Durchführung des § 1 Abs. 1 und 3, 
des § 30 Abs. 1 und des § 35 Abs. 1 des Bundes-
versorgungsgesetzes (Versorgungsmedizin-Ver-
ordnung – VersMedV) vom 10. Dezember 2008 

(BGBl I 2008, 2412) in der jeweils geltenden Fas-
sung zugrunde zu legen, soweit nichts Abwei-
chendes bestimmt ist.

52.2.3 1Der Grad der MdE ist von der Pensionsbehörde 
festzustellen. 2Entscheidungen anderer Stellen, 
beispielsweise über das Vorliegen einer Schwer-
behinderung im Sinn des SGB IX und Feststel-
lung des daraus resultierenden Grades der Be-
hinderung, sind nicht bindend.

52.2.4 1Treten nachträglich Tatsachen ein, auf Grund 
derer die Behörde berechtigt wäre, den Ver-
waltungsakt nicht zu erlassen, so ist der Un-
fallausgleich gemäß Art. 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
 BayVwVfG neu festzustellen. 2Der geänderte 
Betrag ist von dem im ärztlichen Gutachten ge-
nannten Zeitpunkt an zu gewähren. 3Enthält 
das Gutachten keinen Änderungszeitpunkt, so 
ist der höhere Betrag vom Ersten des Monats 
an zu gewähren, in dem die ärztliche Untersu-
chung eingeleitet worden ist. 4Eine Minderung 
oder Wegfall des Unfallausgleichs tritt mit Ab-
lauf des Monats ein, in dem der Änderungs-
bescheid zugestellt wird. 5Zur Feststellung 
von Änderungen der MdE ist eine Nachunter-
suchung durchzuführen; sie kann auch dann 
angeordnet werden, wenn der Gutachter diese 
für entbehrlich hält. 6Die Nachuntersuchung ist 
in der Regel vor Ablauf von zwei Jahren nach 
Zustellung des Bescheides bei einem oder einer 
von der Pensionsbehörde bestimmten Arzt oder 
Ärztin durchführen zu lassen. 7Die Pensionsbe-
hörde kann darüber hinaus zu jedem Zeitpunkt 
eine Nachuntersuchung veranlassen, wenn er-
hebliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
nachträglich Tatsachen eingetreten sind. 8Eine 
Nachuntersuchung soll unterbleiben, wenn die 
Dienstunfallfolgen einen Dauerzustand erreicht 
haben.

52.2.4.1 1Nachträglich eingetretene Tatsachen liegen 
insbesondere vor, wenn sich der Unfallfolgezu-
stand verschlechtert oder verbessert hat und die 
dadurch bedingte Erhöhung oder Verminde-
rung der MdE mindestens 10 v. H. beträgt oder 
dazu führt, dass die MdE 25 v. H. erreicht oder 
unter diesen Vomhundertsatz sinkt und diese 
Änderung länger als sechs Monate Bestand hat. 
2Eine Änderung des allgemeinen Gesundheits-
zustandes, die mit dem Dienstunfall in keinem 
Zusammenhang steht, z. B. eine altersbedingte 
Änderung, bleibt außer Betracht.

52.2.4.2 1Auch die Anpassung und Gewöhnung an den 
Unfallfolgezustand kann eine nachträglich ein-
getretene Tatsache sein, z. B. bei unfallbeding-
tem Verlust der Gebrauchshand und dadurch 
bedingter Umstellung auf die andere Hand. 
2Anpassung und Gewöhnung sind im Einzelfall 
nachzuweisen und können nicht allein durch 
Zeitablauf unterstellt werden.

52.2.4.3 1Hat sich nur die medizinische Einschätzung der 
MdE eines ansonsten gleichbleibenden Sachver-
haltes geändert, stellt dies keine nachträglich 
eingetretene Tatsache dar. 2Hier ist gegebenen-
falls zu prüfen, ob eine Rücknahme des Verwal-
tungsaktes nach Art. 48 BayVwVfG zu erfolgen 
hat.
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52.2.4.4 1Der oder die Verletzte ist darauf hinzuweisen, 
dass er oder sie jede Änderung der maßgeblichen 
Verhältnisse der für die Neufestsetzung des Un-
fallausgleichs zuständigen Stelle mitzuteilen hat. 
2Hierzu gehören auch Änderungen einer dienst-
unfallunabhängigen MdE.

52.2.4.5 Für Dienstunfälle vor dem 1. Januar 1992 liegt 
eine nachträglich eingetretene Tatsache auch 
vor, wenn die für die Feststellung maßgeblich 
gewesene unfallunabhängige MdE sich verän-
dert.

52.3 Erstattung von Pflegekosten

52.3.1 Werden neben dem Unfallausgleich Pflegekosten 
nach Art. 51 Abs. 2 erstattet, ist nur der hälftige 
Unfallausgleich zu gewähren.

52.3.2 1Werden die Pflegekosten nicht für den vollen 
Monat gewährt, so ist der Teil des Unfallaus-
gleichs, der auf die Tage ohne Pflegekosten 
entfällt, in voller Höhe zu gewähren, der übrige 
Teil ist um die Hälfte zu mindern. 2Die Kürzung 
erfolgt auch beim Ruhen der Pflegekosten nach 
§ 5 Abs. 6 Satz 3 BayHeilvfV.

52.3.3 Für die am 31. Dezember 2010 vorhandenen 
Unfallfürsorgeberechtigten ist Art. 100 Abs. 4 
Satz 2, für die am 31. Dezember 1991 vorhan-
denen Unfallfürsorgeberechtigten, denen auf 
Grund eines bis zu diesem Zeitpunkt erlittenen 
Dienstunfalls Unfallausgleich gewährt wird, ist 
Art. 100 Abs. 4 Satz 3 zu beachten.

53. Unfallruhegehalt

53.0 1Beamte oder Beamtinnen, die wegen dauernder 
Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalls in 
den Ruhestand versetzt werden, erhalten Unfall-
ruhegehalt nach Art. 53. 2Wegen der Überleitung 
der vorhandenen Versorgungsempfänger zum 
1. Januar 2011 vgl. Art. 100 Abs. 4 Sätze 1 und 4 
in Verbindung mit Abs. 1, wegen der besonderen 
Maßgaben für die Anpassung der Versorgungs-
bezüge Art. 107.

53.1.1 Anspruch auf Unfallruhegehalt haben Beamte 
und Beamtinnen auf Lebenszeit, auf Zeit und auf 
Probe, nicht dagegen Beamte und Beamtinnen 
auf Widerruf.

53.1.2 1Der Dienstunfall muss rechtlich wesentliche Ur-
sache für die Dienstunfähigkeit gewesen sein. 
2Soweit auch andere Umstände die Dienstunfä-
higkeit verursacht haben, gilt Nr. 46.1.6 entspre-
chend.

53.1.3 Die dienstunfallbedingte Dienstunfähigkeit 
muss rechtlich wesentliche Ursache für die Ver-
setzung in den Ruhestand gewesen sein (vgl. 
Nr. 46.1.6).

53.1.4 1Für die Ermittlung des Unfallruhegehalts ist von 
den nach den allgemeinen Vorschriften zugrunde 
zu legenden Bemessungsgrundlagen der ruhege-
haltfähigen Bezüge und der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit auszugehen. 2Dabei sind die Verhält-
nisse zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts 
maßgeblich. 3Ein Versorgungsabschlag (Art. 26 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) wird nicht vorgenommen. 4Im 
Übrigen gelten folgende Modifikationen:

53.1.5.1 Ruhegehaltfähige Bezüge
1Maßgebend ist die Besoldungsgruppe nach 
Art. 12 Abs. 1, die der Beamte oder die Beamtin 
zum Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung inne-
hat. 2Auf die Erfüllung der versorgungsrechtli-
chen Wartefrist kommt es nicht an (vgl. Art. 12 
Abs. 7 Satz 2). 3Mögliche Beförderungen werden 
nicht erfasst, ebenso wenig wird die mögliche 
spätere Gewährung einer ruhegehaltfähigen Zu-
lage berücksichtigt.

53.1.5.2 1Bemisst sich das Unfallruhegehalt nach einem 
Grundgehalt, das in Stufen bemessen wird, ist 
abweichend von Art. 12 Abs. 1 die Stufe zugrun-
de zu legen, die der Beamte oder die Beamtin 
bei anforderungsgerechten Leistungen bis zum 
Erreichen der für ihn oder sie geltenden gesetz-
lichen Regelaltersgrenze hätte erreichen können. 
2Dies gilt auch bei Anwendung des Art. 12 Abs. 5, 
nicht aber bei der Bestimmung der ruhegehalt-
fähigen Bezüge für die Vergleichsberechnung 
nach Art. 12 Abs. 8. 3Die Stufe wird nach Art. 30 
Abs. 2 BayBesG festgesetzt. 4Das Erfüllen der mit 
dem Amt verbundenen Mindestanforderungen 
nach Art. 30 Abs. 3 Satz 1 BayBesG ist zu unter-
stellen.

53.1.6 Bei Beamten oder Beamtinnen auf Zeit, die ein 
aufsteigendes Grundgehalt bezogen haben, ist 
den ruhegehaltfähigen Bezügen die Stufe zu-
grunde zu legen, in die der Beamte oder die 
Beamtin bis zum Erreichen der für ihn oder sie 
maßgebenden Altersgrenze hätte aufsteigen kön-
nen.

53.2 Ruhegehaltfähige Dienstzeit
1Die ruhegehaltfähige Dienstzeit wird nach 
Art. 14 ff. ermittelt und um die hälftige Zurech-
nungszeit im Sinn des Art. 23 Abs. 1 erhöht. 2Eine 
etwaige Zurechnungszeit gemäß Art. 23 Abs. 2 
wird voll berücksichtigt, wenn dies günstiger ist 
(Art. 23 Abs. 3).

53.3.1 1Der daraus ermittelte Ruhegehaltssatz wird pau-
schal um 20 Punkte erhöht. 2Sofern das Beamten-
verhältnis, aus dem der Beamte oder die Beamtin 
in den Ruhestand tritt, bereits am 31. Dezember 
1991 bestanden hat, wird der Ruhegehaltssatz 
nach Art. 103 Abs. 5 bis 9 ermittelt. 3Beträgt der 
Ruhegehaltssatz nach dieser Erhöhung weniger 
als 63,78 v. H., so ist dieser Mindestvomhundert-
satz zugrunde zu legen.

53.3.2 1Bei einer vorübergehenden Erhöhung des Ruhe-
gehaltssatzes nach Art. 27 ist zunächst der nach 
Art. 26 Abs. 1 ermittelte Ruhegehaltssatz gemäß 
Abs. 3 Satz 1 um 20 v. H. und danach gemäß 
Art. 27 bis zur Höchstgrenze nach Art. 27 Abs. 2 
Satz 2 zu erhöhen. 2Liegt der Ruhegehaltssatz 
nach Anwendung von Art. 27 unter 63,78 v. H., 
so ist gemäß Abs. 3 Satz 2 von diesem Mindest-
vomhundertsatz auszugehen.

53.3.3 Das Mindestunfallruhegehalt nach Abs. 3 Satz 3 
ist zu berücksichtigen.

54. Erhöhtes Unfallruhegehalt

54.0 1Treten der Dienstunfall und die sich daraus 
ergebende Dienstunfähigkeit auf Grund einer 
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Situation ein, in der den Dienstherrn eine über 
die allgemeine Fürsorgepflicht hinaus gestei-
gerte Fürsorgepflicht trifft (sog. qualifizierter 
Dienstunfall), wird ein erhöhtes Unfallruhege-
halt gewährt. 2Das erhöhte Unfallruhegehalt 
ist der Berechnung der übrigen Leistungen der 
Unfallfürsorge als Unfallruhegehalt zugrunde zu 
legen, soweit nichts anderes bestimmt ist.

54.1.1 Anspruch auf erhöhtes Unfallruhegehalt haben 
nur Beamte und Beamtinnen auf Lebenszeit, auf 
Zeit und auf Probe, nicht jedoch Beamte und Be-
amtinnen auf Widerruf.

54.1.2 1Für die Beurteilung der unfallbedingten MdE 
im Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand gel-
ten die Nrn. 52.2.1 bis 52.2.4 entsprechend. 2Die 
MdE muss bei Ruhestandseintritt voraussichtlich 
dauerhaft, also mindestens sechs Monate über 
den Ruhestandseintritt hinaus, um 50 v. H. ge-
mindert sein. 3Sinkt die MdE nach Ruhestand-
seintritt unter 50 v. H., hat dies keinen Einfluss 
mehr auf die Gewährung des erhöhten Unfallru-
hegehaltes.

54.1.3 Die Ausübung einer Diensthandlung setzt die 
konkrete Erledigung der dienstlichen Pflichten 
voraus.

54.1.4 1Mit einer Diensthandlung ist für den Beamten 
oder die Beamtin eine besondere Lebensgefahr 
verbunden, wenn im konkreten Einzelfall die 
Diensthandlung nach objektiven Maßstäben ex 
ante eine signifikant erhöhte, d. h. über die ge-
legentlich vorhandene allgemeine Lebensgefahr 
hinausgehende Gefährdung des Lebens in sich 
birgt. 2Der Tod des Beamten oder der Beamtin 
lässt für sich alleine nicht den Rückschluss auf 
eine besondere Lebensgefahr der Diensthand-
lung zu, d. h. nicht jeder Tod im Dienst stellt ei-
nen qualifizierten Dienstunfall dar.

54.1.5 Es ist nicht erforderlich, dass sich der Beamte 
oder die Beamtin der besonderen Lebensgefahr 
bewusst aussetzt oder Kenntnis von der Gefähr-
lichkeit hat. 

54.1.6 1Die in der Diensthandlung liegende besondere 
Gefährdung muss rechtlich wesentliche Ursache 
für den Dienstunfall sein. 2Wenn auch andere 
Umstände den Dienstunfall mitverursacht ha-
ben, gilt Nr. 46.1.6 entsprechend.

54.1.7 Ruhegehaltfähige Bezüge
1Übernächste Besoldungsgruppe ist nicht die 
Besoldungsgruppe, die der Beamte oder die Be-
amtin bei der übernächsten laufbahnmäßigen 
Beförderung erreicht hätte, sondern die Besol-
dungsgruppe, die in der für ihn oder sie maß-
gebenden Besoldungsordnung im Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand mit dem übernächsten 
Endgrundgehalt bzw. festen Grundgehalt ausge-
stattet ist. 2Ist die erreichte Besoldungsgruppe 
die höchste Besoldungsgruppe der Besoldungs-
ordnung A, C kw, R oder W, so ist als übernächste 
Besoldungsgruppe diejenige der Besoldungsord-
nung B anzusehen, die gegenüber dem bisheri-
gen Grundgehalt einschließlich der ruhegehalt-
fähigen Zulagen, Zuschüsse und Vergütungen 
den übernächsten Grundgehaltssatz aufweist.

54.1.8 Zu den ruhegehaltfähigen Bezügen der über-
nächsten Besoldungsgruppe gehört gegebe-
nenfalls der dieser entsprechende Familienzu-
schlag. 

54.1.9 1Zu den ruhegehaltfähigen Bezügen der über-
nächsten Besoldungsgruppe treten die ruhege-
haltfähigen Zulagen aus der Besoldungsgruppe 
des zuletzt bekleideten Amtes, soweit dem Beam-
ten oder der Beamtin in der übernächsten Besol-
dungsgruppe eine entsprechende Zulage in min-
destens derselben Höhe zugestanden hätte. 2Eine 
solche Zulage ist jedoch mindestens insoweit als 
ruhegehaltfähig zu berücksichtigen, als sie dem 
Beamten oder der Beamtin in der übernächsten 
Besoldungsgruppe tatsächlich zustünde.

54.2 Rechtswidriger Angriff

54.2.1 1Ein Angriff (vgl. Nrn. 46.4.1 und 46.4.2) ge-
schieht in Ausübung des Dienstes, wenn er nicht 
nur in zeitlichem, sondern auch in unmittelbarem 
inneren Zusammenhang mit der Dienstausübung 
steht. 2Es ist ausreichend, wenn der Beamte oder 
die Beamtin in der Eigenschaft als Amtsträger 
angegriffen wird, der Angriff muss sich nicht ge-
gen den Beamten oder die Beamtin als Person 
richten. 3Sind bei einem mutmaßlichen Angriff 
mehrere Beamte oder Beamtinnen zugegen, ist 
das Vorliegen eines Angriffs für jeden Beamten 
und jede Beamtin gesondert zu prüfen.

54.2.2 Der Angriff ist rechtswidrig, wenn keine rechtlich 
anerkannten Rechtfertigungsgründe vorlagen.

55. Unterhaltsbeitrag für frühere Beamte und Be-
amtinnen sowie frühere Ruhestandsbeamte und 
Ruhestandsbeamtinnen

55.0 1Da die vom Unfallausgleich nach Art. 52 abge-
goltenen unfallbedingten Mehraufwendungen 
und sonstigen, durch den Körperschaden ver-
ursachten immateriellen Einbußen und Unan-
nehmlichkeiten bei schwereren Körperschäden 
vom Fortbestand des Beamtenverhältnisses bzw. 
des Ruhegehaltsanspruches unabhängig sind, 
enthält Art. 55 eine ergänzende Regelung für die 
Gewährung eines an den Unfallausgleich ange-
lehnten besonderen Unterhaltsbeitrags an frü-
here Beamte und Beamtinnen, deren Beamten-
verhältnis nicht durch Eintritt in den Ruhestand 
geendet hat, und frühere Ruhestandsbeamte und 
Ruhestandsbeamtinnen, die ihre Rechte als sol-
che verloren haben oder denen das Ruhegehalt 
aberkannt worden ist. 2Für die am 31. Dezember 
2010 vorhandenen Unfallfürsorgeberechtigten 
ist Art. 100 Abs. 4 Sätze 2 und 5 zu beachten. 
3Der Unterhaltsbeitrag zählt zu den steuerfreien 
Bezügen nach § 3 Nr. 6 EStG.

55.1.1 Durch die Gewährung eines Unterhaltsbeitrages 
nach Art. 55 wird die Nachversicherung weder 
ausgeschlossen noch aufgeschoben.

55.1.2 Bei der Anwendung von Ruhensvorschriften ist 
Art. 89 zu beachten.

55.1.3 1Frühere Beamte und Beamtinnen sind Beam-
te und Beamtinnen auf Lebenszeit, auf Zeit, auf 
Probe und auf Widerruf, deren Beamtenverhält-
nis nicht durch Eintritt in den Ruhestand geendet 
hat. 2War die Ernennung zum Beamten oder zur 
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Beamtin nichtig oder wurde sie zurückgenom-
men, besteht kein früheres Beamtenverhältnis 
und damit auch kein Anspruch auf Unterhalts-
beitrag; der oder die Geschädigte ist an die ge-
setzliche Unfallversicherung zu verweisen.

55.2.1 1Völlige Erwerbsunfähigkeit liegt vor, wenn der 
oder die Verletzte um 100 v. H. in der Erwerbsfä-
higkeit gemindert ist. 2Für die Beurteilung und 
Nachprüfung der unfallbedingten MdE sowie 
die dadurch bedingte Änderung des Unterhalts-
beitrages gelten die Nrn. 52.2.1 bis 52.2.4 ent-
sprechend.

55.2.2 Änderung der MdE

Der Unterhaltsbeitrag ist bei jeder Änderung der 
MdE, die gemäß Nr. 52.2.2 in Verbindung mit 
Versorgungsmedizin-Verordnung als nicht nur 
vorübergehende Gesundheitsstörung zu werten 
ist, neu festzusetzen.

55.2.2.1 Bei einer Änderung der MdE auf unter 25 v. H. 
ist die Zahlung des Unterhaltsbeitrags einzustel-
len. 

55.2.2.2 1Besteht eine MdE von wenigstens 25 v. H. erst 
nach dem Ausscheiden aus dem Beamtenver-
hältnis, so wird der Unterhaltsbeitrag ab diesem 
Zeitpunkt gewährt. 2Bestehen die Anspruchsvor-
aussetzungen für die Gewährung des Unterhalts-
beitrags bereits im Zeitpunkt der Entlassung, so 
erfolgt der Zahlungsbeginn erst mit der Ein-
stellung der Zahlung der Besoldung (z. B. Art. 4  
BayBesG).

55.2.3 Bei Erstattung von Pflegekosten nach Art. 51 
Abs. 2 ist der Unterhaltsbeitrag um die Hälfte 
des Betrages zu vermindern, der nach Art. 52 
Abs. 1 und 2 bei entsprechender MdE als Unfal-
lausgleich gewährt werden würde.

55.3 Unverschuldete Arbeitslosigkeit

55.3.1 Die Erhöhung des Unterhaltsbeitrags erfolgt nur 
auf Antrag.

55.3.2 Die unverschuldete Arbeitslosigkeit ist durch 
eine Bestätigung der Agentur für Arbeit nach-
zuweisen.

55.3.3 1Die Bewilligung des erhöhten Unterhaltsbeitra-
ges ist auf die Zeit der nachgewiesenen unver-
schuldeten Arbeitslosigkeit des oder der Verletz-
ten zu begrenzen und unter den Vorbehalt des 
Widerrufs bei Wegfall der Voraussetzungen zu 
stellen. 2Der oder die Verletzte ist verpflichtet, 
jede Änderung der Verhältnisse, die zu einem 
Wegfall der Erhöhung des Unterhaltsbeitrages 
führen kann, unverzüglich anzuzeigen. 3Für den 
Beginn der Zahlung des erhöhten Unterhaltsbei-
trags wegen unverschuldeter Arbeitslosigkeit gilt 
die Regelung der Nr. 9.3.

55.4 1Bei einem Beamten oder einer Beamtin auf Wi-
derruf, der oder die nicht wegen der Folge eines 
Dienstunfalls ausgeschieden ist, ist bei der für 
ihn oder sie maßgeblichen Besoldungsgruppe 
die Grundgehaltsstufe anzusetzen, die er oder 
sie im fiktiven Zeitpunkt der Ernennung zum 
Beamten oder zur Beamtin auf Probe erreicht 
hätte. 2Ist ein früherer Beamter oder eine frühere 
Beamtin auf Widerruf wegen Dienstunfähigkeit 

infolge eines Dienstunfalls entlassen worden, so 
ist die Stufe maßgebend, in die er oder sie bei 
anforderungsgerechten Leistungen bis zum Er-
reichen der Altersgrenze in der für ihn oder sie 
maßgeblichen Besoldungsgruppe aufgestiegen 
wäre (vgl. Nr. 53.1.5.2).

55.5 1Bei einer Entlassung wegen Dienstunfähigkeit 
infolge eines Dienstunfalls darf der Unterhalts-
beitrag bei völliger Erwerbsunfähigkeit nach 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht hinter dem Mindestun-
fallruhegehalt (Art. 53 Abs. 3 Satz 3) zurückblei-
ben. 2Der Unterhaltsbeitrag bei teilweiser MdE 
nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird auf Grundlage 
des Mindestunfallruhegehalts berechnet, wenn 
dieses den Unterhaltsbeitrag nach Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 übersteigt. 3Bei Entlassung wegen Dienst-
unfähigkeit infolge eines Dienstunfalls der in 
Art. 54 bezeichneten Art gelten Abs. 5 Sätze 1 
und 2 entsprechend; anstatt des Mindestunfall-
ruhegehalts ist das erhöhte Unfallruhegehalt, das 
sich nach Art. 54 ergäbe, zugrunde zu legen. 

56. Unterhaltsbeitrag bei Schädigung eines unge-
borenen Kindes

56.0 Art. 56 gewährt in Anlehnung an die Regelung 
in § 56 SGB VII einen Unterhaltsbeitrag für das 
durch einen Dienstunfall seiner Mutter geschä-
digte ungeborene Kind.

56.1.1 Der Unterhaltsbeitrag ist vom Tage der Geburt 
an zu zahlen. 

56.1.2 1Bei dem Unterhaltsbeitrag handelt es sich um 
einen eigenen Anspruch des Kindes. 2Auf eine 
Unfallversorgung der Mutter oder die Erfüllung 
der Voraussetzungen des Art. 11 Abs. 1 durch die 
Mutter kommt es nicht an.

56.1.3 Der Unterhaltsbeitrag unterliegt nicht der anteils-
mäßigen Kürzung nach Art. 61.

56.2 Nrn. 52.2.1 bis 52.2.4 gelten entsprechend.

56.3 1Der Anspruch auf den vollen Unterhaltsbeitrag 
nach Abs. 1 wird erst nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres erreicht. 2Ein höherer Unterhalts-
beitrag wird ab dem Ersten des Monats gewährt, 
in dem das jeweilige Lebensjahr vollendet wird.

57. Unfallsterbegeld

57.0 1Das Unfallsterbegeld dient der pauschalen Er-
stattung der Kosten für Bestattung und Über-
führung. 2Der Anspruch besteht auch, wenn der 
Erbe einen Ersatzanspruch gegen Dritte hat (z. B. 
§ 844 BGB). 3Ein Ersatzanspruch der Erben ge-
gen einen Schädiger auf Erstattung der Kosten 
für Bestattung und Überführung geht auf den 
Dienstherrn über, soweit Unfallsterbegeld geleis-
tet wird (Art. 14 BayBG). 4Die in Art. 33 und den 
dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften ge-
troffenen Regelungen gelten für Art. 57 entspre-
chend, soweit keine abweichenden Bestimmun-
gen getroffen sind. 5Das Unfallsterbegeld zählt 
zu den steuerfreien Bezügen nach § 3 Nr. 6 EStG. 
6Ansprüche auf das Unfallsterbegeld können we-
der gepfändet noch abgetreten noch verpfändet 
werden (Art. 6 Abs. 3 Satz 1).

57.1.1 1Voraussetzung für den Anspruch auf Unfalls-
terbegeld ist, dass der oder die Verletzte an den 
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Folgen des Dienstunfalls verstorben ist. 2Der 
Dienstunfall muss rechtlich wesentliche Ursache 
des Todes sein. 3Soweit auch andere Umstände 
den Tod verursacht haben, gilt Nr. 46.1.4 entspre-
chend. 4Es kommt nicht darauf an, ob der oder 
die Verletzte zum Todeszeitpunkt noch im Be-
amtenverhältnis stand oder bereits im Ruhestand 
war. 5Der ursächliche Zusammenhang des To-
des mit dem Unfall ist in jedem Falle zu prüfen, 
unabhängig davon, ob der Tod sofort oder erst 
später eingetreten ist. 6Wegen der Beweislast vgl. 
Nrn. 47.3.1 sowie 47.3.5.1 und 47.3.5.3.

57.1.2 1Sterbegeld wird den Anspruchsberechtigten 
nach Art. 33 Abs. 1 Satz 2 gewährt. 2Sind solche 
nicht vorhanden, kann sonstigen Personen, die 
die Kosten der letzten Krankheit oder der Bestat-
tung getragen haben, in entsprechender Anwen-
dung von Art. 33 Abs. 3 Unfallkostensterbegeld 
bis zur Höhe ihrer Aufwendungen, höchstens je-
doch in Höhe des Unfallsterbegeldes nach Satz 2 
gewährt werden.

57.1.3 Berechnung des Sterbegeldes

57.1.3.1 1Beim Tod eines Beamten oder einer Beamtin 
sind der Berechnung die laufenden monatlichen 
Bezüge des oder der Verstorbenen im Sterbe-
monat gemäß Art. 33 Abs. 2 zugrunde zu legen. 
2Nr. 33.2.1 gilt entsprechend.

57.1.3.2 Beim Tod eines Ruhestandsbeamten oder einer 
Ruhestandsbeamtin gilt für die Ermittlung der 
laufenden monatlichen Bezüge Nr. 33.2.2 ent-
sprechend. 

57.2 Anrechnung von Sterbegeld nach Art. 33
1Auf das Unfallsterbegeld ist Sterbegeld nach 
Art. 33 Abs. 1 zu 50 v. H. und Sterbegeld nach 
Art. 33 Abs. 3 in voller Höhe anzurechnen. 2Wird 
beim Tod eines Beamten oder einer Beamtin zu-
sätzlich Sterbegeld aus anderen Beschäftigungs-
verhältnissen gewährt, ist bei der Anrechnung 
des Sterbegeldes nach Art. 33 Abs. 1 oder Abs. 3 
das Sterbegeld vor der Anrechnung von etwaigen 
Sterbegeldern aus anderen Beschäftigungsver-
hältnissen anzusetzen. 3Sterbegelder aus den 
anderen Beschäftigungsverhältnissen sind auf 
das Sterbegeld nach Art. 57 nicht mehr anzu-
rechnen, da sie bereits auf das Sterbegeld nach 
Art. 33 angerechnet wurden.

Beispiel:

Ein Ruhestandsbeamter verstirbt an den Folgen 
eines Dienstunfalls; sein Ruhegehalt im Sterbe-
monat beträgt 3.000 €. Daneben wird nach dem 
Ruhestandsbeamten ein Sterbegeld aus einem 
Beschäftigungsverhältnis in Höhe von 1.500 € 
gezahlt.

Sterbegeld nach Art. 33: 2 × 3.000 € = 6.000 €  
(Art. 33 Abs. 2 Satz 1)

Das Sterbegeld aus dem Beschäftigungsverhältnis 
ist anzurechnen (Art. 33 Abs. 2 Satz 3):

   6.000 € - 1.500 € = 4.500 €

Sterbegeld nach Art. 57: 3 × 3.000 € = 9.000 €  
(Art. 57 Abs. 1 Satz 2)

Das Sterbegeld nach Art. 33 ist ungekürzt (vor der 
Anrechnung des Sterbegeldes aus der Beschäfti-
gung) zur Hälfte anzurechnen:

   9.000 € - 3.000 € = 6.000 €

Das Sterbegeld aus der Beschäftigung ist auf das 
Sterbegeld nach Art. 57 nicht mehr anzurechnen, 
da es bereits auf das Sterbegeld nach Art. 33 an-
gerechnet wurde. 

58. Unfallhinterbliebenenversorgung

58.0 Ist ein Beamter, eine Beamtin oder ein Ruhe-
standsbeamter oder eine Ruhestandsbeamtin mit 
Anspruch auf Unfallruhegehalt verstorben, er-
streckt sich die Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
auch auf die Hinterbliebenen.

58.1 Anspruch auf Unfall-Hinterbliebenenversorgung 
haben die Hinterbliebenen eines Versorgungsur-
hebers (Art. 34), der infolge des Dienstunfalls in 
den Ruhestand versetzt wurde oder verstorben 
ist.

58.2 Der Berechnung der Hinterbliebenenversorgung 
ist das Unfallruhegehalt zugrunde zu legen, das 
der Versorgungsurheber erhalten hat oder hätte 
erhalten können, wenn er am Todestag in den 
Ruhestand getreten wäre. 

58.3 1Für die Berechnung des Witwengeldes gelten 
die Verwaltungsvorschriften zu Art. 36 entspre-
chend. 2Das Witwengeld beträgt mindestens 
60 v. H. des Mindestunfallruhegehalts nach 
Art. 53 Abs. 3 Satz 3.

58.4 1Für die Berechnung des Waisengeldes gelten 
die Verwaltungsvorschriften zu Art. 40 entspre-
chend. 2Nr. 57.1.1 ist entsprechend anzuwen-
den.

58.5 Die Hinterbliebenenbezüge sind nach Art. 61 
anteilig zu kürzen, wenn sie insgesamt die dort 
genannten Höchstgrenzen übersteigen.

58.6 Nachträglich als Kind angenommene Kinder im 
Sinn des Art. 39 Abs. 2 können nur einen Unter-
haltsbeitrag nach den allgemeinen Vorschriften 
erhalten.

58.7 1Keinen Anspruch hat die Witwe oder der Wit-
wer aus der Ehe mit einem Ruhestandsbeamten 
oder einer Ruhestandsbeamtin, die erst nach des-
sen oder deren Erreichen der Altersgrenze nach 
Art. 62 Satz 1, Art. 143 BayBG und nach Eintritt 
in den Ruhestand geschlossen worden ist. 2Die-
ser oder diesem steht nur ein Unterhaltsbeitrag 
nach Art. 38 zu, der sich nach den allgemeinen 
Vorschriften berechnet; Abschnitt  3 – Unfallfür-
sorge sowie Art. 12 Abs. 7 Satz 2 finden keine 
Anwendung.

58.7.1 Enkel im Sinn des Satzes 2, deren Unterhalt nur 
gelegentlich von dem oder der Verstorbenen be-
stritten wurde, sind nicht zu berücksichtigen.

58.7.2 Es wird auf die Unterhaltsleistung zum Zeitpunkt 
des Dienstunfalls abgestellt, nicht zum Zeitpunkt 
des Todes.

59. Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufsteigen-
den Linie

59.0 Art. 59 regelt in Ergänzung zu Art. 58 den 
Fall, dass der oder die Verstorbene zur Zeit des 
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Dienstunfalls den Unterhalt von Verwandten der 
aufsteigenden Linie bestritt und diese nach dem 
Tod des oder der Verstorbenen ohne eigene wirt-
schaftliche Absicherung zurückbleiben.

59.1.1 Verwandte der aufsteigenden Linie im Sinn der 
Vorschrift sind die Eltern, Großeltern (§ 1589 
BGB) usw., auch im Falle der Annahme als Kind 
(§§ 1741 bis 1772 BGB), nicht dagegen die Stief-, 
Pflege- und Schwiegereltern.

59.1.2 1Der Unterhalt muss angemessen im Sinn des 
§ 1610 BGB sein. 2Unerheblich ist, ob eine Ver-
pflichtung zur Unterhaltsleistung bestand. 3Die 
Nrn. 58.1 und 58.2 gelten entsprechend.

59.1.3 1Bedürftigkeit liegt vor, wenn die Bewilligung 
nach der wirtschaftlichen Lage der Betroffenen 
geboten ist. 2Nr. 29.1.5.3 gilt entsprechend.

59.1.4 Der Unterhaltsbeitrag wird nur gewährt, wenn 
der Beamte oder die Beamtin Unfallruhegehalt 
erhalten hätte oder bezogen hat und an den Fol-
gen des Dienstunfalls verstorben ist.

59.1.5 Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, 
die sich nicht nach Satz 2 gegenseitig ausschlie-
ßen, wird der Unterhaltsbeitrag zu gleichen Tei-
len gewährt.

60. Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene

60.0 Art. 60 gewährt den Hinterbliebenen von frü-
heren Beamten und Beamtinnen oder früheren 
Ruhestandsbeamten und Ruhestandsbeamtinnen 
einen Unterhaltsbeitrag, der sich an § 65 SGB VII 
orientiert.

60.1.1 1Der ursächliche Zusammenhang des Todes mit 
dem Unfall ist in jedem Falle zu prüfen, unab-
hängig davon, ob der Tod sofort oder erst später 
eingetreten ist. 2Nr. 47.3.5.1 gilt entsprechend.

60.1.2 Der Unterhaltsbeitrag für die Hinterbliebenen ist 
unter Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrages 
nach Art. 55 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 zu bemessen, 
gleichgültig, ob und in welcher Höhe der frühere 
Beamte oder die frühere Beamtin oder der frü-
here Ruhestandsbeamte oder die frühere Ruhe-
standsbeamtin einen Unterhaltsbeitrag bezogen 
hat.

60.1.3.1 Kinder des Beamten oder der Beamtin sind Kin-
der im Sinn der Nr. 39.1.

60.1.3.2 1Die Erziehung eines Kindes endet mit dessen 
Volljährigkeit. 2Der Erziehung eines Kindes des 
oder der Verstorbenen steht die Sorge für ein kör-
perlich oder geistig behindertes Kind des oder 
der Verstorbenen gleich.

60.1.4 Gemäß Art. 61 Satz 3 bleiben der Unfallausgleich 
(Art. 52) und der Zuschlag bei Arbeitslosigkeit 
(Art. 55 Abs. 3) außer Betracht.

61. Höchstgrenzen der Hinterbliebenenversor-
gung

61.0 Die Begrenzung der Hinterbliebenenversorgung 
entspricht dem allgemeinen Grundsatz des Ver-
sorgungsrechts, wonach der Gesamtbetrag der 
Hinterbliebenenversorgung den Betrag nicht 
übersteigen darf, der dem Versorgungsurheber 
zustand bzw. den dieser oder diese hätte errei-
chen können.

61.1.1 Der Unterhaltsbeitrag nach Art. 56 stellt eine 
Versorgungsleistung aus eigenem Recht dar und 
unterliegt nicht der Kürzung nach Art. 61, vgl. 
Nr. 56.1.3.

61.1.2 1Sofern die Unfall-Hinterbliebenenbezüge zu-
sammen das ihrer Berechnung zugrunde liegen-
de erhöhte Unfallruhegehalt oder den zugrunde 
liegenden Unterhaltsbeitrag übersteigen, sind 
die Bezüge in entsprechender Anwendung von 
Art. 41 Abs. 1 anteilig zu kürzen.

 2Die anteilige Kürzung ist wie folgt durchzufüh-
ren:

Witwengeld (Waisengeld) × Höchstgrenze

Summe der gesamten  
Hinterbliebenenversorgung

Beispiel:

Ein Beamter (Witwe, 2 Kinder) in Besoldungs-
gruppe A 11, Stufe 5 (ruhegehaltfähige Dienstzeit 
26 Jahre) verstirbt an den Folgen eines Dienst-
unfalls

Ruhgehaltfähige Bezüge:
   A 11, Stufe 11  3.463,83 €

Ruhegehaltssatz: 
    26 × 1,79375 = 46,6375 v. H.,  

gerundet 46,64 v. H. zuzüglich 20 v. H.,

  66,64 v. H.

Unfallruhegehalt, das der Beamte erhalten 
hätte:
 66,64 v. H. × 3.463,83 € = 2.308,30 €

Witwengeld Art. 58 Satz 1  
in Verbindung mit Art. 36:

 55 v. H. × 2.308,30 € = 1.269,57 €

Waisengeld jeweils Art. 58 Satz 2: 

 30 v. H. × 2.308,30 € =   692,49 €

Insgesamt: 2.654,55 €

Die Hinterbliebenenbezüge übersteigen die maß-
gebliche Höchstgrenze (= Unfallruhegehalt, das 
der Beamte erhalten hätte = 2.308,30 €) und sind 
gemäß Art. 61 zu kürzen:

Höchstgrenze: 2.308,30 €

Witwengeld: 

1.269,57 € × 2.308,30 €
= 1.103,97 €

2.654,55 €

Waisengeld jeweils: 

692,49 € × 2.308,30 €
= 602,16 €

2.654,55 €

61.2 Wird Unfallhinterbliebenenversorgung nach 
Art. 58 Satz 1 gewährt, erfolgt die Kürzung un-
mittelbar nach Art. 41 unter Zugrundelegung des 
Unfallruhegehalts.

62. Einmalige Unfallentschädigung

62.0 1Die einmalige Unfallentschädigung wird zu-
sätzlich zu anderen Leistungen gewährt, wenn 
es wegen eines qualifizierten Dienstunfalls 
(Art. 54) zu besonders schweren Körperschäden 
kommt. 2Sie trägt damit zu einer verbesserten 
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Absicherung der Beamten und Beamtinnen bei 
Invalidität bzw. ihrer Hinterbliebenen im To-
desfall bei, wenn der Beamte oder die Beamtin 
in Ausübung oder infolge des Dienstes beson-
deren Gefahren ausgesetzt war. 3Die einmalige 
Unfallentschädigung zählt zu den steuerfreien 
Bezügen nach § 3 Nr. 6 EStG. 4Ansprüche auf 
die einmalige Unfallentschädigung können we-
der gepfändet noch abgetreten noch verpfändet 
werden (Art. 6 Abs. 3 Satz 1).

62.1.1 Die Vorschrift gilt nicht für Ehrenbeamte und 
Ehrenbeamtinnen (Art. 63).

62.1.2 1Die allein auf dem Dienstunfall im Sinn des 
Art. 54 beruhende MdE muss im Zeitpunkt der 
Beendigung des Dienstverhältnisses mindestens 
50 v. H. betragen. 2Für die Beurteilung der MdE 
gilt Art. 52 Abs. 2 entsprechend. 3Nr. 54.1.2 gilt 
entsprechend.

62.1.3 1Der Anspruch nach Abs. 1 ist höchstpersönlich 
und nicht vererbbar. 2Stirbt ein Beamter oder 
eine Beamtin nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses, aber noch vor Auszahlung der Unfall-
entschädigung, haben die Hinterbliebenen einen 
eigenen Anspruch nach Abs. 2.

62.2.1 1Auf einen eigenen Versorgungsanspruch der 
Witwe oder des Witwers kommt es nicht an. 
2Die einmalige Unfallentschädigung steht des-
halb auch der oder dem nach Art. 35 Abs. 2 Nr. 1 
vom Witwengeld ausgeschlossenen Witwe oder 
Witwer zu.

62.2.2.1 Versorgungsberechtigte Kinder sind leibliche 
und angenommene Kinder des Beamten oder der 
Beamtin (Nr. 39.1), die Waisengeld oder einen 
Unterhaltsbeitrag nach Art. 42 oder 60 erhalten 
(vgl. Art. 115 Abs. 1 Nr. 3).

62.2.2.2 Nicht versorgungsberechtigte Kinder sind Kinder 
im Sinn des Art. 39 Abs. 2 und Kinder des Beam-
ten oder der Beamtin (Nr. 39.1), deren Anspruch 
auf Hinterbliebenenversorgung gemäß Art. 44 
Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 erloschen ist.

62.2.2.3 Stief- und Pflegekinder haben keinen An-
spruch.

62.2.3 Zu den anspruchsberechtigten Eltern gehören 
auch die Eltern, die den verstorbenen Beamten 
oder die verstorbene Beamtin als Kind angenom-
men hatten.

62.2.4 1Sind mehrere gleichberechtigte Hinterbliebene 
vorhanden, so bestimmt die zuständige Pensi-
onsbehörde (Art. 9 Abs. 1, 2), an wen die einma-
lige Unfallentschädigung zu zahlen ist. 2Für die 
Reihenfolge der Auszahlung gilt Art. 33 Abs. 1 
entsprechend.

62.3 Die einmalige Unfallentschädigung auf Grund 
der eigentümlichen Verhältnisse des Dienstes ist 
unabhängig vom Bezug eines erhöhten Unfall-
ruhegehalts nach Art. 54 zu gewähren.

63. Ehrenbeamte und Ehrenbeamtinnen

63.0 Art. 63 regelt, welche Vorschriften des Teils 2 
Abschnitt 3 auch auf Ehrenbeamte und Ehren-
beamtinnen (§ 5 BeamtStG) anwendbar sind.

63.1 1Dem Ehrenbeamten oder der Ehrenbeamtin 
kann ein Unterhaltsbeitrag nur gewährt werden, 

wenn er oder sie infolge des Dienstunfalls dienst-
unfähig oder in der Erwerbsfähigkeit gemindert 
ist. 2Er soll einen Unterhaltsbeitrag nach Art. 55 
Abs. 2 nicht übersteigen.

63.2 1Den Hinterbliebenen kann ein Unterhaltsbei-
trag gewährt werden, wenn der Beamte oder die 
Beamtin an den Folgen des Dienstunfalls ver-
storben ist. 2Er soll einen Unterhaltsbeitrag nach 
Art. 60 nicht übersteigen.

64. Einsatzunfall

64.0 1Art. 64 enthält die Grundlagen der Einsatzver-
sorgung. 2Geregelt sind die Legaldefinitionen 
des Einsatzunfalls bzw. des gleichstehenden 
Ereignisses, Anrechnungsvorschriften und der 
Ausschluss der Unfallfürsorge in bestimmten 
Fällen. 3Unter besonderen Voraussetzungen 
wird die Unfallfürsorge erweitert auf Beamte und 
Beamtinnen, die im Rahmen einer besonderen 
Verwendung im Ausland im Sinn des Abs. 2 er-
kranken oder einen Unfall erleiden. 
4Die allgemeinen Grundsätze der Unfallfürsorge 
gelten, soweit nachfolgend nichts Abweichendes 
bestimmt ist.

64.1.1 1Der Gesundheitsschaden muss in einem un-
trennbaren räumlichen und zeitlichen Zusam-
menhang mit der gesteigerten Gefährdungslage 
entstanden und mit ihr ursächlich verknüpft sein. 
2Gesundheitsschäden, die ohne Ursachenzusam-
menhang nur gelegentlich einer Auslandsver-
wendung entstanden sind, bleiben außer Be-
tracht. 3Die Erkrankung oder deren Folgen selbst 
müssen nicht bereits während der Verwendung 
im Ausland aufgetreten sein. 4Sie müssen jedoch 
sowohl auf den Umstand der ausländischen Ver-
wendung als auch auf die dortigen besonderen 
Verhältnisse ursächlich zurückzuführen sein.

64.1.2.1 Abs. 1 Satz 2 stellt nicht nur auf Erkrankungen 
nach Art. 46 Abs. 3 ab, sondern erfasst alle ärzt-
lich diagnostizierten Gesundheitsschädigungen 
und die daraus entstehenden Folgen.

64.1.2.2 1Ein Unfall nach Abs. 1 Satz 2 setzt ein plötzli-
ches äußeres Ereignis, das rechtlich wesentlich 
einen Körperschaden (mit-)verursacht hat, vor-
aus. 2Das Ereignis muss nicht im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Dienstausübung stehen. 
3Ein Ereignis, das sich auch im Inland vergleich-
bar ereignen kann, reicht nicht aus, z. B. schwere 
Verkehrsunfälle.

64.1.3 1Gesundheitsschädigende Verhältnisse liegen 
vor, wenn besondere Umstände eine akute Ge-
fährdung mit sich bringen. 2Dies können sowohl 
klimatische Bedingungen (z. B. außergewöhnli-
che Hitze, Kälte, Luftdruck oder -feuchtigkeit) 
als auch hygienische Mängel wie Wassermangel, 
unzureichende Abfallentsorgung, Luft- oder Bo-
denverseuchung u. ä. sein. 3Bei sonst vom Inland 
wesentlich abweichenden Verhältnissen müssen 
Unterschiede zu den in Mitteleuropa üblichen 
Gegebenheiten vorherrschen, d. h. deutliche De-
fizite und Verschlechterungen gegenüber den im 
Inland gegebenen Standards vorliegen. 4Dies 
können sowohl bedrohliche Sicherheitsgefähr-
dungen durch terroristische oder kriegerische 
Handlungen als auch Naturkatastrophen, Seu-
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chengefahr, extrem unzulängliche medizinische 
Versorgung oder ähnliches sein. 5Der Beamte 
oder die Beamtin muss im Zeitpunkt der Schä-
digung von den Beschwernissen unmittelbar 
persönlich betroffen gewesen sein.

64.1.4 1Der Beamte oder die Beamtin trägt die Beweis-
last dafür, dass seine oder ihre Erkrankung oder 
deren Folgen auf die speziellen Verhältnisse 
zurückzuführen ist und er oder sie diesen Ver-
hältnissen besonders ausgesetzt war. 2Er oder 
sie trägt ferner die Beweislast für die Umstände, 
aus denen sich die bedeutsamen Kausal- und 
Zurechnungszusammenhänge herleiten lassen. 
3Vergleiche im Übrigen zur Mitwirkungspflicht 
Nr. 45.3, zur Beweislast Nr. 47.3.5.1.

64.5.1 1Grobe Fahrlässigkeit liegt dann vor, wenn der 
Beamte oder die Beamtin sich über die allgemei-
nen, der Situation im Gastland innewohnenden 
Risiken hinaus besonders leichtfertig selbst zu-
sätzlichen Gefahren aussetzt. 2Den Beamten 
oder die Beamtin muss subjektiv ein schweres 
Verschulden treffen. 3Bezugspunkt für die Be-
wertung ist die Gefährdungslage, auf die er oder 
sie in der Regel vor dem Einsatz hingewiesen 
wurde. 4Die Beweislast trägt der Dienstherr.

64.5.2 1Der Ausschluss der Unfallfürsorgeleistungen 
unterbleibt ausnahmsweise, wenn den Beamten 
oder die Beamtin dadurch eine unbillige Här-
te träfe, d. h. wenn er oder sie selbst oder seine 
oder ihre Familie in unzumutbarer Weise belas-
tet würde. 2Das Entstehen erheblicher finanzi-
eller Notlagen oder die Verkettung unglückli-
cher Umstände können berücksichtigt werden, 
es sei denn, der Beamte oder die Beamtin hat 
diese selbst zu vertreten, z. B. bei Kündigung 
oder sonstiger Beschränkung eines bestehen-
den Versicherungsschutzes. 3Die Beweislast für 
die Umstände, dass der Leistungsausschluss für 
ihn oder sie eine unbillige Härte wäre, trägt der 
Beamte oder die Beamtin.

65. Unfallfürsorge bei Einsatzunfall

65.0 1Art. 65 regelt, welche Leistungen der Unfall-
fürsorge bei einem Einsatzunfall nach Art. 64 
gewährt werden. 2Grundsatz ist dabei die Gleich-
setzung der für besondere Auslandsverwendun-
gen typischen dauerhaft erhöhten abstrakten 
Gefahr mit der besonderen Lebensgefahr nach 
Art. 54. 3Art und Umfang der zu gewährenden 
Unfallfürsorge richten sich nach den Art. 45 
ff. 4Zur Gewährung der einzelnen Leistungen 
müssen die jeweils genannten weiteren An-
spruchsvoraussetzungen erfüllt sein. 5Anstelle 
des Vorliegens eines Dienstunfalls müssen die 
Voraussetzungen des Art. 64 erfüllt sein. 

66. Schadensausgleich

66.0 1Art. 66 regelt den Ersatz von Einsatz- und 
Vermögensschäden bei besonderen Auslands-
verwendungen. 2Ausgeglichen werden soll der 
Schaden, der entsteht, weil z. B. Lebens- und 
Unfallversicherungen im Fall von Kriegs- oder 
Bürgerkriegsereignissen Leistungen ausschlie-
ßen und damit die private Vorsorge im Todesfall 
gegenüber den im Vertrag genannten begünstig-

ten Personen (z. B. nicht versorgungsberechtig-
te Lebensgefährten bei „wilder Ehe“) nicht zum 
Tragen kommt. 
3Ansprüche auf den Schadensausgleich können 
weder gepfändet noch abgetreten noch verpfän-
det werden (Art. 6 Abs. 3 Satz 1).

66.1.1 Ein Dienstunfall im Sinn des Art. 46 oder 64 
muss nicht vorliegen; das schädigende Ereignis 
muss auch nicht in einem inneren ursächlichen 
Zusammenhang mit einer konkreten Dienst-
handlung stehen.

66.1.2 1Schadensausgleich ist kein Schadensersatz, d. h. 
keine volle Restitution. 2Immaterielle Schäden 
sind ausgeschlossen. 3Der Ausgleich soll mate-
rielle Verluste, die der Beamte oder die Beamtin 
allein auf Grund der besonderen Verhältnisse am 
Einsatzort erlitten hat, in angemessenem Um-
fang entschädigen. 4Die Angemessenheit beur-
teilt sich nach folgenden Maßstäben:

66.1.2.1 1Der Beamte oder die Beamtin ist verpflichtet, 
eine ihm oder ihr zumutbare Vorsorge zur Scha-
densabwehr und Schadensminderung zu treffen. 
2Hierzu zählt insbesondere der Abschluss von 
privaten Versicherungsverträgen oder die Erwei-
terung des Versicherungsschutzes vorhandener 
Verträge auf den Auslandseinsatz. 3Ersatzleis-
tungen werden nur gewährt, wenn wegen der 
Art des Schadensrisikos ein Versicherungsschutz 
aus bestehenden Verträgen ausgeschlossen oder 
zu zumutbaren Bedingungen nicht zu erlangen 
ist. 4Die Beweislast der Unmöglichkeit einer Aus-
weitung des Versicherungsschutzes oder der Un-
zumutbarkeit trägt der Beamte oder die Beamtin. 
5Prämienerhöhungen bzw. Risikozuschläge sind 
mit der Auslandsbesoldung abgegolten.

66.1.2.2 1Ein Ausgleich wird nur gewährt, soweit der Be-
amte oder die Beamtin den Schaden nicht nach 
anderen Vorschriften (z. B. Art. 45 Abs. 4 Satz 2) 
oder auf andere Weise (z. B. Versicherung, Scha-
densersatz gegen Dritte) ersetzt erhalten kann 
oder hätte erhalten können. 2Im Falle eines Er-
satzanspruchs gegen Dritte ist ein Ausgleich nur 
zu leisten, wenn dieser Ersatzanspruch nicht 
realisierbar erscheint, weil etwa die Aussichten 
einer Klage auf Schadensersatz gering sind oder 
der Beamte oder die Beamtin durch die Dauer der 
Rechtsverfolgung unzumutbar belastet würde. 
3In diesem Fall ist der Beamte oder die Beamtin 
jedoch verpflichtet, seine oder ihre Ersatzansprü-
che gegen Dritte an den Dienstherrn abzutreten, 
soweit diese nicht bereits auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften übergehen.

66.1.2.3 1Vermögensschäden, die dem Beamten oder der 
Beamtin oder seinen oder ihren Hinterbliebenen 
entstehen, weil einzelne Versicherungsunterneh-
men unter Berufung auf die sog. „Kriegsklausel” 
in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
Leistungen zu Recht verweigern, sind in ange-
messenem Umfang auszugleichen. 2Zu den in Be-
tracht kommenden Versicherungen zählen auch 
Lebens- und Unfallversicherungsverträge, die 
üblicherweise zur Absicherung der Finanzierung 
von Wohneigentum oder zur Alterssicherung ab-
geschlossen werden. 3Die Höhe des Ausgleichs 
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orientiert sich grundsätzlich an einem nach An-
schauung des täglichen Lebens allgemein üb-
lichen Versicherungsschutz, wobei jedoch die 
persönlichen Lebensverhältnisse und sonstige 
Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen 
sind; sie kann auch hinter den Versicherungs-
leistungen zurückbleiben, die ohne Ausschluss 
zugestanden hätten, wenn diese unangemessen 
hoch erscheinen. 

66.1.2.4 Laufende oder einmalige Geldleistungen, die 
wegen desselben Schadens von anderer Seite 
erbracht werden, sind auf Geldleistungen nach 
dieser Vorschrift anzurechnen.

66.1.2.5 1Schadensausgleich wird nicht gewährt, wenn 
der Beamte oder die Beamtin den Schaden vor-
sätzlich herbeigeführt hat. 2Hat der Beamte oder 
die Beamtin den Schadenseintritt sonst zu ver-
treten oder ist er oder sie seiner oder ihrer Pflicht 
zur Schadensminderung nicht nachgekommen, 
ist dies bei der Höhe des Schadensausgleichs zu 
berücksichtigen. 3Dies kann im Einzelfall bis 
zum Ausschluss eines Schadensausgleichs füh-
ren. 4Vertretbarkeit und Zurechenbarkeit richten 
sich nach allgemeinen zivilrechtlichen Grund-
sätzen.

66.1.2.6 Im Falle der Beschädigung einer Sache orientiert 
sich der Schadensausgleich an der Erstattung 
von Sachschäden in sinngemäßer Anwendung 
des Abschnitts 12 VV-BeamtR.

66.1.3 Im Interesse der Beweissicherung soll die Scha-
densanzeige unverzüglich erfolgen; im Übrigen 
gilt Art. 47.

66.1.4.1 1Ein Ausgleich für Sach- und Vermögensschäden 
wird nur geleistet, wenn diese in einem ursächli-
chen Zusammenhang mit den besonderen, vom 
Inland wesentlich abweichenden Verhältnissen 
am ausländischen Dienstort entstanden und nicht 
dem persönlichen Risikobereich des Beamten 
oder der Beamtin zuzurechnen sind. 2Verhältnis-
se, die vom Inland wesentlich abweichen, erge-
ben sich nicht bereits durch die Besonderheiten 
einer ungewohnten Umgebung (z. B. schlechte 
Straßenqualität, allgemein erhöhte Kriminalität) 
oder ähnliche abstrakte Gefährdungslagen. 3Er-
forderlich sind vielmehr besondere Verhältnisse 
und Umstände der im Gesetz genannten Art, 
aus denen sich eine konkrete Risikoerhöhung 
ergibt.

66.1.4.2 Ein Schadensausgleich wird auch gewährt bei 
einem Angriff gegen deutsche Amtsträger im 
Ausland.

66.2.1 Ein Schadensausgleich an Hinterbliebene kommt 
nur in Betracht, soweit nicht bereits der ver-
storbene Beamte oder die verstorbene Beamtin 
selbst einen Schadensausgleich erhalten hat (vgl. 
Art. 64 Abs. 4).

66.2.2 1Voraussetzung ist, dass der Beamte oder die Be-
amtin an den Folgen des Ereignisses gestorben 
ist, das auch den Sach- oder Vermögensschaden 
ausgelöst hat. 2Keinen Schadensausgleich er-
halten deshalb die Hinterbliebenen, wenn dem 
Beamten oder der Beamtin zwar ein Schaden 
entstanden ist, er oder sie jedoch nicht an den 
Folgen des schadensauslösenden Ereignisses, 

sondern aus einem anderen Anlass gestorben 
ist.

66.2.3 1Der Schadensausgleich steht den Hinterbliebe-
nen jeweils gemeinsam zu. 2Die Nrn. 62.2.2 bis 
62.2.4 gelten entsprechend. 

67. Übergangsgeld

67.0 1Nach Art. 67 haben Beamte und Beamtinnen 
Anspruch auf Übergangsgeld, wenn das Beam-
tenverhältnis durch Entlassung endet, ohne dass 
ein entsprechender Antrag des Beamten oder der 
Beamtin zugrunde liegt. 2Die Höhe des Über-
gangsgeldes richtet sich nach den letzten Bezü-
gen vor der Entlassung und der Dauer der Be-
schäftigung. 3Die Pflicht zur Nachversicherung 
der Beamtendienstzeit wird durch die Zahlung 
von Übergangsgeld nicht eingeschränkt oder 
aufgeschoben; die Zeit des Bezugs von Über-
gangsgeld ist nicht nachversicherungspflichtig 
(§ 8 Abs. 2 SGB VI). 4Bei Hochschuldozenten, 
Hochschuldozentinnen oder Oberassistenten, 
Oberassistentinnen, Oberingenieuren, Ober-
ingenieurinnen und wissenschaftlichen und 
künstlerischen Assistenten und Assistentinnen 
ist Art. 104 Abs. 3 zu beachten. 5Die Ruhens- und 
Kürzungsvorschriften (Art.  83 bis 87 und 92) fin-
den keine Anwendung (Art. 67 wird von Art. 115 
Abs. 1 nicht erfasst); Abs. 5 bleibt unberührt.

67.1 Anspruchsvoraussetzungen

Anspruch auf Übergangsgeld haben Beamte und 
Beamtinnen, die 

–  grundsätzlich Anspruch auf Grundbezüge 
haben,

–  mindestens ein Jahr beschäftigt waren,

–  diese Beschäftigung hauptberuflich ausübten 
und

–  deren Beamtenverhältnis nicht wegen eigenen 
Antrages durch Entlassung endete. 

67.1.1 1Zum anspruchsberechtigten Personenkreis ge-
hören Beamte und Beamtinnen im Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit, auf Zeit und auf Probe. 
2Im Beamtenverhältnis auf Widerruf besteht kein 
Anspruch auf Grundbezüge und damit auch nach 
Entlassung kein Anspruch auf Übergangsgeld. 
3Kein Anspruch auf Übergangsgeld besteht fer-
ner, wenn eine Führungsposition auf Zeit (Art. 45 
BayBG) oder auf Probe (Art. 46 BayBG) übertra-
gen wurde und der Beamte oder die Beamtin aus 
diesem Beamtenverhältnis entlassen wird. 4Dies 
gilt auch, wenn dieses Beamtenverhältnis kraft 
Gesetzes endet, weil der Beamte die Entlassung 
aus dem ruhenden Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit beantragt hat. 

67.1.2 1Die Beschäftigungszeit prägt die Höhe des 
Übergangsgeldes aus; sie muss wenigstens ein 
Jahr betragen. 2Für das erste Jahr beträgt das 
Übergangsgeld einen Monatsbetrag, für jedes 
weitere Jahr einen halben Monatsbetrag, höchs-
tens jedoch sechs Monatsbeträge. 

67.1.3 1Maßgeblich ist die Besoldung, die dem Beamten 
oder der Beamtin im letzten Monat gewährt wur-
de. 2Änderungen jeglicher Art der Bezüge seit 
der statusrechtlichen Wirksamkeit der Entlas-
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sung bleiben unberücksichtigt. 3War der Beamte 
oder die Beamtin im Zeitpunkt der Entlassung 
ohne Anspruch auf Grundbezüge beurlaubt, sind 
die Bezüge zugrunde zu legen, die der Beamte 
oder die Beamtin unter Berücksichtigung der be-
soldungsrechtlichen Regelungen zum Stufenauf-
stieg (Art. 30 Abs. 2 und 3 sowie Art. 31 Abs. 3 
und 4 BayBesG) erhalten hätte, wenn er oder sie 
am Tage vor der Entlassung wieder Dienst ge-
leistet hätte. 4Folgende Bezügebestandteile sind 
bei der Berechnung zu berücksichtigen:

–  Grundgehalt (Art. 2 Abs. 2 Nr. 1 BayBesG),

–  Strukturzulage (Art. 2 Abs. 2 Nr. 2  
BayBesG), 

–  Amtszulagen und Zulagen für beson-
dere  Berufsgruppen (Art. 2 Abs. 2 Nr. 3  
BayBesG),

–  Familienzuschläge (Art. 2 Abs. 2 Nr. 4 
 BayBesG); in den Fällen des Art. 35 Abs. 2 
BayBesG (ledige Beamte und Beamtinnen in 
Gemeinschaftsunterkunft) ist für die Berech-
nung des Übergangsgeldes das ungekürzte 
Grundgehalt anzusetzen, und

–  Hochschulleistungsbezüge, die nicht nur 
als Einmalzahlung zustanden (Art. 69 ff. 
 BayBesG).

5Auf die Ruhegehaltfähigkeit der Bezüge kommt 
es nicht an.

6Nicht berücksichtigt werden:

–  Auslandsbesoldung (Art. 2 Abs. 2 Nr. 5 
 BayBesG), 

–  Nebenbezüge (Art. 2 Abs. 3 BayBesG) mit 
Ausnahme der nicht als Einmalzahlung ge-
währten Hochschulleistungsbezüge,

–  Unfallausgleich (Art. 52),

–  sonstige Leistungen nach Art. 91 ff. BayBesG 
und

–  vermögenswirksame Leistungen nach Art. 88 
BayBesG.

67.1.4 1Das Beamtenverhältnis muss durch Entlassung 
beendet worden sein. 2Auf die Form der Entlas-
sung kraft Gesetzes (§ 22 BeamtStG) oder durch 
Verwaltungsakt (§ 23 BeamtStG) kommt es nicht 
an. 3Bei Beamten und Beamtinnen auf Zeit er-
folgt eine Entlassung nur unter den Vorausset-
zungen des Art. 122 BayBG; Anspruch auf Über-
gangsgeld besteht daher nicht, wenn der Beamte 
oder die Beamtin aus dem Beamtenverhältnis 
auf Zeit in den Ruhestand tritt, auch wenn der 
Anspruch auf Ruhegehalt nach Art. 11 Abs. 2 
Satz 2 ruht. 4Kein Anspruch auf Übergangsgeld 
besteht, wenn die Entlassung auf Antrag des 
Beamten oder der Beamtin erfolgt (§ 23 Abs. 1 
Nr. 4 BeamtStG, Art. 57 BayBG). 5Bei Verlust der 
Beamtenrechte (§ 24 BeamtStG) oder Entfernung 
auf Grund einer Disziplinarentscheidung (Art. 11 
BayDG) besteht ebenfalls kein Anspruch auf 
Übergangsgeld; bei Beamten und Beamtinnen 
auf Probe (§ 23 Abs. 3 Nr. 1 BeamtStG) gilt dies 
entsprechend, wenn sie bei einem Lebenszeitbe-
amtenverhältnis entfernt worden wären.

67.2 Beschäftigungszeit

67.2.1 1Zur Beschäftigungszeit rechnen die Zeit der 
Tätigkeit im Beamten- oder Arbeitnehmerver-
hältnis mit Anspruch auf Bezüge oder Arbeits-
entgelt sowie Zeiten im Sinn des § 7 Eignungs-
übungsgesetz oder der §§ 9 und 16a ArbPlSchG, 
gegebenenfalls in Verbindung mit § 78 ZDG. 
2Im Übrigen bleiben Zeiten einer Beurlaubung 
ohne Grundbezüge unberücksichtigt. 3Zeiten 
bei einem früheren Dienstherrn sind nur zu 
berücksichtigen, wenn das Beamtenverhältnis 
durch Versetzung fortgesetzt wurde oder im Fal-
le eines Aufgabenübergangs nach § 16 BeamtStG 
übergegangen ist. 4Entsprechendes gilt bei ei-
nem früheren privatrechtlichen Beschäftigungs-
verhältnis. 5Zeiten der Zuweisung sind stets als 
Beschäftigungszeit zu berücksichtigen. 6Teilzeit-
beschäftigungen sind zeitanteilig im Verhältnis 
der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit 
anzusetzen. 7Zeiten eines Rechtsbehelfsverfah-
rens, das die Wirksamkeit oder den Zeitpunkt der 
Entlassung zum Gegenstand hat, sind nicht zu 
berücksichtigen, wenn der Rechtsbehelf erfolglos 
bleibt. 

67.2.2 1Die Tätigkeit im Beschäftigungsverhältnis muss 
ununterbrochen, hauptberuflich und entgeltlich 
ausgeübt worden sein. 2Bezüglich der Hauptbe-
ruflichkeit ist Nr. 24.3 entsprechend anzuwen-
den. 3Hauptberuflichkeit im Sinn des Art 67 liegt 
auch bei Beamten und Beamtinnen auf Widerruf 
im Vorbereitungsdienst mit Anwärterbezügen 
vor (Nr. 24.3.3 greift insoweit nicht).

67.2.3 1Beschäftigungszeiten, die vor einer Unterbre-
chung zurückgelegt wurden, bleiben außer Be-
tracht. 2Auf die Dauer der Unterbrechung kommt 
es nicht an, sie muss jedoch mindestens einen 
Tag umfassen, an dem in dem betreffenden Ver-
waltungszweig üblicherweise gearbeitet wird. 
3Unterbrechungen auf Grund von Krankheit, Er-
holungsurlaub, Urlaub nach der Urlaubsverord-
nung, Freistellungen für Personalratstätigkeit, als 
Vertrauensperson der schwerbehinderten Men-
schen oder als Gleichstellungsbeauftragte oder 
Gleichstellungsbeauftragten, sowie Beurlaubun-
gen ohne Grundbezüge sind unschädlich. 4Das 
Verbot der Führung der Dienstgeschäfte (§ 39 
BeamtStG) oder eine vorläufige Dienstenthebung 
(Art. 39 BayDG) bewirkt keine Unterbrechung, 
da das Dienstverhältnis und der Anspruch auf 
Bezüge grundsätzlich andauert. 

67.2.4 1Die Beschäftigungszeit ist grundsätzlich nach 
Jahren und Tagen zu berechnen. 2Für die Bemes-
sung der Höhe des Übergangsgeldes bleiben die 
volle Jahre übersteigenden Resttage unberück-
sichtigt. 3Sollte in Fällen des Art. 22 BayHSchPG 
das Beamtenverhältnis auf Zeit auf Grund von 
Freistellungen verlängert worden sein und er-
gibt die Berechnung der Beschäftigungszeit nach 
Jahren und Tagen keine 365 Tage, die Berech-
nung nach Monaten jedoch 12 Monate, so ist ein 
volles Beschäftigungsjahr anzuerkennen. 4Bei 
der Monatsbetrachtung sind Monate mit Teil-
zeitbeschäftigung entsprechend ihrem Umfang 
zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu 
berücksichtigen.
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Beispiel:
Drei volle Verlängerungsmonate gleichen sechs 
Monate mit hälftiger Freistellung aus.

67.3 1Ein Anspruch auf Übergangsgeld besteht nicht, 
wenn 

67.3.1 die Entlassung auf einem Verhalten des Beamten 
oder der Beamtin beruht (Abs. 3 Nr. 1). 2Dies ist 
gegeben, wenn der Beamte oder die Beamtin

–  seine oder ihre Eigenschaft als Deutsche oder 
Deutscher im Sinn des Art. 116 GG oder die 
Staatsangehörigkeit nach den § 7 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. a bis c BeamtStG verliert (§ 22 Abs. 1 
Nr. 1 BeamtStG),

–  in ein öffentlich-rechtliches Dienst- oder Amts-
verhältnis zu einem anderen Dienstherrn oder 
zu einer Einrichtung ohne Dienstherrneigen-
schaft getreten ist (§ 22 Abs. 2 BeamtStG),

–  den Diensteid oder ein an dessen vorgeschrie-
benes Gelöbnis verweigert (§ 23 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 BeamtStG),

–  in Fällen des § 7 Abs. 2 BeamtStG die Ei-
genschaft als Deutscher oder Deutsche im 
Sinn des Art. 116 GG verlieren (§ 23 Abs. 2 
 BeamtStG),

–  auf Probe eine Handlung begeht, die im Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit mindestens 
die Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte 
(§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BeamtStG). 

67.3.2 ein Unterhaltsbeitrag nach Art. 29 bewilligt 
wird. 
2Nach Nr. 29.1.4 darf ein Unterhaltsbeitrag nicht 
für die gleiche Zeit bewilligt werden, für die An-

spruch auf Übergangsgeld besteht. 3Auf die Höhe 
des Unterhaltsbeitrages kommt es nicht an; wird 
der Unterhaltsbeitrag rückwirkend bewilligt, ist 
er mit einem bereits gezahlten Übergangsgeld 
zu verrechnen.

67.3.3 die Beschäftigungszeit in einem anderen Beam-
tenverhältnis als ruhegehaltfähige Dienstzeit be-
rücksichtigt wird, unabhängig davon, ob sich die 
angerechnete Dienstzeit durch eine Erhöhung 
des Ruhegehaltssatzes versorgungssteigernd 
auswirkt.

67.4 Zahlung

67.4.1 1Die Zahlung des Übergangsgeldes ist mit dem 
Tag aufzunehmen, der auf den Tag der Entlas-
sung folgt. 2Das Übergangsgeld ist monatlich im 
Voraus zu zahlen (Art. 4 Abs. 3 Satz 1 BayBesG). 
3Ist der Beamte oder die Beamtin im Verlauf 
eines Monats entlassen worden, ist der auf die 
restlichen Tage entfallende Anteilsbetrag auszu-
zahlen. 4Für die folgenden Monate ist jeweils der 
volle Betrag, im letzten Monat der verbleibende 
Rest, zu zahlen. 5Gegebenenfalls überzahlte Be-
züge können aufgerechnet werden.

67.4.2 1Hinterbliebene im Sinn des Abs. 4 Satz 3 sind 
die in Art. 33 Abs. 1 Satz 2 genannten Personen. 
2Art. 33 Abs. 1 Satz 3 kann entsprechend ange-
wandt werden. 3Sind keine Hinterbliebenen im 
Sinn des Abs. 4 Satz 3 vorhanden, so entfällt die 
Zahlung des Übergangsgeldes nach Ablauf des 
Sterbemonats. 4Das Übergangsgeld gehört nicht 
zum Nachlass des verstorbenen Beamten oder 
Beamtin und ist daher nicht vererblich.

67.5 Wegen der Begriffe „Erwerbseinkommen“ und „Erwerbsersatzeinkommen“ gelten Art. 83 Abs. 4 und die hierzu 
erlassenen Verwaltungsvorschriften entsprechend.

Beispiel:

Ein Beamter mit Grundbezügen wird mit Ablauf des 20. Oktober 2011 nicht auf eigenen Antrag aus dem Beamten-
verhältnis entlassen. Er hat Anspruch auf Übergangsgeld in Höhe des 3,5-fachen seiner letzten Bezüge (3.100 €), 
somit 10.850 €. Ab 1. November 2011 übt er eine Teilzeitbeschäftigung als Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst aus 
und bezieht daraus mtl. 2.325 € (nach Abzug der monatlichen Werbungskostenpauschale). Im November erhält 
er eine jährliche Sonderzahlung in Höhe von 310 €.

Unter Berücksichtigung des Art. 67 Abs. 4 Satz 1 ergeben sich folgende monatliche Teilbeträge:
zum 21. Oktober 2011:  1.100 € (= 11/31 eines  Monatsbetrags)
zum 1. November 2011: 3.100 €
zum 1. Dezember 2011: 3.100 €
zum 1. Januar 2012: 3.100 €
zum 1. Februar 2012:      450 €  (= 4,5/31 eines Monatsbetrags – 4,5 Tage errechnen sich aus der Hälfte von 31 

Tagen abzüglich bereits gezahlter 11 Tage)

Zahlungszeitraum des Übergangsgeldes ist damit die Zeit vom 21. Oktober 2011 bis 5. Februar 2012. Das während 
des Zahlungszeitraums bezogene Erwerbseinkommen ist den einzelnen Zahlungen zuzuordnen (im Kalender-
monat der Schlusszahlung des Übergangsgeldes mit dem entsprechenden Anteil). Es führt insoweit zu einer 
Verringerung des Übergangsgeldes;

Übergangsgeld  
nach Art. 67 Abs. 1 und 4

zu berücksichtigendes Er-
werbseinkommen abzüglich 

Werbungskosten

zu zahlendes  
Übergangsgeld

ab 21. Oktober 2011 1.100 € ./. 0,00 € = 1.100,00 €

ab 1. November 2011 3.100 € ./. 2.635,00 € = 465,00 €

ab 1. Dezember 2011 3.100 € ./. 2.325,00 € = 775,00 €

ab 1. Januar 2012 3.100 € ./. 2.325,00 € = 775,00 €

ab 1. Februar 2012 450 € ./. 337,50 € = 112,50 €
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68. Bezüge bei Verschollenheit

68.0 Die Vorschrift regelt den Anspruch auf Besol-
dung und Versorgung verschollener Beamter 
oder Beamtinnen, Ruhestandsbeamter oder Ru-
hestandsbeamtinnen und sonstiger Versorgungs-
berechtigter bis zur endgültigen Feststellung des 
Todes.

68.1.1 1Verschollen ist, wessen Aufenthalt während län-
gerer Zeit unbekannt ist, ohne dass Nachrichten 
darüber vorliegen, ob er oder sie in dieser Zeit 
noch gelebt hat oder gestorben ist, sofern nach 
den Umständen hierdurch ernstliche Zweifel an 
seinem oder ihrem Fortleben begründet werden. 
2Verschollen ist nicht, wessen Tod nach den Um-
ständen nicht zweifelhaft ist (vgl. § 1 Verschol-
lenheitsgesetz – VerschG).

68.1.2 Die Feststellung, dass das Ableben des oder der 
Verschollenen mit Wahrscheinlichkeit anzuneh-
men ist, soll in der Regel erst getroffen werden, 
wenn seit dem Tage, an dem er oder sie nach der 
letzten Nachricht von ihm oder ihr oder über ihn 
oder sie noch gelebt hat, sechs Monate vergan-
gen sind.

68.2.1 1Für die Festsetzung der Verschollenenbezüge 
gilt der Versorgungsfall als mit dem Tage ein-
getreten, der auf den Tag folgt, an dem der oder 
die Verschollene nach der letzten Nachricht von 
ihm oder ihr oder über ihn oder ihr noch gelebt 
hat (mutmaßlicher Todestag). 2Dieser Zeitpunkt 
ist für die Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit und der ruhegehaltfähigen Bezüge 
maßgebend. 3Zu den Bezügen bei Verschollen-
heit zählt nicht das Sterbegeld. 4Die Zahlung 
der Verschollenenbezüge erfolgt bis zur gericht-
lichen Todeserklärung.

68.2.2 Zu den Kindern, die im Falle des Todes des Ver-
schollenen Waisengeld erhalten würden oder 
einen Unterhaltsbeitrag erhalten könnten, rech-
net nicht ein Kind, das mehr als 300 Tage (vgl. 
§ 1593 BGB) nach dem mutmaßlichen Todestag 
des Verschollenen geboren worden ist.

68.5.1 1Mit der Todeserklärung oder der gerichtlichen 
Feststellung der Todeszeit oder der Ausstellung 
einer Sterbeurkunde tritt der Versorgungsfall 
zu dem festgestellten Todeszeitpunkt ein. 2Ist 
in der Todeserklärung oder der Sterbeurkunde 
des Verschollenen nur ein bestimmter Zeitraum 
angegeben, rechnet die ruhegehaltfähige Dienst-
zeit bis zum letzten Tag des in der Sterbeurkunde 
angegebenen Zeitraumes (vgl. Nr. 14.1.2). 3Zu der 
neu festzusetzenden Hinterbliebenenversorgung 
gehört auch das Sterbegeld. 

68.5.2 1Die Neufestsetzung erfolgt nur mit Wirkung für 
den Zeitraum nach der Todeserklärung oder nach 
Rechtskraft der gerichtlichen Feststellung. 2Die 
bisher gezahlten Verschollenenbezüge werden 
grundsätzlich nicht überrechnet.

69. Familienzuschlag

69.0 1Die Vorschrift regelt die Gewährung des Famili-
enzuschlags. 2Der Familienzuschlag der Stufe 1 
gehört zu den ruhegehaltfähigen Bezügen (vgl. 
Art. 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4). 3Der über die Stufe 1 

hinausgehende Betrag, wird hingegen neben 
den Versorgungsbezügen gezahlt.

69.1.1 Die für Beamte und Beamtinnen geltenden Vor-
schriften zum Familienzuschlag sind Art. 35 
Abs. 1, Art. 36 und 37 BayBesG.

69.1.2 1Die Voraussetzung des Art. 36 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
BayBesG „aus der letzten Ehe oder Lebenspart-
nerschaft zum Unterhalt verpflichtet” wird nicht 
dadurch erfüllt, dass infolge eines Versorgungs-
ausgleichs die Versorgungsbezüge nach Art. 92 
gekürzt werden oder auf Grund eines schuld-
rechtlichen Versorgungsausgleichs (§§ 1587f ff. 
BGB in der bis zum 31. August 2009 geltenden 
Fassung oder §§ 20 ff. VersAusglG) eine schuld-
rechtliche Ausgleichsrente (nach § 1587g BGB in 
der bis zum  31. August 2009 geltenden Fassung 
oder § 20 VersAusglG) gezahlt wird.

69.2.1 1Der Unterschiedsbetrag des Familienzuschlags 
ist Versorgungsbezug (Art. 2 Abs. 1 Nr. 6), je-
doch nicht Bestandteil des Ruhegehaltes, Wit-
wen- oder Waisengeldes oder der Unterhaltsbei-
träge. 2Er ist daher bei der Berechnung dieser 
Bezüge und bei der Gewährung von Leistun-
gen, die nach diesen Bezügen zu bemessen sind 
(z. B. Witwenabfindung nach Art. 37), nicht zu 
berücksichtigen, wenn nichts anderes bestimmt 
ist (z. B. nach Art. 33 Abs. 2 Satz 1). 3Ferner bleibt 
der Unterschiedsbetrag z. B. bei Art. 36 Abs. 2 
und den Art. 41 und 61 außer Betracht. 4Dies gilt 
auch dann, wenn bei einer anteiligen Kürzung 
der Hinterbliebenenversorgung nach Art. 41 der 
Unterschiedsbetrag durch die Erhöhungsbeträge 
nach Tabelle 2 der Anlage 5 BayBesG zusammen 
mit der Mindestversorgung nach Art. 26 Abs. 5 
Satz 2 das erdiente Ruhegehalt zuzüglich des 
Unterschiedsbetrags übersteigt, das erdiente Ru-
hegehalt allein aber über der Mindestversorgung 
nach Art. 26 Abs. 5 Satz 2 liegt.

69.2.2 1Bei den für die Stufen des Familienzuschlags in 
Betracht kommenden Kindern sind die Verhält-
nisse des oder der Verstorbenen zu berücksichti-
gen. 2Daher wird ein Unterschiedsbetrag neben 
dem Witwengeld nur gezahlt, wenn es sich um 
Kinder des oder der Verstorbenen im Sinn des 
§ 63 Abs. 1 Satz 1 EStG handelt.

70. Ausgleichsbetrag

70.0 Die Vorschrift regelt die Gewährung eines Aus-
gleichsbetrages in Höhe des Kindergeldes für 
das erste Kind neben dem Waisengeld in den 
Fällen, in denen keiner Person Kindergeld für 
die Waise zusteht.

70.1.1 1Der Anspruch auf einen Ausgleichsbetrag neben 
dem Waisengeld besteht, wenn in der Person der 
Waise 

– die Voraussetzungen des § 32 Abs. 1 bis 5 
EStG erfüllt sind,

– Ausschlussgründe nach § 65 EStG (andere 
Leistungen für Kinder) nicht vorliegen,

– keine Person vorhanden ist, die nach § 62 
EStG oder § 1 BKGG anspruchsberechtigt ist 
und

– die Waise keinen Anspruch auf Kindergeld 
nach § 1 Abs. 2 BKGG hat.
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2Der Ausgleichsbetrag entspricht dem Betrag für 
das erste Kind nach § 66 Abs. 1 EStG.

70.1.2 Der Anspruch auf eine der in § 65 Abs. 1 und 2 
EStG genannten Leistungen stellt im Sinn des 
Satzes 1 dann keinen Ausschlussgrund nach § 65 
EStG dar, wenn beim Vorhandensein einer nach 
dem EStG anspruchsberechtigten Person Kin-
dergeld nach § 65 Abs. 2 EStG zu zahlen wäre; 
in diesem Fall ist der Ausgleichsbetrag in sinn-
gemäßer Anwendung des § 65 Abs. 2 EStG zu 
zahlen.

70.1.3 1Der Ausgleichsbetrag ist Versorgungsbezug, 
aber nicht Bestandteil des Waisengeldes oder 
Unterhaltsbeitrages. 2Er unterliegt keiner antei-
ligen Kürzung nach Art. 41 oder 61.

70.1.4 Der Ausgleichsbetrag ist auch dann zu zahlen, 
wenn vom Waisengeld nach Anwendung von Ru-
hens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften 
kein Zahlbetrag verbleibt.

71. Kindererziehungs- und Kindererziehungser-
gänzungszuschlag

71.0.1 Kindererziehungs- und Kindeserziehungsergän-
zungszuschlag sollen die mit der Kindererzie-
hung in der Regel verbundenen Einschränkun-
gen in der Alterssicherung ausgleichen.

71.0.2 Gemeinsame Hinweise zu den Zuschlägen zum 
Ruhegehalt

71.0.2.1 1Die Festsetzung der Zuschläge erfolgt mit Aus-
nahme der vorübergehenden Gewährung von 
Zuschlägen nach Art. 73 von Amts wegen. 2Vor-
rangig ist stets der Kindererziehungszuschlag. 
3Neben dem Kindererziehungs- und Kinderer-
ziehungsergänzungszuschlag ist nur die Gewäh-
rung eines Pflegezuschlags möglich.

71.0.2.2 1Die Gewährung des Kindererziehungs-, Kin-
dererziehungsergänzungs- und Kinderpflegeer-
gänzungszuschlages setzt voraus, dass die für 
den jeweiligen Zuschlag zu berücksichtigende 
Zeit dem Beamten oder der Beamtin zuzuordnen 
ist. 2Die Zuordnung richtet sich in diesen Fällen 
nach Nr. 71.3.

71.0.2.3 1Die Zuschläge sind keine eigenständigen Ver-
sorgungsbezüge, sondern Bestandteil des Ru-
hegehalts und insoweit Bestandteil der Bemes-
sungsgrundlage sowohl des Unterhaltsbeitrags 
nach Art. 29 als auch der laufenden Hinterblie-
benenversorgung, nicht jedoch anderer Versor-
gungsbezüge (z. B. des Unterhaltsbeitrags nach 
Art. 55 oder des Übergangsgeldes nach Art. 67). 
2Beim Tod eines Ruhestandsbeamten oder einer 
Ruhestandsbeamtin sind die Zuschläge als Teil 
des Ruhegehalts Bestandteil der Bemessungs-
grundlage des Sterbegeldes nach Art. 33. 3Die 
Zuschläge bleiben bei der jährlichen Sonder-
zahlung außer Betracht (Art. 76 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1).

71.0.2.4 1Die Zuschläge sind vergleichbar den Zuschlä-
gen nach den §§ 50a bis 50e BeamtVG. 2§ 3 Nr. 67 
EStG ist dementsprechend auf die Zuschläge an-
zuwenden. 3Für die Berechnung des nach An-
wendung von Anrechnungs- Ruhens- und Kür-
zungsvorschriften im Mindestbelassungsbetrag 

enthaltenen, steuerfreien Anteils der Zuschläge 
wird auf Nr. 71.8.3 verwiesen.

71.0.2.5 1Bei der Berechnung der Zuschläge sind die ver-
sorgungsrechtlichen Rundungsvorschriften zu 
beachten (vgl. Art. 5 Abs. 5). 2Zwischenrechnun-
gen sind stets zu runden.

71.1 Anspruchsvoraussetzungen des Kindererzie-
hungszuschlags (Abs. 1 bis 4)

71.1.1 1Anspruch auf Kindererziehungszuschlag be-
steht, wenn der Beamte oder die Beamtin ein 
nach dem 31. Dezember 1991 geborenes Kind 
erzogen hat. 2Dies gilt nicht, wenn er oder sie 
wegen der Kindererziehung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versicherungspflichtig war 
und die allgemeine Wartezeit für eine Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt. 3Die 
allgemeine Wartezeit kann auch nur durch Kin-
dererziehung selbst erfüllt sein (z. B. durch zwei 
nach dem 31. Dezember 1991 geborene Kinder). 
4Wegen der Zuordnung vgl. Nr. 71.3.

71.1.2 Entsteht der Anspruch auf eine dem Kinderer-
ziehungszuschlag entsprechende Leistung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung (beispielsweise 
durch Erfüllung der Wartezeit) erst nach Eintritt 
des Versorgungsfalles, fällt der Kindererzie-
hungszuschlag mit dem Ablauf des Monats weg, 
in dem die Voraussetzungen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung erfüllt werden.

71.2 Berechnung der Kindererziehungszeit
1Zu berücksichtigen sind Kindererziehungszei-
ten für längstens 36 Kalendermonate nach Ab-
lauf des Monats der Geburt des Kindes. 2Wird 
während dieser Zeit ein weiteres Kind erzogen, 
wird die dreijährige Kindererziehungszeit für 
das weitere Kind berücksichtigt, indem sich die 
Kindererziehungszeit um die Anzahl der Ka-
lendermonate der gleichzeitigen Erziehung ver-
längert. 3Dies gilt entsprechend bei Mehrlings-
geburten. 4Im Ergebnis werden somit für zwei 
Kinder sechs Jahre, für drei Kinder neun Jahre 
usw. berücksichtigt. 5Die Kindererziehungszeit 
endet vorzeitig etwa im Falle des Todes des Kin-
des, des Eintritts des oder der Anspruchsberech-
tigten in den Ruhestand, des Todes des oder der 
Anspruchsberechtigten oder des Wechsels der 
Zuordnung der Erziehungszeit zu einem anderen 
Elternteil. 6Begonnene Kalendermonate sind voll 
zu berücksichtigten. 

Beispiel 1:

Geburt des Kindes A 24. November 1995

Beginn der Erziehungszeit 1. Dezember 1995

Geburt des Kindes B 25. Mai 1997

Beginn der Erziehungszeit 1. Juni 1997

Kindererziehungszeit bis 30. November 2001

 = 72 Monate

Kindererziehungszuschlag 72 Monate × 3,00 €

 = 216,00 €
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71.4.2.1 1Wurde in der Zeit der Kindererziehung ein Ruhegehaltsanspruch erdient, ist der auf diese Zeit entfallende 
Anteil des Ruhegehalts zu ermitteln. 2Bei der Berechnung des anteiligen Ruhegehalts ist das erdiente Ruhege-
halt vor Anwendung eines Versorgungsabschlags nach Art. 26 Abs. 2 oder Versorgungsaufschlags nach Art. 26 
Abs. 4 und ohne den Unterschiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2 anzusetzen. 3Der Berechnung ist folgende Formel 
zugrunde zu legen:

Ruhegehalt × Zeit der Kindererziehung in Dezimaljahren = Anteil des in der Kindererziehungs-
zeit erdienten RuhegehaltsGesamtdienstzeit in Dezimaljahren

Beispiel:
Kindererziehungszeit 1 Jahr und 6 Monate bei Teilzeitbeschäftigung mit 40 v. H. der Regelarbeitszeit

2.319,32 € ×
40 v. H. von 1 Jahr 182 Tagen =  

218,8 Tage : 365 = 0,6 Jahre = 42,84 €
32,48 Jahre

Beispiel 2:
Geburt des Kindes 24. November 2008

Beginn der Erziehungszeit 1. Dezember 2008

Ruhestandsversetzung wegen  
Dienstunfähigkeit mit Ablauf  
des (= Ende der Erziehungszeit) 31. Juli 2011

Kindererziehungszeit = 32 Monate

Kindererziehungszuschlag 32 Monate × 3,00 €

 = 96,00 €

71.3 Zuordnung der Zuschläge
1Die Zuordnung der Kindererziehungszeit be-
stimmt sich nach § 56 Abs. 2 SGB VI. 2Der Begriff 
des Elternteils ist in § 56 Abs. 1 Nr. 3 (Eltern) 
und Abs. 3 Nrn. 2 und 3 (Stiefeltern und Pflege-
eltern) SGB I definiert. 3Für die Zuordnung gilt 
Folgendes:

71.3.1 Gemeinsame Erziehung
1Haben beide Elternteile das Kind gemeinsam 
erzogen, war die Erziehungszeit einem Elternteil 
zuzuordnen (§ 56 Abs. 2 Satz 2 SGB VI). 2Dies gilt 
auch dann, wenn beide Elternteile gemeinsam 
die Elternzeit nach den Vorschriften des Bundes-
elterngeld- und Elternzeitgesetzes in Anspruch 
genommen haben. 3Gemeinsam erziehende El-
tern können durch Abgabe einer übereinstim-
menden Erklärung bestimmen, bei welchem El-
ternteil die Kindererziehungszeit berücksichtigt 
werden soll (§ 56 Abs. 2 Sätze 3 bis 7 SGB VI). 
4Die Erklärung der Zuordnung, die auch auf ei-
nen bestimmten Teil (mindestens volle Kalender-
monate) der Erziehungszeit beschränkt werden 
kann, ist mit Wirkung für künftige Kalender-
monate abzugeben. 5Sie kann rückwirkend für 
bis zu zwei Kalendermonate vor Abgabe der Er-
klärung erfolgen. 6Die Erklärung ist sowohl ge-
genüber der zuständigen personalverwaltenden 
Stelle (zu den Personalakten) als auch gegenüber 
dem für den anderen Elternteil zuständigen Trä-
ger der gesetzlichen Rentenversicherung oder – 
wenn der andere Elternteil ebenfalls Beamter 
oder Beamtin ist – gegenüber der für ihn oder ihr 
zuständigen personalverwaltenden Stelle abzu-
geben. 7Wird eine übereinstimmende Erklärung 
nicht, nicht übereinstimmend oder sonst nicht 
rechtswirksam, insbesondere nicht rechtzeitig 
abgegeben, ist eine Zuordnung nur im Rahmen 
der überwiegenden Erziehung möglich.

8Liegt keine wirksame übereinstimmende Erklä-
rung vor, wird die Kindererziehungszeit bei dem 
Elternteil berücksichtigt, der das Kind – nach ob-
jektiven Gesichtspunkten betrachtet – überwie-
gend erzogen hat. 9Kann der überwiegende Er-
ziehungsanteil eines Elternteils nicht festgestellt 
werden bzw. sind die Erziehungsbeiträge nach 
objektiven Maßstäben in etwa gleichgewichtig, 
wird die Kindererziehungszeit nach § 56 Abs. 2 
Satz 8 SGB VI der Mutter zugeordnet.

71.3.2 Alleinerziehend

1Ist ein Elternteil alleinerziehend, erfolgt die 
Zuordnung zu dem Elternteil, in dessen Haus-
halt das Kind lebt. 2Dabei kommt es nicht darauf 
an, dass der oder die Alleinerziehende alleinig 
sorgeberechtigt ist. 3Eine Zuordnung durch ge-
meinsame Erklärung ist bei Alleinerziehenden 
nicht möglich. 4Alleinerziehung liegt nicht vor, 
wenn die Eltern einen gemeinsamen Haushalt 
führen.

71.4 Höhe des Kindererziehungszuschlags

71.4.1 1Bei der Ermittlung der Kindererziehungszeit 
(vgl. Nr. 71.2) sind Kalendermonate wegen der 
Beschränkungen des Abs. 4 Satz 2 in Teilmona-
te aufzusplitten, wenn sich während des Monats 
die Berechnungsgrundlagen der ruhegehaltfä-
higen Dienstzeit verändern (vgl. Nr. 71.4.2.3). 
2Anfallende Tage sind in Dezimalmonate um-
zurechnen, wobei auf die Anzahl der Tage des 
jeweiligen Kalendermonats abzustellen ist.

71.4.2 Begrenzung des Kindererziehungszuschlags auf 
das während der Kindererziehungszeit höchs-
tens erdienbare Ruhegehalt

1Der Kindererziehungszuschlag darf zusam-
men mit dem auf die Kindererziehungszeit 
entfallenden Anteil des erdienten Ruhegehalts 
das Ruhegehalt nicht übersteigen, das sich bei 
Berücksichtigung der Kindererziehungszeit als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit für diesen Zeitraum 
ergeben würde. 2Die Berechnung ist jeweils ge-
sondert für jeden Zeitraum durchzuführen, in 
dem sich der Umfang einer zu berücksichtigen-
den ruhegehaltfähigen Dienstzeit (z. B. durch 
Wechsel von Vollzeitbeschäftigung auf Teilzeit-
beschäftigung) geändert hat.
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71.4.2.2 1Danach ist für die Höchstgrenze nach Satz 2 das auf die Kindererziehungszeit entfallende anteilige fiktive 
Ruhegehalt zu ermitteln. 2Bei der Ermittlung des Ruhegehalts ist Nr. 71.4.2.1 Satz 2 zu beachten. 3Diese 
Höchstgrenze errechnet sich nach folgender Formel:

Fiktives erdienbares 
Höchstruhegehalt ×

Zeit der Kindererziehung  
in Dezimaljahren

=
Anteil des auf die Kindererziehungszeit  
entfallenden fiktiven HöchstruhegehaltsFiktive Gesamtdienstzeit  

in Dezimaljahren

Beispiel:
Kindererziehungszeit 1 Jahr und 6 Monate

2.383,68 € ×
1 Jahr 182 Tagen : 365 = 1,5 Jahre

= 107,12 €
33,38 Jahre

71.4.2.3 Übersteigt die Summe aus Kinderziehungszuschlag und anteiligem Ruhegehalt, die Höchstgrenze, ist der 
Kindererziehungszuschlag um den übersteigenden Betrag – gegebenenfalls bis auf Null – zu kürzen.

Beispiel:
Ruhegehalt ab 1. Juli 2011: 1.985,32 €

Gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit: 27,8 Jahre

Kindererziehungszeit für ein Kind: geboren am 17. Oktober 1995

Vollbeschäftigung (Mutterschutzfrist): 1. November 1995 bis 13. Dezember 1995 = 43,0 Tage

Teilzeitbeschäftigung (4/10): 14. Dezember 1995 bis 15. April 1997 = 195,2 Tage

Teilzeitbeschäftigung (6/10): 16. April 1997 bis 31. Oktober1998 = 338,4 Tage

Kindererziehungszuschlag pro Monat: 3,00 €

Kinderer-
ziehungs-

zeit  
von  
bis

Dezi-
mal-

monate

Kinder-
erzie-

hungs-
zuschlag 

(KEZ)

Ruhege-
haltfähige 
Dienstzeit 
in Dezi-

maljahren

Antei-
liges Ru-
hegehalt 
(AntRG)

Fiktive ruhe-
gehaltfähige 
Dienstzeit in 

Dezimaljahren

Fiktives Ruhe gehalt 
 (Höchstgrenze)

AntRG 
und KEZ 

übersteigen 
HGr um

KEZ 
begrenzt 

auf

des 
Zeit-

raums

ge-
samte 
Dienst-

zeit

gesamt davon 
entfallen 
auf den 

Zeitraum 
(HGr)

01.11.1995   1,42   4,26 €  0,12   8,57 €  0,12  27,80 1.985,32 €   8,57 €   4,26 €   0,00 €
13.12.1995

14.12.1995  16,08  48,24 €  0,53  37,85 €  1,33  28,60 2.042,45 €  95,70 €   0,00 €  48,24 €
15.04.1997

16.04.1997  18,50  55,50 €  0,93  66,42 €  1,55  28,42 2.029,50 € 110,69 €  11,23 €  44,27 €
31.10.1998

Kindererziehungszuschlag begrenzt  92,51 €

71.5 Anspruchsvoraussetzungen des Kindererzie-
hungsergänzungszuschlags

71.5.1 Der Kindererziehungsergänzungszuschlag wird 
für Zeiten gewährt, in denen 

–  zwei oder mehr Kinder gleichzeitig erzogen 
oder nicht erwerbsmäßig gepflegt wurden 
(Mehrkindfall – Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a) oder

–  die Erziehung eines Kindes oder die nichter-
werbsmäßige Pflege eines pflegebedürftigen 
Kindes mit einer ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit oder der nichterwerbsmäßigen Pflege ei-
ner anderen pflegebedürftigen Person nach 
Art. 72 Abs. 1 Satz 1 zusammentrafen (Ein-
kindfall – Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b).

71.5.2 1Zu berücksichtigen sind nur nach dem 31. De-
zember 1991 liegende Zeiten der Kindererzie-
hung bis zur Vollendung des zehnten Lebensjah-
res oder der nichterwerbsmäßigen Pflege eines 
pflegebedürftigen Kindes bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres. 2Das gilt auch für vor dem 1. 
Januar 1992 geborene Kinder, soweit die Erzie-
hungs- oder Pflegezeiten nach dem 31. Dezember 
1991 liegen. 3Die Kindererziehungs- oder Pfle-
gezeiten sind für die Berechnung des Kinderer-
ziehungsergänzungszuschlags – anders als beim 
Kindererziehungszuschlag – bereits ab dem Tag 
der Geburt zu berücksichtigen. 4Sie enden spä-
testens mit dem Tag der Vollendung des zehnten 
bzw. 18. Lebensjahres des Kindes. 
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71.5.3 Für die Berücksichtigung der nichterwerbsmä-
ßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kindes ist 
auf die Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nach § 3 Satz 1 Nr. 1a SGB 
VI abzustellen (vgl. Nr. 72.1.1). 

71.5.4 1Der Kindererziehungsergänzungszuschlag setzt 
voraus, dass die Erziehungszeit dem Beamten 
oder der Beamtin zuzuordnen war (vgl. zur Zu-
ordnung Nr. 71.3). 2Das gilt auch für die Zeit der 
nichterwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürf-
tigen Kindes.

71.5.5 Liegen die Voraussetzungen sowohl für den 
Mehrkindfall als auch für den Einkindfall vor, 
ist der höhere Kindererziehungsergänzungszu-
schlag für den Mehrkindfall zu gewähren.

71.5.6 Ausschluss 

71.5.6.1 Der Kindererziehungsergänzungszuschlag wird 
nicht für Zeiten gewährt, für die der Beamte oder 
die Beamtin Anspruch auf eine dem Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag entsprechende Leis-
tung nach § 70 Abs. 3a SGB VI (Höherbewertung 
von Beitragszeiten) hat (Abs. 5 Nr. 2), die eine 
Wartezeit von mindestens 25 Jahren rentenrecht-
licher Zeiten voraussetzt. 

71.5.6.2 Der Kindererziehungsergänzungszuschlag wird 
nicht für Zeiten gewährt, für die ein Kindererzie-
hungszuschlag zusteht.

71.6 Höhe des Kindererziehungsergänzungszu-
schlags

71.6.1 Die Höhe des Kindererziehungsergänzungszu-
schlags berechnet sich durch die Multiplikation 
des entsprechenden Betrages mit der Zeit der 
Kindererziehung oder der Pflege in Dezimal-
monaten (vgl. Nr. 71.4.2).

Beispiel:

Für die gleichzeitige Erziehung von zwei Kin-
dern bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres des 
 älteren Kindes in der Zeit vom 1. April 1995 bis 
31. März 2000 und der Erziehung des jüngeren 
Kindes bis zur Vollendung dessen 10. Lebensjah-
res bei gleichzeitiger Teilzeitbeschäftigung mit 
1/2 im Beamtenverhältnis vom 1. April 2000 bis 
31. März 2001 beträgt der Kindererziehungsergän-
zungszuschlag:

1. April 1995  
bis 31. März 2000: 60 × 0,76 € = 45,60 €

1. April 2000  
bis 31. März 2001: 12 × 0,57 € =  6,84 €

Insgesamt: 52,44 €

71.6.2 Begrenzung des Kindererziehungsergänzungszuschlags auf das während der Kindererziehung höchstens 
erdienbare Ruhegehalt 

Die Ausführungen zu den Nrn. 71.4.2 bis 71.4.2.3 gelten entsprechend.

Beispiel:
Siehe oben Nr. 71.6.1

Gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit: 31 Jahre

Ruhegehalt (angenommen): 1.527,81 €

Monatlicher Kindererziehungsergänzungszuschlag:

Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 0,76 €

Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 0,57 €

Kindererzie-
hungszeit  

von  
bis

Dezimal-
monate

Kinderer-
ziehungs-

ergän-
zungs-

zuschlag 
(KEEZ)

Ruhegehaltfä-
hige Dienstzeit

Anteiliges 
Ruhe-
gehalt 

(AntRG)

Höchst-
grenze 
(HGr)

AntRG 
und KEEZ 

übersteigen 
HGr um

KEEZ 
begrenzt 

auf

 in 
Tagen

in De-
zimal-
jahren

1. April 1995 60,00 45,60 € 0,00 0,00 0,00 € 246,40 € 0,00 € 45,60 €

31. März 2000

1. April 2000 12,00 6,84 € 182,50 0,50 24,64 € 31,05 € 0,43 € 6,41 €

31. März 2001

Kindererziehungszuschlag begrenzt 52,01 €_______
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71.7 Begrenzungen der Zuschläge auf das Höchst-
ruhegehalt

71.7.1 1Durch den Kindererziehungs- und Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag darf das Höchstruhe-
gehalt nach dem Amt, das dem Ruhegehalt des 
Beamten oder der Beamtin zugrunde liegt, nicht 
überschritten werden. 2Das Höchstruhegehalt ist 
durch Anwendung des Höchstruhegehaltssatzes 
auf die ruhegehaltfähigen Bezüge der Endstufe 
der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhege-
halt des Beamten oder der Beamtin berechnet, 
zu ermitteln. 3Art. 103 Abs. 1 und Art. 107 ist zu 
beachten.

71.7.2 Übersteigt das um die Zuschläge erhöhte tatsäch-
liche Ruhegehalt des Beamten oder der Beamtin 
diesen Betrag, wird der Zuschlag entsprechend 
– gegebenenfalls bis auf Null – gekürzt.

Beispiel: 

Ruhegehaltfähige Bezüge: 3.250,00 €

Ruhegehalt: 1.800,00 €

Kindererziehungszuschlag: 70,25 €

Ruhegehalt (einschließlich  
Kindererziehungszuschlag): 1.870,25 €

Ruhegehaltfähige Bezüge der  
Endstufe der versorgungswirksamen  
Besoldungsgruppe: 3.250,00 €

Höchstruhegehaltssatz: 71,75 v. H.

Erreichbare Höchstversorgung 2.331,88 €

Ruhegehalt (einschließlich  
Kindererziehungszuschlag): 1.870,25 €

Übersteigender Betrag/Kürzung  
des Kindererziehungszuschlages: 0,00 €

Ergebnis: Keine Kürzung des Kindererziehungs-
zuschlages

71.7.3 Erhöhen zwei Zuschläge das Ruhegehalt und 
wird die Höchstgrenze insgesamt überschritten, 
erfolgt die Kürzung der Zuschläge anteilsmäßig 
um die mit folgender Formel zu ermittelnden Be-
träge:

Übersteigender Betrag  
× jeweiliger Zuschlag

=
anteiliger  
KürzungsbetragGesamtbetrag  

der Zuschläge

Beispiel:

Ruhegehaltfähige Bezüge:  3.250,00 €

Kindererziehungszuschlag:  155,10 €

Pflegezuschlag:     40,69 €

Gesamtbetrag Zuschläge:  195,79 €

Ruhegehalt:  2.200,00 €

Ruhegehalt  
(einschließlich Zuschläge):  2.395,79 €

Ruhegehaltfähige Bezüge aus der  
Endstufe der versorgungswirksamen  
Besoldungsgruppe:  3.250,00 €

Höchstruhegehaltssatz:  71,75 v. H.

Erreichbare Höchstversorgung:  2.331,88 €

Ruhegehalt  
(einschließlich Zuschläge):  2.395,79 €

./. erreichbare Höchstversorgung:  2.331,88 €

übersteigender Betrag:  63,91 €

Gekürzter Kindererziehungszuschlag:

155,10 € – 50,63 €  (
63,91 € × 155,10 €

) = 104,47 €
195,79 €

Gekürzter Pflegezuschlag:

40,69 € – 13,28 € (
63,91 € × 40,69 €

) = 27,41 €
195,79 €

71.7.4 1Treffen die Zuschläge mit Mindestversorgung 
nach Art. 26 Abs. 5 zusammen, werden die Zu-
schläge nur in Höhe des Betrages gezahlt, um 
den erdientes Ruhegehalt und Zuschläge die 
Mindestversorgung übersteigen. 2Damit wird 
sichergestellt, dass Empfänger von Mindestver-
sorgung und Zuschlägen bei der Berechnung der 
Sonderzahlung nach Art. 75 ff. nicht schlechter 
gestellt werden als Empfänger, die nur Mindest-
versorgung beziehen. 

71.8 Berücksichtigung von Versorgungsab- und 
-aufschlägen sowie Ruhens-, Kürzungs- und 
Anrechnungsvorschriften

71.8.1 Die Zuschläge nehmen an der Verminderung des 
Ruhegehalts durch einen Versorgungsabschlag 
nach Art. 26 Abs. 2 oder einer Erhöhung durch 
einen Versorgungsaufschlag nach Art. 26 Abs. 4 
teil. 

71.8.2 Bei der Anwendung von Ruhens-, Anrechnungs- 
und Kürzungsvorschriften gelten die Zuschläge 
als Teil des Ruhegehaltes und sind in Summe 
Gegenstand der Regelung.  

71.8.2.1 Im Rahmen von Hinzuverdienstregelungen ist 
der Höchstgrenze das um die Zuschläge erhöhte 
Ruhegehalt gegenüber zu stellen. 

71.8.2.2 Die Zuschläge sind in die Berechnung der Min-
destbelassung nach Art. 83 Abs. 3 und Art. 84 
Abs. 3 und 4 Satz 2 einzubeziehen. 

71.8.2.3 1Bei der Rentenanrechnung nach Art. 85 Abs. 1 
ist das Ruhegehalt gemeinsam mit den Zuschlä-
gen und der anrechenbaren Rente der Höchst-
grenze nach Art. 85 Abs. 2 gegenüber zu stellen. 
2Das der Höchstgrenze zugrunde liegende fik-
tive Ruhegehalt ist nicht um die Zuschläge zu 
erhöhen. 3Bei der Anwendung der erweiterten 
Ruhensberechnung des Art. 26 Abs. 6 sind die 
Zuschläge als Bestandteil des Ruhegehalts zu 
berücksichtigen. 

71.8.3 1Auf Grund der Steuerfreiheit der Zuschläge nach 
§ 3 Nr. 67 EStG sind die im Restruhegehalt oder 
dem Mindestbelassungsbetrag anteilig enthalte-
nen Zuschläge jeweils nach folgender Formel zu 
berechnen und steuerfrei zu belassen:

Ungeminderter  
Zuschlag ×

Restruhegehalt oder  
Mindestbelassungs-

betrag

Ungeminderte Gesamtversorgung

2Sind die Zuschläge Bestandteil der Bemessungs-
grundlage eines Versorgungsbezugs (z. B. Wit-
wengeld oder Sterbegeld), ist der Versorgungs-
bezug in vollem Umfang zu versteuern, da die 
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Zuschläge nicht mehr als anteiliger Bestandteil 
des Versorgungsbezugs erhalten sind.

71.8.4 Wegen der Berücksichtigung der Zuschläge nach 
Art. 71 bis 73 im Rahmen der Auskunftserteilung 
an das Familiengericht siehe Nr. 8 der Anlage 1 
(Versorgungsausgleich). 

71.9 Erziehung eines vor dem 1. Januar 1992 gebo-
renen Kindes vor der Berufung in ein Beamten-
verhältnis

71.9.1 1Ein Kindererziehungszuschlag für ein vor dem 
1. Januar 1992 geborenes Kind kommt nur dann 
in Betracht, wenn der Erziehende im maßgebli-
chen Erziehungszeitraum nicht in einem Beam-
tenverhältnis stand. 2Bestand das Beamtenver-
hältnis während der Erziehung eines vor dem 1. 
Januar 1992 geborenen Kindes, ist die Zeit eines 
Erziehungsurlaubs oder einer sonstigen erzie-
hungsbedingten Freistellung vom Dienst nach 
Art. 103 Abs. 2 bis zu dem Tag ruhegehaltfähig, 
an dem das Kind sechs Monate alt wird. 3Die 
entsprechende Anwendung der Abs. 1 bis 4, 7 
und 8 erfolgt mit der Maßgabe, dass als Kinder-
erziehungszeit höchstens zwölf Kalendermonate 
berücksichtigt werden.

71.9.2 1Ein Kindererziehungszuschlag wird auch für 
die Zeit der Erziehung eines Kindes gewährt, 
die zwischen einem früheren, durch Entlassung 
beendeten, und einem späteren (versorgungs-
begründenden) Beamtenverhältnis liegt. 2Die 
Erziehung des Kindes ist insoweit im Sinn des 
Abs. 9 vor der Berufung in ein Beamtenverhält-
nis erfolgt. 3Stand der Beamte oder die Beamtin 
nicht während des ganzen Zeitraums der Kin-
dererziehung im Beamtenverhältnis, führt dies 
zu einem Wechsel der Anspruchsgrundlagen 
des Abs. 9 und des Art. 103 Abs. 2. 4Die beiden 
unterschiedlichen Berechnungssysteme knüpfen 
den jeweiligen Anspruch nicht an die Geburt des 
Kindes innerhalb oder außerhalb des Beamten-
verhältnisses, sondern an dessen Erziehungszeit. 
5Der Kindererziehungszuschlag ist für diejenige 
Zeit einer Kindererziehung zu gewähren, die vor 
oder zwischen einem früheren und einem späte-
ren Beamtenverhältnis liegt.

Beispiel:

Ist eine Beamtin beispielsweise vier Monate nach 
dem Monat der Geburt des Kindes aus einem 
(früheren) Beamtenverhältnis entlassen worden, 
begründen die restlichen acht Monate einer zu 
berücksichtigenden Kindererziehungszeit vor der 
Berufung in ein (späteres) Beamtenverhältnis ei-
nen Anspruch auf die Gewährung eines Kinder-
erziehungszuschlags.

72. Pflegezuschlag und Kinderpflegeergänzungs-
zuschlag

72.0.1 1Art. 72 bestimmt die Gewährung eines Pflege-
zuschlags für Zeiten der nicht erwerbsmäßigen 
Pflege, die nicht zu Ansprüchen in der gesetzli-
chen Rentenversicherung führen, weil die all-
gemeine rentenrechtliche Wartezeit nicht erfüllt 
wird. 2Kinderpflegeergänzungszuschläge dienen 
der Aufstockung des Pflegezuschlags, wenn ein 
pflegebedürftiges Kind betreut oder versorgt 

wird. 3Nach § 14 SGB XI sind Personen pflege-
bedürftig, wenn sie wegen einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Krankheit oder Behin-
derung für die gewöhnlichen und regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des 
täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für 
mindestens sechs Monate, in erheblichem oder 
höherem Maße (§ 15 SGB XI) der Hilfe bedür-
fen.

72.0.2 Wegen allgemein gültiger Regelungen zu den 
Zuschlägen vgl. Nr. 71.0.2. 

72.1.1 Anspruchsvoraussetzungen 
1Ein Pflegezuschlag wird gewährt für Zeiten, 
für die wegen der nichterwerbsmäßigen Pflege 
eines Pflegebedürftigen nach § 3 Satz 1 Nr. 1a 
SGB VI Rentenversicherungspflicht bestand. 
2Versicherungspflicht in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung besteht nach § 3 Satz 1 Nr. 1a 
SGB VI für Beamte in der Zeit, in der sie einen 
Pflegebedürftigen im Sinn des § 14 SGB XI nicht 
erwerbsmäßig mindestens 14 Stunden wöchent-
lich in seiner häuslichen Umgebung pflegen 
und der oder die Pflegebedürftige Anspruch auf 
Leistungen aus der sozialen oder einer privaten 
Pflegeversicherung hat. 3Eine neben der Pflege-
tätigkeit ausgeübte Erwerbstätigkeit darf nicht 
mehr als 30 Stunden wöchentlich betragen. 4Frü-
hestmöglicher Beginn der Versicherungspflicht 
ist der 1. April 1995. 5Als Nachweis für die Ver-
sicherungspflicht dient der Versicherungsverlauf 
(nach Kontenklärung) des zuständigen Renten-
versicherungsträgers.

72.1.2 Ausschluss
1Hat der Beamte oder die Beamtin die allgemei-
ne Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erfüllt, ist die Gewährung eines Pflegezu-
schlages ausgeschlossen. 2In diesen Fällen sind 
jedoch die Voraussetzungen eines Kinderpflege-
ergänzungszuschlages (siehe Nr. 72.3) zu prüfen, 
sofern der Beamte oder die Beamtin ein pflege-
bedürftiges Kind in der Zeit vor Vollendung des 
18. Lebensjahres gepflegt hat. 3Nr. 71.2 Satz 5 
gilt entsprechend.

72.2 Höhe
1Die Höhe des Pflegezuschlags orientiert sich 
nach dem Grad der Pflegebedürftigkeit und dem 
notwendigen Umfang der wöchentlichen Pflege-
tätigkeit. 2Sie berechnet sich durch die Multipli-
kation des entsprechenden Betrages mit der Zeit 
der nichterwerbsmäßigen Pflege in Dezimalmo-
naten (vgl. Nr. 71.4.1).

72.3 Kinderpflegeergänzungszuschlag

72.3.1 Anspruchsvoraussetzungen/Dauer
1Die Pflegezeit wird längstens bis zum Ablauf 
des Monats der Vollendung des 18. Lebensjah-
res des pflegebedürftigen Kindes berücksich-
tigt. 2Die Erhöhung des Ruhegehalts um einen 
Kinderpflegeergänzungszuschlag setzt voraus, 
dass die Pflegezeit dem Beamten als Kinderer-
ziehungszeit zuzuordnen ist (vgl. zur Zuordnung 
Nr. 71.3). 3Der Kinderpflegeergänzungszuschlag 
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kann für die Zeit der Pflege auch neben den Pfle-
gezuschlag treten.

72.3.2 Ausschluss
1Der Kinderpflegeergänzungszuschlag wird 
nicht für Zeiten gewährt, für die der Beamte 
oder die Beamtin Anspruch auf eine diesem Zu-
schlag entsprechende Leistung nach § 70 Abs. 3a 
SGB VI (kinderbezogene Höherbewertung von 
Beitragszeiten) hat. 2Diese Leistung setzt die 
Erfüllung einer Wartezeit von 25 Jahren mit 
rentenrechtlichen Zeiten voraus. 3Für die Pfle-
getätigkeit können abgesehen von den Leistun-
gen nach § 70 Abs. 3a SGB VI Rentenansprüche 
bestehen. 4Der Kinderpflegeergänzungszuschlag 
wird ebenfalls nicht für Zeiten gewährt, für die 
der Beamte oder die Beamtin Anspruch auf Leis-
tungen nach Art. 71 hat.

72.3.3 Höhe
1Das Ruhegehalt eines Beamten oder einer Be-
amtin erhöht sich für die Zeit der nichterwerbs-
mäßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kindes 
um die Hälfte der in Abs. 2 genannten Beträge, 
höchstens jedoch um den Höchstbetrag nach 
Abs. 3 Satz 3. 2Der Kinderpflegeergänzungszu-
schlag berechnet sich durch die Multiplikation 
des entsprechenden Betrages mit der Zeit der 
nichterwerbsmäßigen Pflege in Dezimalmonaten 
(vgl. Nr. 71.4.1).

Beispiel:

Für die versicherungspflichtige nichterwerbs-
mäßige Pflege eines schwerpflegebedürftigen 
Kindes (§ 15 Abs. 1 Nr. 2 SGB XI) mit mindestens 
21 Stunden wöchentlich vom 1. Februar 2001 bis 
31. Dezember 2001 berechnet sich der Kinderpfle-
geergänzungszuschlag wie folgt:

Ergebnis:

1. Februar 2001 bis  
31. Dezember 2001  = 11 Dezimalmonate

Kinderpflege- 
ergänzungs- 
zuschlag: 11 Dezimalmonate × 0,65 € = 7,15 €

72.4 Begrenzungen

72.4.1 Begrenzung des Pflegezuschlags und Kinder-
pflegeergänzungszuschlags auf das während 
der Pflegezeit höchstens erdienbare Ruhege-
halt
1Die Ausführungen zu den Nrn. 71.4.2 bis 71.4.2.3 
gelten entsprechend. 2Die Höchstgrenzenbe-
rechnung ist unter Berücksichtigung sämtlicher 
Leistungen nach Art. 71 für denselben Zeitraum 
durchzuführen. 

72.4.2 Begrenzung der Zuschläge auf die erreichbare 
Höchstversorgung
1Erhöhen mehrere Zuschläge das Ruhegehalt, 
gilt Nr. 71.7 entsprechend.
2Liegen für einen gleichen Zeitraum sowohl die 
Voraussetzungen eines Kindererziehungszu-
schlags und eines Pflegezuschlags vor, sind zu-
nächst beide Zuschläge gesondert zu berechnen 

und zu addieren. 3Überschreitet die Summe – un-
ter Berücksichtigung eines in dieser Zeit erdien-
ten anteiligen Ruhegehaltes – das Ruhegehalt, 
das sich unter Berücksichtigung des Höchst-
ruhegehaltssatzes und der ruhegehaltfähigen 
Bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgrup-
pe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, er-
geben würde, erfolgt die Kürzung der einzelnen 
Zuschläge anteilmäßig um die nach folgender 
Formel zu berechnenden Beträge:

Übersteigender Betrag  
× jeweiliger Zuschlag  

für den Zeitraum
=
  anteiliger  
Kürzungsbe-
tragGesamtbetrag  

der Zuschläge  
für den Zeitraum

73. Vorübergehende Gewährung von Zuschlägen

73.0 1Die Regelung ist Art. 27 nachgebildet. 2Durch 
sie soll sichergestellt werden, dass in den Fällen 
des Eintritts in den Ruhestand vor Erreichen der 
allgemeinen Altersgrenze im Vorgriff auf zuste-
hende rentenrechtliche Leistungen vorüberge-
hend Zuschläge nach Art. 71 und 72 gewährt 
werden können.

73.1.1 1Die vorübergehende Gewährung der Zuschläge 
erfolgt nur auf Antrag (Nr. 27.4), wenn die Vor-
aussetzungen des Abs. 1 erfüllt sind. 2Danach 
muss der Beamte oder die Beamtin

–  bis zum Beginn des Ruhestands die allgemei-
ne Wartezeit für eine Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung erfüllt haben und

–  wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand 
versetzt worden (vgl. Nr. 27.1.3) oder

–  wegen Erreichen einer besonderen Alters-
grenze in den Ruhestand getreten sein (vgl. 
Nr. 27.1.3) und

–  dem Grunde nach Anspruch auf entsprechen-
de Leistungen nach dem SGB VI haben, die 
jedoch vor dem Erreichen der maßgebenden 
Altersgrenze noch nicht gewährt werden, fer-
ner muss

–  der erreichte Ruhegehaltssatz unter 66,97 v. H. 
liegen (vgl. Nr. 27.1.2) und

–  Erwerbseinkommen von weniger als 470 € im 
Monat durchschnittlich bezogen werden (vgl. 
Nr. 27.1.4). 

3Ob entsprechende Leistungen nach dem SGB 
VI dem Grunde nach zustehen ist dem Versiche-
rungsverlauf zu entnehmen.

73.1.2 1Das um die Zuschläge vorübergehend erhöhte 
Ruhegehalt, bei dem auch die dauerhaft zu ge-
währenden Zuschläge zu berücksichtigen sind, 
darf insgesamt nicht das mit einem Ruhege-
haltssatz von 66,97 v. H. berechnete Ruhegehalt 
überschreiten. 2Gegebenenfalls sind die vorüber-
gehend zu gewährenden Zuschläge zu kürzen. 
3Werden mehrere Zuschläge zum Ruhegehalt ge-
währt, ist bei Überschreitung der Höchstgrenze 
Nr. 71.7 entsprechend anzuwenden.

73.1.3 1Die vorübergehenden Zuschläge sind bei den 
Begrenzungen dauerhafter Zuschläge ebenso zu 
berücksichtigen wie umgekehrt dauerhafte Zu-
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schläge bei der Bemessung vorübergehender Zu-
schläge. 2Wird zum Beispiel bei einem Beamten 
das Ruhegehalt vorübergehend nach Art. 73 um 
eine dem Pflegezuschlag vergleichbare Leistung 
erhöht, ist bei der Höchstgrenzenberechnung ei-
nes dauerhaft zu gewährenden Kinderpflegeer-
gänzungszuschlages oder Kindererziehungser-
gänzungszuschlages auch der vorübergehende 
Zuschlag nach Art. 73 zu berücksichtigen. 3Eine 
Kürzung der vorübergehend zu gewährenden 

 Zuschläge auf Grund einer Überschreitung des 
mit einem Ruhegehaltssatz von 66,97 v. H. be-
rechneten Ruhegehaltes ist dabei unbeachtlich. 
4Entfällt die vorübergehende Erhöhung des Ru-
hegehaltes, sind die dauerhaft zu gewährenden 
Zuschläge neu zu berechnen. 

73.2 Wegfall der Erhöhung 

Wegen des Begriffs des Erwerbseinkommens im 
Sinn des Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 wird auf Nr. 27.3.2 
verwiesen.

Gesamtübersicht über die Zuschläge zum Ruhegehalt

Kindererziehungszuschlag 
Art. 71 Abs. 1

Kindererziehungsergänzungszuschlag 
Art. 71 Abs. 5

Pflegezuschlag 
Art. 72 Abs. 1

Kinderpflegeergän-
zungszuschlag  
Art. 72 Abs. 3

Voraus-
setzun-
gen; 
Dauer

für Zeiten der Erziehung für nach dem 31. Dezember 1991 liegen-
de Zeiten, in denen

für Zeiten der Versicherungspflicht nach § 3 
Satz 1 Nr. 1a SGB VI wegen nichterwerbsmä-
ßiger Pflege

vor dem 1. 
Januar 1992 
geborener 
Kinder vor der 
Berufung in 
ein Beamten-
verhältnis

nach dem  
31. Dezem-
ber 1991 
geborener 
Kinder

zwei oder mehr 
Kinder gleichzeitig 
erzogen oder nicht 
erwerbsmäßig 
gepflegt werden

neben der Erzie-
hung oder der nicht 
erwerbsmäßigen 
Pflege eines Kindes

eine ruhegehalt-
fähige Dienstzeit 
tritt oder eine 
andere pflegebe-
dürftige Person 
nichterwerbsmäßig 
gepflegt wird

einer pflegebedürf-
tigen Person

eines pflegebedürftigen 
Kindes. Der Kinder-
pflegeergänzungszu-
schlag wird auch neben 
dem Pflegezuschlag 
gewährt.

nach Ablauf des Monats der 
Geburt für längstens

Zeiten der Kindererziehung sind längs-
tens bis zur Vollendung des 10. Lebens-
jahres und Zeiten der nichterwerbsmä-
ßigen Pflege eines pflegebedürftigen 
Kindes längstens bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres des Kindes zu berück-
sichtigen.

 

Die Pflegezeit ist längs-
tens bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres 
des Kindes zu berück-
sichtigen

12 anschlie-
ßende  
Kalender- 
monate

36 anschlie-
ßende 
Kalender-
monate

Ende der Kindererziehungs-
zeit spätestens mit Ablauf 
des Monats, in dem die 
Erziehung endet.
bei Erziehung eines weite-
ren zuzuordnenden Kindes 
im maßgeblichen Zeitraum 
– Verlängerung um die 
Anzahl der Kalendermonate 
gleichzeitiger Erziehung
Die zu berücksichtigende Zeit muss dem Beamten oder der Beamtin 
als Kindererziehungszeit nach Art. 71 Abs. 3 zuzuordnen sein.

Die zu berücksichtigen-
de Zeit muss dem Be-
amten oder der Beamtin 
als Kindererziehungs-
zeit nach Art. 71 Abs. 3 
zuzuordnen sein.

Aus-
schluss

bei Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenver-
sicherung wegen der Kin-
dererziehung und Erfüllung 
der allgemeinen Wartezeit

bei Anspruch auf eine dem Zuschlag 
entsprechende Leistung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung nach § 70  
Abs. 3a SGB VI

bei Erfüllung der 
allgemeinen War-
tezeit

bei Anspruch auf eine 
dem Zuschlag entspre-
chende Leistung in der 
gesetzlichen Renten-
versicherung nach § 70 
Abs. 3a SGB VI

der Zeit, für die ein Kindererziehungs-
zuschlag gewährt wird

der Zeit, für die ein Kin-
dererziehungsergän-
zungszuschlag gewährt 
wird

Begren-
zungen

Der Kindererziehungszuschlag darf zusammen mit dem auf die Kindererziehungszeit entfallenden Anteil des erdien-
ten Ruhegehalts das Ruhegehalt nicht übersteigen, das sich bei Berücksichtigung des Zeitraums der Kindererziehung 
als ruhegehaltfähige Dienstzeit für diesen Zeitraum ergeben würde.
Durch den Kindererziehungs- und Kindererziehungsergänzungszuschlag darf das Höchstruhegehalt nach dem Amt 
des Beamten oder der Beamtin nicht überschritten werden.

73.3 Antragserfordernis

Die Leistung wird nur auf Antrag gewährt; Nr. 27.4 gilt entsprechend.
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74. Kinderzuschlag zum Witwengeld

74.0.1 1Der von Amts wegen festzusetzende Kinder-
zuschlag zum Witwengeld dient zur Abmilde-
rung der Absenkung des Bemessungssatzes des 
(Unfall-)Witwengeldes von 60 auf 55 v. H. der 
Versorgungsbezüge des Versorgungsurhebers. 
2Der Kinderzuschlag wird daher in den Fällen 
des Art. 102 Abs. 1 oder Art. 105 Abs. 1 nicht 
gewährt. 

74.0.2 1Der Kinderzuschlag erhöht das Witwengeld und 
die Versorgungsbezüge (z. B. Unterhaltsbeitrag 
nach Art. 38), die für die Anwendung des Teils 2 
Abschnitt 5 als Witwengeld gelten (Art. 115 
Abs. 1). 2Er gehört zum Witwengeld und ist kein 
eigenständiger Versorgungsbezug (vgl. Art. 2 
Abs. 1 Nr. 6). 3Der Kinderzuschlag wird weder 
um einen Versorgungsabschlag gemindert, noch 
um einen Versorgungsaufschlag erhöht.

74.0.3 1Der Kinderzuschlag zum Witwengeld ist wie die 
Zuschläge zum Ruhegehalt auf Grund der Son-
derregelung des § 3 Nr. 67 EStG steuerfrei (vgl. 
Nr. 71.0.2.4). 2Für die Berechnung des nach An-
wendung von Anrechnungs-, Ruhens- und Kür-
zungsvorschriften steuerfrei zu belassenden im 
Restwitwengeld/Mindestbelassungsbetrag antei-
lig enthaltenen Kinderzuschlags vgl. Nr. 71.8.3.

74.1.1 1Der Kinderzuschlag zum Witwengeld wird für 
die Zeit der Erziehung eines Kindes bis zum 
Ablauf des Monats der Vollendung des dritten 
Lebensjahres des Kindes gewährt; dabei ist un-
erheblich, wann die Kinder geboren sind oder zu 
welchem Zeitpunkt die Kindererziehung erfolg-
te. 2Zwischen dem Kind, für dessen Erziehung 
ein Zuschlag gewährt wird, und dem Versor-
gungsurheber muss keine verwandtschaftliche 
Beziehung bestehen (vgl. auch Nr. 74.2.2).

74.1.2 Zuordnung des Kinderzuschlags

74.1.2.1 1Die Kindererziehungszeit muss dem Witwer 
oder der Witwe zuzuordnen sein. 2Wegen der 
Zuordnung wird auf Nr. 71.3 verwiesen.

74.1.2.2 War die Kindererziehungszeit dem oder der vor 
Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes 
Verstorbenen zugeordnet vgl. Nr. 74.2.

74.1.3 Werden mehrere Kinder, die das dritte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, gleichzeitig erzogen, 
ist für die Ermittlung des Kinderzuschlags auf 
den jeweiligen zeitlichen Umfang der berück-
sichtigungsfähigen Erziehungszeiten für jedes 
einzelne Kind getrennt abzustellen.

74.1.4 Höhe

Ausschlüsse und Begrenzungen, wie sie für die 
Zuschläge nach Art. 71 und 72 zum Ruhegehalt 
anzuwenden sind, bestehen für den Kinderzu-
schlag zum Witwengeld nicht.

Beispiel: 

Für die Erziehung von zwei am 15. März 1985 und 
am 25. Juni 1993 geborenen Kindern beträgt der 
Kinderzuschlag zum Witwengeld für die höchst-
möglichen berücksichtigungsfähigen Kinderer-
ziehungszeiten:

1. April 1985 – 31. März 1988
36 Monate × 1,50 € = 54,00 €

1. Juli 1993 – 30. Juni 1996
36 Monate × 0,75 € = 27,00 €
Gesamtbetrag 81,00 €

74.2.1 1Die Zeit nach dem Sterbemonat des Versor-
gungsurhebers bis zum Ablauf des Monats, in 
dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet, 
ist generell zu berücksichtigen und zwar auch 
dann, wenn die maßgebende Erziehungszeit dem 
Witwer oder der Witwe nicht zuzuordnen ist. 2Ist 
das Kind innerhalb von 300 Tagen nach dem Tod 
des Beamten oder der Beamtin geboren, so wer-
den der Berechnung des Kinderzuschlags stets 
36 Kalendermonate zugrunde gelegt. 3Das Wit-
wengeld ist um den Kinderzuschlag mit Ablauf 
des Monats der Geburt des Kindes, bei Geburten 
am Ersten eines Monats ab dem Geburtsmonat 
zu erhöhen.

74.2.2 Bei Kindern, die nach Ablauf von 300 Tagen nach 
dem Tod des Beamten geboren werden, erhöht 
sich das Witwengeld um den Kinderzuschlag 
erst nach Ablauf der der Witwe zuzuordnenden 
Kindererziehungszeit.

74.2.3 Kinderzuschlag und Mindestwitwenversorgung
1Ist die Mindestwitwenversorgung höher als das aus dem erdienten Ruhegehalt des Verstorbenen unter Be-
rücksichtigung des Kinderzuschlagsberechnete Witwengeld, ist die Mindestwitwenversorgung zu gewähren 
(Art. 36 Abs. 1 Satz 2). 2Hinsichtlich der Zahlung gilt Nr. 71.7.4 entsprechend.

Beispiel:
Ruhegehaltfähige Bezüge des Versorgungsurhebers  2.200,00 €
Ruhegehaltssatz:  64 v. H.
Der Witwe zuzuordnende Kindererziehungszeiten bis 
zum Ablauf des Monats der Vollendung des 3. Lebensjahres 
der Kinder: insgesamt 108 Monate
 Witwengeld auf der 
 Grundlage des  Amtsunabhängiges
 erdienten Ruhegehaltes Mindestwitwengeld
Ruhegehaltfähige Bezüge 2.200,00 € 2.164,69 €
Ruhegehaltssatz 64,00 v. H. 66,50 v. H.
Ruhegehalt/Mindestruhegehalt 1.408,00 € 1.439,52 €
Bemessungssatz Witwengeld/Mindestwitwengeld 55,00 v. H. 60,00 v. H.
Witwengeld/Mindestwitwengeld 774,40 € 863,71 €
Kinderzuschlag zum Witwengeld 108,00 € -
Witwengeld/Mindestwitwengeld 882,40 € 863,71 €
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Ergebnis:  Das auf der Grundlage des erdienten 
Ruhegehalts berechnete und um den 
Kinderzuschlag erhöhte Witwengeld 
ist zu gewähren, da es die Mindest-
witwenversorgung übersteigt. Zah-
lungstechnisch erfolgt die Zahlung des 
amtsunabhängigen Mindestwitwen-
geldes in Höhe von 863,71 € zuzüglich 
eines Kinderzuschlags in Höhe von 
18,69 € (vgl. insoweit Nr. 71.7.4).

74.3 1Gegenstand von Anrechnungs-, Kürzungs- und 
Ruhensvorschriften ist das um den Kinderzu-
schlag erhöhte Witwengeld. 2Dagegen nimmt 
der Kinderzuschlag zum Witwengeld nicht am 
Versorgungsabschlag (Art. 26 Abs. 2) und am 
Versorgungsaufschlag (Art. 26 Abs. 4) teil. 3Für 
die erweiterte Ruhensregelung des Art. 26 Abs. 6 
ist der Kinderzuschlag Bestandteil des erdienten 
Witwengeldes. 

75. Sonderzahlung

1Die Vorschrift bestimmt die anspruchsbe-
rechtigten Personen und die Bestandteile der 
jährlichen Sonderzahlung. 2Keinen Anspruch 
haben Versorgungsberechtigte, denen keine 
laufenden Versorgungsbezüge (beispielsweise 
Übergangsgeld) zustehen. 3Entpflichtete Hoch-
schullehrer oder Hochschullehrerinnen erhalten 
die jährliche Sonderzahlung als Empfänger von 
Besoldung nach Art. 1 Abs. 1 BayBesG, Art. 34 
Abs. 3 BayHSchPG in Verbindung mit Art. 20 
HSchLG.

76. Grundbetrag

76.1 1Als Grundbetrag der jährlichen Sonderzahlung 
wird je ein Zwölftel der für das laufende Kalen-
derjahr zustehenden Versorgungsbezüge unter 
Berücksichtigung des sich aus Art. 76 Abs. 2 
ergebenden Vomhundertsatzes gewährt. 2Auf 
Grund des unterschiedlichen Vomhundertsatzes 
für den Familienzuschlag sind im Regelfall zwei 
Bemessungsgrundlagen zu bilden:

76.1.1 1Bemessungsgrundlage I sind die vor Anwen-
dung von Ruhens- und Anrechnungsvorschrif-
ten zustehenden laufenden Versorgungsbezüge 
ohne Bezüge nach Art. 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 
Art. 69 Abs. 2 (Familienzuschlag). 2Die danach 
zustehenden Monatsbeträge eines Kalenderjah-
res sind aufzusummieren. 3Dies gilt auch dann, 
wenn der Versorgungsfall erst im Laufe eines 
Kalenderjahres eintritt oder erlischt (z. B. durch 
Ableben des Versorgungsberechtigten). 3Zu den 
laufenden Versorgungsbezügen zählen nicht der 
Unfallausgleich (Art. 52), der Ausgleichsbetrag 
(Art. 70) und die Zuschläge nach Art. 71 bis 74.

4Ein Zwölftel des sich so ergebenden Betrages 
(wegen der Rundung vgl. Art. 5 Abs. 5), wird mit 
dem für die individuelle Besoldungsgruppe maß-
gebenden Vomhundertsatz nach Art. 76 Abs. 2 
multipliziert. 5Bei Empfängern von Mindestver-
sorgung nach Art. 26 Abs. 5 gilt der Vomhun-
dertsatz von 60 v. H. auch dann, wenn sich der 
erdiente Versorgungsbezug nach einer höheren 
als der BesGr A 11 bestimmt.

76.1.2 1Liegt den für die Versorgungsbezüge maßge-
benden ruhegehaltfähigen Bezügen ein Famili-
enzuschlag nach Art. 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 zu-
grunde, ergibt sich als Bemessungsgrundlage II 
der darauf entfallende Teil des Versorgungsbe-
zuges. 2Bei Bezug von Mindestversorgung nach 
Art. 26 Abs. 5 richtet sich die Höhe nach diesen 
Bezügen. 3Nr. 76.1.1 Abs. 1 Sätze 2 und 3 gilt 
entsprechend. 4Hinzu kommt der im Kalender-
jahr dem Versorgungsempfänger gewährte Un-
terschiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2.
5Ein Zwölftel des sich so ergebenden Betrages 
(wegen der Rundung vgl. Art. 5 Abs. 5), wird mit 
84,29 v. H. multipliziert und zum Ergebnis nach 
der Bemessungsgrundlage I addiert.

76.3 Die Regelung soll verhindern, dass Bezüge, die 
nur vorläufig gezahlt werden, in die Bemessung 
des Grundbetrages einfließen, solange der An-
spruch auf diese Bezüge nicht geklärt ist.

77. Sonderbetrag für Kinder

77.1 1Für jedes Kind, für das dem oder der Berech-
tigten zu den Versorgungsbezügen (Ruhegehalt, 
Witwen- oder Waisengeld, Unterhaltsbeitrag) 
ein Unterschiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2 dem 
Grunde nach – also gegebenenfalls nach Anwen-
dung des Art. 36 Abs. 5 BayBesG – gewährt wird, 
wird ein Sonderbetrag von jeweils 2,13 € gezahlt. 
2Dies entspricht für ein volles Kalenderjahr ei-
nem Betrag von 25,56 €. 3Mit der in Art. 77 Abs. 2 
vorgegebenen Reihenfolge wird sichergestellt, 
dass der Sonderbetrag für jedes berücksichti-
gungsfähige Kind nur einmal gewährt wird.

78. Ausschlusstatbestände

78.1 1Anspruch auf jährliche Sonderzahlung besteht 
nicht, wenn im jeweiligen Kalenderjahr eine 
teilweise Einbehaltung des Ruhegehaltes nach 
Art. 39 Abs. 2 BayDG angeordnet wird, da ein 
Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Aberken-
nung des Ruhegehaltes anhängig ist. 2Sind die 
einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen (Art. 41 
Abs. 2 BayDG), ist auch die jährliche Sonder-
zahlung zu gewähren. 3Disziplinarmaßnahmen 
schließen die jährliche Sonderzahlung nicht 
aus, eine Kürzung der Dienstbezüge bzw. des 
Ruhegehalts oder eine Zurückstufung hat aber 
Auswirkung auf die Höhe des Grundbetrages der 
jährlichen Sonderzahlung.

78.2 Von der Gewährung einer jährlichen Sonder-
zahlung ausgeschlossen sind Versorgungs-
empfänger, denen ein Unterhaltsbeitrag durch 
Gnadenerweis (Art. 76 BayDG, Art. 61 BayBG) 
oder Disziplinarmaßnahme (Art. 11 bzw. 13 in 
Verbindung mit 74 BayDG) bewilligt ist.

79. Zahlungsweise, Teilsonderzahlung

79.1.1 Im Regelfall wird die Sonderzahlung mit den 
laufenden Versorgungsbezügen für den Monat 
Dezember bezahlt.

79.1.2 1Entsteht der Anspruch auf Versorgungsbezüge 
erst im Laufe des Kalenderjahres (beispielsweise 
bei Eintritt in den Ruhestand oder Tod des Beam-
ten oder der Beamtin während des Kalenderjah-
res), erfolgt die Zahlung einer Teilsonderzahlung 
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als Besoldung für die Zeit im Rechtsverhältnis 
als Beamter oder Beamtin. 2Für den Rest des 
Jahres steht die jährliche Sonderzahlung als Ver-
sorgungsempfänger oder Versorgungsempfän-
gerin zu, die mit den Dezemberbezügen gezahlt 
wird. 

79.2.1 1Fällt der Anspruch auf Versorgungsbezüge im 
Laufe des Kalenderjahres weg, wird die bis zu 
diesem Zeitpunkt zustehende Teilsonderzahlung 
gezahlt. 2Dies ist beispielsweise der Fall, wenn 
aus dem Rechtsverhältnis voraussichtlich im 
laufenden Kalenderjahr keine laufenden Bezüge 
mehr zustehen (z. B. Einstellung der Zahlung von 
Waisengeld bei Vollendung des maßgeblichen 
Lebensalters, Wegfall des Witwengeldes bei Wie-
derverheiratung).

79.2.2 1Eine Teilsonderzahlung ist auch im Fall des 
Ablebens zu gewähren. 2In entsprechender An-
wendung des Art. 32 ist die Teilsonderzahlung 
vorrangig an die Ehegatten und die Abkömm-
linge zu zahlen (vgl. Nr. 32.2.1). 

80. Verlust der Versorgung infolge Verurteilung

80.0 1Die Vorschrift regelt diejenigen Fälle, in denen 
ähnlich wie in § 24 BeamtStG einer als Reaktion 
auf das Fehlverhalten ergangenen gerichtlichen 
Entscheidung Tatbestandswirkung für den Ver-
lust der Versorgung zukommt. 2Sie tritt insofern 
für Ruhestandsbeamte und Ruhestandsbeamtin-
nen an die Stelle von § 59 BeamtVG, für Hinter-
bliebene an die Stelle von § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
und Sätze 2 bis 4 BeamtVG. 3Für Hinterbliebe-
ne entfällt künftig der bisher gemäß § 61 Abs. 1 
Satz 3 BeamtVG vorgesehene Unterhaltsbeitrag; 
es handelt sich insofern um eine Folgeänderung 
zum Dienstunfallrecht. 4Zum Erlöschen der Hin-
terbliebenenversorgung wegen Todes, Wieder-
verheiratung oder Erreichens der Altersgrenze 
siehe Art. 44.

80.1.1 1Ruhestandsbeamte im Sinn der Vorschrift sind 
auch die Empfänger von Leistungen, die nach 
Art. 115 Abs. 1 als Ruhegehalt gelten. 2Nicht als 
Ruhestandsbeamte gelten die Empfänger von 
Unterhaltsbeiträgen nach Art. 55 und Emeriten-
bezügen nach Art. 113. 3Der Verlust von Emeri-
tenbezügen erfolgt gegebenenfalls unmittelbar 
auf Grund von § 24 BeamtStG in Verbindung mit 
Art. 4 Abs. 1 Satz 2 BayBesG. 

80.1.2 1Der Verlust der Rechte als Ruhestandsbeamter 
schließt den Verlust des Anspruchs auf Versor-
gungsbezüge einschließlich der Hinterbliebe-
nenversorgung ein. 2Es ist eine Nachversiche-
rung durchzuführen (§ 8 Abs. 2 und §§ 181 ff. 
SGB VI). 3Dienstunfallverletzte Ruhestandsbe-
amte haben möglicherweise Anspruch auf einen 
Unterhaltsbeitrag nach Art. 55. 4Dieser schließt 
die Nachversicherung nicht aus.

80.1.3 1Die Regelung in Abs. 1 Halbsatz 2 beruht auf 
dem Gedanken der Anspruchsverwirkung. 2Da-
nach soll derjenige, der die in der Strafrechts-
ordnung verankerten elementaren Regeln zum 
Schutze der staatlichen Gemeinschaft gravie-
rend verletzt hat, nicht erwarten können, dass 
sein angemessener Lebensunterhalt auf Grund 
eines Rechtsanspruchs auf beamtenrechtliche 

Versorgung finanziert wird. 3Daher ist es un-
erheblich, zu welchem Zeitpunkt die Straftat 
oder die rechtskräftige Verurteilung wegen ei-
ner Straftat erfolgt ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 
15. Mai 1997 – 2 C 39.96 – DÖD 1998/35, ZBR 
1997/323). 4Der Verlust der Versorgung erstreckt 
sich auch auf den Anspruch auf Sterbegeld. 5In 
Fällen des Verlustes der Hinterbliebenenversor-
gung erfolgt keine Nachversicherung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung.

80.2.1 Art. 80 Abs. 3 ist in Verbindung mit den Art. 60 
und 61 BayBG die Bewilligungsgrundlage für 
Gnadenunterhaltsbeiträge.

80.2.2 Die entsprechende Anwendung der Art. 39 bis 
41 BayDG ermöglicht die Kürzung der Versor-
gungsbezüge, sobald ein Strafverfahren einge-
leitet ist, das voraussichtlich zu den in Art. 80 
Abs. 1 genannten Rechtsfolgen führen wird.

81. Verlust der Versorgungsbezüge bei Ablehnung 
einer erneuten Berufung

81.0 Der Verlust der Versorgungsbezüge bei Ab-
lehnung einer erneuten Berufung folgt aus der 
Gegenseitigkeit des beamtenrechtlichen Dienst- 
und Treueverhältnisses.

81.1 1Die Zahlung der Versorgungsbezüge ist mit 
Ende des Monats einzustellen, in dem die Fest-
stellungsverfügung der Pensionsbehörde über 
den Verlust der Versorgungsbezüge dem Ruhe-
standsbeamten zugestellt wird. 2Der Verlust der 
Versorgungsbezüge ist zeitlich begrenzt. 3Der 
Anspruch auf Versorgungsbezüge lebt wieder 
auf, wenn der im dauernden Ruhestand befind-
liche Ruhestandsbeamte nach dem Gutachten ei-
nes Amtsarztes erneut dienstunfähig geworden 
ist oder stirbt. 4Im Falle des Wiederauflebens des 
Anspruchs auf Versorgungsbezüge beginnt de-
ren Zahlung in den Fällen der erneuten Dienst-
unfähigkeit sowie des Todes (Bezüge für den 
Sterbemonat – Art. 32 und Sterbegeld – Art. 33) 
mit dem Ersten des Monats, in den das Ereignis 
fällt, im Übrigen mit dem Ersten des Monats, der 
auf den Monat folgt, in den das Ereignis fällt.

81.2 Wegen der zeitlichen Begrenzung des Verlustes 
der Versorgungsbezüge bei Ablehnung einer er-
neuten Berufung kommt eine Nachversicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht in 
Betracht. 

82. Verlust der Versorgung bei verfassungsfeindli-
cher Betätigung

82.1.1 Werden Tatsachen bekannt, die den Verdacht 
rechtfertigen, dass ein Empfänger von Hinter-
bliebenenversorgung sich gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung im Sinn des 
Grundgesetzes betätigt hat, so entscheidet die 
Pensionsbehörde darüber, ob ein Untersuchungs-
verfahren einzuleiten ist.

82.1.2 1Besteht der Verdacht einer strafbaren Handlung, 
so ist die Strafverfolgungsbehörde unverzüglich 
zu unterrichten. 2In diesem Falle oder wenn be-
reits ein Verfahren bei der Strafverfolgungsbe-
hörde anhängig ist, ist das Untersuchungsverfah-
ren erst dann einzuleiten oder weiterzuführen, 
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wenn die Sachaufklärung auch ohne Strafver-
fahren gesichert ist.

82.2 1Ist der Verlust der Versorgung bereits auf Grund 
der Regelungen des Art. 80 Abs. 1 oder 2 ein-
getreten, bedarf es keiner besonderen Entschei-
dung der Pensionsbehörde mehr. 2Demgegen-
über entfalten vorläufige Maßnahmen gemäß 
Art. 80 Abs. 3 keine Sperrwirkung.

83. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 
Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen

83.0.1 1Die Vorschrift regelt die Anrechnung von Er-
werbs- und Erwerbsersatzeinkommen auf die 
Versorgungsbezüge. 2Danach erfolgt bis zum 
Ende des Monats, in dem die Regelaltersgren-
ze nach Art. 62 Satz 1, Art. 143 Abs. 1 BayBG 
erreicht wird, die Anrechnung von Erwerbsein-
kommen unabhängig davon, ob sie auf Grund ei-
ner Beschäftigung im oder außerhalb des öffent-
lichen Dienstes erzielt wurden. 3Nach Ablauf des 
Monats, in dem die Regelaltersgrenze erreicht 
wird, ist nur mehr Verwendungseinkommen an-
zurechnen.

83.0.2 1Eine disziplinarrechtliche Kürzung der Dienst-
bezüge (wegen des Begriffs Dienstbezüge vgl. 
Art. 5 Abs. 1 BayDG) oder des Ruhegehalts bleibt 
für die Ruhensberechnung außer Betracht (vgl. 
Art. 9 Abs. 1 Satz 5, Art. 12 Satz 2 BayDG oder 
vergleichbare bundes- oder landesrechtliche Re-
gelung). 2Die Reihenfolge der Anwendung der 
Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschrif-
ten bestimmt sich nach Art. 90.

83.1.1 1Versorgungsberechtigte im Sinn dieser Vor-
schrift sind Empfänger von Ruhegehalt, Wit-
wengeld und Waisengeld sowie Empfänger von 
Unterhaltsbeiträgen und bestimmter sonstiger 
Leistungen (vgl. Art. 115 Abs. 1). 2Zu den Emp-
fängern von Ruhegehalt zählen auch entpflichte-
te Professoren und Professorinnen, die insoweit 
als Ruhestandsbeamte und Ruhestandsbeamtin-
nen gelten (Art. 113 Abs. 1).

83.1.2 Versorgungsbezüge im Sinn des Art. 83 sind 
alle Leistungen im Sinn des Art. 2 Abs. 1 mit 
Ausnahme des Sterbegelds nach Art. 33 (vgl. 
Nr. 33.2.2.3) bzw. Art. 57, des Unfallausgleichs 
(Art. 52), des Übergangsgelds (Art. 67) sowie des 
Ausgleichsbetrags nach Art. 70.

83.2 Berechnung der Höchstgrenzen

83.2.1 1Für die Berechnung der jeweiligen Höchstgren-
ze sind die ruhegehaltfähigen Bezüge mit dem 
Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe maßge-
bend, aus denen sich das Ruhegehalt errechnet. 
2Bei entpflichteten Professoren und Professorin-
nen gilt die Sonderregelung in Art. 113 Abs. 1 
Satz 3 (Hinzurechnung der Kolleggeldpauscha-
le). 3Die Erhöhung der Höchstgrenzen im Aus-
zahlungsmonat der Sonderzahlung ergibt sich 
aus Art. 88.

83.2.2 Maßgebend sind die zugrundeliegenden ruhege-
haltfähigen Bezüge mit der Maßgabe, dass beim 
Grundgehalt die Endstufe der Besoldungsgruppe 
anzusetzen ist und bei Anpassungszuschlägen 
oder Strukturausgleich der Betrag, der sich am 

jeweiligen (Gewährungs-)Stichtag, ab dem die 
Leistungen festgeschrieben wurden, ergäbe. 

83.2.3 Mindesthöchstgrenze

Die Mindesthöchstgrenzen nach Satz 1 Nrn. 1 
bis 3 sind in der Tabelle über die jeweilige Min-
destversorgung nach Art. 26 Abs. 5 Satz 2 in An-
lage 3 aufgeführt.

83.2.4 Höchstgrenze nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
1Erfolgte die Ruhestandsversetzung wegen 
Dienstunfähigkeit oder auf Antrag wegen 
Schwerbehinderung ist für Ruhestandsbeamte 
und Ruhestandsbeamtinnen die Höchstgrenze 
nach Satz 1 Nr. 3 maßgebend. 2Als Höchstgrenze 
sind 71,75 v. H. aus dem sich nach Satz 1 Nr. 1 
ergebenden Betrag zuzüglich 470 € anzusetzen. 
3Bis zur ersten nach dem 1. Januar 2011 folgen-
den Anpassung ist die Höchstgrenze unter Zu-
grundelegung der ruhegehaltfähigen Bezüge mit 
dem Anpassungsfaktor nach Art. 103 Abs. 1 und 
dem Höchstruhegehaltsatz von 75 v. H. zu be-
rechnen (Art. 107 Abs. 5 Nr. 1). 4Für am 1. Januar 
2011 vorhandene übergeleitete Versorgungsbe-
rechtigte, die danach erstmalig (bzw. wieder) 
Einkünfte erzielen, gilt dies gleichermaßen (ana-
log Art. 103 Abs. 1).

83.2.5 Erhöhung der Höchstgrenze um den Unter-
schiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2
1Die jeweilige Höchstgrenze ist um den zuste-
henden Unterschiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2 
zu erhöhen. 2Maßgeblich ist der Betrag, der tat-
sächlich neben dem Ruhegehalt, Witwen- oder 
Waisengeld gezahlt wird. 3Dies gilt auch bei  
Anwendung der Mindesthöchstgrenze. 4Die 
Höchstgrenze ist gegebenenfalls zusätzlich um 
einen Unterschiedsbetrag zu erhöhen, wenn 
beim anzusetzenden Verwendungseinkommen 
der Familienzuschlag der Stufe 2 oder einer der 
folgenden Stufen wegen eines Kindes gewährt 
wird, für das neben dem zu regelnden Versor-
gungsbezug ein Unterschiedsbetrag nach Art. 69 
Abs. 2 nicht gezahlt wird.

83.3 Mindestbelassung
1Berechnungsgrundlage für den Mindestbelas-
sungsbetrag ist der jeweilige Versorgungsbezug 
(vgl. Nr. 83.1.2) vor Anwendung von Ruhensre-
gelungen. 2Zur Feststellung der Vergleichbarkeit 
von Verwendungseinkommen ist die in Nr. 9.8 
der jeweils geltenden Haushaltsvollzugsricht-
linien enthaltende Tabelle heranzuziehen. 3Bei 
dem Vergleich ist auf das Endgrundgehalt der 
jeweiligen Besoldungsgruppe abzustellen; die 
tatsächlich erreichte Stufe spielt keine Rolle.

Beispiel:

Witwengeld aus BesGr A16, Stufe 10 – Verwen-
dungseinkommen aus BesGr R2, Stufe 9

Der Mindestbelassungsbetrag kommt nicht zum 
Tragen.

83.4 Erwerbseinkommen
1Anrechenbares Einkommen sind Einkünfte aus 
den genannten Einkunftsarten (vgl. § 2 Abs. 1 
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Satz 1 Nrn. 1 bis 4 EStG), denen eine Beschäfti-
gung oder Tätigkeit des oder der Versorgungsbe-
rechtigten zugrunde liegt. 2Ein Verlustausgleich 
findet nur innerhalb derselben Einkunftsart statt. 
3Einkommen in fremder Währung ist in Euro 
umzurechnen. 

83.4.1 Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit ein-
schließlich Abfindungen
1Dies sind alle aus einem Beschäftigungsver-
hältnis zufließende Einnahmen (vgl. § 19 Abs. 1 
Satz 1 Nrn. 1 und 3 EStG bzw. § 2 LStDV). Ein-
künfte nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 EStG sind gege-
benenfalls nach Art. 84 anzurechnen. Auf die 
Steuerpflicht der Einkünfte kommt es nicht an; 
anzusetzen ist der Bruttobetrag nach Abzug von 
Werbungskosten vgl. Nr. 83.4.1.3 bzw. Betriebs-
ausgaben. Zu den Einkünften aus nichtselbst-
ständiger Arbeit zählen beispielsweise auch

–  Einnahmen aus geringfügiger Beschäfti-
gung im Sinn von § 8 Abs. 1 Nr. 1 und § 8a 
SGB IV,

–  Überstundenvergütung, Entlohnung für Sonn-
tagsarbeit,

–  Fahrkostenzuschüsse,

–  Stipendien nach § 3 Nr. 44 EStG,

–  vermögenswirksame Leistungen des Arbeit-
gebers,

–  Umlagen des Arbeitgebers an eine Zusatz-
versorgungskasse (wegen der Ausnahme vgl. 
Nr. 83.4.4.3),

–  Beiträge des Arbeitgebers aus einem beste-
henden Dienstverhältnis an einen Pensions-
fonds oder eine Pensionskasse oder für eine 
Direktversicherung als betriebliche Altersver-
sorgung des Arbeitnehmers,

–  Deputate, die als geldwerte Vorteile zu ver-
steuern sind.

83.4.1.1 Als Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit gel-
ten auch Bezüge von Ministern und Ministerin-
nen sowie Parlamentarischen Staatssekretären 
und Staatssekretärinnen; eine Anrechnung nach 
Art. 83 erfolgt jedoch nur, sofern das jeweilige 
Ministergesetz keine speziellere Anrechnungs-
vorschrift enthält.

83.4.1.2 Abfindungen
1Zu den Abfindungen im Sinn dieser Vorschrift 
zählen insbesondere 

–  Abfindungen wegen Auflösung des Dienstver-
hältnisses (sog. Entlassungsabfindungen),

–  Abfindungen nach § 5 Abs. 7 TV ATZ,

–  Abfindungen wegen vorzeitiger Räumung ei-
ner Werkswohnung.

2Dagegen sind Abfindungen zur Ablösung einer 
Direktversicherung nach § 3 Abs. 1 des Betriebs-
rentengesetzes (BetrAVG) nicht zu berücksich-
tigen.
3Bemisst sich die Abfindung nach dem Vielfa-
chen eines Monatsbezugs ist sie entsprechend 
anteilig zu berücksichtigen. 4Der Einmalbetrag 
wird den Einkünften der Monate Januar bis 

Dezember des Zuflussjahres zu gleichen Teilen 
zugeschlagen. 5Abweichend hiervon ist zu ver-
fahren, wenn die Zahlungen eindeutig anderen 
Zeiträumen zugeordnet werden können.

83.4.1.3 Abzug von Werbungskosten
1Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit 
sind um die Werbungskosten (§ 9 EStG) zu ver-
mindern. 2Es ist mindestens die Werbungskos-
tenpauschale nach § 9a Satz 1 Nr. 1 Buchst. a 
EStG anzusetzen, die ausschließlich auf diejeni-
gen Lohnzahlungszeiträume zu verteilen ist, in 
denen Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
bezogen wurden. 3Lohnzahlungszeiträume mit 
Versorgungsbezügen nach § 19 Abs. 2 EStG blei-
ben unberücksichtigt. 4Höhere Werbungskosten 
sind bei Nachweis durch Vorlage des Einkom-
mensteuerbescheides zu berücksichtigen. 5Im 
Vorgriff können höhere Werbungskosten nur 
berücksichtigt wird, wenn sie glaubhaft gemacht 
werden. 6Bei Einnahmen aus einer geringfügi-
gen Beschäftigung ist der Abzug von Werbungs-
kosten nur möglich, soweit keine Pauschalierung 
der Lohnsteuer nach § 40a Abs. 2 EStG erfolgt.

Beispiel:

Bezüge stehen vom 1. Januar bis 30. April 2011 zu. 
Ab 1. Mai 2011 besteht Anspruch auf Ruhegehalt. 
Daneben wird ab 1. September 2011 Erwerbsein-
kommen (Einkünfte aus nichtselbstständiger Tä-
tigkeit) erzielt.

In der Zeit vom 1. September bis 31. Dezember 
2011 wird das anzurechnende Erwerbseinkommen 
um den Arbeitnehmer-Pauschbetrag um 125 €  
(= 1000 € × 1/8 – für die Monate Januar bis April 
sowie September bis Dezember) verringert.

83.4.2 Einkünfte aus selbstständiger Arbeit, aus ge-
werblicher sowie land- und forstwirtschaftli-
cher Tätigkeit
1Bei diesen Einkünften ist der steuerliche Ge-
winn maßgebend (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG), 
soweit eine eigene Tätigkeit des oder der Ver-
sorgungsberechtigten die Grundlage bildet. 2Bis 
zur Vorlage des Steuerbescheides erfolgt eine 
vorläufige Anrechnung der voraussichtlichen 
Einkünfte.

83.4.3 Gewinne aus Kapitalgesellschaften
1Anzurechnen sind nur Kapitaleinkünfte, die 
Vergütungen für Tätigkeiten in Kapitalgesell-
schaften ersetzen. 2Voraussetzung ist eine an-
derweitig nicht oder nicht angemessen vergü-
tete Tätigkeit der Versorgungsberechtigten für 
die Kapitalgesellschaft. 3Davon erfasst werden 
auch ausgeschüttete oder thesaurierte Gewinne 
aus Kapitalgesellschaften, soweit sie verdecktes 
Tätigkeitsentgelt darstellen. 4Sonstige Kapital-
einkünfte werden nicht angerechnet.

83.4.4 Nicht als Erwerbseinkommen gelten

–  Aufwandsentschädigungen,

–  Unfallausgleich (Art. 52),

–  steuerfreie Leistungen zur Grundpflege oder 
hauswirtschaftlichen Versorgung,
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–  Leistungsbezüge im öffentlichen Dienst,

–  Einkünfte aus einer Tätigkeit im Sinn des 
Art. 82 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayBG,

–  Kapitalerträge mit Ausnahme der in Nr. 83.4.3 
genannten Einkünfte,

–  Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung.

83.4.4.1 Aufwandsentschädigungen
1Aufwandsentschädigungen sind pauschale 
Leistungen aus öffentlichen Kassen für eine in 
der Regel ehrenamtliche Tätigkeit. 2Als Auf-
wandsentschädigung gelten auch die nach § 3 
Nr. 26 EStG steuerfreien Einnahmen. 3Pauschale 
Leistungen zur Abgeltung erhöhter Aufwendun-
gen auf Grund privatrechtlicher Vereinbarungen 
sind als Erwerbseinkommen zu berücksichtigen, 
wenn es sich steuerrechtlich um Einkommen 
handelt.

83.4.4.2 Steuerfreie Leistungen zur Grundpflege oder 
hauswirtschaftlichen Versorgung sind solche 
nach § 3 Nr. 36 EStG.

83.4.4.3 Leistungsbezüge im öffentlichen Dienst

Anrechnungsfrei bleiben Leistungen nach 
Art. 66 BayBesG (Leistungsstufe) und Art. 67 
BayBesG (Leistungsprämien) oder vergleichba-
rem Bundes- oder Landesrecht und vergleichba-
re tarifliche Leistungen im öffentlichen Dienst 
wie beispielsweise das Leistungsentgelt nach 
§ 18 TV-L bzw. TVöD und die hierauf beruhende 
Umlage des Arbeitgebers an eine Zusatzversor-
gungskasse.

83.4.4.4 Einkünfte aus einer Tätigkeit im Sinn des 
Art. 82 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayBG
1Hierbei handelt es sich um Einkünfte aus 
schriftstellerischer, wissenschaftlicher, künstle-
rischer Tätigkeit oder Vortragstätigkeit. 2Da der-
artige Einkünfte in der Regel steuerlich zu den 
Einkünften aus selbstständiger Arbeit im Sinn 
des § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG gehören und somit im 
Einkommensteuerbescheid im Gesamtbetrag der 
Einkünfte aus selbstständiger Arbeit enthalten 
sind, sind an den (gesonderten) Nachweis über 
das Vorliegen von Einnahmen aus diesen Ein-
künften erhöhte Anforderungen zu stellen.

83.4.5 Erwerbsersatzeinkommen
1Als Erwerbsersatzeinkommen zählen insbeson-
dere Leistungen nach § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
SGB IV, wobei als vergleichbare Leistungen sol-
che in Betracht kommen, die Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen ersetzen. 2Danach gelten als 
Erwerbsersatzeinkommen insbesondere 

–  das Krankengeld,
–  das Verletztengeld, 
–  das Versorgungskrankengeld, 
–  das Mutterschaftsgeld, 
–  das Übergangsgeld, 
–  das Kurzarbeitergeld, 
–  das Arbeitslosengeld, 
–  das Insolvenzgeld, 

–  das Krankentagegeld und vergleichbare Leis-
tungen wie die Übergangsleistung nach § 3 
Abs. 2 BKV),

–  ausländische Ersatzleistungen, 
–  das Elterngeld nach dem BEEG (Anrechnung 

erfolgt in voller Höhe). 
3Nicht zu den vergleichbaren Leistungen zäh-
len wegen ihres fürsorgerechtlichen Charakters 
die Leistungen der Kriegsopferfürsorge und der 
Sozialhilfe.

83.4.6 Berücksichtigung von Erwerbs- und Erwerbser-
satzeinkommen
1Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit 
sind in der Regel monatsbezogen einzubezie-
hen. Einkünfte nach Nr. 83.4.2 sind mit einem 
Zwölftel des Jahresbezugs anzusetzen. 2Wurde 
die Tätigkeit erst im Laufe des Jahres aufgenom-
men, sind die Einkünfte je mit einem Zwölftel 
nur in den Monaten des Zusammentreffens mit 
Versorgungsbezügen zu berücksichtigen.

83.5 Verwendungseinkommen

83.5.1 Verwendung im öffentlichen Dienst
1Kennzeichnend für eine Verwendung im öf-
fentlichen Dienst ist grundsätzlich ein Abhän-
gigkeitsverhältnis, kraft dessen der oder die 
Versorgungsberechtigte zu einer bestimmten 
Tätigkeit verpflichtet und mindestens bezüglich 
der Art und Weise der Tätigkeit weisungsgebun-
den ist. 2Hierzu zählt beispielsweise ein Beam-
tenverhältnis, ein anderes öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis, ein Arbeits- oder ein sonsti-
ges privatrechtliches Dienstverhältnis. 3Dane-
ben stehen im öffentlichen Dienst auch Richter 
und Richterinnen sowie Personen, die ein Amt 
oder eine Organfunktion wahrnehmen. 4Nicht 
im öffentlichen Dienst verwendet wird, wer als 
selbstständiger Unternehmer oder im Rahmen 
eines Werkvertrages tätig ist.

83.5.2 1Das Beschäftigungsverhältnis muss bei einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts be-
stehen. 2Hierzu zählen nicht öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften oder ihre Verbände. 3Ju-
ristische Personen des Privatrechts, z. B. Aktien-
gesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung oder sonstige Gesellschaften des pri-
vaten Rechts sind nicht dem öffentlichen Dienst 
zuzurechnen, auch wenn sich das gesamte oder 
überwiegende Kapital in öffentlicher Hand be-
findet.

83.5.3 1Ein Verband im Sinn des Abs. 5 ist ein rechts-
fähiger Zusammenschluss, der von öffentlich-
rechtlichen, dem staatlichen Bereich zuzuord-
nenden Rechtsträgern beherrscht wird. 2Diese 
müssen rechtlich bestimmenden Einfluss auf die 
Tätigkeit des Verbands und eine maßgebliche Fi-
nanzierungsverantwortung haben.

83.5.4 1Ab Beginn des Kalenderjahres, in dem der 
oder die Versorgungsberechtigte die Regelal-
tersgrenze nach Art. 62 Satz 1, Art. 143 Abs. 1 
BayBG erreicht, ist Verwendungseinkommen mit 
einem Zwölftel des Jahresbezugs je Kalender-
monat anzusetzen. 2Der nach Nr. 83.4.1 ermit-
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telte Jahresbetrag (gegebenenfalls einschließlich 
Sonderzahlung) ist mit einem Zwölftel in jedem 
Monat des Kalenderjahres, in dem der oder die 
Versorgungsberechtigte Anspruch auf Versor-
gungsbezüge hat, als anzurechnendes Verwen-
dungseinkommen anzusetzen.

83.6 Bezug von Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkom-
men im einstweiligen Ruhestand

Abs. 6 bestimmt lediglich den Umfang des Ru-
hens; im Übrigen ist Art. 83 anzuwenden.

84. Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbe-
züge

84.0 1Die Vorschrift regelt das Ruhen früherer Versor-
gungsbezüge, wenn diese mit weiteren selbst-
ständigen Versorgungsbezügen in einer Person 
zusammentreffen. 2Nr. 83.0.2 ist entsprechend 
anzuwenden.

84.1.1 Verwendung im öffentlichen Dienst
1Ob es sich um eine Verwendung im öffentlichen 
Dienst handelt, ist auf Grund der Tatbestände 
zum Zeitpunkt der damaligen Beschäftigung zu 
beurteilen. 2Zum Begriff des öffentlichen Diens-
tes vgl. Nrn. 83.5.1 bis 83.5.3.

84.1.1.1 Versorgungsbezüge sind solche nach Bay-
BeamtVG oder vergleichbarem Bundes- oder 
Landesrecht, die auf Grund eines öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnisses begründet wur-
den.

84.1.1.2 1Eine ähnliche Versorgung liegt nur dann vor, 
wenn

–  die Versorgung zu weniger als 25 v. H. auf ei-
genen Beiträgen beruht,

–  sich der Anspruch gegen den Dienstherrn 
oder den Arbeitgeber des öffentlichen Diens-
tes richtet,

–  die Anspruchshöhe von den Bezügen und der 
Dienstzeit abhängt,

–  es sich nicht nur um eine ergänzende oder 
zusätzliche Versorgung handelt und

–  die Versorgungsleistung in voller Höhe durch 
den Dienstherrn oder den Arbeitgeber des öf-
fentlichen Dienstes erbracht wird.

2Nicht versorgungsähnliche Leistungen sind ge-
gebenenfalls nach Art. 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 oder 
nach Art. 24 Abs. 4 zu berücksichtigen.

84.1.1.3 1Die Reihenfolge der Versorgungsbezüge rich-
tet sich nach dem Eintritt des jeweiligen Versor-
gungsfalles unabhängig davon, ob der Anspruch 
auf Ruhegehalt gegebenenfalls nach Art. 11 
Abs. 2 Satz 2 ruht. 2Bei gleichzeitigem Eintritt 
des Versorgungsfalles aus mehreren Dienstver-
hältnissen gilt als früherer Versorgungsfall der 
aus dem früher begründeten Dienstverhältnis. 
3Bei Witwen und Waisen gilt das aus dem frühe-
ren Ruhegehalt errechnete Witwen- und Waisen-
geld als „früherer Versorgungsbezug”.

84.1.2 Anzusetzender „neuer Versorgungsbezug“
1Ein Versorgungsbezug nach Bundesrecht ist 
vor Anwendung des § 50f BeamtVG anzusetzen. 

2Gleiches gilt für entsprechende landesrechtliche 
Regelungen.

84.2 Höchstgrenzen

1Ist ein beteiligter Versorgungsbezug um einen 
Versorgungsabschlag vermindert oder um ei-
nen Versorgungsaufschlag erhöht, ist das für die 
Höchstgrenzen des maßgebenden Ruhegehalts 
ebenfalls zu berücksichtigen. 2Gleiches gilt, 
wenn bei einem der beteiligten Versorgungsbe-
züge die Voraussetzungen des Art. 54 Abs. 1 bis 3 
(erhöhtes Unfallruhegehalt) vorlagen. 3Werden 
bei einem der beteiligten Versorgungsbezüge 
Leistungen nach Art. 101 Abs. 6 und 7 berück-
sichtigt, sind diese auch bei der Höchstgrenze 
zu berücksichtigen. 4Bei Anpassungszuschlä-
gen oder dem Strukturausgleich ist nicht der im 
Einzelfall zustehende Betrag, sondern der Betrag 
maßgebend, der am jeweiligen (Gewährungs-)
Stichtag, ab dem die Leistungen festgeschrieben 
wurde, bei der Höchstgrenze berücksichtigt wor-
den wäre. 5Für Hinterbliebene sind die anteiligen 
Beträge zu berücksichtigen. 7Die Höchstgren-
ze ist um den zustehenden Unterschiedsbetrag 
nach Art. 69 Abs. 2 zu erhöhen. Dies gilt auch für 
Kinder, die nur beim Unterschiedsbetrag neben 
den neuen Versorgungsbezügen berücksichtigt 
werden.

84.2.1 Höchstgrenze nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1

1Für die Bemessung des Ruhegehaltssatzes der 
Höchstgrenze nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 sind die 
Vorschriften anzuwenden, die für die Festsetzung 
der früheren Versorgung galten. 2Für die Berech-
nung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
ist die dem neuen Versorgungsbezug zugrunde 
liegende ruhegehaltfähige Dienstzeit insoweit 
zu berücksichtigen, als sie nicht der Festsetzung 
des früheren Versorgungsbezugs zugrunde lag. 
3Wurde bei einem der beiden Versorgungsbezü-
ge der Ruhegehaltssatz nach Art. 27 oder einer 
entsprechenden landes- oder bundesrechtlichen 
Regelung vorübergehend erhöht, ist dies auch bei 
der Höchstgrenze zu berücksichtigen. 

84.2.2 Höchstgrenze nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2

1Liegen die Voraussetzungen des Art. 58 vor, ist 
für die Waise von einem Anteilsatz von 30 v. H. 
auszugehen. 2Art. 36 Abs. 2 (Kürzung wegen 
Altersunterschieds), Art. 41 (anteilige Kürzung 
für Witwen und Waisen) und Art. 61 (anteilige 
Kürzung der Unfallhinterbliebenenbezüge) sind 
bei der Berechnung der Höchstgrenze sinnge-
mäß anzuwenden. 3Dies gilt auch bei Kürzung 
eines Unterhaltsbeitrages nach Art. 38 Satz 1 
(vgl. Nr. 38.1).

84.2.3 Höchstgrenze nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 3

Für Erhöhungsbeträge zum Unterschiedsbetrag 
nach Art. 69 Abs. 2 (Besoldungsgruppen A 3 bis 
A 5) sind die Besoldungsmerkmale des Witwen-
geldes (Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 4 Satz 1) 
maßgeblich.
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84.3 Mindestbelassung des früheren Versorgungs-
bezuges
1Erhält eine Witwe oder ein Witwer neben dem 
Witwengeld ein eigenes Ruhegehalt, sind nach 
Anrechnung mindestens 20 v. H. des Witwen-
geldes zu belassen (vgl. Nr. 74.3). 2Bemessungs-
grundlage ist das Witwengeld einschließlich ei-
nes gegebenenfalls gezahlten Kinderzuschlags 
zum Witwengeld und der Unterschiedsbetrag 
nach Art. 69 Abs. 2; durch Kürzung nach Art. 92 
kann die Mindestbelassung unterschritten wer-
den.  

84.4 Erwerb eines weiteren Versorgungsbezugs bei 
Ruhestandsbeamten 
1Erhält ein Ruhestandsbeamter oder eine Ru-
hestandsbeamtin neben dem Ruhegehalt ein 
Witwengeld, wird das Ruhegehalt nur im Rah-
men der Höchstgrenzenregelung gezahlt. 2Die 
Gesamtbezüge dürfen allerdings nicht hinter 
dem in Art. 84 Abs. 4 Satz 2 genannten Betrag 
zurückbleiben. 3Nr. 84.3 gilt entsprechend.

84.5 Anrechnungsbetrag/Zwölftelung

Beginnt oder endet der Bezugszeitraum der 
anzurechnenden Versorgungsbezüge während 
eines Kalenderjahres, ist der Gesamtbetrag der 
anzurechnenden Versorgung (also einschließlich 
Sonderzahlung) auf die Bezugsmonate aufzutei-
len, bei ganzjährigem Bezug ist ein Zwölftel des 
Jahresbezugs anzusetzen. 

85. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 
Renten

85.0.1 1Durch die Vorschrift soll sichergestellt wer-
den, dass die Gesamtversorgung aus beamten-
rechtlichen Versorgungsbezügen und Renten 
die Höchstversorgung eines vergleichbaren 
„Nur-Beamten“ nicht übersteigt. 2Der Katalog 
der anrechenbaren Renten wurde ausgedehnt, 
im Gegenzug können die bisher in den Ermes-
sensrichtlinien geregelten Einschränkungen 
zur Anerkennung von Vordienstzeiten insoweit 
entfallen. 3Versorgungsleistungen aus Mitglieds-
staaten der EU oder des EWR und der Schweiz 
werden von Art. 85 nicht erfasst, da nach den 
Verordnungen (EG) Nrn. 883/04 und 987/09 oder 
(EWG) Nrn. 1408/71 und 574/72 keine gleichar-
tigen ausländischen (mitgliedstaatlichen) Leis-
tungen auf die Beamtenversorgung angerech-
net werden dürfen. 4Danach liegen Leistungen 
gleicher Art ungeachtet ihrer Bezeichnung vor, 
wenn sie sich aus dem Versicherungsverlauf ein 
und derselben Person herleiten (wegen der De-
finition wird auf Art. 50 Abs. 1 Verordnung [EG] 
Nr. 883/04 verwiesen). 5Vgl. auch Nr. 24.4.1.

85.0.2 Nr. 83.0.2 ist entsprechend anzuwenden

85.0.3 1Ruhende Rententeile werden nicht berücksich-
tigt. 2Es ist von dem nach der Einkommensan-
rechnung verbleibenden Rentenbetrag auszuge-
hen. 3Dies gilt auch für Hinterbliebenenrenten, 
die wegen des Zusammentreffens mit Erwerbs-
einkommen oder Erwerbsersatzeinkommen ganz 
oder teilweise ruhen (vgl. § 97 SGB VI).

85.0.4 Anzusetzen ist der Betrag der Rente, der sich 
ohne Berücksichtigung des Beitragsanteils des 
Rentners oder der Rentnerin zur Kranken- oder 
Pflegeversicherung oder bei freiwillig oder privat 
versicherten Rentnern oder Rentnerinnen ohne 
Berücksichtigung des Zuschusses zum Kranken-
versicherungs- oder Pflegeversicherungsbeitrag 
ergibt. 

85.1 Katalog der anzurechnenden Renten
1Die in Abs. 1 genannten Renten sind unabhän-
gig davon anzurechnen, ob sie auf einer Beschäf-
tigung vor, während oder nach dem Beamtenver-
hältnis beruhen oder die Zeit, für die eine Rente 
gewährt wird, als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt wurde. 2Anrechnungsfrei sind die 
in Abs. 3 genannten Renten (vgl. Nr. 85.3).

85.1.1 Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung – Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
1Hierzu zählen Renten nach dem SGB VI. 2Die 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung er-
geben sich aus § 125 SGB VI. 3Bei Bezug einer 
Teilrente gemäß § 42 SGB VI vor Vollendung der 
Regelaltersgrenze ist die Ruhensberechnung mit 
dem im Rentenbescheid festgestellten Teilrenten-
betrag durchzuführen. 4Bei Ruhestandsbeamten 
und Ruhestandsbeamtinnen, deren Versorgung 
auf einem Beamtenverhältnis beruht, das vor 
dem 1. Januar 1966 begründet worden ist, ist 
Art. 103 Abs. 11 zu beachten. 

85.1.2 Renten aus einer zusätzlichen Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes – Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
1Zu den Renten aus einer zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes gehören insbesonde-
re:

– Renten der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL),

– Renten der kommunalen Zusatzversorgungs-
kassen,

– Renten der Versorgungsanstalt der Deutschen 
Bundespost (VAP),

– Renten der Versorgungsanstalt der Deutschen 
Bühnen,

– Renten der Versorgungsanstalt der Deutschen 
Kulturorchester,

– Rentenleistungen der Pensionskasse einer Er-
satzkasse (z. B. der Pensionskasse der Barmer 
Ersatzkasse),

– Versorgungsleistungen, die von einer Ersatz-
kasse selbst geleistet werden (z. B. Versor-
gungsleistungen der Techniker-Krankenkas-
se).

2Zu den Renten aus einer zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes gehören z. B. nicht die 
Renten von kirchlichen Zusatzversorgungskas-
sen, und zwar auch nicht insoweit, als die Rente 
auf einer Versicherung bei einer Zusatzversor-
gung nach Satz 1 dieser Nummer beruht (z. B. 
wenn der Arbeitnehmer von einer VBL-versi-
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cherten Beschäftigung zu einer Beschäftigung 
im kirchlichen Dienst übergewechselt ist). 

85.1.3 Renten nach dem Gesetz über die Alterssiche-
rung der Landwirte – Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 

sind alle Renten nach §§ 11 ff. ALG.

85.1.4 Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
– Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
1Bei Renten aus der gesetzlichen Unfallversi-
cherung ist der Teil der Unfallrente zugrunde 
zu legen, der die Lohnersatzfunktion erfüllt. 
2Als Unfallrenten sind auch Dienstbeschädi-
gungsteilrenten und Leistungen als Ausgleich 
für Dienstbeschädigungen im Beitrittsgebiet 
für Angehörige der Sonderversorgungssysteme 
nach Anlage 2 Nrn. 1 bis 4 des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG) 
anzusehen. 3Ruhende Rententeile (vgl. §§ 267, 
311 SGB VI) bleiben bei der Ruhensberechnung 
unberücksichtigt. 4Für die Höhe und die Berech-
nung der anzurechnenden Unfallrente ist der 
Unfallrentenbescheid der festsetzenden Stelle 
(z. B. Zentrum Bayern Familie und Soziales) 
maßgebend. 5Bei am 1. Januar 2002 vorhande-
nen Ruhestandsbeamten und Ruhestandsbeam-
tinnen bleiben diese Renten außer Ansatz (vgl. 
Art. 100 Abs. 2 Satz 5). 6Bei Hinterbliebenen ist 
die Rente aus der gesetzlichen Unfallversiche-
rung ohne Abzug eines fiktiven Unfallausgleichs 
anzusetzen. 
7Soweit eine MdE unter 30 v. H. vorliegt, ist der 
anzusetzende Betrag aus der Gesamthöhe der 
Unfallrente abzüglich eines bestimmten Vom-
hundertsatzes der Mindestgrundrente (§ 31 
Abs. 1 BVG) zu ermitteln. 8Diese entspricht der 
Höhe nach der monatlichen Grundrente bei einer 
MdE um 30 v. H. 

85.1.5 Leistungen aus einer berufsständischen Versor-
gungseinrichtung oder aus einer befreienden 
Lebensversicherung – Abs. 1 Satz 2 Nr. 5
1Unter berufsständischen Versorgungseinrich-
tungen fallen insbesondere die Leistungen der 
sogenannten Kammerberufe wie beispielsweise 
Rechtsanwälte, Ärzte, Tierärzte, Apotheker, so-
weit Pflichtmitgliedschaft bestand und Pflicht-
beiträge gezahlt wurden (vgl. Nr. 85.5.3). 2Bei 
Leistungen aus einer befreienden Lebensver-
sicherung ist der gesamte Auszahlungsbetrag 
heranzuziehen (Versicherungssumme und et-
waige Gewinnanteile) und zu verrenten (vgl. 
Nr. 85.4).

85.1.6 Sonstige Versorgungsleistungen auf Grund 
 einer Berufstätigkeit – Abs. 1 Satz 2 Nr. 6
1Sonstige Versorgungsleistungen sind alle Leis-
tungen, die auf Grund einer Berufstätigkeit zur 
Versorgung des oder der Berechtigten oder deren 
Hinterbliebenen bestimmt sind und nicht unter 
die Nrn. 1 bis 5 oder Art. 84 fallen. 2Darin ein-
geschlossen sind insbesondere Betriebsrenten 
nach §§ 1b und 30f BetrAVG. 3Ausgeschlossen 
sind Renten aus Mitgliedsstaaten der EU oder 
des EWR und der Schweiz (vgl. Nr. 85.0.1 Sätze 3 
und 4, Nr. 24.4.1).

85.1.7 Nicht von Art. 85 Abs. 1 Satz 2 erfasste Leistun-
gen

85.1.7.1 Kinderzuschuss und Zuschlag zur Waisen-
rente

Außer Betracht bleiben Kinderzuschüsse (§ 270 

SGB VI) und Erhöhungszuschläge bei Waisen-
renten (§ 78 SGB VI).

85.1.7.2 Renten auf Grund Versorgungsausgleich
1Wurden anlässlich der Scheidung, Aufhebung 
oder Nichtigerklärung einer Ehe Rentenanwart-
schaften in einer gesetzlichen Rentenversiche-
rung nach § 1587b BGB oder § 1 VersAusglG 
übertragen oder begründet, ist sowohl beim 
ausgleichspflichtigen als auch beim ausgleichs-
berechtigten Ehegatten von dem Rentenbetrag 
auszugehen, der ohne Versorgungsausgleich zu 
zahlen wäre. 2Dies gilt entsprechend für Hinter-
bliebenenrenten.

85.1.7.3 Leistungen während einer Beurlaubung ohne 
Grundbezüge

Unabhängig davon, ob die Zeit einer Beurlau-
bung ohne Grundbezüge als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 be-
rücksichtigt wurde, sind während der Beurlau-
bung begründete Leistungen nach Abs. 1 Satz 2 
Nrn. 5 und 6 gemäß Abs. 1 Satz 5 nicht zu be-
rücksichtigen.

85.2 Höchstgrenze

85.2.1 Berechnung der fiktiven ruhegehaltfähigen 
 Bezüge nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a
1Maßgebend sind die zugrundeliegenden ru-
hegehaltfähigen Bezüge mit der Maßgabe, dass 
beim Grundgehalt die Endstufe der Besoldungs-
gruppe anzusetzen ist und bei Anpassungszu-
schlägen oder Strukturausgleich der Betrag, der 
sich am jeweiligen (Gewährungs-)Stichtag, ab 
dem die Leistungen festgeschrieben wurden, 
ergäbe. 2Für die Hinterbliebenen sind die antei-
ligen Beträge zu berücksichtigen.

85.2.2 Berechnung der fiktiven ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b
1Bei Ermittlung des Ruhegehaltssatzes ist die 
Vorschrift zugrunde zu legen, die auch bei Be-
rechnung des der Ruhensregelung unterliegen-
den Versorgungsbezugs maßgeblich ist (Art. 26 
Abs. 1 oder Art. 103 Abs. 6 und 7) – vgl. Art. 103 
Abs. 8. 2Als fiktive ruhegehaltfähige Dienstzeit 
zählen:

85.2.2.1 die Zeit vom vollendetem 17. Lebensjahr bis 
zum Eintritt des Versorgungsfalls abzüglich der 
Ausschlusszeiten nach Art. 25, auf Tätigkeiten 
kommt es nicht an,

85.2.2.2 Zeiten vor dem 17. Lebensjahr, wenn sie ruhe-
gehaltfähig sind; dies gilt auch dann, wenn der 
Ruhegehaltssatz nach dem bis zum 31. Dezember 
2010 geltenden Recht festgesetzt wurde,

85.2.2.3 Zeiten, um die sich die ruhegehaltfähige Dienst-
zeit erhöht, insbesondere

– Nachdienstzeiten nach Art. 15,
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– Zurechnungszeiten in dem Umfang, in dem 
diese beim zu regelnden Versorgungsbezug 
berücksichtigt wurden (Art. 23 Abs. 1, Art. 53 
Abs. 2, Art. 103 Abs. 5 Satz 2), 

– Erhöhungszeiten nach Art. 23 Abs. 2, Art. 103 
Abs. 4.

85.2.2.4 Zeiten einer rentenversicherungspflichtigen 
Beschäftigung oder Tätigkeit nach Eintritt des 
Versorgungsfalls, zu denen auch

– Zeiten mit freiwilligen Beiträgen im Sinn des 
Abs. 5 Satz 2,

– Anrechnungszeiten gemäß § 58 SGB VI und 
Ersatzzeiten gemäß § 250 SGB VI und 

– die bei der Rente berücksichtigten Zeiten 
der Kindererziehung im Sinn der § 55 Abs. 1 
Satz 2, §§ 56, 249, 249a SGB VI

gehören.

85.2.3 1Bei einem Unterhaltsbeitrag nach Art. 55 ist als 
Höchstgrenze der Betrag anzusetzen, der sich 
als Unterhaltsbeitrag ergeben würde, wenn bei 
den ruhegehaltfähigen Bezügen die Endstufe 
der Besoldungsgruppe zugrunde gelegt wird, 
aus der der Unterhaltsbeitrag berechnet wird. 
2Entsprechendes gilt für die Höchstgrenzen der 
Hinterbliebenen. 3Wegen der Mindestbelassung 
wird auf Art. 89 verwiesen.

85.2.4 1Art. 36 Abs. 2 (Kürzung wegen Altersunter-
schieds), Art. 41 (anteilige Kürzung für Witwen 
und Waisen) und Art. 61 (anteilige Kürzung 
der Unfallhinterbliebenenbezüge) sind für die 
Berechnung der Höchstgrenze sinngemäß an-
zuwenden. 2Dies gilt auch bei Kürzung eines 
Unterhaltsbeitrages nach Art. 38 Abs. 1 Satz 1 
(Angemessenheit).

85.2.5 Ist der zu regelnde Versorgungsbezug um einen 
Versorgungsabschlag vermindert oder um einen 
Versorgungsaufschlag erhöht, ist die Höchst-
grenze auch in gleichem Umfang zu mindern 
oder zu erhöhen.

85.2.6 1Die Erhöhungsbetrag zum Unterschiedsbetrag 
nach Art. 69 Abs. 2 (Besoldungsgruppen A 3 bis 
A 5), sind nur dann zu berücksichtigen, wenn der 
Höchstgrenze die Mindestversorgung oder die 
Besoldungsgruppe A 3, A 4 oder A 5 zugrunde 
liegen. 2Ein Ausgleichsbetrag nach Art. 70 wird 
bei der Berechnung der Höchstgrenze nicht ein-
bezogen.

85.3 Nicht anrechenbare Renten sind

85.3.1 bei Ruhestandsbeamten und Ruhestandsbeam-
tinnen
1Hinterbliebenenrenten oder Leistungen an Hin-
terbliebene aus einer Beschäftigung oder Tätig-
keit des Ehegatten (beispielsweise Witwen- oder 
Witwerrenten). 2Dies gilt auch für Leistungen, 
die der Ehegatte bereits zu Lebzeiten erhält (bei-
spielsweise Leistungen der US-amerikanischen 
Social Security, die einen hälftigen Betrag des 
Grundanspruchs des Rentenempfängers vor-
sieht).

85.3.2 bei Witwen und Witwern

Renten oder Leistungen auf Grund eigener Be-
schäftigung oder Tätigkeit.

85.3.3 bei Waisen

Renten oder Leistungen auf Grund eigener Be-
schäftigung oder Tätigkeit. Waisenrenten werden 
dagegen unabhängig davon angerechnet, ob die-
se auf Grund der Beschäftigung oder Tätigkeit 
des Vaters, der Mutter oder einer sonstigen Per-
son entstanden sind.

85.4 Unterlassene Antragsstellung, Verzicht oder 
Zahlung einer Abfindung, Beitragserstattung 
oder eines sonstigen Kapitalbetrag

In Zweifelsfällen können Auskunftsersuchen an 
folgende Stellen gerichtet werden:

– Rente der gesetzlichen Rentenversicherung: 

Datenstelle der Deutschen Rentenversiche-
rungsträger beim Verband Deutscher Ren-
tenversicherungsträger in 97084 Würzburg, 
Berner Straße 1 (Berechtigung zur Nutzung 
der Daten ergibt sich aus § 35 SGB I in Ver-
bindung mit § 69 Abs. 2 Nr. 1 SGB X bzw. §§ 3 
bis 7 SGB X). 

– Zusatzversorgungseinrichtungen für Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes sowie berufs-
ständische Versorgungseinrichtungen (Ver-
pflichtung zur Amtshilfe ergibt sich nach den 
Art. 4 ff. BayVwVfG oder den entsprechenden 
bundes- oder landesrechtlichen Vorschrif-
ten).

85.4.1 Im Fall des Abs. 4 Satz 1 – fiktiver Renten-
betrag
1Eine zustehende Leistung ist auch anzurechnen, 
wenn sie nicht oder nicht rechtzeitig beantragt 
oder auf eine bereits bewilligte Leistung verzich-
tet (z. B. § 46 SGB I) wird. 2Dies gilt auch, wenn 
bei Eintritt des Rentenfalls an deren Stelle eine 
Kapitalleistung, Beitragserstattung oder Abfin-
dung tritt. 3Als (fiktiver) Rentenzahlungsbeginn 
ist der Zeitpunkt anzusetzen, ab dem die Rente 
bei rechtzeitiger Antragstellung gezahlt würde. 
5Künftige allgemeine Rentenerhöhungen wer-
den jeweils dem fiktiven Grundbetrag zugeschla-
gen. 6Der auf dem erhöhten Zugangsfaktor (§ 77 
Abs. 2 und 3 SGB VI) beruhende Rentenbetrag 
bleibt unberücksichtigt. 7Dies gilt nicht nur für 
den Ansatz der fiktiven Rente in der Zeit, für die 
nach Erreichen der Altersgrenze wegen verspä-
teter Antragstellung keine Rente gezahlt wurde, 
sondern auch für die Zeit des tatsächlichen Zu-
sammentreffens des Versorgungsbezugs mit der 
verspätet beantragten Rente. 8Entsprechend ist 
zu verfahren, wenn auf Grund statusrechtlicher 
Sonderregelungen der Eintritt in den Ruhestand 
erst nach Ablauf des Monats der Vollendung der 
Altersgrenze für den gesetzlichen Ruhestand-
seintritt wirksam wird (vgl. z. B. Art. 62 Satz 2 
BayBG, Art. 3 Abs. 3 Satz 1 BayHSchPG) oder 
über die Regelaltersgrenze hinausgeschoben 
wird (Art. 63 BayBG) und die Regelaltersrente 
erst mit Beginn des Ruhestandes oder zu einem 
anderen, nach Vollendung der Regelaltersgren-
ze liegenden Zeitpunkt beantragt und bezogen 
wird. 9Dem Eintritt in den Ruhestand steht eine 
Entbindung von den amtlichen Verpflichtungen 
(nach Art. 18 HSchLG) gleich.
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85.4.2 Zahlung einer Abfindung, Beitragserstattung 
oder eines sonstigen Kapitalbetrag (Abs. 4 
Satz 2) – Verrentungsbetrag
1Nach Abs. 4 Satz 2 ist längstens bis zum Tod des 
Versorgungsurhebers der nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen ermittelte Verren-
tungsbetrag einer Abfindung, Beitragserstattung 
oder sonstigen Kapitalleistung für die Ruhens-

regelung zugrunde zu legen. 2Die Kapitalleis-
tung muss eine Rente im Sinn von Abs. 1 Satz 2 
ersetzen. 3Bei am 1. Oktober 1994 vorhandenen 
Beamten und Beamtinnen findet Abs. 4 Satz 2 
keine Anwendung, wenn die Rente zu diesem 
Zeitpunkt bereits abgegolten war (vgl. Art. 103 
Abs. 11 Satz 2 sowie Nr. 103.11.2).

85.4.2.1 Berechnung des Verrentungsbetrags
1Auszugehen ist vom ausgezahlten Kapitalbetrag, abzüglich Leistungen auf Grund von freiwilligen Beiträgen 
im Sinn des Abs. 5 Satz 1. 2Der Kapitalbetrag ist um die nach dem Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs 
auf den Kapitalbetrag eingetretenen allgemeinen Anpassungen nach Art. 4 zu erhöhen oder zu vermindern. 
3Dieser dynamisierte Kapitalbetrag ist sodann in eine Rente umzurechnen. 4Als Verrentungsdivisor ist dabei 
der zwölffache Betrag des Kapitalwertes nach der vom Bundesministerium der Finanzen zu § 14 Abs. 1 des 
Bewertungsgesetzes veröffentlichten Tabelle zu verwenden. 5Maßgebend ist die Tabelle für das Jahr des Ver-
sorgungsbeginns. 6Dabei ist von dem auf ganze Jahre auf- oder abgerundeten Lebensalter auszugehen.

Beispiel:
Beamter hat im März 2002 eine Kapitalleistung in Höhe von 20.000,00 € erhalten. Im Zeitpunkt des Ruhestand-
seintritts mit Ablauf des 31. August 2011 ist er 65 Jahre alt.

Ermittlung der maßgebenden Kapitalleistung:

 Erhöhungszeitpunkt Erhöhungssatz Erhöhungsbetrag Kapitalbetrag 
   in € in €

    20.000,00

 1. Juli 2003 2,4 v. H. 480,00 20.480,00

 1. April 2004 1,0 v. H. 204,80 20.684,80

 1. August 2004 1,0 v. H. 206,85 20.891,65

 1. Oktober 2007 3,0 v. H. 628,75 21.518,40

 1. März 2009 0,7 v. H.1) 150,63 21.669,03

 1. März 2009 3,0 v. H. 650,07 22.319,10

 1. März 2010 1,0 v. H. 223,19 22.542,29

1)Umrechnung des Sockelbetrags:
40 € × 100

5.700 € (= rgf. Bezüge 02/2009)

Als Verrentungsdivisor ergibt sich aus der Anlage zu § 14 Abs. 1 Bewertungsgesetz für Bewertungsstichtage ab 
1. Januar 2011 für einen 65-jährigen Mann das Zwölffache von 11,251 somit 135,01.

anzusetzende fiktive monatlich Rente
22.542,29 €

= 166,97 €
135,01

Der sonach ermittelte monatliche Rentenbetrag in Höhe von 166,97 € ist ohne Fortschreibung und Anpassung bei 
der Ruhensregelung zu berücksichtigen.

85.4.2.2 Abführung des Kapitalbetrags an den Dienst-
herrn (Abs. 4 Satz 3)
1Der Ruhestandsbeamte oder die Ruhestands-
beamtin kann die Anrechnung des Verrentung-
sbetrags abwenden, wenn er die einmalige Leis-
tung einschließlich Zinsen an den Dienstherrn 
abführt. 2Die Abführung muss innerhalb von drei 
Monaten (Ausschlussfrist) beginnend ab Erhalt 
der Leistung erfolgen.

85.5 Nicht zu berücksichtigende Teile der Rente
1Leistungen, die auf freiwilliger Beitragsleistung 
oder Höherversicherung beruhen, bleiben außer 

Ansatz, es sei denn, der Arbeitgeber hat mindes-
tens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in 
dieser Höhe geleistet. 2Dagegen sind Rententei-
le, die auf einer Versicherungspflicht für selbst-
ständig Tätige gemäß § 2 SGB VI oder auf einer 
Versicherungspflicht auf Antrag gemäß § 4 SGB 
VI beruhen, der Ruhensregelung zu unterziehen. 
3Ruht ein Teil der Hinterbliebenenrente wegen 
Einkommensanrechnung nach § 97 SGB VI, so 
ist für die Berechnung der freiwilligen Beiträge 
oder die Höherversicherung die volle Rente an-
zusetzen, die sich ohne Anwendung der renten-
rechtlichen Ruhensvorschrift ergeben würde.
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Beispiel:
Freiwillige Beitragszeiten:

8 Jahre 7 Monate = 8 7/12 Jahre = 8,583 Jahre = 8,58 Jahre

Gesamtzahl der Versicherungsjahre:

20 Jahre 2 Monate = 20 2/12 Jahre = 20,166 Jahre = 20,17 Jahre

Anrechnungsverhältnis:

8,58
= 42,54 v. H. der Rente

20,17

85.5.2 Berechnung der Rente nach Entgeltpunkten
1Berechnet sich die Rente nach Entgeltpunkten (EP), ist der anteilige auf freiwilligen Beiträgen beruhende Betrag 
der Rente wie folgt herauszurechnen:

Rente × EP für freiwillige Beiträge

Summe aller EP
2Bei der Anteilsberechnung bleibt ein Rentenabschlag bei vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters 
(vgl. § 77 SGB VI) sowohl im Zähler (auf freiwilligen Beiträgen beruhende Entgeltpunkte) als auch im Nenner 
(Gesamtentgeltpunkte) unberücksichtigt.

Beispiel:
Witwenrente nach dem Rentenbescheid:
Witwenrente vor Anwendung des § 97 SGB VI (hiernach

Entgeltpunkte-Verhältnis gemäß Art. 85 Abs. 5 = 2/20): 400 €

Anzurechnendes Einkommen: 350 €

Witwenrente nach Anwendung 
   

des § 97 SGB VI 50 €

Anwendung des Art. 85: 
Witwenrente vor Anwendung des § 97 SGB VI: 400 €

Für die Anwendung des Art. 85 ist nach Abs. 5 folgender Rentenbetrag 
 außer Ansatz zu lassen (400 × 2/20): 40 €

Ergebnis:  360 €

anzurechnendes Erwerbseinkommen 350 €

Für die Anwendung des Art. 85 sind zu berücksichtigen    10 €

85.5.3 Bei berufsständischen Versorgungseinrich-
tung
1Freiwillige Mehrzahlungen (z. B. nach § 27 der 
Satzung der Bayerischen Ärzteversorgung vom 
1. Dezember 1995, zuletzt geändert mit Satzung 
vom 1. Dezember 2010), die mit Beiträgen ver-
gleichbar sind, die in der gesetzlichen Renten-
versicherung Pflichtversicherte oder zur frei-
willigen Weiterversicherung Berechtigte nach 
früherem Recht (vgl. § 11 AVG, § 1234 RVO) zum 
Zwecke der Höherversicherung neben dem „re-
gulären“ Beitrag entrichten konnten, bleiben in 
entsprechender Anwendung des Abs. 5 Satz 1 
außer Betracht. 2Im Falle der Beendigung der 
Mitgliedschaft und der freiwilligen Fortsetzung 
dieser bleiben die auf diesen Zeitraum entfal-
lenden Leistungen anrechnungsfrei. 3Geleistete 
Mindestbeiträge sind grundsätzlich nur zu be-
rücksichtigen, soweit eine Berufstätigkeit dahin-
ter steht.

85.6 Entsprechende Leistungen

85.6.1 1Ausländische Renten einschließlich etwaiger 
Sonderzahlungen sind nach Art. 85 anzurech-
nen, wenn sie sachlich und persönlich auf Grund 
eines wirksamen zwischen- oder überstaatlichen 
Abkommens gezahlt werden. 2Renten und Ren-
tenteile eines ausländischen Rentenversiche-
rungsträgers, die nicht der Ruhensregelung un-
terliegen, sind gegebenenfalls im Rahmen des 
Art. 24 Abs. 4 zu berücksichtigen. 3Dies gilt auch 
für Renten aus Mitgliedsstaaten der EU oder des 
EWR und der Schweiz, deren Berücksichtigung 
im Rahmen des Art. 85 auf Grund der VO (EG) 
Nrn. 883/04 und 987/09 oder (EWG) Nrn. 1408/71 
und 574/72 ausgeschlossen ist (vgl. Nr. 24.4).

85.6.2 1Ausländische Währungen sind nach dem Jah-
resdurchschnitt des Euro-Referenzkurses der 
Europäischen Zentralbank umzurechnen (vgl. 
Veröffentlichung bei der Deutschen Bundesbank 

85.5.1 Berechnung der Rente nach Versicherungsjahren
1Berechnet sich die Rente nach Versicherungsjahren, werden für die mit freiwilligen Beiträgen belegten Ver-
sicherungsjahre zwölf Monatsbeiträge als ein volles Jahr gerechnet; Restzeiten von weniger als einem Ver-
sicherungsjahr, die sich nach der Zusammenrechnung noch ergeben, werden in den Bruchteil eines Jahres 
umgerechnet und in einen Dezimalbruch ausgerechnet. 2Die Berechnung wird auf zwei Dezimalstellen aus-
geführt. 3Wegen der Rundung vgl. Art. 26 Abs. 1 Satz 4.
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pitalbetrag nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen für die Anwendung des Abs. 1 zu 
verrenten (vgl. Nr. 85.4.2.1 und Beispiel hierzu). 
3Der Ruhestandsbeamte oder die Ruhestandsbe-
amtin kann die Anrechnung des Verrentungsbe-
trags innerhalb einer Ausschlussfrist abwenden 
(vgl. Nr. 85.4.2.2). 4Die Ausschlussfrist beginnt 
mit Beendigung der Verwendung bei der zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich-
tung. 5Das gilt auch dann, wenn der Beamte 
und die Beamtin oder Ruhestandsbeamte oder 
Ruhestandsbeamtin zunächst zu einer ande-
ren zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung überwechselt, es sei denn, dass er 
den ausgezahlten Kapitalbetrag wieder bei der 
neuen Einrichtung einzahlt. 6Nr. 85.6.2 gilt ent-
sprechend.
7Der jeweilige Träger der Versorgung sollte gebe-
ten werden, den monatlichen Betrag auszurech-
nen und mitzuteilen. 8Bis zur Mitteilung durch 
den Versorgungsträger erfolgt die Ruhensbe-
rechnung entsprechend der in Abs. 1 genannten 
Minderung des Vomhundertsatzes; dabei sind 
die Versorgungsbezüge unter dem Vorbehalt der 
Rückforderung zu zahlen.

86.4 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden, wenn be-
reits zuvor Zahlungen erfolgten.

86.5 Hinterbliebene

86.5.1 1Werden Witwengeld und Waisengeld nach 
Art. 41 oder 61 gekürzt, sind auch die anteiligen 
Ruhensbeträge entsprechend zu kürzen. 2Im Üb-
rigen sind die Nrn. 86.1 bis 86.3 entsprechend 
anzuwenden. 3Auf Hinterbliebene ist Art. 86 
nicht anzuwenden, wenn sie auf Grund eigener 
Verwendung im zwischenstaatlichen oder über-
staatlichen Dienst einen Kapitalbetrag oder eine 
laufende Versorgung oder an deren Stelle eine 
Abfindung, Beitragserstattung oder einen sons-
tigen Kapitalbetrag erhalten.

86.5.2 Als Hinterbliebenenbezüge gelten auch die Be-
züge nach Artikel 70 des Statuts der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften und der Beschäf-
tigungsbedingungen für die sonstigen Bediens-
teten dieser Gemeinschaften.

86.6 Höchstmöglicher Ruhensbetrag
1Im Falle des Abs. 3 Satz 1 darf der Ruhensbetrag 
den vom Leistungsträger ansonsten zu zahlen-
den Betrag bzw. den bei der Verrentung sich er-
gebenden Monatsbetrag nicht übersteigen. 2Bei 
der Berechnung des Mindestbelassungsbetrages 
wird der Unterschiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2 
in die Bemessungsgrundlage einbezogen.

87. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 
Entschädigung oder Versorgungsbezügen nach 
dem Abgeordnetenstatut des Europäischen Par-
laments

87.0.1 1Das Abgeordnetenstatut des Europäischen 
Parlaments trat mit Beginn der 7. Wahlperiode 
am 14. Juli 2009 in Kraft. 2Es regelt die Ent-
schädigung der Mitglieder des Europäischen 
Parlaments sowie deren Versorgungsansprü-
che. 3Art. 87 regelt das Zusammentreffen von 

unter http://bundesbank.de/statistik/statistik_de-
visen_tabellen.php). 2Maßgebend ist der Zah-
lungszeitpunkt.

86. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 
Versorgung aus zwischenstaatlicher und über-
staatlicher Verwendung

86.0.1 1Die Vorschrift regelt das Zusammentreffen von 
Versorgungsbezügen nach dem BayBeamtVG 
mit Versorgungsbezügen aus zwischen- oder 
überstaatlicher Verwendung. 2Sie kommt zum 
Tragen, wenn der Beamte oder die Beamtin im 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung verwendet 
worden ist; auf die Art oder den Zeitpunkt der 
Verwendung kommt es nicht an. 

86.0.2 Zur Ermittlung der bei internationalen Organisa-
tionen verbrachten Dienstzeit sind Art. 26 Abs. 1 
Sätze 3 bis 5 anzuwenden. 

86.1 Berechnung der ruhenden Versorgungsbe-
züge
1Die Versorgungsbezüge ruhen vollständig ne-
ben einer Invaliditätspension als Höchstversor-
gung; maßgeblich ist die jeweilige Versorgungs-
ordnung. 2Dies gilt nicht, wenn auf Grund von 
Dienstunfähigkeit nur diejenige internationale 
Versorgung gezahlt wird, die der Versorgungs-
empfänger oder die Versorgungsempfängerin 
bei Erreichen der vorgesehenen Altersgrenze 
erhalten hätte, ohne dabei die höchstmögliche 
Versorgung aus seinem oder ihrem Amt bei der 
internationalen Einrichtung zu erreichen. 

86.2 Höchstgrenze

86.2.1 1Wegen der Berechnung der Höchstgrenze wird 
auf die Nrn. 84.2 verwiesen. 2Die nächst höhere 
Besoldungsgruppe ist die Besoldungsgruppe, die 
im Zeitpunkt des Eintritts des Beamten oder der 
Beamtin in den Ruhestand mit dem nächst hö-
heren Endgrundgehalt bzw. festen Grundgehalt 
ausgestattet ist. 3Dies gilt nicht, wenn sich der 
Beamte oder die Beamtin zu diesem Zeitpunkt 
bereits im Endamt der Besoldungsordnung B be-
findet.

86.2.2 Die Sonderzahlung wird im Monat Dezember 
neben den geregelten Versorgungsbezügen ge-
zahlt.

Beispiel:
Sonderzahlung 1.680
deutsches Ruhegehalt 3.000
internationale Versorgung 4.000
Gesamtbetrag ohne Sonderzahlung 7.000
Höchstgrenze  ./. 3.800
Ruhensbetrag  3.200
verbleiben zu zahlen:
Ruhegehalt  0
Sonderzahlung  1.680

86.3 Verzicht und Kapitalbetrag
1Die Anwendung des Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 
setzt voraus, dass dem Grunde nach ein An-
spruch auf laufende Versorgung vorlag. 2Im 
Falle des Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 ist der Ka-

http://bundesbank.de/statistik/statistik_devisen_tabellen.php
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Leistungen nach dem BayBeamtVG und dem 
Abgeordnetenstatut, in Anlehnung an die An-
rechnungsregelungen des BayAbgG; das Abge-
ordnetenstatut enthält im Übrigen keine eigenen 
Konkurrenzvorschriften.

87.0.2 Wegen des Begriffs „Versorgungsberechtigte“ 
wird auf Nr. 83.1.1, wegen der zu regelnden Ver-
sorgungsbezüge auf Nr. 83.1.2 verwiesen.

87.1 Zusammentreffen mit Entschädigung
1Maßgebend ist die Entschädigung nach Art. 10 
des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Par-
laments. 2Erhält ein Abgeordneter für die Wahr-
nehmung eines Mandats in einem anderen Par-
lament eine wegen des gleichzeitigen Bezugs 
von Versorgungsbezügen gekürzte Entschädi-
gung, die dann auf die Entschädigung nach dem 
Statut nach Art. 11 des Abgeordnetenstatuts des 
Europäischen Parlaments anzurechnen wäre, ist 
die volle Entschädigung des Landesparlaments 
anzusetzen.

88. Erhöhung der Höchstgrenzen

88.0 Die Vorschrift regelt die Erhöhung der Höchst-
grenzen wegen einer Sonderzahlung.

88.1 Die Erhöhung gilt auch dann, wenn zu dem Er-
werbs- oder Erwerbsersatzeinkommen kein ent-
sprechender Betrag gezahlt wird.

89. Mindestbelassung bei Unterhaltsbeitrag nach 
Art. 55

89.0 Die Vorschrift bestimmt die Mindestbelassung 
für Versorgungsberechtigte, die einen Unter-
haltsbeitrag nach Art. 55 erhalten, in Höhe des 
jeweiligen Unfallausgleichs, soweit keine Grund-
rente nach dem BVG bezogen wird.

89.1 Für die Berechnung des Unfallausgleichs gelten 
Art. 52 und die hierzu ergangenen Verwaltungs-
vorschriften entsprechend.

90. Reihenfolge der Anwendung der Anrechnungs-, 
Kürzungs- und Ruhensvorschriften

90.0.1 In der Vorschrift werden Regelungen zur Rei-
henfolge der Anwendung der Anrechnungs-, 
Kürzungs- und Ruhensvorschriften kodifiziert.

90.1.1 Die Anrechnungsvorschriften nach Art. 38 (Un-
terhaltsbeitrag für nichtwitwengeldberechtigte 
Witwer oder Witwen) und Art. 44 Abs. 2 Satz 2 
(Waisengeld an behinderte Waisen) gehen den 
Ruhensvorschriften wegen der Berücksichtigung 
von Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen vor 
(vgl. Nr. 38.2.8).

90.1.2 Art. 83 bis 87 werden mit Ausnahme von Art. 26 
Abs. 2 (Versorgungsabschlag), Art. 26 Abs. 4 
(Versorgungsaufschlag), Art. 36 Abs. 2 (Kürzung 
wegen Altersunterschied), Art. 41 Abs. 1 (anteili-
ge Kürzung bei mehreren Hinterbliebenenbezü-
gen), Art. 61 (anteilige Kürzung der Unfallhin-
terbliebenenbezüge) auf die ungekürzten bzw. 
nicht erhöhten Versorgungsbezüge angewandt.

90.1.3 Anrechnungen nach Art. 44 Abs. 5 Satz 2 (wie-
deraufgelebtes Witwengeld) und Art. 92 (Kür-
zung wegen Versorgungsausgleich) sind nach 

der Ruhensregelung nach Art. 83 bis 87 durch-
zuführen.

90.2 Zusammentreffen von zwei Versorgungsbezügen 
mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen

Beispiel: Beispiel 1 Beispiel 2
Höchstgrenze beim  
früheren Ruhegehalt 1.800 1.800
früheres Ruhegehalt 1.050 1.050
Höchstgrenze beim  
neuen Ruhegehalt  1.200 1.200
neues Ruhegehalt 800 800
früheres Ruhegehalt bei  
Gesamtdienstzeit (Art. 84) 1.350 1.350
Einkommen  1.000 300
Regelung des neuen Ruhegehaltes nach Art. 83:
Das Einkommen von 1.000 300
bleibt hinter der neuen  
Höchstgrenze von 1.200 1.200
zurück um 200 900
Ergebnis für das neue  
Ruhegehalt: 200 800
Regelung des früheren Ruhegehaltes  
nach Art. 83:
Einkommen von 1.000 300
Hinzurechnung Ergebnis  
für das neue Ruhegehalt 200 800
zusammen 1.200 1.100
bleibt hinter der früheren  
Höchstgrenze von 1.800 1.800
zurück um / Ergebnis für  
das 1. Ruhegehalt 600 700
Gesamtbezüge nach Anwendung Art. 83
Einkommen 1.000 300
Ergebnis neues Ruhegehalt: 200 800
Ergebnis früheres Ruhegehalt: 600 700
zusammen 1.800 1.800

Gegenüberstellung Beispiel 1 Beispiel 2
Regelung des früheren Ruhegehaltes  
nach Art. 84
früheres Ruhegehalt bei Gesamt  - 
dienstzeit (Höchstgrenze) 1.350 1.350
davon ab das neue Ruhegehalt 800 800
mithin Ergebnis für das  
frühere Ruhegehalt 550 550
Gesamtbezüge nach Anwendung Art. 84
Einkommen 1.000 300
aus dem neuen Ruhegehalt  
wäre zu zahlen 800 800
aus dem früheren Ruhegehalt  
wäre zu zahlen 550 550
Summe nach Anwendung  
Art. 84 2.350 1.650
Summe nach Anwendung  
Art. 83 1.800 1.800
Begrenzung auf Ergebnis  
Art. 84 nein ja

Da hiernach der Betreffende im Beispiel 2 bei der 
Regelung der beiden Ruhegehälter nach Art. 83 
um 1.800 – 1.650 = 150 besser stehen würde, dür-
fen bei dieser Regelung aus dem früheren Ruhege-
halt nicht 700, sondern nur 550 gezahlt werden. 
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2. Regelung nach Art. 83
Höchstgrenze nach Art. 85 Abs. 2 Nr. 1 2.050
Witwengeld nach Art. 85 167
Rente 755 
Gesamtversorgung 922
zuzüglich Erwerbs-/ 
Erwerbsersatzeinkommen    1.250
Zusammen 2.172
übersteigen die Höchstgrenze um  122
als Witwengeld zu zahlen 45
mindestens jedoch in Höhe  
des Mindestbelassungsbetrags  
nach Art. 83 Abs. 3 172
jedoch Begrenzung auf das  
Ergebnis nach Art. 85 (= Zahlbetrag) 167

90.4 Zusammentreffen von zwei Versorgungsbezü-
gen mit einer Rente

Abs. 4 ist nur anwendbar bei Zusammentreffen 
von zwei Versorgungsbezügen aus eigenem 
Recht oder zwei Versorgungsbezügen aus abge-
leitetem Recht (Art. 84 Abs. 1 Nrn. 1 und 2), da 
nur bei dieser Konstellation beide Versorgungs-
bezüge nach Art. 85 zu regeln sind.

Beispiel:
Erstes Ruhegehalt 2.100
Zweites Ruhegehalt 2.450
Rente 700

1.  Regelung des neueren Ruhegehaltes nach 
Art. 85
Höchstgrenze 2.600
Neueres Ruhegehalt 2.450
Rente   700
Zusammen 3.150
übersteigen die Höchstgrenze um 550
In dieser Höhe ruht das neuere Ruhegehalt.
Als neueres Ruhegehalt sind somit zu zahlen
(2.450 - 550 =) 1.900

2.  Regelung des früheren Ruhegehaltes nach 
Art. 84
Höchstgrenze 2.700
Früheres Ruhegehalt 2.100
Neueres Ruhegehalt 1.900
Zusammen 4.000
übersteigen die Höchstgrenze um 1.300
Früheres Ruhegehalt somit 
(2.100 - 1.300 =) 800

3.  Regelung des früheren Ruhegehaltes nach 
Art. 85
Höchstgrenze nach § 85 Abs. 2
unter Berücksichtigung der Zeit bis zum 
Eintritt
des neueren Versorgungsfalles 2.750
Früheres Ruhegehalt (gekürzt) 800
Neueres Ruhegehalt (gekürzt) 1.900
Rente   700
Zusammen 3.400
übersteigen die Höchstgrenze um 650
In dieser Höhe ruht das frühere Ruhegehalt.
Als früheres Ruhegehalt sind somit  
zu zahlen (800 - 650 =) 150

90.3 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 
Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen und 
Renten

90.3.1 1Gesamtversorgung ist die der Regelung nach 
Art. 85 zugrunde gelegte Rente zuzüglich des da-
nach (gegebenenfalls in Verbindung mit Art. 26 
Abs. 6) verbleibenden Versorgungsbezugs. 2Zur 
Gesamtversorgung zählt die Rente auch, wenn 
sie zusammen mit der Beamtenversorgung die 
Höchstgrenze des Art. 85 nicht überschreitet. 
3Bei Anwendung von Art. 83 ist die Gesamtver-
sorgung nach Art. 90 Abs. 3 unter Zugrundele-
gung des nach Anwendung von Art. 26 Abs. 6 
verbleibenden Versorgungsbezuges zu ermit-
teln.

Beispiel:
Ruhegehalt 2.100
Rente 500
Erwerbs-/Erwerbsersatzeinkommen 1.250

1. Regelung nach Art. 85
Höchstgrenze nach Art. 85 Abs. 2 2.250
Ruhegehalt 2.100
Rente   500
Zusammen 2.600
übersteigen die Höchstgrenze um 350
In dieser Höhe ruht das Ruhegehalt.
Ruhegehalt somit (2.100 - 350 =) 1.750

2. Regelung nach Art. 83
Höchstgrenze nach Art. 83 Abs. 2 Nr. 1 3.000
Gesamtversorgung (1.750 + 500 =) 2.250
Erwerbs-/Erwerbsersatzeinkommen 1.250
Zusammen 3.500
übersteigen die Höchstgrenze um 500
In dieser Höhe ruht das Ruhegehalt.
Als Ruhegehalt sind somit 
zu zahlen (1.750 - 500 =) 1.250

90.3.2 1Die Mindestbelassung nach Art. 83 darf das Er-
gebnis einer vorhergehenden Ruhensregelung 
nach Art. 85 nicht verbessern. 2Wenn die vor-
rangig durchzuführende Ruhensregelung nach 
Art. 85 zu einem Unterschreiten des Mindestbe-
lassungsbetrages führt, verbleibt es dabei (vgl. 
Nr. 83.3).

Beispiel:
ruhegehaltfähige Bezüge  
(=Höchstgrenze Art. 83) 2.050
Ruhegehalt 1.435
Witwengeld 861
Mindestbelassungsbetrag  
nach Art. 83 Abs. 3  
(= 20 v. H. des Witwengeldes) 172
Witwenrente 755
Erwerbs-/Erwerbsersatzeinkommen 1.250

1. Regelung nach Art. 85
Höchstgrenze nach Art. 85 Abs. 2  
(für Versorgungsurheber = 1.537)
für Witwe 922
Witwengeld 861
Rente 755
Gesamtversorgung 1.616
übersteigen die Höchstgrenze um  693
Witwengeld nach Art. 85  
somit (861 ./. 693) 167
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92. Kürzung der Versorgungsbezüge wegen Ver-
sorgungsausgleich

92.0.1 1Wenn ein Beamter oder eine Beamtin oder ein 
Ruhestandsbeamter oder eine Ruhestandsbe-
amtin im Rahmen eines nach der Ehescheidung 
durchzuführenden Versorgungsausgleichs aus-
gleichspflichtig ist, wird zugunsten des frühe-
ren Ehegatten in Höhe des Ausgleichswerts 
eine Anwartschaft in der gesetzlichen Renten-
versicherung oder im Rahmen der internen Tei-
lung zu Lasten des Dienstherrn begründet oder 
übertragen. 2Die auf Grund dieser Anwartschaft 
geleisteten Zahlungen sind vom Versorgungs-
dienstherrn des Ruhestandsbeamten oder der 
Ruhestandsbeamtin zu erstatten. 3Im Gegenzug 
werden die Versorgungsbezüge des Ruhestands-
beamten oder der Ruhestandsbeamtin und ge-
gebenenfalls der Hinterbliebenen nach Art. 92 
gekürzt. 4Die Vorschriften dieses Abschnitts 
finden bei einem Versorgungsausgleich wegen 
Aufhebung einer Lebenspartnerschaft entspre-
chende Anwendung (Art. 115 Abs. 2).

92.0.2 Das bisherige „Pensionistenprivileg“ zu Guns-
ten ausgleichspflichtiger Personen, die sich im 
Zeitpunkt der Wirksamkeit der Entscheidung des 
Familiengerichts über den Versorgungsausgleich 
bereits im Ruhestand befanden (§ 57 Abs. 1 Satz 2 
BeamtVG in der bis zum 31. August 2006 gel-
tenden Fassung) wird nur im Rahmen der Über-
gangsregelung des Art. 102 Abs. 2 fortgeführt.

92.1.1 Die jährliche Sonderzahlung gehört nicht zu 
den Versorgungsbezügen im Sinn des Art. 92 
Abs. 1.

92.1.2 Die Kürzung von Versorgungsbezügen beginnt 
frühestens mit dem Ersten des auf die Wirksam-
keit der Entscheidung des Familiengerichts über 
den Versorgungsausgleich folgenden Monats.

92.1.3 1Zu den Vollwaisen im Sinn des Abs. 1 Satz 2 
gehören nur gemeinschaftliche Kinder der frü-
heren Ehegatten. 2Halbwaisen sind auch dann 
nicht erfasst, wenn ihnen Waisengeld auf Grund 
des Art. 40 Abs. 2 nach dem Satz für Vollwaisen 
gezahlt wird.

92.2.1 Bei der Erhöhung nach Art. 27 oder 73 und bei 
deren Wegfall handelt es sich nicht um eine Er-
höhung oder Verminderung des Ruhegehaltes 
im Sinn von Abs. 1 Satz 3. 

92.2.2 1Die Dynamisierung des Kürzungsbetrags insbe-
sondere nach Abs. 1 Satz 2 erfolgt ausschließlich 
unter Berücksichtigung der beim Freistaat Bay-
ern geltenden Anpassungen der Versorgungsbe-
züge. 2Bei der Dynamisierung sind insbesondere 
die zum Vollzug der jeweiligen gesonderten An-
passungsgesetze gegebenen Hinweise zu beach-
ten. 

92.3 Werden Witwen- und Waisengeld nach Art. 41 
oder 61 anteilig gekürzt, so sind auch die Kür-
zungsbeträge nach Art. 92 entsprechend zu min-
dern.

93. Abwendung der Kürzung der Versorgungsbe-
züge

93.0 1Die Vorschrift regelt, wie die Kürzung der Ver-
sorgungsbezüge wegen Versorgungsausgleich 

durch Zahlung eines Kapitalbetrages abge-
wendet werden kann. 2Bei Altfällen, in denen 
der Versorgungsausgleich nach § 1587b Abs. 2 
BGB durchgeführt wurde, ist eine Abwendung 
der Kürzung durch analoge Anwendung dieser 
Vorschrift möglich.

93.1.1 Hinterbliebene können die Kürzung der Versor-
gungsbezüge nicht durch Zahlung eines Kapi-
talbetrages abwenden.

93.1.2 1Zur Errechnung des vollen Kapitalbetrages 
ist die durch das Familiengericht begründete 
monatliche Rentenanwartschaft zunächst in 
rentenrechtliche Entgeltpunkte umzurechnen; 
maßgeblicher Zeitpunkt für die Umrechnung ist 
das Ende der Ehezeit. 2Die so ermittelten Entgelt-
punkte sind mittels der für das jeweilige Jahr im 
Bundesgesetzblatt bekannt gegebenen Rechen-
größen für die Umrechnung von Entgeltpunkten 
in Beiträge in einen Betrag umzurechnen; maß-
geblicher Zeitpunkt für diese Umrechnung ist 
der Tag der Entscheidung des Familiengerichts. 
3Dieser Betrag ist entsprechend der gesetzlichen 
Vorschrift zu dynamisieren. 

93.1.3 Bezüglich der Neuordnung des Rechts der ge-
setzlichen Rentenversicherung im Rentenreform-
gesetz 1992 ist bei der Berechnung des Betrags 
insbesondere Folgendes zu beachten:

93.1.3.1 Liegen sowohl das Ende der Ehezeit als auch der 
Tag der Entscheidung des Familiengerichts vor 
dem 1. Januar 1992, ist die Berechnung unter 
Verwendung der Tabellen 1 und 3 der Bekannt-
machung der Rechengrößen für 1991 zur Durch-
führung des Versorgungsausgleiches in der ge-
setzlichen Rentenversicherung durchzuführen 
(BAnz Nr. 233 S. 6610 vom 15. Dezember 1990, 
ergänzt durch Bekanntmachung vom 10. Juni 
1991, BAnz Nr. 108 S. 3917 vom 15. Juni 1991).

93.1.3.2 1Endete die Ehezeit vor dem 1. Januar 1992 und 
liegt der Tag der Entscheidung des Familienge-
richts nach dem 31. Dezember 1991, errechnet 
sich der aktuelle Rentenwert aus dem 100-fachen 
der Werte für das Umrechnen von Werteinhei-
ten in eine Rentenanwartschaft gemäß Tabelle 2 
der Bekanntmachung der Rechengrößen für 1991 
zur Durchführung des Versorgungsausgleichs 
in der gesetzlichen Rentenversicherung. 2Die 
Umrechnung der Entgeltpunkte in einen Betrag 
erfolgt schließlich durch Vervielfältigung der 
Entgeltpunkte mit der für das jeweilige Jahr im 
Bundesgesetzblatt bekannt gegebenen Rechen-
größe für die Umrechnung von Entgeltpunkten 
in Beiträge; maßgeblicher Zeitpunkt für diese 
Umrechnung ist der Tag der Entscheidung des 
Familiengerichts.

93.1.3.3 Liegen sowohl das Ende der Ehezeit als auch der 
Tag der Entscheidung des Familiengerichts nach 
dem 1. Januar 1992, richtet sich die Errechnung 
der Entgeltpunkte nach § 76 Abs. 4 SGB VI und 
die Umrechnung in einen Betrag nach der im 
Bundesgesetzblatt bekannt gegebenen Rechen-
größe für die Umrechnung von Entgeltpunkten 
in Beiträge für das jeweilige Berechnungsjahr.
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funden hat, der Versorgungsfall aber noch nicht 
eingetreten ist, gelten Art. 108 bis 111.

94.0.2 Zuständigkeiten und Maßnahmen
1Die Pensionsbehörde vollzieht für den staatli-
chen Bereich die Versorgungslastenteilung bei 
Dienstherrenwechseln zwischen bayerischen 
Dienstherren (Art. 94 ff.) und bei bund-/länder-
übergreifenden Dienstherrenwechseln nach dem 
Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag. 2Die 
sachliche und örtliche Zuständigkeit der Pensi-
onsbehörde ist in der ZustV-Bezüge geregelt. 

94.0.2.1 Maßnahmen der personalverwaltenden Dienst-
stellen im staatlichen Bereich
1Bei Dienstherrenwechseln, die vor dem 1. Janu-
ar 2011 z. B. nach § 107b BeamtVG (Altfälle) er-
folgt sind, sind grundsätzlich keine Maßnahmen 
der personalverwaltenden Stellen erforderlich. 
2Wechselt ein Beamter oder eine Beamtin des 
Freistaates Bayern nach dem 31. Dezember 2010, 
hat die bisherige personalverwaltende Stelle der 
zuständigen Pensionsbehörde die Personalakte 
und die Anschrift der zuständigen personalver-
waltenden Stelle des aufnehmenden Dienst-
herrn sowie eventuelle weitere Absprachen mit 
dem aufnehmenden Dienstherrn zu übermitteln. 
3Dies gilt entsprechend für Wechsel zum Frei-
staat Bayern. 

94.0.2.2 Maßnahmen der Pensionsbehörden im staatli-
chen Bereich
1Die zuständige Pensionsbehörde berechnet bei 
Wechseln von Beamten und Beamtinnen des 
Freistaates Bayern den Abfindungsbetrag und 
wickelt die Zahlung ab. 2Wechselt ein Beamter 
oder eine Beamtin nach dem 31. Dezember 2010 
zum Freistaat Bayern, überwacht die zuständi-
ge Pensionsbehörde den fristgerechten Eingang 
der Abfindungszahlung und überprüft die vom 
abgebenden Dienstherrn durchgeführte Berech-
nung des Abfindungsbetrags. 3Das gilt auch für 
die Abwicklung von bund-/länderübergreifenden 
Dienstherrenwechseln nach dem Versorgungs-
lastenteilungs-Staatsvertrag.

94.1.1 1Abs. 1 Satz 1 definiert allgemein den Diensther-
renwechsel von Personen, die in einem Beamten- 
oder Richterverhältnis zum Freistaat Bayern, zu 
einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder 
zu einer sonstigen unter der Aufsicht des Staates 
stehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts stehen bzw. in ein solches 
treten. 2Einbezogen sind über den bisherigen An-
wendungsbereich des § 107b BeamtVG hinaus 
auch Dienstherrenwechsel von Beamten und 
Beamtinnen auf Probe und auf Zeit sowie Rich-
tern und Richterinnen auf Probe. 3Durch Abs. 1 
Satz 2 werden die kommunalen Wahlbeamten 
und Wahlbeamtinnen sowie die dienstordnungs-
gemäßen Angestellten der Sozialversicherungs-
träger einbezogen. 4Ausgenommen sind Dienst-
herrenwechsel von Beamten und Beamtinnen auf 
Widerruf.

94.1.2 1In sachlicher Hinsicht setzt ein Dienstherren-
wechsel das Ausscheiden bei einem Dienstherrn 

93.1.4 Die Nrn. 92.2.1 und 92.2.2 gelten entsprechend. 

93.1.5 Die Rückabwicklung der Zahlung des Kapital-
betrages im Falle einer Anpassung wegen Tod 
der ausgleichsberechtigten Person nach §§ 37, 38 
VersAusglG richtet sich nach § 37 Abs. 1 Satz 2 
VersAusglG.

93.1.6 1Wird die Entscheidung über den Versorgungs-
ausgleich nachträglich zu Gunsten der aus-
gleichspflichtigen Person abgeändert, entfällt 
insoweit der Rechtsgrund für die zur Abwendung 
der Kürzung geleisteten Zahlungen. 2Es entsteht 
ein öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Oktober 1999 – 2 C 
11/99 – BVerwGE 109, 365) auf Rückzahlung der 
zu viel gezahlten Beträge unter Anrechnung der 
nach Art. 92 anteilig errechneten Kürzungsbe-
träge.

93.2 1Bei Zahlung des vollen Kapitalbetrags oder ei-
nes Teilbetrags entfällt oder vermindert sich die 
Kürzung der Versorgungsbezüge vom Ersten des 
Monats an, in dem die Zahlung erfolgt. 2Im Falle 
der Zahlung eines Teilbetrags vermindert sich 
der Kürzungsbetrag in dem Verhältnis, in dem 
der Teilbetrag zum vollen Kapitalbetrag steht. 
3Der restliche Kapitalbetrag erhöht oder vermin-
dert sich weiterhin nach Maßgabe des Abs. 1.

94. Dienstherrenwechsel

94.0.1 Allgemeines
1Die Art. 94 ff. regeln die finanzielle Beteiligung 
früherer Dienstherren an den Versorgungslas-
ten des letzten Dienstherrn bei innerbayeri-
schen Dienstherrenwechseln. 2Sie ergänzen 
den Staatsvertrag über die Verteilung von Ver-
sorgungslasten bei bund- und länderübergreifen-
den Dienstherrenwechseln (Versorgungslasten-
teilungs-Staatsvertrag) vom 16. Dezember 2009 
und 26. Januar 2010 (GVBl S. 209; vgl. auch die 
als Anlage 2 beigefügten Durchführungshinwei-
se zum Staatsvertrag), der nach § 2 Satz 3 für lan-
desinterne Dienstherrenwechsel nicht gilt, und 
ersetzen die bisherigen Regelungen nach § 107b 
BeamtVG, Art. 145 BayBG in der bis zum 31. De-
zember 2010 geltenden Fassung und Art. 127 
KWBG für Dienstherrenwechsel ab 1. Januar 
2011, einschließlich solcher zum Jahreswechsel 
2010/2011. 
3Die Versorgungslastenteilung erfolgt durch 
pauschalierte Abfindung der erworbenen Ver-
sorgungsanwartschaften in Form einer Einmal-
zahlung des abgebenden an den aufnehmenden 
Dienstherrn zum Zeitpunkt des Dienstherren-
wechsels. 4Die Versorgungsanwartschaften der 
Beamten und Beamtinnen werden durch einen 
Dienstherrenwechsel nicht tangiert; für die Fest-
setzung der Beamtenversorgung gilt weiterhin 
die Einheitlichkeit des Beamtenverhältnisses 
über alle inländischen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherren hinweg. 
5Für am 1. Januar 2011 vorhandene laufende 
innerbayerische Erstattungsfälle und für Über-
gangsfälle, in denen ein innerbayerischer Dienst-
herrenwechsel vor dem 1. Januar 2011 stattge-
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und den Eintritt bei einem anderen Dienstherrn 
voraus. 2Ob dies in Form der Versetzung, Ernen-
nung oder auf sonstige Weise erfolgt, ist uner-
heblich.

94.2 Nach Abs. 2 werden auch Dienstherrenwechsel 
auf Grund von Körperschaftsumbildungen ge-
mäß §§ 16 und 17 BeamtStG sowie Art. 51 und 
52 BayBG erfasst, soweit spezialgesetzlich nichts 
anderes geregelt wird.

95. Versorgungslastenteilung

95.1 Voraussetzungen
1Für eine Versorgungslastenteilung müssen fol-
gende Voraussetzungen vorliegen:

a) Dienstherrenwechsel nach Art. 94,

b) vorherige Zustimmung des abgebenden 
Dienstherrn zum Dienstherrenwechsel und 

c) zeitliche Unmittelbarkeit zwischen dem Aus-
scheiden beim abgebenden und dem Eintritt 
beim aufnehmenden Dienstherrn.

2Das bislang in § 107b Abs. 1 BeamtVG normier-
te Erfordernis einer Mindestdienstzeit von fünf 
Jahren ist nicht mehr Voraussetzung für eine 
Versorgungslastenteilung.
3Eine Versorgungslastenteilung findet auch dann 
statt, wenn die wechselnde Person zum Zeit-
punkt des Dienstherrenwechsels bereits beim 
abgebenden Dienstherrn einen Versorgungs-
anspruch erworben hat und gegebenenfalls 
Versorgungsbezüge erhält (beispielsweise kom-
munale Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen), da 
dieser Versorgungsanspruch regelmäßig durch 
die vom aufnehmenden Dienstherrn bezahlten 
Aktivbezüge und den späteren Versorgungsan-
spruch gegenüber diesem Dienstherrn (ganz 
oder teilweise) gekürzt wird. 

Beispiel:

Ein kommunaler Wahlbeamter auf Zeit bei ei-
ner Kommune, der gegenüber der Kommune be-
reits einen Versorgungsanspruch erworben hat, 
wechselt in ein Beamtenverhältnis zum Freistaat 
Bayern. Auf Grund der Regelungen zum Zusam-
mentreffen von Versorgungs- mit Aktivbezügen 
gelangt der Versorgungsanspruch in der Regel 
nicht zur Auszahlung. Tritt der Beamte später beim 
Freistaat Bayern in den Ruhestand, ruht in der 
Regel auch der Versorgungsanspruch gegenüber 
der Kommune auf Grund der Regelungen zum 
Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge. 
Eine Versorgungslastenteilung findet daher statt; 
die Kommune hat eine Abfindung nach den all-
gemeinen Regeln zu zahlen. Dies gilt auch dann, 
wenn der Versorgungsanspruch gegenüber dem 
abgebenden Dienstherrn nicht im vollen Umfang 
ruhen sollte.

95.2 Notwendigkeit der Zustimmung 
1Der abgebende Dienstherr muss nach Satz 1 die 
Zustimmung vor der Wirksamkeit des Diensther-
renwechsels und somit vor dem Eintritt beim auf-
nehmenden Dienstherrn schriftlich gegenüber 
dem aufnehmenden Dienstherrn erklären.

2Die Erklärung wird sich bei Beamten und Be-
amtinnen in der Regel konkludent aus der dienst-
rechtlichen Maßnahme ergeben, so z. B. aus der 
Versetzungsverfügung, mit der der Diensther-
renwechsel vollzogen wird.
3Eine Verweigerung der Zustimmung ist nach 
Abs. 2 Satz 2 nur aus dienstlichen Gründen zu-
lässig. 4Als dienstliche Gründe kommen insbe-
sondere in Betracht:

a) Unabkömmlichkeit des Beamten oder der Be-
amtin,

b) Mangelsituation beim abgebenden Dienst-
herrn in der jeweiligen Qualifikationsebe-
ne einer Fachlaufbahn, einem fachlichen 
Schwerpunkt oder dem konkreten Aufgaben-
gebiet des Beamten oder der Beamtin.

5Die Zustimmung darf nur im Ausnahmefall ver-
weigert werden, wenn im Zeitpunkt des Wech-
sels dienstliche Gründe dauerhaft und unbe-
hebbar entgegen stehen. 6Die Verweigerung ist 
schriftlich zu begründen. 7Bei einem Wechsel 
zur Unzeit (vorübergehende Unabkömmlichkeit) 
sollen die beteiligten Dienstherren auf eine ein-
vernehmliche Lösung hinwirken, die auch die 
Interessen des betroffenen Beamten oder der 
Beamtin angemessen gewichtet. 8Dabei ist auch 
zu berücksichtigen, dass der Beamte oder die 
Beamtin Anspruch auf fehlerfreie Ermessen-
sausübung bei der Entscheidung über ein Ver-
setzungsgesuch hat. 9Auch darf die Erteilung der 
Zustimmung nicht nur davon abhängig gemacht 
werden, dass ein Tauschpartner vorhanden ist. 
10Fiskalische Erwägungen dürfen nicht heran-
gezogen werden. 
11Satz 3 fingiert die Zustimmung, wenn mit Ab-
lauf eines Beamtenverhältnisses auf Zeit ein neu-
es Beamtenverhältnis bei einem anderen Dienst-
herrn begründet wird; dienstliche Gründe einer 
Verweigerung der Zustimmung können hier 
nicht vorliegen. 12Die Zustimmung gilt ferner 
bei der Begründung von Beamtenverhältnissen, 
die auf einer Wahl beruhen, als erteilt, um die 
Besonderheiten des Verfahrens zur Ernennung 
kommunaler Wahlbeamten und Wahlbeamtin-
nen zu berücksichtigen.

95.3 Unschädlichkeit einer zeitlichen Unterbre-
chung
1Eine zeitliche Unterbrechung zwischen Aus-
scheiden und Eintritt ist abweichend von Abs. 1 
ausnahmsweise unschädlich, wenn die wech-
selnde Person auf Grund einer gesetzlichen 
Verpflichtung vom aufnehmenden Dienstherrn 
übernommen wird. 2Erfasst sind hiervon insbe-
sondere die Fälle des Art. 33 KWBG. 3Hat der 
abgebende Dienstherr auf Grund der zeitlichen 
Unterbrechung jedoch bereits die Nachversiche-
rung durchgeführt, findet keine Versorgungs-
lastenteilung statt. 4Dies gilt jedoch nicht, wenn 
die Rückabwicklung der Nachversicherung 
durchgeführt wurde (vgl. § 185 Abs. 2a SGB VI). 
5Eine Unterbrechung durch allgemeine arbeits-
freie Tage lässt die erforderliche Unmittelbarkeit 
nicht entfallen.
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einen Werktag (Montag bis Freitag), stellt eine an 
einem späteren Tag erfolgende Berufung in das 
Beamtenverhältnis eine die Versorgungslasten-
teilung ausschließende zeitliche Unterbrechung 
dar.

96. Abfindung

96.1 1Durch die Abfindung wird das bisherige Sys-
tem der laufenden Beteiligung des abgebenden 
Dienstherrn ab Eintritt des Versorgungsfalles ab-
gelöst. 2Mit der Abfindung durch den abgeben-
den Dienstherrn ist dessen Beteiligung an den 
späteren Versorgungskosten abgeschlossen.

Beispiel:

Eine Beamtin auf Zeit scheidet nach Ablauf der 
Amtszeit am 30. April aus dem Beamtenverhältnis 
bei Dienstherr A aus. Am 2. Mai wird sie in ein 
Beamtenverhältnis bei Dienstherr B berufen. Die 
zeitliche Unterbrechung lässt die Unmittelbarkeit 
nicht entfallen, da es sich bei dem 1. Mai um ei-
nen gesetzlichen Feiertag handelt.

Fällt in der beschriebenen Konstellation der 
2. Mai des entsprechenden Jahres auf einen 
Sonntag (oder Samstag), führt auch die Berufung 
am 3. Mai (4. Mai) zu keiner zeitlichen Unterbre-
chung. Handelt es sich bei dem 2. Mai jedoch um 

96.3 Allgemeine Grundsätze

1Allgemeine Grundsätze für die Ermittlung der 
nach Abs. 2 maßgeblichen Bemessungsparame-
ter:

a) Die Bezüge und Dienstzeiten sind nach dem 
Recht des abgebenden Dienstherrn zu ermit-
teln. 

b) In zeitlicher Hinsicht sind die tatsächlichen 
und rechtlichen Verhältnisse zum Zeitpunkt 
des Ausscheidens der wechselnden Person 
zugrunde zu legen.

96.2 Bemessungsparameter
1Parameter für die Bemessung des Abfindungsbetrages sind:

a) die ruhegehaltfähigen Bezüge,

b) die ruhegehaltfähigen Dienstzeiten in Monaten und 

c) ein in der Regel vom Lebensalter abhängiger Bemessungssatz.
2Die gesamte zurechnungsfähige ruhegehaltfähige Dienstzeit ist in Monate umzurechnen und nur in vollen 
Monaten anzusetzen. 3Dabei sind die verbleibenden Tage unter Anwendung des Divisors 365 und des Multi-
plikators zwölf umzurechnen und auf volle Monate abzurunden.
4Abs. 4 Satz 2 sieht drei, nach dem Lebensalter gestaffelte Bemessungssätze vor; maßgeblich für die Einordnung 
ist das Alter der wechselnden Person im Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels (siehe Abs. 3):

Dienstherrenwechsel bis Vollendung des 30. Lebensjahres Bemessungssatz: 15 v. H.

Dienstherrenwechsel bis Vollendung des 50. Lebensjahres Bemessungssatz: 20 v. H.

Dienstherrenwechsel nach Vollendung des 50. Lebensjahres Bemessungssatz: 25 v. H.

Beispiel:
Eine Beamtin des Freistaates Bayern wechselt zum 1. Juni 2011 zur Kommune B; ihr beruflicher Werdegang 
verlief wie folgt:

von bis Tätigkeit Davon ruhegehaltfähige Dienstzeit

   Jahre Tage

1. September 1992 31. Oktober 1995 Beamtin auf Widerruf 
  im Vorbereitungsdienst 0 0,00
1. November 1995 31. Oktober 2003 Beamtin in Vollzeit 8 0,00

1. November 2003 30. September 2006 Beamtin in Teilzeit 
  mit 2/3 der regelmäßigen 
  Arbeitszeit 1 344,33
1. Oktober 2006 31. August 2007 Freistellung vom Dienst 0 0,00
1. September 2007 31. Mai 2011 Beamtin in Teilzeit 
  mit 4/5 der regelmäßigen 
  Arbeitszeit 2 364,40

 Gesamtdienst in Jahren und Tagen 11 708,73
  in Monaten 132 23
  (Tage / 365 × 12) 155 
5Die zurechnungsfähige ruhegehaltfähige Dienstzeit beim Freistaat Bayern beläuft sich auf 155 Monate.

c) Nachfolgende Entwicklungen beim aufneh-
menden Dienstherrn wie z. B. vorzeitiger Ru-
hestandseintritt und insbesondere die spätere 
tatsächliche Versorgungsbelastung bleiben 
außer Betracht, so dass Nachberechnungen 
ausgeschlossen sind. 2Das gilt auch für rück-
wirkende allgemeine Bezügeanpassungen, 
die den Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels 
umfassen; soweit zum Zeitpunkt des Dienst-
herrenwechsels erhöhte Bezüge im Vorgriff 
auf eine Bezügeanpassung geleistet werden, 
sind die vor der Anpassung zustehenden Be-
züge anzusetzen.
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96.4.1 1Abs. 4 Satz 1 ist eine Sonderregelung für Dienst-
herrenwechsel von Beamten und Beamtinnen auf 
Zeit, die nach Ablauf ihrer beim abgebenden 
Dienstherrn begründeten Dienst- oder Amts-
zeit nicht in den Ruhestand zu versetzen sind. 
2Der abgebende Dienstherr hat hier abweichend 
von Abs. 2 eine Abfindung in Höhe der fiktiven 
Nachversicherungskosten, die bei Ausschei-
den zum Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels 
für eine Nachversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung angefallen wären, an den 
aufnehmenden Dienstherrn zu zahlen. 3Die Be-
rechnung der Abfindung richtet sich nach dem 
Sozialversicherungsrecht (siehe § 181 SGB VI). 
4Zeiten bei früheren Dienstherren sind bei dieser 
Berechnung nicht zu berücksichtigen.

96.4.2 1Nach Abs. 4 Satz 2 hat der abgebende Dienst-
herr einen Abfindungsbetrag, den er zuvor von 
einem früheren Dienstherrn erhalten hat, unter 
Verzinsung in Höhe von 4,5 v. H. pro Jahr neben 
der Abfindung nach Abs. 4 Satz 1 an den auf-
nehmenden Dienstherrn weiterzureichen. 2Bei 
der Zinsberechnung ist grundsätzlich von 365 
Zinstagen pro Jahr auszugehen; Zinseszinsen 
sind nicht zu berechnen.

Beispiel:

Ein Staatsbeamter auf Lebenszeit nimmt ein kom-
munales Wahlamt der Besoldungsgruppe B 3 
wahr. Der Freistaat Bayern hat an die Kommu-
ne eine Abfindung nach allgemeinen Regeln 
zu zahlen (z. B. in Höhe von 50.000 €). Kehrt der 
Beamte nach einer Amtsperiode von sechs Jah-
ren ohne Erwerb von Versorgungsansprüchen in 
sein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zurück, 
hat die Kommune an den Freistaat Bayern eine 
Abfindung in Höhe der Nachversicherungskosten 
von ca. 77.000 € für die sechs Jahre im kommu-
nalen Wahlamt sowie zusätzlich die vom Land 
erhaltene Abfindung zuzüglich einer Verzinsung 
von 4,5 v. H. pro Jahr (hier 2.250 € [4,5 v. H. von 
50.000 €] × 6 [Jahre] = 13.500 €, insgesamt also 
63.500 €) zu zahlen.

97. Berechnungsgrundlagen
1Zu den Bezügen gehören die nach Art. 12 und 13 
monatlichen ruhegehaltfähigen Bezüge (Grund-
gehalt, Strukturzulage, Amtszulage, Zulagen für 
besondere Berufsgruppen, Familienzuschlag der 
Stufe 1, Vollstreckungsvergütung, die besondere 
Zulage für Richter und Richterinnen, Hochschul-
leistungsbezüge) sowie ein Zwölftel der für ein 
volles Kalenderjahr nach Art. 82 bis 87 BayBesG 
zu leistenden Sonderzahlung. 2Es sind stets die 
vollen Monatsbezüge anzusetzen, Teilzeitbe-
schäftigung oder Beurlaubung im Zeitpunkt des 
Dienstherrenwechsels sind unbeachtlich. 3Die 
Berechnung der Sonderzahlung richtet sich ent-
sprechend Art. 96 Abs. 3 ausschließlich nach den 
Besoldungsmerkmalen des Monats, in dem der 
Beamte oder die Beamtin aus dem bisherigen 
Beamtenverhältnis ausschied.

97.1 Bezüge sind auch dann für die Ermittlung des 
Abfindungsbetrages anzusetzen, wenn sie zum 
Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels noch nicht 
ruhegehaltfähig sind, weil die erforderlichen 

Mindestdienst- oder -bezugszeiten nicht erfüllt 
sind:

a) Für die Berechnung des Abfindungsbetrags 
kommt es somit insbesondere nicht auf die Er-
füllung einer Wartezeit (z. B. für das erstma-
lige Entstehen eines Ruhegehaltsanspruchs 
oder für eine Versorgung aus dem Beförde-
rungsamt) an.

b) Im Falle des Art. 30 Abs. 3 ist ein Unter-
schiedsbetrag hinzuzurechnen, soweit zum 
Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels das Amt 
für eine entsprechende Dauer übertragen war; 
auf die tatsächliche Ausübung des Amts für 
den erforderlichen Zeitraum kommt es dage-
gen nicht an.

97.2 1Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind nach 
dem Verhältnis der abgeleisteten zur regelmä-
ßigen Arbeitszeit anzusetzen. 2Entsprechendes 
gilt bei eingeschränkter Verwendung wegen be-
grenzter Dienstfähigkeit gemäß § 27 BeamtStG. 
3Auch Zeiten einer Beurlaubung ohne (Dienst-)
Bezüge sind zu berücksichtigen und fließen in 
die Berechnung ein, wenn sie nach Art. 14 Abs. 2 
und 3 als ruhegehaltfähig anzuerkennen sind.
4Zeiten außerhalb der in Art. 1 Abs. 1 und 2 ge-
nannten Rechtsverhältnisse, insbesondere Vor-
dienstzeiten wie z. B. Wehrdienstzeiten (nicht 
zu verwechseln mit Dienstzeiten im Soldaten-
verhältnis), Zeiten im privatrechtlichen Arbeits-
verhältnis und Ausbildungszeiten, bleiben außer 
Betracht. 5Das gilt insbesondere auch für Zeiten, 
die nach Art. 14 Abs. 4 Dienstzeiten lediglich 
gleichgestellt sind.
6Neben den Zeiten in einem in Art. 1 Abs. 1 und 
2 genannten Rechtsverhältnis, die beim abgeben-
den Dienstherrn zurückgelegt wurden, werden 
auch entsprechende Zeiten bei früheren, auch 
außerbayerischen Dienstherren einschließlich 
von Zeiten im Soldatenverhältnis berücksich-
tigt.

Beispiel: 

Ein Beamter, der zehn Jahre bei Dienstherr A ver-
bracht hat, wechselt zu Dienstherr B. Die Dienst-
zeit für die Berechnung der von Dienstherr A an 
Dienstherr B zu leistenden Abfindung beträgt 120 
Monate. Wechselt der Beamte acht Jahre (96 Mo-
nate) später zu Dienstherr C, berechnet sich die 
von Dienstherr B zu leistende Abfindung auf Ba-
sis einer Dienstzeit von insgesamt 216 Monaten. 
Dienstherr B reicht die von Dienstherr A erhaltene 
Abfindung also nicht an Dienstherr C weiter, son-
dern leistet eine auf Basis der bei den Dienstherren 
A und B verbrachten Dienstzeiten nach dem Recht 
des Dienstherrn B zum Zeitpunkt des Diensther-
renwechsels zu berechnende Abfindung an den 
Dienstherrn C.
7Abs. 2 Satz 3 stellt klar, dass Zeiten in einem 
Beamtenverhältnis auf Widerruf ausgenommen 
sind. 8Ferner hat der abgebende Dienstherr 
nach Abs. 2 Satz 3 nicht für Zeiten bei früheren 
Dienstherren einzustehen, für die bereits eine 
Nachversicherung durchgeführt und Nachversi-
cherungsbeiträge gezahlt wurden. Wegen einer 
möglichen Rückabwicklung wird auf Nr. 95.3 
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Art. 95 (z. B. wegen fehlender Zustimmung der 
Kommune A) zur Kommune B. Kommune A hat 
die vom Freistaat Bayern erhaltene Abfindung 
mit 4,5 v. H. pro Jahr zu verzinsen und an Kom-
mune B weiterzureichen, ist aber wegen fehlender 
Zustimmung zum weiteren Dienstherrenwechsel 
nicht zum Abfinden der bei ihr zurückgelegten 
Dienstzeiten verpflichtet.

98.2 1Abs. 2 erfasst diejenigen Fallkonstellationen, 
in denen die wechselnde Person nach erfolgter 
Versorgungslastenteilung beim aufnehmenden 
Dienstherrn ohne Versorgungsanspruch aus-
scheidet. 2Abs. 2 enthält dabei zwei unterschied-
liche Fallvarianten.

Variante 1: 
1Von der ersten Variante werden Fälle erfasst, in 
denen eine Person beim aufnehmenden Dienst-
herrn ohne Versorgungsanspruch ausscheidet 
und deshalb nachzuversichern ist. 2Beim Dienst-
herrenwechsel zahlte der abgebende Dienstherr 
eine Abfindung an den aufnehmenden Dienst-
herrn. 3Sozialversicherungsrechtlich ist die 
Nachversicherung von jedem Dienstherrn für die 
dort verbrachten Zeiten durchzuführen. 4Da der 
abgebende Dienstherr bereits eine Abfindung ge-
leistet hat, muss der aufnehmende Dienstherr die 
Kosten der Nachversicherung, die dem abgeben-
den Dienstherrn entstehen, an diesen erstatten. 
5Im Ergebnis trägt der aufnehmende Dienstherr 
die Nachversicherungskosten damit allein. 6Ent-
scheidend sind die tatsächlichen Kosten, also die 
gezahlten Nachversicherungsbeiträge.

Beispiel: 

Ein Beamter wechselt von Dienstherr A zu Dienst-
herr B. Dienstherr A leistet eine Abfindung nach 
den allgemeinen Regeln. Danach wechselt der 
Beamte in die Privatwirtschaft und wird von den 
Dienstherren A und B für die je weils bei ihnen 
verbrachten Zeiten nachversichert. Da Dienstherr 
B für die Dienstzeiten beim Dienstherrn A bereits 
eine Abfindung von diesem erhalten hat, hat er 
Dienstherr A die Nachversicherungsbeiträge zu 
erstatten.
7Der nach Abs. 2 Satz 1 im Innenverhältnis zwi-
schen den Dienstherren erstattungspflichtige 
(aufnehmende) Dienstherr hat den zahlungsbe-
rechtigten (abgebenden) Dienstherren das un-
versorgte Ausscheiden unverzüglich mitzuteilen. 
8Im Falle einer verspäteten Mitteilung hat der 
aufnehmende Dienstherr auch die dadurch ver-
ursachten Säumniszuschläge zu erstatten. 9Die 
zahlungsberechtigten (abgebenden) Diensther-
ren haben dem erstattungspflichtigen (aufneh-
menden) Dienstherrn die tatsächlichen Nachver-
sicherungskosten mitzuteilen.

Variante 2:

Anstelle der Erstattung der Nachversicherungs-
kosten hat der aufnehmende Dienstherr in der 
zweiten Variante die erhaltene Abfindung nebst 
Zinsen an den abgebenden Dienstherrn zu be-
zahlen, wenn beim abgebenden Dienstherrn kei-
ne Nachversicherung erfolgt, weil ihm gegen-
über ein Versorgungsanspruch besteht.

verwiesen. 9Abordnungszeiten beim aufneh-
menden Dienstherrn, die einem Dienstherren-
wechsel unmittelbar vorangehen, werden nach 
Abs. 2 Satz 4 dem aufnehmenden Dienstherrn 
zugerechnet und müssen vom abgebenden 
Dienstherrn nicht abgefunden werden. 10Dies 
gilt nicht, wenn der aufnehmende Dienstherr 
für diese Zeiten einen Versorgungszuschlag an 
den abgebenden Dienstherrn geleistet hat. 11Die 
Höhe des Versorgungszuschlags bleibt dabei un-
berücksichtigt. 12Bei einer Abordnung ohne Ver-
setzungsabsicht, die dennoch im unmittelbaren 
Anschluss eine Versetzung nach sich zieht, ist 
der Versorgungszuschlag jedoch an den aufneh-
menden Dienstherrn zurückzuerstatten, so dass 
im Ergebnis kein Versorgungszuschlag geleistet 
wurde und die Abordnungszeiten somit dem auf-
nehmenden Dienstherrn zuzuordnen sind.

Beispiel:

Ein Beamter wird zum 1. Oktober 2011 für sechs 
Monate von Dienstherr A zu Dienstherr B abge-
ordnet. Mit Ablauf der Abordnungszeit wird er von 
Dienstherr A zu Dienstherr B versetzt. Die Zeit der 
Abordnung ist bei der Berechnung der Abfindung, 
die Dienstherr A an Dienstherr B zu zahlen hat, 
nicht zu berücksichtigen. Sie ist bereits dem auf-
nehmenden Dienstherrn B zuzurechnen.

Hat Dienstherr B für die Zeit der Abordnung je-
doch einen Versorgungszuschlag an den Dienst-
herrn A gezahlt, so ist die Zeit der Abordnung bei 
der Berechnung der Abfindung, die Dienstherr A 
an Dienstherr B zu zahlen hat, einzubeziehen.

98. Weitere Zahlungsansprüche 

98.0 Mit Art. 98 werden Folgeansprüche in bestimm-
ten Konstellationen geregelt, in denen bereits 
eine Abfindung gezahlt wurde.

98.1 1Es besteht ein Zahlungsanspruch des aufneh-
menden Dienstherrn, wenn ein Dienstherren-
wechsel ohne die Voraussetzungen des Art. 95 
(und damit ohne Versorgungslastenteilung) statt-
findet und der abgebende Dienstherr auf Grund 
eines früheren, unter Art. 95 bzw. § 3 des Ver-
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrags fallenden 
Dienstherrenwechsels eine Abfindung erhalten 
hat. 2Der abgebende Dienstherr ist verpflichtet, 
diese Abfindung ab Erhalt bis zum Zeitpunkt 
des erneuten Wechsels pauschal mit 4,5 v. H. pro 
Jahr zu verzinsen und an den neuen Dienstherrn 
abzuführen. 3Bei der Zinsberechnung ist grund-
sätzlich von 365 Zinstagen pro Jahr auszugehen; 
es erfolgt keine Zinseszinsberechnung. 4Die 
Zahlungspflicht besteht nicht, wenn der abge-
bende Dienstherr bereits eine Nachversicherung 
durchgeführt hat. 5Der abgebende Dienstherr hat 
den aufnehmenden Dienstherrn über die Höhe 
und den Zeitpunkt der erhaltenen Abfindung zu 
informieren.

Beispiel:

Ein Beamter wechselt vom Freistaat Bayern zur 
Kommune A. Der Freistaat Bayern leistet eine Ab-
findung nach den allgemeinen Regeln. Danach 
wechselt der Beamte ohne Vorliegen der Voraus-
setzungen einer Versorgungslastenteilung nach 
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Beispiel: 

Ein kommunaler Wahlbeamter auf Zeit bei Dienst-
herr A, der gegenüber Dienstherr A bereits einen 
Versorgungsanspruch erworben hat, wechselt 
in ein Beamtenverhältnis bei Dienstherr B. Auf 
Grund der Regelungen zum Zusammentreffen von 
Versorgungs- mit Aktivbezügen gelangt der Ver-
sorgungsanspruch in der Regel nicht zur Auszah-
lung. Dienstherr A leistet eine Abfindung nach den 
allgemeinen Regeln. Danach wechselt der Beamte 
in die Privatwirtschaft und wird von Dienstherr B 
für die bei ihm verbrachten Zeiten nachversichert. 
Dienstherr A führt jedoch keine Nachversicherung 
durch, da der Versorgungsanspruch des ehemali-
gen Wahlbeamten auf Zeit nun wiederauflebt. In 
dieser Konstellation hat Dienstherr B die erhaltene 
Abfindung zuzüglich Zinsen in Höhe von 4,5 v. H. 
pro Jahr ab dem Zeitpunkt des Erhalts der Zah-
lung an Dienstherr A zurückzuzahlen.

99. Dokumentationspflichten und Zahlungsmoda-
litäten

99.1 1Der zahlungspflichtige Dienstherr hat den Ab-
findungsbetrag zu berechnen. 2Um dem auf-
nehmenden Dienstherrn eine Nachprüfung zu 
ermöglichen, hat der abgebende Dienstherr den 
Rechenweg zu dokumentieren. 3Hierzu gehören 
die tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen 
für die Ermittlung der nach Art. 96 Abs. 2 maß-
geblichen Berechnungsparameter. 4Es sind da-
her bei jedem Einzelfall die tatsächlichen und 
rechtlichen Grundlagen für die der Abfindung 
zugrunde gelegten Bezüge und Dienstzeiten 
sowie für den der Abfindung zugrunde geleg-
ten Bemessungssatz zu dokumentieren. 5Die 
Berechnung und Dokumentation hat innerhalb 
von sechs Monaten nach Aufnahme beim neuen 
Dienstherrn zu erfolgen (siehe Abs. 2).

99.2 1Dem abgebenden Dienstherrn wird eine Frist 
von sechs Monaten zur Berechnung und Zah-
lung des Abfindungsbetrags eingeräumt. 2In-
nerhalb dieser Frist ist der Betrag vollständig zu 
leisten, wenn nicht nach Abs. 3 etwas anderes 
vereinbart ist.

99.3 1Abweichende Zahlungsmodalitäten bezüglich 
des festgestellten Abfindungsbetrages können 
im Einzelfall vereinbart werden. 2Die betei-
ligten Dienstherren können beispielsweise die 
Fälligkeit hinausschieben oder Stundungsver-
einbarungen einschließlich einer etwaigen Ver-
zinsung treffen.

99.4 1Es besteht weiterhin die Möglichkeit, die Ab-
wicklung der Zahlungen auf eine andere Stelle 
(z. B. Versorgungskasse, Versorgungsverband) zu 
übertragen. 2Die bisherige Praxis insbesondere 
im kommunalen Bereich kann daher bei inner-
bayerischen Dienstherrenwechseln fortgeführt 
werden.

100. Besondere Bestandskraft 

100.0 1Die Überleitungsregelungen betreffen die am 
1. Januar 2011 vorhandenen Versorgungsemp-
fänger. 2Das sind Ruhestandsbeamte und Ruhe-
standsbeamtinnen, die spätestens mit Ablauf des 
31. Dezember 2010 in den Ruhestand getreten 

sind, sowie Hinterbliebene, bei denen der Ver-
sorgungsfall spätestens mit Ablauf des 31. De-
zember 2010 eingetreten ist. 3Sie folgen wie 
§§ 69 ff. BeamtVG dem Grundsatz, dass sich die 
Rechtsstellung der Versorgungsempfänger nach 
dem zu Beginn des Versorgungsfalls geltenden 
Recht richtet und allein auf Grund der Neure-
gelung kein Wiederaufgreifen stattfindet. 4Dies 
wird durch eine im Kern verfahrensrechtliche 
besondere Bestandskraftregelung erreicht. 5Die 
Anwendung der Überleitungsregelungen hat die-
sem Grundsatz zu folgen.

100.1.1 1Art. 100 Abs. 1 betrifft die Überleitung der Ru-
hestandsbeamten und Ruhestandsbeamtinnen. 
2Soweit die besondere Bestandskraft reicht, ist 
eine Änderung bestandskräftiger Festsetzun-
gen allein auf Grund der durch das Inkrafttre-
ten des BayBeamtVG bewirkten Rechtsänderung 
ausgeschlossen. 3Die besondere Bestandskraft 
umfasst:

100.1.1.1 den für die Berechnung der Versorgungsbezüge 
maßgeblichen Ruhegehaltssatz; davon ist neben 
dem Ruhegehaltssatz nach §§ 14, 85 BeamtVG 
auch der nach § 14a BeamtVG erhöhte Ruhe-
gehaltssatz umfasst; Art. 27 Abs. 3 bleibt unbe-
rührt.

100.1.1.2 die ruhegehaltfähige Dienstzeit,

100.1.1.3 die ruhegehaltfähigen Bezüge einschließlich des 
darauf anzuwendenden Anpassungsfaktors nach 
§ 69e Abs. 3 BeamtVG, der nach Art. 107 Abs. 1 
fortgeschrieben wird,

100.1.1.4 den auf das Ruhegehalt anzuwendenden Ver-
sorgungsabschlag auf Grund vorzeitiger Ruhe-
standsversetzung nach § 14 Abs. 3 BeamtVG,

100.1.1.5 die den Versorgungsbezügen zugrunde liegende 
Besoldungsgruppe. 

100.1.2 1Eine Änderung der vorstehenden Festset-
zungsmerkmale kann nur auf Grund neuer 
Beweismittel erfolgen. 2Die Änderung erfolgt 
regelmäßig in entsprechender Anwendung des 
Art 51  BayVwVfG; hiervon abweichend kann 
eine Änderung in entsprechender Anwendung 
der Art. 48, 49 BayVwVfG insbesondere in 
den in Art. 48 Abs. 2 Satz 3 Nrn. 1 und 2 und 
Art.  49 Abs. 2 BayVwVfG genannten Fällen er-
folgen. 3Eine Änderung ist ausgeschlossen, so-
weit der Sachverhalt bereits vor dem 1. Januar 
2011 bekannt war.

100.1.3 1Die besondere Bestandskraft steht hingegen 
einer Änderung auf Grund neuer Beweise, zur 
Berücksichtigung eines geänderten Familien-
standes oder auf Grund der Regelungen über die 
Mindestversorgung nicht entgegen. 2Anwen-
dung finden auch die Regelungen über die Be-
rücksichtigung von Nachdienstzeiten (Art. 15), 
den Verlust der Versorgung (Art. 80 ff.) und die 
besonderen Maßgaben für künftige Anpassun-
gen (Art. 107). 3Ebenfalls nicht umfasst sind die 
Gründe für den Wegfall der Erhöhung des Ru-
hegehaltssatzes nach § 14a Abs. 3 BeamtVG, die 
sich ab dem 1. Januar 2011 nach Art. 27 Abs. 3 
regeln; das gilt insbesondere für die Bemessung 
eines schädlichen Erwerbseinkommens (vgl. 
Art. 27 Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 1 Nr. 4). 4Soweit 
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strukturgesetzes [2. HStruktG] vom 22. Dezem-
ber 1981 – [BGBl I S. 1523], zuletzt geändert 
durch Art. 14 des Gesetzes vom 29. Juni 1998 
[BGBl I S. 1666]).

100.2.2 1Daneben erhielten vor dem 1. Januar 1982 vor-
handene Versorgungsberechtigte einen Ausgleich 
wegen der Einbeziehung ihrer Renten in die Ru-
hensberechnung nach § 55 BeamtVG, wenn die 
Versorgung nach der Rentenanrechnung hinter 
der Versorgung nach früherem Recht (einschließ-
lich Rentenanrechnung nach § 10 Abs. 2 BeamtVG 
in der bis zum 31. Dezember 1981 geltenden Fas-
sung) zurückblieb (Art. 2 § 2 Abs. 1 2. HStruktG). 
2Die (fiktiven) Berechnungen erfolgten jeweils 
zum Berechnungsstichtag 31. Dezember 1981. 
3Der Ausgleichsbetrag wurde in voller Höhe der 
vorgenannten Differenz an am 31. Dezember 1981 
vorhandene Versorgungsberechtigte gewährt, die 
an diesem Tag eine Rente bezogen. 4Versorgungs-
empfänger, bei denen Versorgungsbezüge und 
Rente erstmals in den Jahren 1982 bis 1992 zusam-
mentrafen, erhielten einen um jeweils 1/12 verrin-
gerten Ausgleich, also von 11/12 der Differenz im 
Jahr 1982 bis 1/12 im Jahr 1992; ab erstmaligem 
Zusammentreffen ab 1993 wurde kein Ausgleichs-
betrag mehr gewährt. 5Der Ausgleichsbetrag darf 
den sich aus der Ruhensberechnung nach Art. 85 
ergebenden Ruhensbetrag nicht übersteigen und 
ist auf die Mindestbelassung (vgl. Nr. 100.2.1) 
anzurechnen. 6Er vermindert sich jeweils um die 
Hälfte des Erhöhungsgewinns aus allgemeinen 
Anpassungen der Versorgungsbezüge sowie um 
jede sonstige Erhöhung der Versorgungsbezüge. 
7Der Ausgleichsbetrag an Hinterbliebene errech-
net sich in Höhe des Anteilsatzes der Hinterblie-
benenversorgung aus dem Ausgleichsbetrag an 
den Ruhestandsbeamten oder die Ruhestandsbe-
amtin.

100.2.3 1In Abs. 2 Satz 4 wird der Bestandsschutz für 
am 1. Oktober 1994 vorhandene Ruhestandsbe-
amte und Ruhestandsbeamtinnen über die Re-
gelungen des Abs. 2 Satz 1 hinaus ergänzt. 2Im 
Einzelnen finden folgende Regelungen keine 
Anwendung für diesen Personenkreis:

100.2.3.1 Art. 21 über die Nichtberücksichtigung von Zei-
ten im Beitrittsgebiet bei Erfüllung der Wartefrist 
in der gesetzlichen Rentenversicherung, soweit 
neue Beweismittel vorliegen, die zu einer Neu-
festsetzung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
führen,

100.2.3.2 die Regelung des Art. 26 Abs. 6 im Falle des Zu-
sammentreffens von Mindestversorgung und 
Renten,

100.2.3.3 die Berücksichtigung von nicht beantragten, 
verzichteten oder abgefundenen Renten nach 
Art. 85 Abs. 4.

100.2.4 Abs. 2 Satz 5 dehnt den Bestandsschutz für am 
1. Januar 2002 vorhandene Ruhestandsbeamte 
und Ruhestandsbeamtinnen auf die Nichtbe-
rücksichtigung von Renten aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung bei der Ruhensberechnung 
nach Art. 85 aus.

100.3.1 1Abs. 3 betrifft die Überleitung der vorhandenen 
Hinterbliebenen. 2Auch hier schließt die beson-

Bescheide über die Erhöhung des Ruhegehalts-
satzes nach § 14a BeamtVG auf das Ende des 
Monats der Vollendung des 65. Lebensjahres 
befristet sind, ist diese Befristung im Sinn einer 
Befristung auf die gesetzliche Regelaltersgrenze 
zu verstehen. 5Ab dem Geburtsjahrgang 1947 gilt 
die Altersgrenze nach Art. 62 Satz 1 BayBG ein-
schl. der stufenweisen Anhebung nach Art. 143 
Abs. 1 BayBG auch für die maximale Gewäh-
rungsdauer des erhöhten Ruhegehaltssatzes bei 
Bestandsfällen. 6Die Parallelität zwischen dem 
Ende des Erhöhungszeitraums und dem Beginn 
der Rentenzahlung bleibt damit gewahrt. 7Wegen 
der Fortwirkung des Antrags nach § 14a Abs. 4 
BeamtVG gilt Nr. 27.4 entsprechend. 8Das gilt 
entsprechend für den Wegfall der vorüberge-
henden Gewährung von Zuschlägen nach § 50e 
BeamtVG.

100.1.4 1Ist die Festsetzung des Ruhegehalts am 1. Ja-
nuar 2011 noch nicht bestandskräftig, tritt die 
besondere Bestandskraft erst ein, wenn nach 
allgemeinen Vorschriften Bestandskraft ein-
getreten ist. 2Ist oder wird in diesen Fällen ein 
Widerspruchs- bzw. Klageverfahren anhängig, 
ist dieses nach den bis zum 31. Dezember 2010 
geltenden versorgungsrechtlichen Vorschriften 
zu Ende zu führen.

100.1.5 1Außerhalb der besonderen Bestandskraft und 
der weiteren Maßgaben der Art. 100 ff. gelten 
auch für die am 1. Januar 2011 vorhandenen 
Ruhestandsbeamten und Ruhestandsbeamtin-
nen die allgemeinen Regelungen. 2Dies betrifft 
insbesondere Anrechnungs-, Ruhens- und Kür-
zungsvorschriften, besondere Maßgaben enthal-
ten Abs. 2 und 5 sowie Art. 101 Abs. 5.

100.1.6 1Änderungen auf Grund neuer Beweise werden 
nach dem zum Änderungszeitpunkt geltenden 
Recht festgesetzt, sofern nichts anderes bestimmt 
ist. 2Dabei sind insbesondere Art. 103 Abs. 5 bis 7 
zu beachten. 3Art 26 Abs. 3 findet keine Anwen-
dung, wenn die Ruhestandsversetzung vor dem 
1. Januar 2011 erfolgte. 

100.2 1Abs. 2 enthält eine besondere Bestandsschutz-
regelung für die am 1. Januar 2011 vorhandenen 
Versorgungsberechtigten, deren Beamtenver-
hältnis vor dem 1. Januar 1966 begründet wurde 
und deren Versorgungsbezüge mit einer Rente 
zusammentreffen. 2Die Voraussetzungen sind 
auch dann erfüllt, wenn dem Beamtenverhältnis, 
aus dem der Beamte in den Ruhestand getreten 
ist, bereits vor dem 1. Januar 1966 begründete 
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse in un-
mittelbarem zeitlichen Zusammenhang voraus-
gegangen sind. 3Beschäftigungsverhältnisse im 
Sinn von § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 
Nr. 2 SGB VI stehen einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis gleich.

100.2.1 Danach bleiben bei der Anwendung des Art. 85 
40 v. H. der anzusetzenden Rente, also nach Ab-
zug von Rentenanteilen auf Grund freiwilliger 
Beitragsleistungen oder Höherversicherungen, 
außer Ansatz; neben der Rente sind mindestens 
40 v. H. der Versorgungsbezüge zu belassen 
(Anrechnungsfreiheit und Mindestbelassung 
entsprechend Art. 2 § 2 Abs. 3 des 2. Haushalts-
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dere Bestandskraft die Änderung bestandskräf-
tiger Festsetzungen allein auf Grund der durch 
das Inkrafttreten des BayBeamtVG bewirkten 
Rechtsänderung aus. 3Die besondere Bestands-
kraft umfasst zusätzlich den Anteilsatz der Hin-
terbliebenenversorgung. 4Bei nicht witwengeld-
berechtigten Witwern und Witwen, die einen 
Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 1 BeamtVG 
in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fas-
sung erhalten haben, ist der für die Höhe des 
Unterhaltsbeitrages maßgebliche, nach Nr. 22.1.8 
der Verwaltungsvorschriften zum Beamtenver-
sorgungsgesetz vom 3. November 1980 (Be-
amtVGVwV) festgesetzte Vomhundertsatz des 
Witwengeldes von der besonderen Bestandskraft 
umfasst.
1Bezüglich der am 1. Januar 2011 vorhandenen 
Hinterbliebenen, deren Versorgungsanspruch 
vor dem 1. Januar 2011 wegen Wiederverheira-
tung erloschen ist und nach diesem Zeitpunkt 
wieder auflebt vgl. Nr. 102.3.

100.3.2 Die besondere Bestandskraft hindert nicht die 
Anwendung der Regelungen über die Mindest-
hinterbliebenenversorgung, das Erlöschen der 
Hinterbliebenenversorgung (Art. 44) und den 
Verlust der Versorgung (Art. 82).

100.4.1 1Abs. 4 regelt die Überleitung der Unfallfürsor-
geberechtigten und enthält besondere Regelun-
gen für Unfallausgleich, Unfallruhegehalt und 
Unfall-Hinterbliebenenversorgung, Unterhalts-
beiträge im Rahmen der Unfallfürsorge und 
Heilverfahren. 2Der Unfallausgleich wird nach 
den zum Zeitpunkt der Bewilligung geltenden 
Vorschriften gewährt. 3Für das Unfallruhegehalt 
und die Unfall-Hinterbliebenenversorgung gilt 
die besondere Bestandskraft gemäß Abs. 1 bzw. 
3. 4Die Bestandskraft des Abs. 3 umfasst auch die 
Höchstgrenzen der Unfallhinterbliebenenversor-
gung. 5Danach gelten abweichend von Art. 61 in 
den Fällen der erhöhten Unfallversorgung nach 
§ 37 BeamtVG mindestens die ruhegehaltfähigen 
Bezüge der Endstufe der übernächsten an Stelle 
der vom Versorgungsurheber tatsächlich erreich-
ten Besoldungsgruppe als Höchstgrenze.

100.4.2 1Der Unterhaltsbeitrag nach § 41 BeamtVG und 
der Hilflosigkeitszuschlag nach § 13 der Heilver-
fahrensverordnung in der am 31. Dezember 2010 
geltenden Fassung sind in dieser Form nicht mehr 
vorgesehen. 2Vorhandene Anspruchsberechtigte 
erhalten den Unterhaltsbeitrag bis zur Abfin-
dung bzw. bis zum Erlöschen in entsprechender 
Anwendung der allgemeinen Regelungen der 
Hinterbliebenenversorgung, den Hilflosigkeits-
zuschlag für die Zeit der Hilflosigkeit. 3Unter-
haltsbeitrag und Hilflosigkeitszuschlag werden 
entsprechend den allgemeinen Bezügeanpas-
sungen angepasst. 4Hat sich der Dienstunfall 
vor dem 1. Januar 2011 ereignet und bestand zu 
diesem Zeitpunkt Anspruch auf Unfallausgleich, 
gilt Art. 100 Abs. 4 Satz 5 auch, wenn der An-
spruch auf den Unterhaltsbeitrag erst zu einem 
späteren Zeitpunkt entsteht. 5Verletzte, die einen 
Hilflosigkeitszuschlag erhalten, können stattdes-
sen die Erstattung der Pflegekosten beantragen. 
6Es steht dann kein Hilflosigkeitszuschlag mehr 

zu, eine Rückkehr zum Hilflosigkeitszuschlag 
ist ausgeschlossen.

100.4.3 Für das Unfallruhegehalt sind Art. 107 Abs. 3 
und 4 und bei Neufestsetzung Art. 103 Abs. 5 bis 
7 zu beachten.

100.4.4 Für die Durchführung des Heilverfahrens 
enthält die auf Grund Art. 50 Abs. 4 erlassene 
 BayHeilvfV eigene Übergangsregelungen.

100.5 1Abs. 5 Satz 1 erstreckt den Bestandsschutz auf 
die bei den Ruhensberechnungen nach Art. 84 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Art. 85 Abs. 2 geltenden 
Höchstgrenzen. 2Die Ermittlung des anzuset-
zenden Ruhegehaltssatzes erfolgt nach Art. 103 
Abs. 5 bis 9, wenn dies für den Ruhestandsbe-
amten oder die Ruhestandsbeamtin günstiger 
ist. 3Der der Höchstgrenze zugrunde liegende 
Ruhegehaltssatz bemisst sich mindestens nach 
dem der besonderen Bestandskraft nach Abs. 1 
Satz 1 unterliegenden Ruhegehaltssatz. 4War am 
31. Dezember 2010 bereits eine Ruhensberech-
nung nach den §§ 54 oder 55 BeamtVG durch-
zuführen, so ist der der Höchstgrenze nach § 54 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder § 55 Abs. 2 BeamtVG 
zugrunde liegende Ruhegehaltssatz anzuset-
zen, soweit er günstiger ist und im Rahmen der 
Ruhensberechnung keine Neufestsetzung der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit und damit des Ru-
hegehaltssatzes auf Grund neuer Beweismittel 
notwendig ist.

101. Bezügebestandteile

101.0 1Art. 101 enthält ergänzende Regelungen zu 
den von der besonderen Bestandskraft umfass-
ten ruhegehaltfähigen Bezügen. 2Insbesondere 
in den Abs. 1 bis 3 erfolgt die Überleitung der 
von der besonderen Bestandskraft umfassten 
ruhegehaltfähigen Bezüge in die neuen Grund-
gehaltstabellen. 3Eine Überleitung des früheren 
Amtes der Ruhestandsbeamten und Ruhestands-
beamtinnen ist damit nicht verbunden; die bis-
herige Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „außer 
Dienst“ (vgl. Art. 76 Abs. 4 BayBG) gilt weiterhin. 
4Die Überleitung gewährleistet die Anwendung 
der Art. 83 ff. und die Durchführung der Anpas-
sungen (Art. 4).

101.1 1Die Zuordnung der Grundgehälter der Besol-
dungsordnungen A und C sowie der Besoldungs-
gruppen R 1 und R 2 zu den Stufen der Anlage 3 
zum BayBesG erfolgt über die am 31. Dezember 
2010 zustehenden Grundgehälter. 2Ab 1. Januar 
2011 tritt an die Stelle der bisherigen Stufe die 
Stufe der neuen Tabelle, deren Grundgehalt mit 
dem bisherigen Betrag übereinstimmt. 3Bei feh-
lender Übereinstimmung erfolgt die Zuordnung 
zur Stufe des nächsthöheren Grundgehaltsbe-
trages der maßgeblichen Besoldungsgruppe. 
4Bei der Zuordnung von Grundgehältern der 
Besoldungsgruppen A 6 bis A 8 ist Nr. 101.3 zu 
beachten. 5Bei Versorgungsempfängern der Be-
soldungsgruppen mit festen Grundgehältern er-
folgt zum 1. Januar 2011 ebenfalls die Zuordnung 
zu den Grundgehaltsbeträgen der Anlage 3 zum 
BayBesG. 6Die Grundgehälter der Versorgungs-
empfänger und Versorgungsempfängerinnen der 
früheren Bayerischen Besoldungsordnung HS 
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101.4.3 Gemeinsame Regelungen

101.4.3.1 Allen festgeschriebenen Zuschlägen ist gemein-
sam, dass sie ab dem 1. Januar 2011 ebenso wie 
die Zuschläge nach Art. 71 bis 74 an allgemei-
nen Bezügeanpassungen nach Art. 4 und den da-
mit verbundenen Schritten zur Absenkung des 
Versorgungsniveaus nach Art. 107 Abs. 1 und 2 
teilnehmen. 2Zur Umsetzung der Absenkungen 
wird der Erhöhungssatz jeweils um 0,54 Prozent-
punkte reduziert.

Beispiel:

Siebte auf den 31. Dezember 2002 folgende An-
passung in Höhe von 1,5 v. H. und achte Anpas-
sung in Höhe von 2 v. H.
Zuschlag Art. 71 Stand Januar 2011: 100,90 €
Zuschlag Art. 71 Stand siebte Anpassung:
100,90 €: 0,9675 × (1+1,5 v. H.) × 0,96208 = 101,84 €
Zuschlag Art. 71 Stand achte Anpassung:
101,84 €: 0,96208 × (1+2 v. H.) × 0,95667 = 103,29 €

101.4.3.2 Für die Anwendung von Anrechnungs-, Ruhens- 
oder Kürzungsvorschriften gelten die Zuschläge 
als Teile des Ruhegehaltes bzw. des Witwengel-
des.

101.5.0 Abs. 5 enthält eine besondere Bestandsschutz-
regelung für am 1. Januar 2011 vorhandene Ver-
sorgungsempfänger und Versorgungsempfän-
gerinnen, die bereits vor 2011 eine Rente nach 
dem Gesetz über die Alterssicherung der Land-
wirte, Leistungen aus einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung oder einer befreienden 
Lebensversicherung oder sonstige Leistungen 
auf Grund einer Berufstätigkeit zur Versorgung 
im Alter oder bei Erwerbsunfähigkeit bezogen 
haben.

101.5.1 1Bei ansonsten unveränderten Umständen ist eine 
Verringerung des Zahlbetrages der Versorgung 
auf Grund der verschärften Anrechnungsrege-
lungen des Art. 85 ausgeschlossen. 2Es bleibt der 
vor 2011 zustehende Versorgungsbezug gewahrt, 
der sich nach Anwendung der Ermessensricht-
linien 2002 (Teil 6 BayVV-Versorgung in der bis 
zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung) er-
rechnete. 3Bleibt der Versorgungsbezug nach der 
Ruhensberechnung nach Art. 85 hinter diesem 
Betrag zurück, wird der Versorgungsbezug um 
einen Ausgleichsbetrag in Höhe des Differenz-
betrages erhöht.

101.5.2 1Der Ausgleichsbetrag nimmt an allgemeinen Be-
zügeanpassungen und den damit verbundenen 
Schritten zur Absenkung des Versorgungsni-
veaus nach Art. 107 Abs. 1 und 2 teil. 2Zur Umset-
zung der Absenkungen wird der Erhöhungssatz 
jeweils um 0,54 Prozentpunkte reduziert.

Beispiel:
Siebte auf den 31. Dezember 2002 folgende An-
passung in Höhe von 1,5 v. H. und achte Anpas-
sung in Höhe von 2 v. H.
Ausgleichsbetrag Stand Januar 2011:  50 €
Ausgleichsbetrag Stand siebte Anpassung:  
50,00 €: 0,9675 × (1+1,5 v. H.) × 0,96208  = 50,47 €
Ausgleichsbetrag Stand achte Anpassung: 
50,47 €: 0,96208 × (1+2 v. H.) × 0,95667  = 51,19 €

bestimmen sich weiterhin nach Anlage 6 zum 
BayBVAnpG 2009/2010 und nehmen an den all-
gemeinen Bezügeanpassungen teil. 7Die Grund-
gehaltstabelle der früheren Bayerischen Besol-
dungsordnung HS ist als Anlage 4 beigefügt.

101.2 Bei Versorgungsempfängern und Versorgungs-
empfängerinnen, deren ruhegehaltfähige Bezü-
ge sich am 31. Dezember 2010 nach den Besol-
dungsgruppen A 1 oder A 2 bemessen, gelten die 
Grundgehälter für die Berechnung der Versor-
gungsbezüge mit der Maßgabe fort, dass diese 
an künftigen allgemeinen Bezügeanpassungen 
teilnehmen.

101.3 Wegen der Einarbeitung der allgemeinen Stel-
lenzulage nach Nr. 27 Abs. 1 Buchst. a Doppel-
buchst. aa der Vorbemerkungen der Anlage I 
zum BBesG in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung in das Grundgehalt bei den Besoldungs-
gruppen A 6 bis A 8 entfällt ab dem 1. Januar 
2011 in diesen Fällen die allgemeine Stellenzula-
ge als Bestandteil der ruhegehaltfähigen Bezüge; 
Abs. 6 Nr. 8 findet keine Anwendung.

101.4 1Die Bemessung des Kindererziehungszuschlags 
und des Kindererziehungsergänzungszuschlags 
(Art. 71), des Pflegezuschlags und des Pflege-
rergänzungszuschlags (Art. 72) sowie des Kin-
derzuschlags zum Witwengeld (Art. 74) wird ab 
1. Januar 2011 von der strikten Ausrichtung am 
Rentenrecht auf versorgungsrechtliche Bestim-
mungen umgestellt. 2Bei den am 1. Januar 2011 
vorhandenen Versorgungsempfänger werden die 
der Berechnung der Versorgungsbezüge zugrun-
de liegenden Zuschläge mit folgenden Maßga-
ben festgeschrieben:

101.4.1 Zuschläge nach §§ 50a, 50b und 50d BeamtVG

101.4.1.1 1Die Zuschläge nach §§ 50a, 50b BeamtVG wer-
den als Zuschlag nach Art. 71 und der Zuschlag 
nach 50d BeamtVG wird als Zuschlag nach 
Art. 72 mit dem am 31. Dezember 2010 gelten-
den Betrag festgeschrieben, der sich nach An-
wendung der Höchstgrenzenregelung des § 50a 
Abs. 5 BeamtVG einschließlich der Maßgaben 
nach § 50b Abs. 3 Satz 1 und des § 50d Abs. 4 
Satz 2 BeamtVG ergibt. 2Für die vorübergehende 
Gewährung der Zuschläge nach § 50e BeamtVG 
gilt dies entsprechend; wegen des Wegfalls ist 
Nr. 100.1.3 Satz 8 zu beachten.

101.4.1.2 Die so festgeschriebenen Zuschläge dürfen in 
entsprechender Anwendung des Art. 71 Abs. 7 
Satz 1 zusammen mit dem Ruhegehalt das Ru-
hegehalt nicht übersteigen, das sich aus den 
ruhegehaltfähigen Bezügen unter Zugrundele-
gung des Grundgehalts der Endstufe der Besol-
dungsgruppe und des Höchstruhegehaltssatzes 
ergibt.

101.4.1.3 Die Zuschläge unterliegen dem Versorgungsab-
schlag nach Art. 26 Abs. 2.

101.4.2 Zuschlag nach § 50c BeamtVG
1Der Zuschlag nach § 50c BeamtVG wird mit dem 
am 31. Dezember 2010 geltenden Betrag fest-
geschrieben. 2Er nimmt nicht am Versorgungs-
abschlag (Art. 26 Abs. 2) teil.
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101.5.3 1Der Ausgleichsbetrag nimmt an Veränderungen 
des Familienzuschlags der Stufe 1 teil, da dieser 
sich über den unterschiedlichen Anteil in Versor-
gungsbezug und Höchstgrenze auf die Höhe des 
Ausgleichsbetrags auswirkt. 2Veränderungen des 
kinderbezogenen Teils des Familienzuschlags 

wirken sich dagegen nicht auf die Höhe des Aus-
gleichsbetrags aus.

101.5.4 Der Ausgleichsbetrag ist Bestandteil der Versor-
gungsbezüge im Sinn des Art. 76 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1.

101.5.5 Berechnungsbeispiele:

101.5.5.1 Ermittlung des Ausgleichsbetrags

A) Anwendung der Ermessensrichtlinien 2002 (ErmRL) vor 2011
1. Sachverhalt:

Grundgehalt A 11 Endstufe 3.463,83 €
Strukturzulage   76,47 €
Familienzuschlag Stufe 1    113,04 €
Ruhegehaltfähige Bezüge   3.653,34 €
× Anpassungsfaktor § 69e Abs. 3 BeamtVG 0,9675 =  3.534,61 €

Ruhegehaltfähige Dienstzeit
a) mit Kann-Vordienstzeiten 38,0 Jahre = 71,25 v. H.
b) ohne Kann-Vordienstzeiten 35,5 Jahre = 66,56 v. H.

Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG  7,20 v. H.

Ruhegehaltssatz für die Höchstgrenze nach
Art. 85 Abs. 2 BeamtVG  75,00 v. H.

Sonstige Rente aus einer Berufstätigkeit;  
keine Sonderzahlungen im Kalenderjahr   310,00 €

2. Ermittlung der Höchstgrenze (Nr. 1.2.2 ErmRL)
Fiktives Ruhegehalt mit 75 v. H. aus 3.534,61 € 2.650,96 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG (§ 55 Abs. 2 Satz 2 BeamtVG)   190,87 €

 2.460,09 €

   
3. Berechnung der höchstens erreichbaren Versorgung (Nr. 1.2.3 ErmRL) 

„Andere Versorgungsleistung“ (Nr. 1.2.3.1)      310,00 €

Berücksichtigung des Verhältnisses nach Nr. 1.2.3.4 Satz 2 (für das Jahr 2010)  12/12,6075
(vgl. auch Nr. 24.4.2.3)

× Anpas- 
sungsfaktor

75 v. H. abzgl.  
Abschlag

× Anteil  
Sonder- 
zahlung

295,06 €

Grundgehalt, 
Strukturzulage 3.540,30 € 3.425,24 € 2.568,93 € 2.383,96 € 1.430,38 €

Familienzuschlag 113,04 € 109,37 € 82,03 €    76,12 € 64,16 €
               

Summe 2.460,09 € 1.494,54 €
              
Faktor = 0,6075

Differenz zur Höchstgrenz              

= höchstens erreichbare Versorgung (ohne Berücksichtigung von Zuschlägen) 2.165,03 €

 

4. Vergleich der Ruhegehälter (mit und ohne Kann-Vordienstzeiten)
Ruhegehalt mit Kann-Vordienstzeiten:

71,25 v. H. aus 3.534,61 € 2.518,41 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG   181,33 €

 2.337,08 €

Ruhegehalt ohne Kann-Vordienstzeiten: 

66,56 v. H. aus 3.534,61 € 2.352,64 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG   169,39 €

 2.183,25 €
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Ergebnis:

Das Ruhegehalt ohne Kann-Vordienstzeiten ist höher als die höchstens erreichbare Versorgung. Kann-Vor-
dienstzeiten können somit nicht berücksichtigt werden.

B) Ruhensberechnung Art. 85 
1. Versorgungsbezug

Ruhegehaltfähige Bezüge 3.653,34 €

× Anpassungsfaktor § 69e Abs. 3 BeamtVG 0,9675   = 3.534,61 €

Ruhegehalt mit 71,25 v. H. aus 3.534,61 € 2.518,41 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG (Art. 100 Abs. 1 Satz 1)   181,33 €

Ruhegehalt nach Abschlag 2.337,08 €

   

2. Renten
Rente 310,00 €

   

3. Gesamtversorgung
Ruhegehalt 2.337,08 €

Rente   310,00 €

 2.647,08 €

   

4. Ermittlung der Höchstgrenze
Fiktives Ruhegehalt mit 75 v. H. aus 3.534,61 € 2.650,96 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach Art. 26 Abs. 2 (Art. 85 Abs. 2 Satz 3)   190,87 €

 2.460,09 €

   

5. Ruhensberechnung
Die Gesamtversorgung  2.647,08 €

übersteigt die Höchstgrenze 2.460,09 €

um (= Ruhensbetrag)   186,99 €

Ruhegehalt 2.337,08 €

abzüglich Ruhensbetrag    186,99 €

Ruhegehalt nach Ruhensberechnung Art. 85  2.150,09 €

Mindestens aber (Art. 101 Abs. 5) 2.183,25 €

Ausgleichsbetrag zum Ruhegehalt 33,16 €

101.5.5.2 Erstmaliger Bezug weiterer Versorgungsleistungen nach dem 31. Dezember 2010

A) Anwendung der Ermessensrichtlinien 2002 vor 2011
1. Sachverhalt:

Grundgehalt A 11 Endstufe 3.463,83 €

Strukturzulage   76,47 €

Familienzuschlag Stufe 1   113,04 €

Ruhegehaltfähige Bezüge   3.653,34 €

× Anpassungsfaktor § 69e Abs. 3 BeamtVG 0,9675 =  3.534,61 €

   

Ruhegehaltfähige Dienstzeit

a) mit Kann-Vordienstzeiten 38 Jahre = 71,25 v. H. 

b) ohne Kann-Vordienstzeiten 35 Jahre = 66,56 v. H. 

   

Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG  7,20 v. H. 
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Ruhegehaltssatz für die Höchstgrenze nach Art. 85 Abs. 2   75,00 v. H.

   

Sonstige Rente aus einer Berufstätigkeit; keine Sonderzahlungen im Kalenderjahr  310,00 €

Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ab 1. März 2011  250,00 €

   

Ausgleichsbetrag zum Ruhegehalt vgl. Nr. 101.5.1.1 Buchst. B Nr. 5  33,16 €

   

B) Ruhensberechnung Art. 85 

1. Versorgungsbezug

Ruhegehaltfähige Bezüge   3.653,34 €

× Anpassungsfaktor § 69e Abs. 3 BeamtVG 0,9675 = 3.534,61 €

   

Ruhegehalt mit 71,25 v. H. aus 3.534,61 €   2.518,41 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG (Art. 100 Abs. 1 Satz 1)   181,33 €

Ruhegehalt nach Abschlag   2.337,08 €

   

2. Renten

Sonstige Rente aus einer Berufstätigkeit   310,00 €

Rente       250,00 €

     560,00 €

   

3. Gesamtversorgung

Ruhegehalt 2.337,08 €

Renten   560,00 €

 2.897,08 €

   

4. Ermittlung der Höchstgrenze

Fiktives Ruhegehalt mit 75 v. H. aus 3.534,61 € 2.650,96 €

abzüglich Versorgungsabschlag nach Art. 26 Abs. 2 (Art. 85 Abs. 2 Satz 3)   190,87 €

 2.460,09 €

   

5. Ruhensberechnung

Die Gesamtversorgung  2.897,08 €

übersteigt die Höchstgrenze 2.460,09 €

um (= Ruhensbetrag)   436,99 €

 

Ruhegehalt 2.337,08 €

abzüglich Ruhensbetrag    436,99 €

Ruhegehalt nach Ruhensberechnung Art. 85   1.900,09 €

zuzüglich Ausgleichsbetrag zum Ruhegehalt   33,16 €

Zahlbetrag 1.933,25 €

101.5.6 Verwaltungsvereinfachung

1In Versorgungsfällen, in denen nach 2010 keine 
Veränderungen eintreten, die zu einer Neufest-
setzung unter Einbeziehung der Ermessens-
richtlinien 2002 geführt hätten, kann an der 
bisherigen Festsetzung der Versorgungsbezüge 

festgehalten werden. 2Das heißt keine Vorgabe 
der Ruhensberechnung nach Art. 85.

101.6 1Abs. 6 und 7 verweisen auf besondere Bezügebe-
standteile, die außerhalb des BeamtVG geregelt 
sind. 2Die dort genannten Vorschriften werden 
durch das Gesetz zum Neuen Dienstrecht in 
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ten Professoren und Professorinnen bleiben wei-
terhin von der Absenkung ausgenommen.

103.2 1Bei einem vor dem 1. Januar 1992 geborenen 
Kind ist die während eines Beamtenverhält-
nisses zurückgelegte Zeit eines Erziehungsur-
laubs sowie einer Kindererziehung, die in eine 
Freistellung vom Dienst nach Art. 80a oder 86a 
BayBG in der bis zum 31. Dezember 1991 gel-
tenden Fassung fällt, bis zu dem Tag, an dem 
das Kind sechs Monate alt wird, als ruhegehalt-
fähige Dienstzeit zu berücksichtigen (§ 6 Abs. 1 
Sätze 4 und 5  BeamtVG in der bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Fassung). 2Für ein vor 
dem 1. Januar 1992 geborenes und außerhalb 
eines Beamtenverhältnisses erzogenes Kind 
gilt für die Berücksichtigung beim Kindererzie-
hungszuschlag Art. 71 Abs. 9, für ein nach dem 
31. Dezember 1991 geborenes Kind Art. 71 Abs. 1 
bis 8.

103.3 Altersteilzeit oder Altersdienstermäßigung, die 
vor dem 1. Januar 2010 angetreten wurde, wird 
weiterhin im Umfang von 9/10 der Arbeitszeit, 
nach der die Altersteilzeit oder Altersdienstermä-
ßigung bemessen wurde, als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit berücksichtigt.

103.4 1Bis zum 31. Dezember 1995 im Beitrittsgebiet 
zum Zwecke der Aufbauhilfe zurückgelegte 
Dienstzeiten sind bei der Ermittlung der ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit weiterhin mit dem Dop-
pelten des tatsächlichen Beschäftigungsumfangs 
zu berücksichtigen.

103.4.1 Verwendung 

1Eine Verwendung im Sinn des Abs. 4 konnte 
nicht nur im Fall einer Abordnung, Zuweisung 
oder Versetzung, sondern auch bei einer Wie-
derernennung vorliegen. 2Auch nach der erst-
maligen Verwendung im Beitrittsgebiet erfolgte 
weitere Versetzungen/Beurlaubungen/Wiederer-
nennungen können grundsätzlich berücksichtigt 
werden.

103.4.2 Aufbauhilfe im Beitrittsgebiet

1Unter der Voraussetzung „zum Zweck der Auf-
bauhilfe“ war die Hilfe beim Aufbau neuer oder 
bei der Umgestaltung vorhandener, jedoch den 
Anforderungen einer rechtsstaatlichen und ef-
fektiven Verwaltung oder Justiz nicht genügen-
der, organisatorischer Strukturen zu verstehen. 
2Keine Aufbauhilfe waren dagegen ein durch 
die Wiedervereinigung bedingter Zuwachs an 
Aufgaben, die Integration der Bediensteten der 
ehemaligen DDR in die Behörde und deren fach-
liche Einarbeitung sowie die mittelbaren Vortei-
le, die neu aufgebaute Verwaltungseinheiten im 
Beitrittsgebiet aus ihrer Tätigkeit ziehen (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 10. Juni 1999 – 2 C 3.99 – 
ZBR 2000, 39). 3Tätigkeiten, die im alten Bundes-
gebiet erbracht wurden, können auch dann nicht 
zu einer Doppelanrechnung führen, wenn sie für 
den Aufbau im Beitrittsgebiet nützlich waren.

103.4.2.1 Als Kriterien für das Vorliegen von Aufbauhilfe 
können beispielhaft herangezogen werden:

Bayern nicht aufgehoben. 3Abs. 6 und 7 haben 
insofern nur deklaratorische Bedeutung; sie be-
zwecken die Zusammenfassung des gesamten 
Versorgungsrechts im BayBeamtVG im Interes-
se der Rechtsklarheit und dienen nicht zuletzt 
der Übersichtlichkeit bei künftigen allgemei-
nen Bezügeanpassungen nach Art. 4, indem 
die dynamischen Bezügebestandteile in Abs. 6 
und die statischen Bezügebestandteile in Abs. 7 
zusammengefasst sind. 4Die Zusammensetzung 
und Höhe der Versorgungsbezüge ändert sich 
insofern nicht.

102. Versorgung künftiger Hinterbliebener, Versor-
gungsausgleich

102.0 Art. 102 regelt die Versorgung künftiger Hin-
terbliebener vorhandener Ruhestandsbeamter 
und die Auswirkungen der Durchführung des 
Versorgungsausgleichs bei vorhandenen Ruhe-
standsbeamten.

102.1 1Abs. 1 ersetzt § 69e Abs. 5 BeamtVG. 2Durch 
die Anknüpfung an das von den Verstorbenen 
bezogene Ruhegehalt in Abs. 1 Satz 1 ist die be-
sondere Bestandskraft (Art. 100 Abs. 1) auch bei 
der Hinterbliebenenversorgung zu berücksich-
tigen. 3Die Nrn. 100.2.3 bis 100.2.4 und 100.5 
gelten entsprechend für die Hinterbliebenen-
versorgung. 4Die Regelung des Abs. 1 Satz 2 ist 
abschließend, eine Berücksichtigung weiterer 
Hinterbliebener vor dem 1. Januar 2002 vorhan-
dener Versorgungsempfänger entsprechend § 69e 
Abs. 5 Satz 4 BeamtVG ausgeschlossen.

102.2 Abs. 2 regelt für die am 1. Januar 2011 vorhande-
nen  Versorgungsempfänger die Fortgeltung des 
im Stammrecht abgeschafften „Pensionistenpri-
vilegs“ (§ 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG).

102.3 Wegen der vergleichbaren Interessenlage werden 
den am 1. Januar 2011 vorhandenen Hinterblie-
benen mit Anspruch auf Hinterbliebenenversor-
gung (Art. 100 Abs. 3) die am 1. Januar 2011 vor-
handenen Hinterbliebenen gleichgestellt, deren 
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung wegen 
Wiederverheiratung vor dem 1. Januar 2011 er-
loschen ist, aber zu einem späteren Zeitpunkt 
wiederauflebt.

103. Besondere Bestimmungen zu den ruhegehaltfä-
higen Bezügen, zur ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit und zum Ruhegehalt 

103.0 Die Übergangsvorschriften betreffen die am 
1. Januar 2011 vorhandenen aktiven Beamten 
und Beamtinnen, auf deren Versorgung nach-
folgende Maßnahmen und Vertrauensschutzre-
gelungen anzuwenden sind.

103.1 1Die Regelung dient der Umsetzung der Ni-
veauabsenkung, die entsprechend § 69e Abs. 3 
BeamtVG fortgeführt wird; vgl. hierzu auch 
Art. 107. 2Die Verminderung der ruhegehaltfä-
higen Bezüge gilt auch für erstmals nach dem 
1. Januar 2011 festgesetzte Unfallruhegehälter 
(Art. 53), die mit dem neuen Dienstrecht in die 
Absenkung des Versorgungsniveaus einbezogen 
werden. 3Das Mindestruhegehalt, das erhöhte 
Unfallruhegehalt und die Bezüge der emeritier-
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–  Aufbau einer funktionierenden Verwaltung 
unter den besonderen Umständen des Bei-
trittsgebiets,

–  Dienst unter besonders erschwerten Bedin-
gungen und Verhältnissen, die im alten Bun-
desgebiet nicht vorhanden waren,

–  Abbau bestehender Verwaltungsstrukturen, 
um neue Verwaltungsstrukturen aufzubau-
en.

103.4.2.2 Als Kriterien für das Nichtvorliegen von Aufbau-
hilfe können herangezogen werden:

–  Die reine (organisatorische) Verlagerung 
von Behörden oder Teilen derselben aus dem 
früheren Bundesgebiet in das Beitrittsgebiet 
(„Zweigstellen“).

–  Die im Beitrittsgebiet verwendeten Beam-
ten oder Beamtinnen führten lediglich die 
bisherige Tätigkeit fort, ohne am Aufbau ei-
ner funktionierenden Verwaltung unter den 
besonderen Umständen des Beitrittsgebiets 
mitzuwirken (z. B. Mitwirkung in Muste-
rungskommissionen, oder als „West-Polizist“ 
im „Streifendienst-Ost“), oder wenn diese 
keinen Dienst unter besonders erschwerten 
Bedingungen und Verhältnissen leisteten.

103.4.3 Ununterbrochene Mindestdauer von einem 
Jahr
1Neben der Zeit eines Erholungsurlaubes, ei-
ner Krankheit oder eines Mutterschaftsschut-
zes waren Unterbrechungen der Aufbauhilfe 
von bis zu einem Monat pro Jahr grundsätzlich 
unschädlich, wenn diese dienstlich begründet 
waren (z. B. Teilnahme an Lehrgängen). 2Die Un-
terbrechungszeit selbst kann ebenfalls doppelt 
berücksichtigt werden. 3Teilzeitbeschäftigung 
ist bei der Beurteilung der Jahresfrist voll an-
zusetzen.

103.5.0 1Die Übergangsregelungen aus Anlass des 
 BeamtVGÄndG vom 18. Dezember 1989  
(BGBl I S. 2218) für am 31. Dezember 1991 vor-
handene Beamte und Beamtinnen, deren Ver-
sorgungsfall nach diesem Zeitpunkt eintritt, 
werden modifiziert fortgeführt. 2Zu den von den 
Abs. 5 bis 7 erfassten Beamten und Beamtinnen 
gehören auch die, die zu diesen Zeitpunkten 
beurlaubt waren, deren Rechte und Pflichten 
wegen einer Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag, im Europäischen Parlament oder einem 
Landesparlament ruhten oder für die auf Grund 
eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst der 
Verlust der Dienstbezüge festgestellt wurde. 3Ob 
Beurlaubungszeiten als ruhegehaltfähige Dienst-
zeiten zu berücksichtigen sind, ist dabei uner-
heblich. 4Zu den Beamtenverhältnissen gehört 
auch ein Beamtenverhältnis auf Widerruf. 5Ein 
anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
ist insbesondere ein Richterverhältnis sowie ein 
Dienstverhältnis als Soldat auf Zeit und Berufs-
soldat.

103.5.1 1Für die Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit und des Ruhegehaltssatzes findet 
grundsätzlich das BayBeamtVG in der bei der 
Zurruhesetzung jeweils geltenden Fassung An-
wendung. 2Vergleichsberechnungen nach Maß-

gabe der Übergangsregelungen erübrigen sich, 
wenn der Höchstruhegehaltssatz erreicht wird. 
3Im anderen Fall ist eine Vergleichsberechnung 
nach Maßgabe der Abs. 5 bis 7 durchzuführen. 
4Bei Gleichheit bleibt es beim Ruhegehaltssatz 
nach Art. 26 Abs. 1. 5Die hierfür maßgebende 
ruhegehaltfähige Dienstzeit bestimmt sich nach 
Art. 14 bis 25 mit den folgenden besonderen 
Maßgaben des Abs. 5 Satz 2:

103.5.1.1 1Die Berücksichtigung von Zeiten einer Fach-
schul- oder Hochschulausbildung nach Art. 20 
Abs. 1 erfolgt im tatsächlichen Umfang, höchs-
tens jedoch im Umfang der Regelstudienzeit 
einschließlich üblicher Prüfungszeit. 2Soweit für 
Studiengänge keine Regelstudienzeit bestimmt 
war, ist die jeweilige Mindeststudienzeit maß-
geblich. 

103.5.1.2 Anstelle der Berücksichtigung von Zeiten einer 
praktischen Ausbildung und einer praktischen 
hauptberuflichen Tätigkeit nach Art. 20 Abs. 2 ist 
die Ausbildungszeit nur im Umfang des Art. 20 
Abs. 1 bei der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nach 
Abs. 6 zu berücksichtigen.

103.5.1.3 1Die Zurechnungszeit ist im Umfang von einem 
Drittel des Zeitraums vom Zeitpunkt der Ruhe-
standsversetzung wegen Dienstunfähigkeit bis 
zum Ende des Monats der Vollendung des 55. Le-
bensjahres bei der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
nach Abs. 7 zu berücksichtigen. 2Zeiten einer 
begrenzten Dienstfähigkeit sind von dieser Ein-
schränkung nicht umfasst und entsprechend 
Art. 14 Abs. 1 Satz 3 mindestens im Umfang des 
Art. 23 Abs. 1 Satz 1 zu berücksichtigen.

103.5.2 1Berufsmäßiger Wehrdienst in der Nationalen 
Volksarmee der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik kann bei der Dienstzeit nach 
Abs. 6 nicht berücksichtigt werden. 2Damit wird 
die bisherige Regelung im Sinn des § 8 BeamtVG 
in der bis zum 31.Dezember 1991 geltenden Fas-
sung fortgeführt.

103.6 1Der Ruhegehaltssatz nach der vor 1992 zurück-
gelegten ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet 
sich nach der bis zum 31. Dezember 1991 gel-
tenden degressiven Ruhegehaltsskala unter An-
wendung der Rundungsvorschriften des Art. 26 
Abs. 1 Sätze 3 bis 5. 2Resttage einer gesamten 
Dienstzeit von mehr als zehn Jahren sind mit 365 
zu dividieren und kaufmännisch zu runden. 3Die 
sich so ergebenden Dezimaljahre sind bei einer 
gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit zwi-
schen zehn und 25 Jahren mit dem Steigerungs-
satz 2 v. H. je vollem Dienstjahr und zwischen 25 
und 35 Jahren mit dem Steigerungssatz 1 v. H. 
zu multiplizieren. 

Beispiel: 

Eine gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit bis 
zum 31. Dezember 1991 von 23 Jahren und 110 
Tagen ergibt einen Ruhegehaltssatz von 61,60 v. H. 
(61 v. H. + 0,30 × 2 = 61,60 v. H.), eine von 26 Jah-
ren und 215 Tagen einen Ruhegehaltssatz von 
66,59 v. H. (66 v. H. + 0,59 v. H. × 1 = 66,59 v. H.). 

4Degressive Ruhegehaltsskala
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degressiven Ruhegehaltssatzes (Abs. 5 bis 7), so-
weit sich der den Versorgungsbezügen zugrun-
deliegende Ruhegehaltssatz danach bestimmt. 
2Das gilt auch bei Änderungsfestsetzungen für 
am 1. Januar 2011 vorhandene Versorgungsemp-
fänger (vgl. Nr. 100.1.6).

103.9 1Ein unmittelbarer zeitlicher Zusammenhang 
ist auch dann gegeben, wenn die öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnisse und die diesen 
gleichgestellten Beschäftigungsverhältnisse 
(Abs. 10) lediglich durch allgemein arbeitsfreie 
Tage unterbrochen waren. 2Nicht zu den öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnissen gehören 
insbesondere:

–  privatrechtliche Beschäftigungsverhältnisse 
im öffentlichen Dienst mit Ausnahme der in 
Abs. 10 gleichgestellten Beschäftigungsver-
hältnisse,

–  Wehrdienst,

–  Zivildienst nach dem ZDG,

–  öffentlich-rechtliche Amtsverhältnisse (z. B. 
Minister, parlamentarische Staatssekretäre),

–  Abgeordnetenmandate im Bundes- oder ei-
nem Landtag.

3Merkmal für ein gleichgestelltes Beschäfti-
gungsverhältnis ist die Gewährleistung der 
dem Beschäftigten vertraglich zugesicherten 
Versorgung nach beamtenrechtlichen Grund-
sätzen oder Vorschriften oder entsprechenden 
kirchenrechtlichen Regelungen, die zur Versi-
cherungsfreiheit in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung führt.

103.10 Unter die Übergangsregelung fallen auch die 
Beamten und Beamtinnen, deren Schwerbehin-
derung erst nach dem 16. November 2000 for-
mell festgestellt worden ist, wenn sie nachweisen 
können, dass die Schwerbehinderteneigenschaft 
bereits vor dem genannten Zeitpunkt vorgelegen 
hat.

103.11.1 Für am 1. Januar 2011 vorhandene Beamte und 
Beamtinnen, deren Beamtenverhältnis bereits 
vor dem 1. Januar 1966 begründet wurde, gelten 
bei Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 
mit Renten im Sinn des Art. 85 die Nrn. 100.2 
und 100.2.1 entsprechend.

103.11.2 1Erhielten am 1. Oktober 1994 vorhandene Be-
amte und Beamtinnen vor dem 1. Oktober 1994 
anstelle einer Rente eine Abfindung, Beitragser-
stattung oder sonstige Zahlung, wird für diese 
Rente keine Ruhensberechnung nach Art. 85 
durchgeführt (keine Verrentung nach Art. 85 
Abs. 4 Satz 2). 2Art. 24 Abs. 4 bleibt unberührt.

103.12 1Der Ausgleich unterliegt nicht der Anwendung 
von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvor-
schriften. 2Waren die Bezüge des letzten Monats 
nach Art. 9 BayDG gekürzt, ist auch der Aus-
gleich entsprechend zu kürzen.

Ruhe- 
gehalt-
fähige 

Dienstzeit 
volle Jahre

Ruhe-
gehaltssatz 

in v. H.

Ruhe- 
gehaltfähi-
ge Dienst-
zeit volle 

Jahre

Ruhe-
gehaltssatz 

in v. H.

1 bis 10 35 23 61

11 37 24 63

12 39 25 65

13 41 26 66

14 43 27 67

15 45 28 68

16 47 29 69

17 49 30 70

18 51 31 71

19 53 32 72

20 55 33 73

21 57 34 74

22 59 35 75

103.7 1Die sich für Zeiten nach dem 31. Dezember 
1991 ergebende ruhegehaltfähige Dienstzeit in 
Dezimaljahren entspricht dem Ruhegehaltssatz. 
2Liegt vor dem 1. Januar 1992 eine ruhegehaltfä-
hige Dienstzeit von weniger als zehn Jahren vor, 
so bleibt die Differenz bei der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit nach dem 31. Dezember 1991 vor der 
Umrechnung in Dezimaljahre außer Ansatz.

Beispiel:
Jahre Tage

Ruhegehalt fähige 
Dienstzeit vor dem 
1. Januar 1992

5 210,00

Ruhegehaltssatz 35,00 v. H.

Ruhegehaltfähige 
Dienstzeit nach 
dem 31. Dezember 
1991

21 165,00

abzüglich auf  
10 Jahre  fehlende 
Dienstzeit vor dem  
1. Januar 1992

4 155,00

Maßgebende 
Dienstzeit nach 
dem 31. Dezember 
1991

    17       10,00

Dezimaljahre 17,03

Ruhegehaltssatz 17,03 v. H.

Gesamtruhe-
gehaltssatz 52,03 v. H.

3Nach Abschluss der Absenkung des Versor-
gungsniveaus ist der nach Abs. 6 und 7 Sätze 1 
und 2 ermittelte Ruhegehaltssatz mit dem Anpas-
sungsfaktor 0,95667 zu multiplizieren und dem 
nach Art. 26 Abs. 1 ermittelten Ruhegehaltssatz 
gegenüberzustellen.

103.8 1Abs. 8 bestimmt für die Ermittlung der Höchst-
grenzen beim Zusammentreffen der Versor-
gungsbezüge mit weiteren Versorgungsbezügen 
oder mit Renten die Anwendung des besonderen 
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104. Ruhegehalt und Übergangsgeld auf Grund von 
Übergangsregelungen im Besoldungsrecht

104.1 1Die Ruhegehaltfähigkeit von Bezügebestand-
teilen der Beamten und Beamtinnen ist, soweit 
diese im Besoldungsrecht nur noch für einen vo-
rübergehenden Zeitraum vorgesehen sind, teil-
weise nicht in Art. 12 geregelt. 2Betroffen davon 
sind:

104.1.1 1Die Zuschüsse zum Grundgehalt von Professo-
ren und Professorinnen mit Ämtern der Besol-
dungsordnung C kw (künftig wegfallend; vgl. 
Anlage 1 zum BayBesG) nach Art. 107 Abs. 3 
BayBesG, soweit sie für ruhegehaltfähig erklärt 
wurden. 2Das Grundgehalt, die Strukturzulage 
bei Ämtern der Besoldungsgruppe C1 kw und der 
Familienzuschlag der Stufe 1 sind nach Art. 12 
Abs. 1 ruhegehaltfähig.

104.1.2 1Eine Überleitungszulage nach Art. 108 Abs. 1 
BayBesG, die eine sich im Rahmen der Überlei-
tung nach Art. 103 ff. BayBesG ergebende Verrin-
gerung der Bezüge zwischen 31. Dezember 2010 
und 1. Januar 2011 ausgleicht, ist mit dem Teil 
ruhegehaltfähig, der nach dem BayBeamtVG ru-
hegehaltfähige Bezügebestandteile ersetzt. 2Der 
Anteil bezieht sich auf den zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Versorgungsfalles nach Anwendung 
des Art. 108 Abs. 1 Satz 3 BayBesG verbliebenen 
Betrag der Überleitungszulage.

104.1.3 Für am 31. Dezember 2010 den Beamten und 
 Beamtinnen zustehende Ausgleichs- oder 
Überleitungszulagen, die nach Art. 108 Abs. 2 
 BayBesG fortgezahlt wurden, gilt Nr. 104.1.2 ent-
sprechend.

104.2 Bei der Ermittlung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit im Rahmen der Festsetzung der Ver-
sorgungsbezüge für in Art. 107 Abs. 1 BayBesG 
aufgeführtes Hochschulpersonal sind wissen-
schaftliche Qualifikationszeiten entsprechend 
Art. 22 zu berücksichtigen.

104.3 1Die Bemessung des Übergangsgelds nach Art. 67 
weicht bei nicht auf eigenen Antrag entlasse-
nem Hochschulpersonal nach Art. 107 Abs. 1 
BayBesG insoweit ab, als es pro Jahr Dienstzeit 
dem Betrag der Besoldung des letzten Monats 
entspricht. 2Die Begrenzung des Übergangsgel-
des auf das Sechsfache dieses Bezugs entspricht 
Art. 67.

105. Hinterbliebenenversorgung

105.0 1Art. 105 betrifft die Versorgung künftiger Hinter-
bliebener am 1. Januar 2011 vorhandener aktiver 
Beamter und Beamtinnen. 2Er führt verschiedene 
Einzelregelungen für Beamte bzw. Hinterbliebe-
ne, die vor einem bestimmten Stichtag geboren 
sind, bzw. deren Ehe vor bestimmten Stichtagen 
geschlossen bzw. geschieden wurde, fort.

105.1 Abs. 1 führt die Regelung des § 69e Abs. 5 Satz 2 
BeamtVG für die am 1. Januar 2011 vorhandenen 
aktiven Beamten fort (vgl. auch Art. 102 Abs. 1 
für die am 1. Januar 2011 vorhandenen Versor-
gungsempfänger).

105.2 1In den bezeichneten Fällen richtet sich die Ge-
währung von Unterhaltsbeiträgen an geschie-
dene Ehegatten sowie an Ehegatten, deren Ehe 

aufgehoben oder für nichtig erklärt worden ist, 
nach Art. 138 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 BayBG in der 
bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Fassung; 
die dazu ergangenen Richtlinien sind sinngemäß 
anzuwenden. 2Art. 37 (Abfindung) findet Anwen-
dung.

105.3.1 1Sind die künftigen Ausgleichsrentenansprüche 
abgefunden worden (§ 1587l BGB in der bis zum 
31. August 2009 geltenden Fassung), besteht kein 
Anspruch auf einen Unterhaltsbeitrag. 2Der An-
spruch auf den Unterhaltsbeitrag setzt die fiktive 
Witwengeldberechtigung des früheren Ehegat-
ten für den Fall des Fortbestehens der Ehe bis 
zum Tode des Beamten, der Beamtin oder des 
Ruhestandsbeamten, der Ruhestandsbeamtin 
voraus. 3Es kommt nicht darauf an, ob der ge-
schiedene Ehegatte im Zeitpunkt des Todes des 
Beamten, der Beamtin oder des Ruhestandsbe-
amten, der Ruhestandsbeamtin auch bereits die 
Ausgleichsrente verlangen konnte (§ 1587g Abs. 1 
Satz 2 BGB in der bis zum 31. August 2009 gel-
tenden Fassung).
4Die Begründung von Rentenanwartschaften 
in der gesetzlichen Rentenversicherung im 
Versorgungsausgleichsverfahren war durch 
die Regelung des § 1587b Abs. 5 BGB in der bis 
zum 31. August 2009 geltenden Fassung auf ei-
nen Höchstbetrag begrenzt (§ 76 Abs. 2 Satz 3 
SGB VI). 5Überstieg der Ausgleichsanspruch 
des oder der Ausgleichsberechtigten – gegebe-
nenfalls zusammen mit den selbst während der 
Ehezeit erworbenen Rentenanwartschaften – die-
sen Höchstbetrag, so findet gemäß § 1587f Nr. 2 
BGB in der bis zum 31.August 2009 geltenden 
Fassung für den noch nicht ausgeglichenen Be-
trag der schuldrechtliche Versorgungsausgleich 
statt.
6In diesen Fällen hat der oder die Ausgleichs-
pflichtige dem oder der Ausgleichsberechtigten 
bei Erfüllung der Voraussetzungen eine Geld-
rente (Ausgleichsrente) in Höhe des Betrages 
des schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs zu 
zahlen (§ 1587g BGB in der bis zum 31. August 
2009 geltenden Fassung).
7Verstirbt der oder die Ausgleichspflichtige, tritt 
der Dienstherr in diese Verpflichtung durch Zah-
lung eines Unterhaltsbeitrages insoweit ein, als 
der schuldrechtliche Versorgungsausgleich auf 
dem Ausgleich einer Versorgung oder Versor-
gungsanwartschaft aus einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis beruht.

105.3.2 1Eine MdE ist von dem oder der Unterhaltsbe-
rechtigten, durch eine Bestätigung oder einen 
Bescheid eines Trägers der gesetzlichen Renten-
versicherungen, hilfsweise durch das Zeugnis 
oder eine Bestätigung eines Amtsarztes, eines 
beamteten Arztes oder eines Vertrauensarztes 
nachzuweisen. 2Das Vorliegen der MdE ist, so-
weit erforderlich, in angemessenen Abständen 
zu überprüfen.

105.3.3 1Als waisengeldberechtigte Kinder kommen nur 
Kinder des verstorbenen Beamten oder Ruhe-
standsbeamten, der verstorbenen Beamtin oder 
Ruhestandsbeamtin in Betracht (vgl. Nr. 39). 2Als 
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106.1 1Die Regelung enthält Maßgaben bei vorzeitigen 
Ruhestandsversetzungen auf Antrag nach Art. 64 
Nr. 1 BayBG. 2So verbleibt für Beamte und Beam-
tinnen, die vor dem 1. Januar 1949 geboren sind, 
das 65. Lebensjahr als Referenzalter ab dem Sie 
abschlagsfrei in den Ruhestand versetzt werden 
können. 3Für die Beamte und Beamtinnen des 
Geburtsjahrganges 1949 gilt in der Folge eine 
beschleunigte Anhebung.

106.2 1Bei vorzeitiger Ruhestandsversetzung auf An-
trag von schwerbehinderten Beamten und Beam-
tinnen nach Art. 64 Nr. 2 BayBG regelt Abs. 2 die 
stufenweise Anhebung des Referenzalters vom 
63. auf das 65. Lebensjahr. 2Für schwerbehin-
derte Beamte und Beamtinnen, die vor dem 1. Ja-
nuar 1952 geboren sind, gilt das 63. Lebensjahr 
als Referenzalter, sie können somit wie bisher ab 
diesem Alter ohne Abschlag in den Ruhestand 
versetzt werden. 

106.3 Die Vorschrift regelt die stufenweise Anhebung 
des Referenzalters vom 63. auf das 65. Lebens-
jahr bei vorzeitigen Ruhestandsversetzungen 
wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem 
Dienstunfall beruhen.

107. Besondere Maßgaben

107.0 1Art. 107 stellt zusammen mit Art. 103 Abs. 1 si-
cher, dass die durch das Versorgungsänderungs-
gesetz 2001 eingeleitete Niveauabsenkung auch 
im zeitlichen Geltungsbereich des BayBeamtVG 
weitergeführt wird. 2Da bis zum 31. Dezember 
2010 sechs Absenkungsschritte vollzogen sind, 
betrifft dies die noch ausstehenden zwei Absen-
kungsschritte.

107.1 1Abs. 1 enthält den vorletzten Schritt der Niveau-
absenkung. 2Die erste allgemeine Anpassung 
(Art. 4) nach Inkrafttreten des BayBeamtVG ist 
die siebte Anpassung im Sinn von § 69e Abs. 3 
Satz 1 BeamtVG. 3Ausgenommen von der Ab-
senkung bleibt das Mindestruhegehalt. 4Zu 
der Regelung des bisherigen § 69e Abs. 3 Satz 4 
 BeamtVG vgl. Art. 101 Abs. 7 Nrn. 1 bis 4.

107.2 1Abs. 2 regelt den Abschluss der Niveauabsen-
kung. 2Abs. 2 Satz 1 entspricht inhaltlich § 69e 
Abs. 4 Satz 1 BeamtVG, Satz 5 § 69e Abs. 4 Sät-
ze 2 und 3 BeamtVG. 3Der Ruhegehaltssatz des 
Unfallruhegehaltes nimmt entsprechend den 
Regelungen zur Ermittlung des Ruhegehaltssat-
zes nach Abschluss der Absenkung des Versor-
gungsniveaus nur mit dem Anteil des erdienten 
Ruhegehalts an der Absenkung teil.

Beispiel:
Erdienter Ruhegehaltssatz 56,45 v. H.

Erhöhungssatz 20,00 v. H.

ergibt (höchstens 75,00 v. H.) 75,00 v. H.

nach Absenkung: 

56,45 × 0,95667 = 54,00 v. H.

Erhöhungssatz 20,00 v. H.

ergibt (höchstens 71,75 v. H.) 71,75 v. H.
4Da nur der erdiente Teil des Ruhegehalts an der 
Niveauabsenkung teilnimmt, wird nach Abs. 2 
Satz 2 der Ausgleichsbetrag gemäß Abs. 3 Satz 1 
auf den Betrag vermindert, der auf dem erdien-

waisengeldberechtigt gelten auch Kinder, die an-
stelle von Waisengeld einen Unterhaltsbeitrag 
erhalten. 3Die Erziehung von waisengeldberech-
tigten Kindern endet mit deren Volljährigkeit; 
nicht dagegen die Sorge für waisengeldberech-
tigte Kinder mit körperlichen, geistigen oder 
seelischen Behinderungen.

105.3.4 1Bemessungsgrundlage für den Unterhaltsbei-
trag ist die Ausgleichsrente, die der Beamte oder 
die Beamtin oder der Ruhestandsbeamte oder die 
Ruhestandsbeamtin zum Zeitpunkt seines oder 
ihres Todes nach § 1587g BGB in der bis zum 
31. August 2009 geltenden Fassung zu leisten 
hatte. 2Wenn eine Ausgleichsrente noch nicht zu 
leisten war, berechnet sich der Unterhaltsbeitrag 
grundsätzlich aus dem Monatsbetrag des durch 
die Entscheidung des Familiengerichts begrün-
deten schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs. 
3Dieser Monatsbetrag erhöht oder vermindert 
sich um die Hundertsätze der nach dem Ende 
der Ehezeit bis zum Zeitpunkt des Todes des Be-
amten oder der Beamtin oder des Ruhestands-
beamten oder der Ruhestandsbeamtin eingetre-
tenen Erhöhungen oder Verminderungen der 
beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge, die in 
festen Beträgen festgesetzt sind.
4Die Ausgleichsrente und der durch die Entschei-
dung des Familiengerichts begründete Monats-
betrag des schuldrechtlichen Versorgungsaus-
gleichs sind nur insoweit zu berücksichtigen, als 
sie auf einem schuldrechtlichen Versorgungs-
ausgleich nach § 1587f Nr. 2 BGB in der bis zum 
31. August 2009 geltenden Fassung wegen einer 
Anwartschaft oder eines Anspruchs nach § 1587a 
Abs. 2 Nr. 1 BGB in der bis zum 31. August 2009 
geltenden Fassung beruhen.

105.3.5 Bei der Berechnung des der Festsetzung des Wit-
wengeldes zugrunde liegenden Ruhegehalts ist 
auf den Zeitpunkt des Todes des Beamten oder 
der Beamtin oder des Ruhestandsbeamten oder 
der Ruhestandsbeamtin abzustellen. 

105.3.6 1Bei der Berechnung des Witwengeldes ist Art. 36 
Abs. 2 zu beachten. 2Als Ehedauer ist die Zeit 
vom Tage der Eheschließung bis zum Tage der 
rechtskräftigen Auflösung der Ehe anzusetzen.

105.3.7 Der Zeitpunkt der Antragstellung hat auf den Be-
ginn der Zahlung des Unterhaltsbeitrages keinen 
Einfluss.

105.3.8 1Der Unterhaltsbeitrag fällt mit dem Ende des 
Monats weg, in dem die Anspruchsvoraussetzun-
gen für seine Gewährung letztmalig vorgelegen 
haben. 2Er ist auf Antrag erneut zu gewähren, 
wenn die Anspruchsvoraussetzungen wieder 
erfüllt sind. 3Art. 44 ist entsprechend anzuwen-
den.

105.4 Die Tz. 22.2 und 22.3 BeamtVGVwV sind ent-
sprechend anzuwenden.

106. Übergangsregelung zur Anhebung der Alters-
grenzen

106.0 In Art. 106 sind die Folgeänderungen aus der 
Anhebung der Altersgrenzen zur Bestimmung 
des Referenzalters für die Bemessung des Ver-
sorgungsabschlags geregelt. 
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ten Teil des Ruhegehalts beruht. 5Dieser Betrag 
wird ab den folgenden Bezügeanpassungen nach 
Abs. 3 Satz 2 aufgezehrt (vgl. Nr. 107.3 Satz 5). 
6Abs. 2 Satz 3 tritt an die Stelle von Art. 85 Abs. 11 
BeamtVG, die Ergänzung in Abs. 2 Satz 4 ergibt 
sich aus der von den Überleitungsvorschriften 
des BeamtVG abweichenden Regelungstechnik 
des Art. 100.

107.3 1Abs. 3 trifft eine Übergangsregelung im Hin-
blick auf die Einbeziehung des Unfallruhege-
halts in die Niveauabsenkung. 2Die Regelung 
gewährleistet, dass es durch die Einbeziehung 
des Unfallruhegehalts in die Niveauabsen-
kung zu keiner Verminderung des Zahlbetrags 
kommt und dient insofern dem Bestandsschutz. 
3Der Ausgleichsbetrag nach Abs. 3 Satz 1 ist 
ab der ersten allgemeinen Anpassung (Art. 4) 
nach dem 1. Januar 2011 zu gewähren. 4Die zu 
erwartende Erhöhung der Versorgungsbezüge 
durch die zweite allgemeine Anpassung nach 
dem 1. Januar 2011 wird die damit verbundene 
Verminderung durch den Abschluss der Niveau-
absenkung kompensieren, so dass kein weiterer 
Ausgleichsbetrag bzw. keine Erhöhung des Aus-
gleichsbetrags erforderlich wird. 5Die Aufzeh-
rung des Ausgleichsbetrages gemäß Abs. 3 Satz 2 
beginnt mit der dritten allgemeinen Anpassung 
nach dem 1. Januar 2011; der Ausgleichsbetrag 
selbst gehört nicht zu den ruhegehaltfähigen Be-
zügen im Sinn des Gesetzes und nimmt an den 
Anpassungen nicht teil. 6Abs. 3 Satz 3 bezieht 
auch die Kriegsunfallfürsorgeberechtigten, für 
die die Niveauabsenkung ebenfalls gilt, in die 
Übergangsregelung mit ein.

107.4 1Anders als das (allgemeine) Unfallruhegehalt 
bleibt das qualifizierte Unfallruhegehalt von 
der Niveauabsenkung weiterhin ausgenommen. 
2Ebenfalls von der Niveauabsenkung ausgenom-
men bleiben Emeritenbezüge.

107.5 1Die Regelung des Abs. 5 entspricht inhaltlich 
§ 69e Abs. 2 BeamtVG. 2Bis zum Abschluss der 
Niveauabsenkung sind bei der Festsetzung von 
Versorgungsbezügen die für die Berechnung des 
Ruhegehaltssatzes die vor Beginn der Niveau-
absenkung geltenden Vomhundertsätze zu ver-
wenden und der so ermittelte Ruhegehaltssatz 
bei den folgenden Anpassungen nach Maßgabe 
der Abs. 1 bis 4 zu vermindern.

108. Laufende Erstattungen

108.0 1Die Vorschrift regelt Fälle, in denen der inner-
bayerische Dienstherrenwechsel und der Ein-
tritt des Versorgungsfalles vor dem 1. Januar 
2011 stattgefunden haben und der abgebende 
Dienstherr entsprechend dem bisherigen Recht 
Erstattungen an den Versorgungsdienstherrn 
leistet. 2Wegen der bund-/länderübergreifenden 
Erstattung von Versorgungsbezügen siehe Anla-
ge 2.

108.1 1Erfasst sind laufende Erstattungen nach:

a) § 107b BeamtVG,

b) Art. 145 BayBG in der bis zum 31. Dezember 
2010 geltenden Fassung (sowie den Vorgän-
gervorschriften Art. 120 BayBG in der bis zum 

31. März 2009 geltenden Fassung und Art. 174 
BayBG in der bis zum 16. November 1976 gel-
tenden Fassung),

c) Art. 143 Abs. 1 BayBG in der bis zum 31. De-
zember 2010 geltenden Fassung (sowie den 
Vorgängervorschriften Art. 150 Abs. 1 BayBG 
in der bis zum 31. März 2009 geltenden Fas-
sung und Art. 210 Abs. 1 BayBG in der bis zum 
16. November 1976 geltenden Fassung) jeweils 
in Verbindung mit Art. 24 KWBG in der bis 
zum 31. Mai 1964 geltenden Fassung,

d) Art. 143 Abs. 2 Satz 2 BayBG in der bis zum 
31. Dezember 2010 geltenden Fassung (sowie 
den Vorgängervorschriften Art. 150 Abs. 2 
Satz 2 BayBG in der bis zum 31. März 2009 
geltenden Fassung und Art. 210 Abs. 2 Satz 2 
BayBG in der bis zum 16. November 1976 gel-
tenden Fassung),

e) Art. 127 KWBG,

f) § 42 Abs. 1 und 2 G 131 in Verbindung mit § 2 
DKfAG,

g) § 78a G 131 in Verbindung mit § 2 DKfAG,

h) §§ 23, 30 BWGöD sowie

i) Vereinbarungen.
2Die danach errechneten bisherigen Anteilsätze 
werden festgeschrieben und auf die jeweiligen 
Versorgungsbezüge angewendet. 3Nach dem 
Versorgungsurheber festgeschriebene Anteilsät-
ze sind auch auf die Hinterbliebenenversorgung 
anzuwenden.

108.2 Zuständigkeiten

Wegen der Zuständigkeiten siehe Nr. 94.0.2.

109. Versorgungslastenteilung bei vergangenen 
Dienstherrenwechseln ohne laufende Erstat-
tung

109.0 1Erfasst werden Dienstherrenwechsel vor dem 
1. Januar 2011, welche die Voraussetzungen der 
Versorgungslastenteilung erfüllen, für die aber 
mangels Eintritts des Versorgungsfalls noch 
keine Versorgungslastenteilung erfolgt (sog. 
„Schwebefälle“). 2In diesen Fällen wird grund-
sätzlich am bisherigen Erstattungsverfahren 
festgehalten. 3Der abgebende Dienstherr hat 
jedoch die Möglichkeit anstelle der laufenden 
Erstattung eine Abfindung zu leisten. 4Bei Be-
teiligung eines zahlungspflichtigen nichtbayeri-
schen Dienstherrn richtet sich die Versorgungs-
lastenteilung für alle beteiligten Dienstherren 
nach § 11 des Versorgungslastenteilungs-Staats-
vertrags; Art. 109 findet keine Anwendung.

109.1.1 Voraussetzungen der Versorgungslastentei-
lung

Ob die Voraussetzungen der Versorgungslasten-
teilung erfüllt sind, ist nach dem der Versor-
gungslastenteilung zugrunde liegenden Recht 
zu entscheiden:

109.1.1.1 § 107b BeamtVG
1Zum Personenkreis des § 107b Abs. 1 BeamtVG 
in der bis 31. Dezember 2001 geltenden Fassung 
gehören Beamte und Beamtinnen sowie Richter 
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hegehaltfähig und damit bei Berechnung der 
Jahresgrenze in Satz 4 einzubeziehen; bei der 
Berechnung des Aufteilungsverhältnisses blei-
ben diese Zeiten außen vor (vgl. Nr. 109.1.4.2).

109.1.1.3 Art. 127 KWBG
1Von der Versorgungslastenteilung nach Art. 127 
KWBG sind kommunale Wahlbeamte und Wahl-
beamtinnen betroffen, deren Beamtenverhältnis 
auf Zeit im Anschluss an ein anderes Beamten- 
oder Richterverhältnis begründet wurde. 2Dort 
wurde auch die Versorgungslastenteilung für 
den Fall bestimmt, dass kommunale Wahlbeamte 
nach Ablauf der Amtszeit wieder in das frühere 
Beamten- oder Richterverhältnis übernommen 
wurden. 3Die Einbeziehung der Schwebefälle 
nach Art. 127 KWBG ist Rechtsfolge der aus-
drücklichen Einbeziehung der kommunalen 
Wahlbeamten und Wahlbeamtinnen in die Ver-
sorgungslastenteilung in Teil 4 (Art. 94 Abs. 1 
Satz 2).

109.1.1.4 Vereinbarungen

Die Versorgungslastenteilung ist entsprechend 
der individuell vereinbarten Regelung zu voll-
ziehen.

109.1.2 Beginn der Versorgungslastenteilung
Die Versorgungslastenteilung beginnt mit 
Ausnahme des einstweiligen Ruhestands (vgl. 
Nr. 109.3) mit dem Eintritt des Beamten oder der 
Beamtin in den Ruhestand.

109.1.3 Auszugleichende Versorgungsbezüge

109.1.3.1 Laufende Versorgungsbezüge
1Versorgungsbezüge sind alle vom Versorgungs-
dienstherrn nach Anwendung von Ruhens-, Kür-
zungs- und Anrechnungsvorschriften gewähr-
ten laufenden Versorgungsbezüge (Art. 2 Abs. 1 
Nrn. 1 bis 3, 5 und 6) einschließlich der darauf 
entfallenden Nach- und Überzahlungen. 2Die 
Kürzung der Versorgungsbezüge nach Art. 92 
gilt nicht als Kürzungsvorschrift in diesem Sinn 
(vgl. Anlage 2 Nr. 5). 3Das Übergangsgeld nach 
Art. 67 zählt nicht zu den auszugleichenden Ver-
sorgungsbezügen.

109.1.3.2 Sonstige Versorgungsbezüge

Einmalige Zahlungen im Zusammenhang mit 
der Anpassung der Versorgungsbezüge (Art. 4), 
die jährliche Sonderzahlung (Art. 2 Abs. 1 Nr. 7), 
das Sterbegeld (Art. 33), die Witwenabfindung 
(Art. 37), einmalige Pflegekosten (Art. 51), das 
Unfallsterbegeld (Art. 57), die einmalige Unfal-
lentschädigung (Art. 62), der Ausgleich bei be-
sonderen Altersgrenzen (Art. 103 Abs. 12) sowie 
Gnadenunterhaltsbeiträge zählen ebenfalls zu 
den auszugleichenden Versorgungsbezügen.

109.1.4 Aufteilungsverhältnis

109.1.4.1 1Abs. 1 Satz 1 regelt, dass sich der abgebende 
Dienstherr ab Eintritt des Versorgungsfalles zeit-
anteilig an den Versorgungsbezügen des Versor-
gungsdienstherrn zu beteiligen hat. 2Maßgeblich 
sind entsprechend Art. 145 Abs. 1 BayBG in der 
bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung 

und Richterinnen auf Lebenszeit oder auf Probe 
oder auf Widerruf, die zum Zeitpunkt der Über-
nahme das 45. Lebensjahr vollendet hatten. 2Von 
der Versorgungslastenverteilung ausgeschlos-
sen sind insbesondere Dienstherrenwechsel 
von Beamten und Beamtinnen auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst, Beamte und Beamtinnen 
sowie Richter und Richterinnen auf Zeit, Ehren-
beamten und -beamtinnen sowie ehrenamtlichen 
Richtern und Richterinnen.
3Zum Personenkreis des § 107b Abs. 1 in der ab 
1. Januar 2002 geltenden Fassung gehören Be-
amte und Beamtinnen sowie Richter und Rich-
terinnen auf Lebenszeit, die dem abgebenden 
Dienstherrn nach Ablegung der Laufbahnprü-
fung oder Feststellung der Befähigung mindes-
tens fünf Jahre zur Dienstleistung zur Verfügung 
standen.
4Übernahme im Sinn dieser Vorschrift ist die 
Versetzung und die Berufung in ein neues Be-
amten- oder Richterverhältnis ohne oder mit 
vorheriger Entlassung. 5Erfasst sind auch die 
im Wege eines Berufungsverfahrens ernannten 
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen. 
6Voraussetzung für die Übernahme ist ein un-
mittelbarer zeitlicher Zusammenhang. 7Dieser ist 
auch dann gegeben, wenn die öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnisse lediglich durch allge-
mein arbeitsfreie Tage unterbrochen waren.
8Eine Zustimmung beider Dienstherren liegt 
in der Regel vor, wenn eine rechtswirksame 
Versetzung vom bisherigen Dienstherrn zum 
neuen Dienstherrn erfolgte. 9In anderen Fällen 
muss eine gesonderte vorherige Erklärung des 
abgebenden Dienstherrn vorliegen. 10Die Zu-
stimmung sollte schriftlich erteilt worden sein 
und musste vor der rechtlichen Wirksamkeit der 
Übernahme erfolgt sein; eine nachträgliche Ge-
nehmigung heilt das fehlende Zustimmungser-
fordernis nicht.

109.1.1.2 Art. 145 BayBG in der bis zum 31. Dezember 
2010 geltenden Fassung (Art. 120 in der bis zum 
31. März 2009 geltenden Fassung und Art. 174 
BayBG in der bis zum 16. November 1976 gel-
tenden Fassung)
1Zum Personenkreis zählen Beamte und Beam-
tinnen auf Lebenszeit, auf Probe und auf Zeit, die 
zu einem anderen Dienstherrn versetzt wurden. 
2Ab 1. Januar 1972 waren auch Übernahmen 
in den Dienst einer anderen Körperschaft nach 
Maßgabe der §§ 128, 129 BRRG erfasst, soweit 
die abgebende Körperschaft erhalten blieb. 3Ab 
dem 1. April 2009 ist mit der Neuregelung der 
Kompetenzen im Dienstrecht als Folge der Föde-
ralismusreform I vorgenannte Übernahme in den 
§§ 16 und 17 BeamtStG sowie in den Art. 51 und 
52 BayBG geregelt. 4Keine Versorgungslastentei-
lung erfolgt gegenüber solchen Dienstherren, bei 
denen der Beamte oder die Beamtin eine berück-
sichtigungsfähige ruhegehaltfähige Dienstzeit 
von weniger als einem Jahr zurückgelegt hat 
(vgl. Art. 145 Abs. 1 Satz 2 BayBG in der bis zum 
31. Dezember 2010 geltenden Fassung). 5Zeiten 
als Beamter oder Beamtin auf Widerruf sind ru-
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nur Zeiten im Beamten- oder Richterverhältnis 
sowie Zeiten im kommunalen Wahlbeamtenver-
hältnis, soweit sie ruhegehaltfähig sind.

109.1.4.2 Zeiten im Beamtenverhältnis auf Widerruf sind 
nach Abs. 1 Satz 2 in Fortführung der Regelung 
in § 107b Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 BeamtVG nicht 
zu berücksichtigen, insoweit wurde die früher 
davon abweichende Einbeziehung nach Art. 145 
Abs. 1 BayBG in der bis zum 31. Dezember 2010 
geltenden Fassung im Sinn einer einheitlichen 
Sachbehandlung aufgegeben.

109.1.4.3 Beurlaubungszeiten mit Anerkennung oder Zusi-
cherung der Ruhegehaltfähigkeit sind dem abge-
benden Dienstherrn zuzurechnen, gleiches gilt 
für die Zeit der Abordnung zum aufnehmenden 
Dienstherrn (bisher § 107b Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 
2 und Satz 3 BeamtVG).

109.1.4.4 Bei der Berechnung der Dienstzeiten ist Art. 26 
Abs. 1 Satz 5 in Verbindung mit Sätzen 3 und 4 
entsprechend anzuwenden.

109.1.4.5 1Der auszugleichende Betrag berechnet sich 
durch Anwendung des Verhältnisses der den 
Dienstherren zuzuordnenden Dienstzeiten, 
ausgedrückt in einem nach Art. 26 Abs. 1 Satz 4 
auf zwei Dezimalstellen gerundeten Erstat-
tungshundertsatz, auf die Versorgungsbezüge. 
2Der Erstattungshundertsatz ist mit Eintritt des 
Versorgungsfalles zu ermitteln; eine Neuberech-
nung findet nur bei Änderung des Verhältnisses 
der Dienstzeiten statt. 3Er ist auch auf die Hin-
terbliebenenversorgung anzuwenden.

Beispiel:

Ein Beamter leistet beim Freistaat Bayern den Vor-
bereitungsdienst von drei Jahren im Beamtenver-
hältnis auf Widerruf ab und anschließend eine 
Dienstzeit von zwei Jahren im Beamtenverhältnis. 
Nach seiner Versetzung zur Kommune B leistet er 
dort eine Dienstzeit von 35 Jahren im Beamten-
verhältnis ab.

Die Versorgungslasten waren zum Zeitpunkt des 
Dienstherrenwechsels nach Art. 145 BayBG in der 
bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung zu 
teilen; eine Versorgungslastenteilung nach § 107b 
BeamtVG kam mangels fünfjähriger Dienstleis-
tung im Beamtenverhältnis beim Freistaat  Bayern 
nicht zum Tragen. Die von der Kommune B zu 
zahlenden Versorgungsbezüge sind im Verhält-
nis zwei Jahre beim Freistaat Bayern zu 35 Jahren 
bei der Kommune B aufzuteilen, der Freistaat hat 
folglich 5,41 v. H. der Versorgungsbezüge an die 
Kommune B zu erstatten.

109.2 Der Anteil der auszugleichenden Versorgung be-
misst sich nach dem zum Zeitpunkt des Dienst-
herrenwechsels innegehabten Amt des Beamten 
oder der Beamtin; damit werden Mehrkosten 
durch Verleihung eines höherwertigen Amtes 
beim aufnehmenden Dienstherrn für den aus-
gleichspflichtigen Dienstherrn vermieden (Fort-
führung der bisherigen Regelungen in § 107b 
Abs. 2 Satz 2 BeamtVG, Art. 145 Abs. 2 BayBG 
in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fas-
sung und Art. 127 Abs. 2 KWBG).

109.2.1 1Die Differenz des Ruhegehalts nach dem höherwertigen Amt beim aufnehmenden Dienstherrn und des 
(fiktiven) Ruhegehalts nach dem Amt beim abgebenden Dienstherrn zum Zeitpunkt des Wechsels ist beim 
Erstattungshundertsatz nach Nr. 109.1.4.5 zu berücksichtigen. 2Dazu wird die sich nach dem fiktiven Ruhe-
gehalt ergebende auszugleichende Versorgung in einem Erstattungshundertsatz des Ruhegehalts nach dem 
höherwertigen Amt ausgedrückt.

Beispiel:
Eine Beamtin leistet bei Dienstherr A den Vorbereitungsdienst von drei Jahren im Beamtenverhältnis auf Widerruf 
ab und anschließend eine Dienstzeit von zwei Jahren im Beamtenverhältnis in einem Amt der Besoldungsgruppe 
A 9. Nach ihrer Versetzung zu Dienstherr B leistet sie dort eine Dienstzeit von 20 Jahren (davon 14 in Teilzeit mit 
der Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit) im Beamtenverhältnis ab und wird aus einem Amt der 
Besoldungsgruppe A 11 wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt. (Versorgungslastenteilung: Schwe-
befall Art. 145 BayBG in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung)

 Fiktives Ruhegehalt Ruhegehalt

 A 9 Stufe 8 A 11 Stufe 8

Grundgehalt 2.638,24 € 3.227,39 €

Strukturzulage 76,47 € 76,47 €

Familienzuschlag Stufe 1   113,04 €    113,04 €

Ruhegehaltfähige Bezüge 2.827,75 € 3.416,90 €

× Anpassungsfaktor 0,9675 2.735,85 € 3.305,85 €

Ruhegehaltssatz 53,76 v. H. 

Ruhegehalt 1.470,79 € 1.777,22 €

./. Versorgungsabschlag 10,8 v. H.   158,85 €    191,94 €

Erdientes Ruhegehalt 1.311,94 € 1.585,28 €

Mindestruhegehalt 1.439,52 € 
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derten Beamtin tritt im Jahre 2020 bei der Kom-
mune ein. Der Freistaat Bayern leistet bei Eintritt 
des Versorgungsfalls eine Abfindung an die Kom-
mune als Versorgungsdienstherrn.

Bei der Berechnung der Abfindung werden die Be-
züge zugrunde gelegt, die die Beamtin zum Zeit-
punkt des Dienstherrenwechsels beim Freistaat 
Bayern bezogen hat. Diese Bezüge (bestehend aus 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 10 mit der 
maßgeblichen Stufe, aber noch ohne Familien-
zuschlag) werden bis zum 1. Januar 2011 dyna-
misiert. Dazu werden die jeweiligen linearen An-
passungen beim Freistaat Bayern vom 1. Februar 
2003 bis zum 31. Dezember 2010 berücksichtigt, 
d. h.:

–  2,4 v. H. auf das Grundgehalt ab dem 1. April 
2003, 1 v. H. ab dem 1. April 2004 und 1 v. H. ab 
dem 1. August 2004 auf Grund des BBVAnpG 
2003/2004 sowie 

–  3 v. H. ab dem 1. Oktober 2007 auf Grund des 
BayBVAnpG 2007/2008 sowie 3 v. H. ab dem 
1. März 2009 und 1,2 v. H. ab dem 1. März 2010 
auf Grund des BayBVAnpG 2009/2010.

Einmalzahlungen und Sockelbeträge im Rahmen 
der Besoldungserhöhungen durch die Anpas-
sungsgesetze werden dabei nicht berücksichtigt.

Der Abfindungsbetrag ergibt sich sodann durch 
Multiplikation der erhöhten Bezüge mit dem Be-
messungssatz nach Art. 96 Abs. 2 und der weite-
ren Multiplikation des Produkts mit der Anzahl 
der  beim Freistaat Bayern geleisteten Monate.

Der so ermittelte Abfindungsbetrag ist ab dem 
1. Januar 2011 mit 4,5 v. H. pro Jahr zu verzin-
sen.

109.4.3 1Der so ermittelte Abfindungsbetrag ist nach 
Abs. 4 in Verbindung mit Art. 110 Abs. 3 zu ver-
zinsen. 2Nr. 110.3 gilt entsprechend.

109.4.4 1Nach Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2 in Verbindung 
mit Art. 110 Abs. 5 Satz 1 unterrichten sich die 
beteiligten Dienstherren gegenseitig über die für 
die Abfindung maßgeblichen Umstände. 2Der 
Umfang der Unterrichtungspflicht hängt vom 
Einzelfall ab.
3Der Verweis auf Art. 110 Abs. 5 Satz 2 stellt 
durch die entsprechende Anwendung des Art 98 
Abs. 2 sicher, dass früheren Dienstherren die bei 
ihnen anfallenden Nachversicherungsbeiträge 
in der gesetzlichen Rentenversicherung (§ 181 
Abs. 5 SGB VI) oder in einer berufsständischen 
Altersversorgung erstattet werden. 4Vorausset-
zung ist, dass sie die Abfindung vorzeitig gezahlt 

109.3 1In den Fällen des einstweiligen Ruhestands 
beginnt die Versorgungslastenteilung mit der 
individuellen Antragsaltersgrenze des Beamten 
oder der Beamtin (Art. 64 Nrn. 1 oder 2 BayBG 
oder Art. 129 Satz 2 BayBG), spätestens jedoch 
mit Eintritt des Falles der Hinterbliebenenversor-
gung. 2Die Dauer des einstweiligen Ruhestands 
wird dem aufnehmenden Dienstherrn zugerech-
net, soweit dieser Zeitraum ruhegehaltfähig ist 
(bisher § 107b Abs. 3 und 4 Satz 2 BeamtVG).

109.4 1Der abgebende Dienstherr kann an Stelle der 
laufenden Erstattung nach Abs. 1 bis 3 eine Ab-
findung zahlen. 2Die Abfindung berechnet sich 
nach den allgemeinen Regeln der Art. 96 und 97 
mit den in Abs. 4 Satz 2 genannten Maßgaben. 
3So wird die Abfindung nach Art. 96 und 97 un-
ter den besonderen Voraussetzungen des Art. 110 
Abs. 2 berechnet. 4Ferner finden im Rahmen der 
Optionslösung Art. 110 Abs. 3 und 5 entspre-
chende Anwendung. 5Die Modifikationen sind 
erforderlich, weil die Zahlung hier – abweichend 
vom Regelfall des Abfindungsmodells – zeitlich 
nach dem (vor dem 1. Januar 2011 liegenden) 
Dienstherrenwechsel erfolgt. 6Der abgebende 
Dienstherr hat die Option unverzüglich nach Un-
terrichtung durch den Versorgungsdienstherrn 
über den Eintritt des Versorgungsfalls auszu-
üben.

109.4.1 1Für den staatlichen Bereich kann ohne nähere 
Wirtschaftlichkeitsprüfung auf Antrag des auf-
nehmenden Dienstherrn eine Abfindung gezahlt 
werden, soweit sie 10.000 € nicht übersteigt.

109.4.2 1Die Berechnung der Abfindung nach Maßga-
be des Art. 110 Abs. 2 enthält eine Abweichung 
vom Grundsatz des Art. 96 Abs. 3, wonach die 
Bezüge nach den Verhältnissen zum Zeitpunkt 
des Dienstherrenwechsels zu berechnen sind. 2In 
den hier betroffenen Fällen liegen die Diensther-
renwechsel jedoch zum Teil weit in der Vergan-
genheit. 3Daher sind sämtliche Bezügebestand-
teile vom Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels 
bis 31. Dezember 2010 einheitlich nach den für 
den abgebenden Dienstherrn geltenden linearen 
Anpassungen der Grundgehälter zu dynamisie-
ren. 4Für die Errechnung des Abfindungsbetrags 
sind diese dynamisierten Bezüge anzusetzen.

Beispiel: 

Eine Beamtin (Besoldungsgruppe A 10, nicht ver-
heiratet) wechselt am 1. Februar 2003 vom Frei-
staat Bayern zu einer Kommune. § 107b BeamtVG 
würde Anwendung finden. Der Versorgungsfall 
der mittlerweile verheirateten und in A 11 beför-

Auszugleichende Versorgung:  

Fiktives Ruhegehalt 1.439,52 € 

× Dienstzeit Dienstherr A 2 Jahre 

: Gesamtdienstzeit 15 Jahre 

= Erstattungsbetrag 191,94 € 

Erstattungshundertsatz:  

Erstattungsbetrag 191,94  

: Ruhegehalt 1.585,28 € 

× 100 = 12,11 v. H.
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haben und die wechselnde Person danach beim 
aufnehmenden Dienstherrn ohne Anspruch auf 
Versorgung ausscheidet.

Beispiel:

Ein Beamter wechselt vor dem 1. Januar 2011 von 
Gemeinde A zu Gemeinde B. Gemeinde A leis-
tet nach dem 31. Dezember 2010 und vor Eintritt 
des Versorgungsfalls eine vorzeitige Abfindung 
an Gemeinde B. Danach wechselt der Beamte in 
die Privatwirtschaft und wird von beiden Gemein-
den für die jeweils bei ihnen verbrachten Zeiten 
nachversichert. Gemeinde B hat Gemeinde A die 
ihr entstehenden Nachversicherungsbeiträge zu 
erstatten.
5Auf Grund des Verweises auf Art. 99 Abs. 1, 3 
und 4 finden auch die Regelungen zu den Doku-
mentationspflichten des die Abfindung zahlen-
den Dienstherrn, zur Vereinbarung abweichender 
Zahlungsregelungen sowie zur Übertragungs-
möglichkeit auf andere Stellen entsprechende 
Anwendung.

110. Versorgungslastenteilung im Fall eines zusätz-
lichen Dienstherrenwechsels nach Art. 95

110.0 1Die Vorschrift regelt Fälle, in denen vor dem 
1. Januar 2011 ein innerbayerischer Diensther-
renwechsel stattfand und nach dem 31. Dezember 
2010 ein weiterer innerbayerischer Dienstherren-
wechsel erfolgt, der die Voraussetzungen des 
Art. 95 erfüllt. 2Der zuletzt abgebende Dienst-
herr muss eine Abfindung an den aufnehmenden 
Dienstherrn nach den Regelungen der Art. 96 ff. 
mit den Maßgaben des Art. 110 zahlen. 3Dem-
entsprechend muss auch ein früherer, nach bis-
herigem Recht erstattungspflichtiger Dienstherr 
anstelle der Erstattung nach Art. 109 Abs. 1 bis 3 
eine Abfindung leisten, die aus Gründen der Ver-
einfachung direkt an den aufnehmenden Dienst-
herrn zu zahlen ist. 4In Fällen, in denen an einem 
Dienstherrenwechsel vor dem 1. Januar 2011 ein 
zahlungspflichtiger nichtbayerischer Dienstherr 
beteiligt war und nach dem 31. Dezember 2010 
ein weiterer innerbayerischer Dienstherrenwech-
sel erfolgt, richtet sich die Versorgungslastentei-
lung für alle beteiligten Dienstherren nach § 12 
des Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrags. 

110.1 Abs. 1 begründet neben der Abfindungsverpflich-
tung des abgebenden Dienstherrn, die bereits 
aus Art. 95 ff. folgt, eine Abfindungsverpflich-
tung der früheren, nach bisherigem Recht erstat-
tungspflichtigen Dienstherrn, die an Stelle der 
Erstattung nach Art. 109 Abs. 1 bis 3 tritt.

Beispiel:

Ist ein Beamter beispielsweise im Jahre 2007 
unter den Voraussetzungen des § 107b BeamtVG 
vom Freistaat Bayern zur Gemeinde A gewechselt 
und wechselt er im Jahre 2013 zur Gemeinde B, 
müssen der Freistaat und die Gemeinde A jeweils 
eine Abfindung für die bei ihnen zurückgelegten 
Dienstzeiten an Gemeinde B leisten.

110.2 1Die Abfindung nach Abs. 1 berechnet sich nach 
den Art. 96 und 97. 2Es gelten jedoch folgende 
Maßgaben:

110.2.1 1Als Ausnahme zu Art. 97 Abs. 2 sind nach 
Abs. 2 Nr. 1 Zeiten bei früheren zahlungspflich-
tigen Dienstherrn nicht zu berücksichtigen. 
2Die Regelung ist notwendig, um angesichts der 
gleichzeitigen Zahlungsverpflichtung mehrerer 
Dienstherren eine mehrfache Abgeltung zu ver-
meiden.

Beispiel:

Ein Beamter, erstmalig ernannt im Jahre 1984, 
wechselt im Jahre 2002 mit Versorgungslasten-
teilung nach § 107b BeamtVG von Dienstherr A 
zu Dienstherr B. Im Jahre 2015 wechselt er unter 
den Voraussetzungen des Art. 95 zu Dienstherr C. 
A und B haben gleichzeitig im Jahre 2015 eine 
Abfindung an C zu leisten. Die bei A verbrachten 
Zeiten werden unmittelbar von A an C abgegolten 
und daher dem B nicht zugerechnet.

110.2.2 1Abs. 2 Nr. 2 enthält für die früheren Dienst-
herren eine Abweichung vom Grundsatz des 
Art. 96 Abs. 3, der auf den Zeitpunkt des Dienst-
herrenwechsels abstellt. 2Da hier die früheren 
Dienstherrenwechsel zum Teil weit in der Ver-
gangenheit liegen, ist es sachgerecht, die Bezü-
ge bis zum 31. Dezember 2010 entsprechend der 
zwischenzeitlichen linearen Bezügeanpassun-
gen zu dynamisieren, um die Bezügezuwächse 
auszugleichen. 3Wegen der Berechnung siehe 
Nr. 109.4.2. 4Ab dem 1. Januar 2011 findet eine 
Verzinsung nach Abs. 3 statt.
5Für den zuletzt abgebenden Dienstherrn bleibt 
es dagegen bei der allgemeinen Regel des Art. 96 
Abs. 3, weil hier Zahlungszeitpunkt und Dienst-
herrenwechsel zusammenfallen.

110.2.3 1Abs. 2 Nr. 3 enthält eine weitere Abweichung 
von Art. 97 Abs. 2. 2Betroffen sind Fälle, in denen 
zuvor zusätzlich Dienstherrenwechsel stattge-
funden haben, die die Voraussetzungen einer 
Versorgungslastenteilung nicht erfüllten bzw. 
noch keine Erstattungsregelung bestand. 3Die 
allgemeine Regel des Art. 97 Abs. 2 würde hier 
bewirken, dass die Dienstzeiten bei den Dienst-
herren, die nicht zur Erstattung verpflichtet sind, 
mehreren zahlungspflichtigen Dienstherren zu-
gerechnet und damit ohne Grund mehrfach ab-
gegolten werden. 4Um dies zu vermeiden werden 
diese Zeiten den zahlungspflichtigen Dienstherrn 
nur anteilig zugeordnet (Quotelung). 5Die Auf-
teilung erfolgt im Verhältnis der Zeiten, die bei 
den an der Versorgungslastenteilung beteiligten 
Dienstherren verbracht wurden. 6Die Dienstzeit 
beim aufnehmenden Dienstherrn bemisst sich 
dabei bis zur individuellen gesetzlichen Alters-
grenze des Beamten oder der Beamtin; ist der 
Beamte oder die Beamtin dort teilzeitbeschäftigt 
oder beurlaubt, ist immer die volle regelmäßige 
Beschäftigungszeit anzusetzen. 7Wegen der Mo-
natsberechnung vgl. Nr. 96.2.

Beispiel 1:

Ein Beamter, erstmalig ernannt im Jahr 1980, 
wechselt im Jahr 1993 ohne Versorgungslasten-
teilung von Dienstherr A zu Dienstherr B. Im Jahr 
2008 wechselt er mit Versorgungslastenteilung 
nach § 107b BeamtVG zu Dienstherr C und im Jahr 
2013 mit Versorgungslastenteilung nach Art. 95 zu 
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B (11 Jahre) und C (2 Jahre) werden D vollumfäng-
lich zugerechnet.

Dienstherr D hat im Ergebnis eine Abfindung für 
eine Dienstzeit von 360 Monaten und Dienstherr E 
eine Abfindung für eine Dienstzeit von 60 Monate 
zu leisten.

110.3 1Abs. 3 regelt für die früheren Dienstherren die 
Verzinsung des Abfindungsbetrags ab 1. Januar 
2011. 2Der festgesetzte Zinssatz in Höhe von 4,5 
v. H. pro Jahr berücksichtigt pauschal die Aus-
wirkungen von Inflation und Besoldungsanpas-
sungen für den Zeitraum bis zur Zahlung des 
Abfindungsbetrags. 3Zinseszinsen sind nicht zu 
berechnen.

110.4 1Der zuletzt abgebende Dienstherr hat innerhalb 
von sechs Monaten nach Aufnahme durch den 
abfindungsberechtigten Dienstherrn zu leisten 
(vgl. Art. 99 Abs. 2 Satz 1). 2Frühere Diensther-
ren sind an dem letzten Dienstherrenwechsel 
nicht unmittelbar beteiligt und müssen daher 
erst sechs Monate nach Mitteilung durch den 
abfindungsberechtigten Dienstherrn leisten.

110.5 1Abs. 5 Satz 1 enthält gegenseitige Informations-
pflichten. 2Abs. 5 Satz 2 stellt durch Verweis auf 
Art. 98 Abs. 2 sicher, dass früheren Dienstherren 
die Nachversicherungskosten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder in einer berufsständi-
schen Altersversorgung erstattet werden, wenn 
die wechselnde Person beim aufnehmenden 
Dienstherrn ohne Anspruch auf Versorgung aus-
scheidet. 3Auf Grund des Verweises auf Art. 99 
Abs. 1, 3 und 4 finden auch die Regelungen zu 
den Dokumentationspflichten des die Abfin-
dung zahlenden Dienstherrn, zur Vereinbarung 
abweichender Zahlungsregelungen sowie zur 
Übertragungsmöglichkeit auf andere Stellen 
entsprechende Anwendung.

111. Versorgungslastenteilung im Fall eines zusätz-
lichen Dienstherrenwechsels nach dem Versor-
gungslastenteilungs-Staatsvertrag

111.1 1Die Vorschrift regelt Fälle, in denen vor dem 
1. Januar 2011 ein innerbayerischer Diensther-
renwechsel stattfand und nach dem 31. Dezem-
ber 2010 zusätzlich ein Wechsel zu einem au-
ßerbayerischen Dienstherrn erfolgt. 2Der zuletzt 
abgebende (bayerische) Dienstherr ist nach dem 
Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag zur 
Zahlung einer Abfindung an den außerbayeri-
schen Dienstherrn verpflichtet; dabei sind auch 
Zeiten bei früheren Dienstherren zu berücksich-
tigen (§ 6 Abs. 1 des Versorgungslastenteilungs-
Staatsvertrags). 3Für den früheren Dienstherrn 
begründet der Staatsvertrag keine Abfindungs-
pflicht, da innerbayerische Dienstherrenwechsel 
nicht unter den Staatsvertrag fallen (§ 2 Satz 3 
des Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrags). 
4Daher ist landesrechtlich geregelt, dass auch 
der frühere, nach bisherigem Recht erstattungs-
pflichtige Dienstherr eine Abfindung zahlt; ab-
weichend von Art. 110 ist diese Abfindung jedoch 
nicht an den aufnehmenden (außerbayerischen) 
Dienstherrn, sondern an den zuletzt abgebenden 
(bayerischen) Dienstherrn zu leisten. 5In Fällen, 
in denen bereits vor dem 1. Januar 2011 ein zah-

Dienstherr D. Die Altersgrenze wird im Jahr 2020 
erreicht. A hat keine Zahlungspflichten. B und C 
sind im Jahre 2013 zur Abfindung an D verpflich-
tet. Die Zeiten bei A (13 Jahre) werden zeitanteilig 
B (15/27), C (5/27) und D (7/27) zugerechnet.

Dienstherr B hat im Ergebnis eine Abfindung 
für eine Dienstzeit von 266 Monaten (davon 
86 Monate [13 × 12 × 15 : 27] nach Dienstherr 
A) und Dienstherr C eine Abfindung für eine 
Dienstzeit von 88 Monaten (davon 28 Monate  
[13 × 12 × 5 : 27] nach Dienstherr A) zu leisten.

Beispiel 2:

A war von 1988 bis 2000 Soldat auf Zeit. Im Jahr 
2000 wird A bei der Kommune X zunächst für zwei 
Jahre Beamter auf Widerruf, später Beamter auf 
Probe und auf Lebenszeit. Im Jahr 2007 wech-
selt A mit Versorgungslastenteilung nach § 107b 
 BeamtVG zum Freistaat Bayern und im Jahr 2013 
mit Versorgungslastenteilung nach Art. 95 zur 
Kommune Y. Die Altersgrenze wird im Jahr 2037 
erreicht. Der Bund hat für die Zeit als Soldat auf 
Zeit keine Zahlungspflichten, weil der Wechsel 
als Soldat auf Zeit zu einem anderen Dienstherrn 
keine Versorgungslastenteilung gemäß § 107b 
 BeamtVG auslöste. Die Kommune X und der Frei-
staat Bayern sind im Jahr 2013 zur Abfindung an 
die Kommune Y verpflichtet. Die Zeiten bei der 
Kommune X als Beamter auf Widerruf bleiben un-
berücksichtigt (Art. 110 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung 
mit Art. 97 Abs. 2 Satz 3). Die Zeit als Soldat auf 
Zeit (12 Jahre) wird zeitanteilig der Kommune X 
(5/35), dem Freistaat Bayern (6/35) und der Kom-
mune Y (24/35) zugerechnet.

Die Kommune X hat im Ergebnis eine Abfindung 
für eine Dienstzeit von 80 Monaten (davon 20 [vol-
le] Monate [12 × 12 × 5 : 35] für die Zeit als Soldat 
auf Zeit) und der Freistaat Bayern eine Abfindung 
für eine Dienstzeit von 96 Monaten (davon [volle] 
24 Monate [12 × 12 × 6 : 35] für die Zeit als Soldat 
auf Zeit) zu leisten.
8Eine Quotelung unterbleibt, wenn bei Dienst-
herrenwechseln ohne Versorgungslastenteilung 
der damals abgebende Dienstherr dem Wechsel 
nicht zugestimmt hatte. 9In diesem Fall sind die 
Zeiten dem aufnehmenden Dienstherrn vollum-
fänglich zuzurechnen.

Beispiel 3:

Ein Beamter, erstmalig ernannt im Jahr 1980, 
wechselt im Jahr 1992 ohne Versorgungslasten-
teilung vom außerbayerischen Dienstherrn A zum 
innerbayerischen Dienstherrn B. Im Jahr 2003 
wechselt er zum innerbayerischen Dienstherr C, 
die Voraussetzungen des § 107b BeamtVG waren 
zunächst erfüllt. Im Jahr 2005 wechselt der Beam-
te ohne Zustimmung des C zum innerbayerischen 
Dienstherrn D und im Jahr 2010 mit Versorgungs-
lastenteilung nach § 107b BeamtVG zum inner-
bayerischen Dienstherrn E. Im Jahr 2015 wechselt 
er mit Versorgungslastenteilung nach Art. 95 zu 
Dienstherr F. A und C haben keine Zahlungspflich-
ten. Aber auch B hat keine Zahlungspflichten, weil 
die Versorgungslastenkette mit dem Wechsel von 
C zu D auf Grund der fehlenden Zustimmung des 
C unterbrochen wurde. Die Zeiten bei A (12 Jahre), 
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lungspflichtiger nichtbayerischer Dienstherr be-
teiligt war, richtet sich die Versorgungslastentei-
lung für alle beteiligten Dienstherren nach § 12 
des Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrags; 
Art. 111 findet keine Anwendung.

111.2 Für die Berechnung der Abfindung gilt Art. 110 
Abs. 2, 3, 4 Satz 2 und Abs. 5 entsprechend (vgl. 
Nrn. 110.2 bis 110.4).

112. Übernahme der Versorgungslasten in Altfäl-
len

Die Norm führt die bisher unter Art. 143 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 BayBG in der bis zum 31. De-
zember 2010 geltenden Fassung getroffenen Re-
gelungen zur Tragung der Versorgungslasten 
durch den Freistaat Bayern in den genannten, 
unter Art. 131 GG fallenden Personenkreisen 
fort.

113. Entpflichtete Professoren und Professorinnen, 
Hochschulleistungsbezüge

113.0 Art. 113 führt Übergangsregelungen des 
 BeamtVG für entpflichtete Professoren fort und 
enthält eine neue Übergangsregelung im Hin-
blick auf den Übergang von BBesG und Baye-
rischer Hochschulleistungsbezügeverordnung 
zum Neuen Dienstrecht.

113.1 1Die Grundgehälter der emeritierten Professo-
ren und Professorinnen der früheren Bayerischen 
Besoldungsordnung HS bestimmen sich weiter-
hin nach Anlage 6 zum BayBVAnpG 2009/2010. 
2Die Bezüge nehmen an den allgemeinen Bezü-
geanpassungen teil. 3Die Grundgehaltstabelle 
der früheren Bayerischen Besoldungsordnung 
HS ist als Anlage 4 beigefügt.

113.4 1Eine vor dem 1. Januar 2011 abgegebene Er-
klärung der Hochschule zur Überschreitung 
der Höchstgrenzen bei der Ruhegehaltfähigkeit 
von Hochschulleistungsbezügen gilt weiterhin, 
soweit der Professor oder die Professorin die 
Hochschule nach dem 1. Januar 2011 nicht mehr 
wechselt. 2In diesem Fall ist Art. 13 Abs. 5 Satz 3 
Halbsatz 2 zu beachten. 3Da weder § 33 Abs. 3 
Satz 1 BBesG noch § 6 Abs. 6 Satz 1  BayHLeistBV 
in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden 
Fassung einen Zeitpunkt für die Abgabe der Er-
klärung vorsahen, kann nach Abs. 4 Satz 2 die 
Erklärung bis zum 31. Dezember 2012 nachge-
holt werden. 4Voraussetzung dafür ist, dass die 
Grenzen des Art. 13 Abs. 5 Sätze 1 oder 2 bereits 
vor dem 1. Januar 2011 überschritten wurden 
und die Ruhegehaltfähigkeit noch nicht erklärt 
wurde.

114. Übergangsvorschrift zur Verjährung
1Für Ansprüche auf Versorgung und auf Rück-
forderung von zu viel gezahlter Versorgung, die 
vor dem 1. Januar 2011 entstanden sind, deren 
Verjährungsfrist mangels subjektiver Vorausset-
zungen jedoch noch nicht zu laufen begonnen 
hat, beginnt die Verjährungsfrist gemäß Art. 114 
kenntnisunabhängig am 1. Januar 2011. 2Hat die 
Verjährungsfrist hingegen vor dem 1. Januar 
2011 begonnen, ist für den Fristablauf das zum 
31. Dezember 2010 geltende Recht maßgebend 

(für Ansprüche auf Versorgung: §§ 194 ff. BGB; 
für Ansprüche auf Rückforderung von zu viel 
gezahlter Versorgung: Art. 71 AGBGB).

115. Gleichstehende Tatbestände

115.1 1Abs. 1 entspricht inhaltlich weitgehend § 63 
 BeamtVG. 2Die bisherigen Nrn. 3 und 4 werden 
in der neuen Nr. 3 zusammengefasst. 3Die bis-
herige Differenzierung in Nr. 4 konnte als Fol-
geänderung des Übergangs von § 41 BeamtVG 
zu Art. 60 BayBeamtVG entfallen. 4Die bisheri-
ge Nr. 8 konnte in der neuen Nr. 7 wesentlich 
gekürzt übernommen werden, da Art. 61 BayBG 
n. F. eigene Anrechnungsvorschriften enthält, 
die auf das BayDG verweisen und die bisher in 
§§ 59, 61 BeamtVG vorgesehenen Unterhaltsbei-
träge in Art. 80 BayBeamtVG nicht übernom-
men werden. 5Eine dem bisherigen § 63 Nr. 10 
BeamtVG entsprechende Regelung entfällt, weil 
die bisherige Regelung in § 4 Abs. 1 Satz 1 BBesG 
nicht in das BayBesG übernommen wurde.

115.2 1Abs. 2 regelt die versorgungsrechtliche Gleich-
stellung von Ehen und eingetragenen Le-
benspartnerschaften. 2Die Gleichstellung gilt für 
anspruchsbegründende bzw. -erhöhende wie für 
anspruchsmindernde bzw. -vernichtende Tatbe-
stände gleichermaßen

117. Ersetzung von Bundesrecht
1§ 52 Abs. 4 und 5 BeamtVG gelten unverändert 
als Bundesrecht weiter. 2Es handelt sich um be-
reicherungsrechtliche Vorschriften, die von der 
Neuordnung des Versorgungsrechts ausgenom-
men werden konnten. 3Als Bundesrecht binden 
sie auch Geldinstitute und Zahlungsempfänger 
außerhalb Bayerns.

II.  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft. 2Mit Ablauf des 31. Dezember 2010 tritt die 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der 
Finanzen über die Bayerischen Verwaltungsvorschriften 
zum Versorgungsrecht (BayVV-Versorgung) vom 4. De-
zember 2002 (Beilage zu StAnz 2003 Nr. 5), zuletzt ge-
ändert durch Bekanntmachung vom 14. Mai 2004 (FMBl 
S. 97, StAnz Nr. 22) außer Kraft.

L a z i k  
Ministerialdirektor

Anlagen

zu den Bayerischen Verwaltungsvorschriften  
zum Versorgungsrecht (BayVV-Versorgung)

Anlagenverzeichnis

Anlage 1: Versorgungsausgleich 

Anlage 2:  Durchführungshinweise zum Versorgungs-
lastenteilungs-Staatsvertrag

Anlage 3:  Mindestversorgungsbezüge und Mindest-
höchstgrenzen

Anlage 4: Besoldungsordnung HS kw

Anlage 5: Abkürzungsverzeichnis



FMBl Nr. 12/2012 523 

Anlage 1

Versorgungsausgleich

Teil 1 Erteilung von Auskünften im Verfahren über den 
Versorgungsausgleich für Beamte und Beamtin-
nen sowie Versorgungsempfänger und Versor-
gungsempfängerinnen 

Zur Erteilung von Auskünften im Verfahren über den 
Versorgungsausgleich (§ 220 Abs. 1 und 4 FamFG) für Be-
amte und Beamtinnen sowie Versorgungsempfänger und 
Versorgungsempfängerinnen werden folgende Hinweise 
gegeben: 

Abschnitt 1 Vorbemerkung

1. Eingetragene Lebenspartnerschaften
1Bei einem Versorgungsausgleich nach Aufhe-
bung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft ist 
§ 20 LPartG zu beachten. 2Im Übrigen gelten die 
nachfolgenden Ausführungen entsprechend (vgl. 
Art. 115 Abs. 2). 

2. Externe und interne Teilung
1Zum 1. September 2009 ist das neue Versorgungs-
ausgleichsrecht in Kraft getreten. 2Während der 
Ehezeit erworbene Versorgungsanrechte sind 
danach grundsätzlich innerhalb des jeweiligen 
Versorgungssystems hälftig zu teilen (interne 
Teilung). 3Die jeweils ausgleichsberechtigte Per-
son erhält grundsätzlich einen unmittelbaren An-
spruch gegen den jeweiligen Versorgungsträger 
der ausgleichspflichtigen Person. 4Die bisherige 
Saldierung aller Anrechte der Ehegatten entfällt. 
5Bei Beamten des Bundes regelt das BVersTG die 
Ansprüche der ausgleichsberechtigten Personen. 
6Versorgungsanrechte auf Grund des BayBeamtVG 
werden davon abweichend weiter durch Begrün-
dung eines Anrechts bei einem Träger der gesetz-
lichen Rentenversicherung ausgeglichen (externe 
Teilung – § 16 VersAusglG). 7Eine Verrechnung von 
Anrechten (Saldierung) ist bei externer Teilung nur 
noch bei entsprechender Vereinbarung der Ehe-
gatten über den Versorgungsausgleich nach §§ 6 ff. 
VersAusglG möglich.

3. Auskunftsersuchen
1Das Familiengericht kann im Verfahren über den 
Versorgungsausgleich oder in Abänderungsverfah-
ren (§§ 225, 226 FamFG) Auskunft über Grund und 
Höhe der Anrechte bei den zuständigen Behörden 
einholen. 2Die Behörden sind verpflichtet, gericht-
lichen Ersuchen Folge zu leisten (§ 220 Abs. 1 und 4 
FamFG).
3Nach § 5 VersAusglG muss die Auskunft den 
Ehezeitanteil der Versorgung in Form eines Ren-
tenbetrags, einen Vorschlag für die Bestimmung 
des Ausgleichswerts (grundsätzlich die Hälfte 
des Ehezeitanteils) und des korrespondierenden 
Kapitalwerts enthalten. 4Daneben sind die hierfür 
erforderlichen Berechnungen – einschließlich der 
maßgeblichen Regelungen – kurz und verständlich 
darzustellen.
5Bei der Auskunftserteilung ist von der in den 
nachstehenden Hinweisen erläuterten Rechtsauf-

fassung auszugehen. 6Die Familiengerichte sind an 
die Auskünfte nicht gebunden. 7Ihrem Ersuchen 
um Auskunft oder ergänzende Auskunft unter Be-
rücksichtigung einer abweichenden Rechtsauffas-
sung ist jeweils im Einzelfall zu entsprechen. 8Das 
Gleiche gilt für den Fall, dass das Familiengericht 
Veränderungen des Wertunterschieds der Versor-
gungsanrechte, die nach dem Ende der Ehezeit 
eingetreten sind, nicht Rechnung tragen will.

4. Zuständigkeit 
1Die Zuständigkeit für die Erteilung der Auskunft 
ist im staatlichen Bereich in der ZustV-Bezüge ge-
regelt. 2Die Pensionsbehörde erteilt Auskunft über 
die Versorgungsanrechte von Beamten und Beam-
tinnen, Versorgungsempfängern und Versorgungs-
empfängerinnen des Freistaates Bayern sowie von 
Arbeitnehmern oder Arbeitnehmerinnen mit einer 
Anwartschaft auf Versorgung nach beamtenrecht-
lichen Vorschriften oder Grundsätzen gegen den 
Freistaat Bayern. 3Hat sich die Zuständigkeit im 
Rahmen eines Abänderungsverfahrens gegenüber 
dem Ausgangsverfahren geändert, übernimmt die 
zuständige Behörde die einschlägigen Akten der 
bisher zuständigen Behörde.

5. Verfahren 
1Das Familiengericht hat den Versorgungsträger 
zu beteiligen, bei dem ein auszugleichendes An-
recht besteht (§ 219 Nr. 2 FamFG). 2Der Eingang 
des Auskunftsersuchens ist unter Angabe des 
Geschäftszeichens und der voraussichtlichen Be-
arbeitungsdauer zu bestätigen. 3Die personalver-
waltende Dienststelle hat der Pensionsbehörde auf 
Anforderung die zur Berechnung des Ausgleichs-
wertes erforderlichen Daten über den dienstlichen 
Werdegang des oder der Betroffenen mitzuteilen, 
soweit sie aus den Personalakten zu entnehmen 
sind. 4Die Pensionsbehörde entsendet einen Vertre-
ter zur mündlichen Verhandlung, wenn dies vom 
Familiengericht angeordnet oder aus besonderem 
Anlass erforderlich ist.

Abschnitt 2 Wertermittlung

1. Allgemeines
1Für die Wertermittlung sind insbesondere §§ 39 ff. 
VersAusglG zu beachten. 2Im Übrigen sind die für 
die Festsetzung der Versorgungsbezüge geltenden 
Bestimmungen anzuwenden, soweit im Folgenden 
nichts Abweichendes geregelt ist oder im Einzelfall 
durch das Familiengericht bestimmt wird.

2. Bewertungsstichtag
1Stichtag für die Berechnung der Versorgungsan-
wartschaft bzw. des Versorgungsanspruchs ist das 
Ende der Ehezeit (§ 5 Abs. 2 in Verbindung mit § 3 
Abs. 1 VersAusglG), also der letzte Tag des Monats 
vor Zustellung des Scheidungsantrags. 
2Rechtliche oder tatsächliche Veränderungen nach 
dem Stichtag sind im Erstverfahren zu berücksich-
tigen, soweit sie auf den Ehezeitanteil zurückwir-
ken, so z. B. wenn die ausgleichspflichtige Person 
nach dem Ende der Ehezeit, aber vor der Entschei-
dung über den Wertausgleich dienstunfähig wird. 
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7Vorbehaltlich abweichender Auskunftsersuchen  
ist in Fällen, in denen das Ende der Ehezeit 
vor dem 1. Januar 2011 liegt, aus Gründen der 
 Verwaltungsvereinfachung die Wertermittlung des 
Ehezeitanteils auf der Grundlage des  BayBeamtVG 
vorzunehmen. 8Der Ehezeitanteil ist dabei zu-
nächst auf der Grundlage der am 1. Januar 2011 
geltenden Höhe der ruhegehaltfähigen Bezüge 
und der Zuschläge für Zeiten der Kindererziehung 
und der Pflege neben dem Ruhegehalt (vgl. Gesetz 
zum Neuen Dienstrecht in Bayern vom 5. August 
2010, GVBl S. 410) zu ermitteln und sodann ent-
sprechend den gegebenenfalls nach dem Ende 
der Ehezeit erfolgten allgemeinen Anpassungen 
pauschalierend zu vermindern. Hierfür sind die 
folgenden Faktoren anzuwenden: 

3Nicht zu berücksichtigen sind jedoch allgemeine 
Bezügeanpassungen. 4Gleiches gilt für nachehe-
zeitliche Veränderungen, die keinen Bezug zur 
Ehezeit haben. 
5Künftige Rechtsänderungen sind – unabhän-
gig vom Wesentlichkeitserfordernis (§ 225 Abs. 3 
FamFG) und dem Antrags- und Zeitpunktserfor-
dernis (§ 226 Abs. 1 und 2 FamFG) im Abände-
rungsverfahren – nur zu berücksichtigen, wenn 
diese zum voraussichtlichen Zeitpunkt der famili-
engerichtlichen Entscheidung bereits in Kraft ge-
treten sind (vgl. BGH, Beschluss vom 26. November 
2003 – XII ZB 75/02 – FamRZ 2005, 1529). 6Sofern 
daher das Familiengericht nicht erklärtermaßen 
nach dem Inkrafttreten einer Rechtsänderung ent-
scheiden wird, ist bei der Auskunftserteilung in der 
Regel die aktuelle Rechtslage zugrunde zu legen. 

Anpassung ab:  
(Bewertungsstichtag 

vor dem:)

Umrechnungsfaktor 
Ruhegehalt 

Umrechnungsfaktor für 
Zuschläge für Zeiten 
der Kindererziehung 

und der Pflege
1. Januar 1975 0,38423 0,38043
1. Februar 1976 0,40728 0,40325
1. Februar 1977 0,42764 0,42341
1. März 1978 0,45031 0,44585
1. März 1979 0,47057 0,46591
1. März 1980 0,48939 0,48454
1. Mai 1981 0,52023 0,51508
1. Juli 1982 0,5426 0,53723
1. Juli 1983 0,56213 0,55656
1. Januar 1985 0,57338 0,5677
1. Januar 1986 0,59173 0,58587
1. Januar 1987 0,61244 0,60638
1. März 1988 0,63326 0,62699
1. Januar 1989 0,64846 0,64204
1. Januar 1990 0,65754 0,65103
1. März 1991 0,66872 0,6621
1. Mai 1992 A1 - A12

0,70884 0,70182
1. Juni 1992 A13 - A16, B, C, R, HS
1. Mai 1993 0,74712 0,73972
1. Oktober 1994 A1 - A8

0,76953 0,76191
1. Januar 1995 A9 - A16, B, C, R, HS
1. Mai 1995 0,78493 0,77716
1. März 1997 A, C1 - C3, R1 - R2, HS1 - HS3

0,81005 0,80203
1. Juli 1997 B, C4, R3 - R10, HS4
1. Januar 1998 0,82057 0,81245
1. Juni 1999 A, C1 - C3, R1 - R2, HS1 - HS3

0,83288 0,82463
1. Januar 2000 B, C4, R3 - R10, HS4
1. Januar 2001 0,85703 0,84854
1. Januar 2002 0,87246 0,86382
1. April 2003 A1 - A11

0,89166 0,88283
1. Juli 2003 A12 - A16, B, C, R, W, HS
1. April 2004 0,91306 0,90402
1. August 2004 0,92219 0,91306
1. Oktober 2007 0,93141 0,92219
1. März 2009* 0,95936 0,94986
1. März 2010 0,98814 0,98814

*  Anpassung um Sockelbetrag von 40 €: Berücksichtigung durch Abzug des dynamisierten Betrags von den ruhegehaltfähigen 
Bezügen; Berücksichtigung bei den Zuschlägen durch Annahme einer pauschalen Erhöhung um 1 v. H.
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3. Versorgungsanwartschaften (§ 44 in Verbindung 
mit § 40 VersAusglG)

3.1 Bestehen einer Versorgungsanwartschaft
1Für die Entscheidung der Frage, ob eine auszu-
gleichende Versorgungsanwartschaft vorliegt, sind 
die am Bewertungsstichtag bestehenden Rechts-
verhältnisse maßgebend. 2Die Versorgungsanwart-
schaft eines Beamten oder einer Beamtin richtet 
sich nach einem Dienstherrnwechsel stets gegen 
den aufnehmenden Dienstherrn. 
3Eine beamtenrechtliche Versorgungsanwartschaft 
haben Beamte und Beamtinnen auf Lebenszeit, auf 
Zeit und auf Probe; auf die Erfüllung der fünfjäh-
rigen Wartezeit (Art. 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) kommt 
es nicht an (§ 2 Abs. 3 VersAusglG).
4Beamte oder Beamtinnen auf Zeit oder auf Probe 
in Führungspositionen (Art. 45 oder 46 BayBG) 
haben aus diesen Beamtenverhältnissen keine 
eigenständige Versorgungsanwartschaft (Art. 30 
Abs. 2). 5Dem Versorgungsausgleich unterliegt in 
diesen Fällen die Anwartschaft aus dem ruhenden 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit. 
6Beamte auf Widerruf haben keine Anwartschaft 
auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften im Sinn des § 2 VersAusglG. 7Als Ver-
sorgungsaussicht kommt für sie der Anspruch auf 
Nachversicherung in Betracht, der ihnen im Falle 
des Ausscheidens aus dem Beamtenverhältnis auf 
Widerruf am Bewertungsstichtag zustand (§ 44 
Abs. 4 VersAusglG). 8Dem Familiengericht ist 
die nicht erhöhte Beitragsbemessungsgrundlage 
mitzuteilen, die im Falle einer Nachversicherung 
gemäß § 181 Abs. 2, 4 SGB VI maßgebend wäre. 
9Die Pensionsbehörde hat dazu vorher eine Stel-
lungnahme der personalverwaltenden Dienststelle 
einzuholen, die für die Nachversicherung zustän-
dig wäre.
10Scheidet der Beamte oder die Beamtin nach dem 
Bewertungsstichtag, aber vor der letzten münd-
lichen Verhandlung aus dem Beamtenverhältnis 
ohne Anspruch auf Versorgung aus und ist die 
Nachversicherung im Zeitpunkt der gerichtlichen 
Entscheidung bereits durchgeführt, ist dem Versor-
gungsausgleich die Rentenanwartschaft zugrunde 
zu legen. 11Das Familiengericht ist auf die Nachver-
sicherung hinzuweisen. 12Ist die Nachversicherung 
noch nicht durchgeführt, ist dem Familiengericht 
die Beitragsbemessungsgrundlage (vgl. Abs. 4 Satz 
3) mitzuteilen.

3.2 Wertberechnung der vollen Versorgungsanwart-
schaft (§ 40 Abs. 2 und 3 VersAusglG)
1Zu ermitteln ist der Versorgungsbezug, der sich 
nach den beamtenversorgungsrechtlichen Vor-
schriften ergäbe, wenn der Versorgungsfall zum 
Bewertungsstichtag (vgl. Nr. 2) eingetreten wäre. 
2Zurechnungszeiten bleiben außer Betracht. 3Hin-
sichtlich rechtlicher oder tatsächlicher Verände-
rungen nach dem Ende der Ehezeit vgl. Nr. 2.
4Der Ehezeitanteil des Versorgungsanrechts be-
rechnet sich auch dann aus der vollen Versorgung 
im Sinn des § 40 Abs. 2 und 3 VersAusglG, wenn 
aus einer früheren Ehe des Beamten oder der Be-
amtin bereits ein Versorgungsausgleich durch-

geführt worden ist. 5Eine Kürzung nach Art. 92 
bleibt daher außer Betracht (vgl. BGH, Beschluss 
vom 10. September 1997 – XII ZB 191/94 – FamRZ 
1997, 1534).

3.2.1 Ruhegehaltfähige Bezüge

3.2.1.1 1Für die Wertberechnung ist von den ruhegehalt-
fähigen Bezügen am Bewertungsstichtag auszuge-
hen.
2Art. 12 Abs. 4 bleibt außer Betracht (vgl. BGH, 
Beschluss vom 21. Oktober 1981 – IVb ZB 914/80 
– NJW 1982, 222), es sei denn, der Beamte oder 
die Beamtin ist nach dem Bewertungsstichtag in 
den Ruhestand getreten ohne die Frist des Art. 12 
Abs. 4 zu erfüllen. 
3Beförderungen, die nach dem Bewertungsstichtag 
wirksam geworden sind, haben keinen Bezug zur 
Ehezeit und bleiben bei der Wertberechnung un-
berücksichtigt (vgl. BGH, Beschluss vom 13. Mai 
1987 – IVb ZB 118/82 – FamRZ 1987, 198). 4Das 
Gleiche gilt, wenn der Beamte oder die Beamtin 
anlässlich der Beförderung mit in die Ehezeit hin-
einreichender Rückwirkung in eine Planstelle der 
höheren Besoldungsgruppe eingewiesen wird (vgl. 
BGH, Beschluss vom 14. Oktober 1998 – XII ZB 
174/94 – FamRZ 1999, 157).
5Eine höhere Besoldungsgruppe als die zuletzt 
innegehabte kann maßgeblich sein, wenn der Be-
amte oder die Beamtin früher ein höher besoldetes 
Amt bekleidet hatte (Art. 12 Abs. 5). 6Gleicherma-
ßen ist ein Unterschiedsbetrag nach Art. 30 Abs. 3 
zu berücksichtigen.

3.2.1.2 Familienbezogene Bestandteile bleiben außer Be-
tracht (§ 40 Abs. 5 VersAusglG).

3.2.1.3 Weitere ruhegehaltfähige Bezügebestandteile, die 
erst nach Erfüllung bestimmter zeitlicher Voraus-
setzungen (z. B. zehnjähriger Bezug der Vollstre-
ckungsvergütung, Art. 12 Abs. 2, oder befristeter 
Hochschulleistungsbezüge nach Art. 70 und 71 
BayBesG, Art. 13 Abs. 2) zu den ruhegehaltfähigen 
Bezügen gehören, sind bei der Wertberechnung 
nicht zu berücksichtigen, wenn der Beamte oder 
die Beamtin diese zeitliche Voraussetzung am Be-
wertungsstichtag noch nicht erfüllte (vgl. BGH, Be-
schluss vom 9. Juli 1986 – IVb ZB 139/83 –  FamRZ 
1986, 975).

3.2.2 Ruhegehaltfähige Dienstzeit 

3.2.2.1 Für die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit ist grundsätzlich die Rechtslage zum Bewer-
tungsstichtag maßgebend. 

3.2.2.2 Endzeitpunkt ist der Bewertungsstichtag.

3.2.2.3 1Vordienstzeiten auf Grund von Kann-Vorschriften 
(vgl. z. B. Art. 19, 20) werden bei der Wertberech-
nung berücksichtigt. 
2Die Einschränkungen der Anrechnung von Vor-
dienstzeiten auf Grund von Kann-Vorschriften we-
gen anderer Versorgungsleistungen (vgl. Art. 24 
Abs. 4) sind bei der Wertberechnung zu beachten. 
3Sie kommen nach den vom BGH zur Anwendung 
des § 55 BeamtVG (nunmehr Art. 85) aufgestellten 
Grundsätzen (vgl. BGH, Beschlüsse vom 19. Ja-
nuar 2000 und vom 15. Dezember 2004 – siehe 
Nr. 7.2.6) in Betracht, soweit der Beamte oder die 
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3.2.3.3 Zeiten einer begrenzten Dienstfähigkeit sind nach 
Maßgabe des Art. 14 Abs. 1 Satz 3 grundsätzlich 
bis zum Ablauf der Erweiterungszeit zu berück-
sichtigen. 

3.2.4 Ruhegehaltssatz 
1Die bis zum Bewertungsstichtag zurückgelegte 
ruhegehaltfähige Dienstzeit (vgl. Nr. 3.2.2) und die 
Erweiterungszeit (vgl. Nr. 3.2.3) sind zur Gesamt-
zeit zusammenzurechnen und der Ermittlung des 
Ruhegehaltssatzes zugrunde zu legen. 
2Art. 26 Abs. 1 ist ohne Maßgaben in Übergangs-
vorschriften (Art. 103 Abs. 1 und Art. 107) anzu-
wenden; Art. 103 Abs. 5 bis 9 bleiben unberührt. 
3Ein Versorgungsaufschlag nach Art. 26 Abs. 4 ist 
in die Wertberechnung einzubeziehen. 4Auch der 
amtsabhängige Mindestruhegehaltssatz (Art. 26 
Abs. 5 Satz 1) ist zu berücksichtigen.
5Für Beamte und Beamtinnen auf Zeit ist die be-
sondere, auf der Amtszeit aufbauende Ruhegehalts-
skala nach Art. 28 zu beachten. 

3.2.5 Höhe der vollen Versorgungsanwartschaft 
1Das fiktive Ruhegehalt errechnet sich aus den ru-
hegehaltfähigen Bezügen (vgl. Nr. 3.2.1) und dem 
Ruhegehaltssatz (vgl. Nr. 3.2.4); soweit nicht die 
amtsunabhängige Mindestversorgung zum Tragen 
kommt. 2Familienbezogene Bestandteile bleiben 
außer Betracht.
3Die jährliche Sonderzahlung ist Bestandteil der 
Versorgung (Art. 2 Abs. 1 Nr. 7). 4Sie ist mit einem 
Zwölftel des nach der Maßgabe des § 40 in Verbin-
dung mit § 44 VersAusglG berechneten Betrags un-
ter Berücksichtigung des im Zeitpunkt der letzten 
familiengerichtlichen Entscheidung maßgebenden 
Vomhundertsatzes nach Art. 76 Abs. 2 Nr. 1 anzu-
setzen. 5Ist Gegenstand des Versorgungsausgleichs 
eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf Ent-
pflichtung, gilt für die Bemessung der jährlichen 
Sonderzahlung Art. 83 Abs. 2 Nr. 1 BayBesG. 

3.2.6 Anwendung von Ruhensvorschriften (§ 44 Abs. 2 
und 3 VersAusglG)

Für die Wertberechnung sind die beamtenversor-
gungsrechtlichen Ruhensvorschriften anzuwenden 
(vgl. Nr. 7).

4. Versorgungsansprüche (§ 44 in Verbindung mit 
§ 41 Abs. 2 in Verbindung mit § 40 VersAusglG)

4.1 Bestehen eines Versorgungsanspruchs
1Ein am Bewertungsstichtag zustehender Anspruch 
auf Versorgung wird in den Versorgungsausgleich 
einbezogen, soweit die Anwartschaft darauf wäh-
rend der Ehezeit erworben worden ist. 2Dies ist 
nicht gegeben, wenn sich der Beamte oder die Be-
amtin schon zu Beginn der Ehezeit im Ruhestand 
befand, es sei denn, dass der Versorgungsbezug 
durch die Berücksichtigung von sog. Nachdienst-
zeiten (vgl. z. B. Art. 15) erhöht worden ist, die in 
die Ehezeit fallen.
3Dem Ruhegehaltsanspruch ist ein Unterhaltsbei-
trag gleichzusetzen, der wie ein Ruhegehalt be-
rechnet ist und auf den der Ehegatte als früherer 
Beamter oder frühere Beamtin am Bewertungs-

Beamtin eine beim Versorgungsausgleich zu be-
rücksichtigende Anwartschaft auf eine andere, im 
Rahmen des Art. 85 nicht anrechenbare Versor-
gungsleistung hat; dies sind namentlich Renten 
aus Mitgliedsstaaten der EU oder des EWR und der 
Schweiz, deren Berücksichtigung auf Grund der 
Verordnungen (EG) Nrn. 883/04 und 987/09 oder 
(EWG) Nrn. 1408/71 und 574/72 ausgeschlossen ist. 
4Auszugehen ist von der Höhe der Anwartschaft 
der für die Altersgrenze zugesagten (zu erwarten-
den) anderen Versorgungsleistung, bemessen nach 
dem Stand des Bewertungsstichtags. 
5Wirkt sich Art. 24 Abs. 4 auf die ruhegehaltfähi-
ge Dienstzeit aus, sind nach der ständigen Ver-
waltungspraxis verbleibende Vordienstzeiten auf 
Grund von Kann-Vorschriften für die Bestimmung 
des Ehezeitanteils zum frühestmöglichen Zeit-
punkt als ruhegehaltfähig zu berücksichtigen.

3.2.3 Gesamtzeit 

3.2.3.1 1Die ruhegehaltfähige Dienstzeit wird um die Zeit 
bis zur Altersgrenze erweitert (Erweiterungszeit, 
§ 40 Abs. 2 VersAusglG). 2Maßgeblich ist die indi-
viduelle gesetzliche Altersgrenze. 3Dies ist entwe-
der die Regelaltersgrenze (Art. 62 Satz 1 BayBG) 
oder eine besondere Altersgrenze (Art. 129 Satz 1 
in Verbindung mit Art. 130 bis 132 BayBG). 4Für 
Lehrkräfte an öffentlichen Schulen richtet sich die 
Altersgrenze nach Art. 62 Satz 2 BayBG; für haupt-
berufliches wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal an den Hochschulen des Freistaates Bay-
ern nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 BayHSchPG. 5Die 
Übergangsregelungen zur Anhebung der Alters-
grenzen (Art. 143 BayBG) sind zu beachten. 
6Für Beamte und Beamtinnen auf Zeit ist die Ge-
samtzeit ebenfalls bis zum Ende des Monats zu 
bemessen, in dem sie wegen Erreichen der Alters-
grenze in den Ruhestand treten würden. 
7Hat der Beamte oder die Beamtin Altersteilzeit 
(Altersdienstermäßigung) im Blockmodell (Art. 91 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBG, Art. 8c Abs. 2 Nr. 2 
BayRiG) in Anspruch genommen und wurde als 
Endtermin für die Blockaltersteilzeit ein vor der 
gesetzlichen Altersgrenze liegender Zeitpunkt 
bewilligt, so ist die Erweiterungszeit auf dieser 
Grundlage zu ermitteln.

3.2.3.2 1War bereits vor Ablauf des Bewertungsstichtags 
eine Beurlaubung ohne Grundbezüge, eine er-
mäßigte Arbeitszeit (Teilbeurlaubung) oder eine 
Teilzeitbeschäftigung bewilligt worden, und ist 
der Zeitraum dieser Freistellung vom Dienst nicht 
oder nur anteilig ruhegehaltfähig (vgl. Art. 14 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, Art. 24 Abs. 1), so ist dies bei 
der Berechnung der Gesamtzeit zu berücksich-
tigen (vgl. BGH, Beschluss vom 12. März 1986 –  
IVb ZB 59/83 – FamRZ 1986, 563). 2Dies gilt ent-
sprechend bei Freistellungen vom Dienst, die erst 
nach dem Bewertungsstichtag aber bis zur letzten 
mündlichen Verhandlung bewilligt wurden.
3Ist die Bewilligung „bis auf weiteres“ ausgespro-
chen worden, so ist als Endzeitpunkt der Freistel-
lung vom Dienst der vom Familiengericht festzu-
legende Tag der letzten mündlichen Verhandlung 
zugrunde zu legen.
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stichtag einen (gesetzlichen) Anspruch hatte. 4Glei-
ches gilt für einen Unterhaltsbeitrag nach Art. 29, 
sofern er in Höhe des Ruhegehalts auf Lebenszeit 
bewilligt worden ist. 5Für Unterhaltsbeiträge mit 
Bewilligungsverfügungen anderen Inhalts, z. B. 
Bewilligung auf Widerruf mit dem Vorbehalt der 
Anrechnung von sonstigen Einkünften oder Bewil-
ligung in Höhe eines Teilbetrages des Ruhegehalts 
ist eine Entscheidung des Familiengerichts gemäß 
§ 42 VersAusglG über die Einbeziehung in den Ver-
sorgungsausgleich erforderlich.
6Ein Verletztenunterhaltsbeitrag (Art. 55) bleibt als 
Leistung der Unfallfürsorge außer Betracht.

4.2 Wertberechnung der vollen Versorgung  
(§ 41 Abs. 2 in Verbindung mit § 40 Abs. 2 und 3 
VersAusglG)
1Bei der Wertberechnung der vollen (fiktiven) 
Versorgung ist von dem am Bewertungsstichtag 
zustehenden Ruhegehalt auszugehen. 2Dies gilt 
auch dann, wenn der Beamte vor Erreichen seiner 
Altersgrenze (z. B. auf Antrag, wegen Dienstun-
fähigkeit oder wegen Ablauf der Amtszeit) in den 
Ruhestand getreten oder versetzt worden ist. 3Das 
zustehende Ruhegehalt ist unter Berücksichtigung 
der nachfolgenden Hinweise zu überrechnen. 
4Hinsichtlich rechtlicher oder tatsächlicher Verän-
derungen nach dem Ende der Ehezeit vgl. Nr. 2.
5Unfallbedingte Erhöhungen bleiben außer Be-
tracht. 6Zu den unfallbedingten Erhöhungen rech-
nen auch

– die Anwendung des Art. 53 Abs. 1 Satz 2,

– die Anwendung der Ausnahmeregelung zur Er-
füllung der Zweijahresfrist nach Art. 12 Abs. 7 
Satz 2,

– die Verminderung der Zurechnungszeit nach 
Art. 53 Abs. 2 und die Ermittlung des Ruhege-
haltsatzes nach Art. 53 Abs. 3,

– die Nichtanwendung des Art. 26 Abs. 2 Nr. 3.

4.2.1 Ruhegehaltfähige Bezüge
1Nr. 3.2.1.2 gilt entsprechend.
2Der Strukturausgleich nach Art. 101 Abs. 7 Nr. 2 
und die Anpassungszuschläge nach Art. 107 Abs. 7 
Nrn. 1 und 3 sind ohne Berücksichtigung eines Fa-
milienzuschlags zu berechnen.

4.2.2 Ruhegehaltfähige Dienstzeit
1Für die Ermittlung des Ruhegehaltssatzes der 
vollen Versorgung ist von der festgesetzten ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit des zustehenden Ruhege-
halts auszugehen. 2Nachdienstzeiten (Art. 15) sind 
zu berücksichtigen, soweit sie bis zum Bewertungs-
stichtag zurückgelegt worden sind. 3Zeiten einer 
erhöhten Anrechnung bestimmter Dienstzeiten 
(vgl. z. B. Art. 23 Abs. 2, Art. 103 Abs. 4) bleiben 
ebenfalls einbezogen. 4Die Zurechnungszeit (vgl. 
Art. 23 Abs. 1) ist auch insoweit zu berücksichtigen, 
als der Zurechnungszeitraum eine über den Bewer-
tungsstichtag hinausreichende Zeit umfasst. 5So-
weit eine Quotelung der Ausbildungs- und Zurech-
nungszeiten auf Grund von Freistellung (§ 6 Abs. 1 
Sätze 4 und 5 BeamtVG in der bis zum 31. Dezem-
ber 2006 geltenden Fassung) in der Festsetzung 

des Ruhegehalts enthalten ist, bleibt diese auch im 
Rahmen der Wertberechnung zu beachten. 

4.2.3 Gesamtzeit

Als Gesamtzeit wird nur die bis zum Bewertungs-
stichtag zurückgelegte ruhegehaltfähige Dienst-
zeit, einschließlich Nachdienstzeiten, aber ohne 
Zeiten erhöhter Anrechnung (vgl. z. B. Art. 23 
Abs. 2, Art. 103 Abs. 4) und ohne Zurechnungszeit 
berücksichtigt. 

4.2.4 Ruhegehaltssatz
1Der Ruhegehaltssatz ergibt sich aus der für den 
Ruhestandsbeamten oder die Ruhestandsbeam-
tin am Bewertungsstichtag maßgebenden Pensi-
onsskala nach Maßgabe der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit (vgl. Nr. 4.2.2). 2Die Absenkung des 
Ruhegehaltsatzes nach Art. 107 Abs. 2 ist bereits 
vor der zweiten nach dem 1. Januar 2011 folgenden 
Anpassung vorzunehmen. 
3Eine Erhöhung des Ruhegehaltssatzes gemäß 
Art. 27 bleibt außer Betracht.
4Soweit in der Festsetzung des Ruhegehalts eine 
Verminderung des Ruhegehaltssatzes, wegen 
Freistellungen vom Dienst (Teilzeitbeschäftigung, 
ermäßigte Arbeitszeit, Urlaub) gemäß § 14 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 2 BeamtVG in der bis zum 30. Sep-
tember 1994 geltenden Fassung bzw. in der bis 
zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung (Ver-
sorgungsabschlag) enthalten ist, bleibt diese auch 
bei der Wertberechnung zu beachten. 

4.2.5 Höhe der vollen Versorgung
1Das volle fiktive Ruhegehalt errechnet sich aus 
den ruhegehaltfähigen Bezügen (vgl. Nr. 4.2.1) und 
dem Ruhegehaltssatz (vgl. Nr. 4.2.4). 2Eine Minde-
rung des Ruhegehalts nach Art. 26 Abs. 2 oder eine 
Erhöhung des Ruhegehalts nach Art. 26 Abs. 4 ist 
zu beachten. 3Im Übrigen vgl. Nr. 3.2.5.

4.2.6 Anwendung von Ruhensvorschriften (§ 44 Abs. 2 
und 3 VersAusglG)

Nr. 3.2.6 gilt entsprechend.

5. Entpflichtung bei Professoren und Professorin-
nen 

5.1 Entpflichtete Professoren und Professorinnen
1Für die Wertberechnung der auszugleichenden 
Versorgung sind bei am Bewertungsstichtag be-
reits wirksam entpflichteten Professoren und Pro-
fessorinnen als volle Versorgung (vgl. Nr. 4.2.5) 
die Bezüge als entpflichtete Hochschullehrer oder 
Hochschullehrerinnen (Emeritenbezüge) zugrun-
de zu legen. 2Nr. 3.2.6 gilt entsprechend. 
3Eine Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit nach den beamtenrechtlichen Vorschriften ist 
nur für die Bestimmung der anteiligen Versorgung 
(vgl. Nr. 6) erforderlich.

5.2 Professoren und Professorinnen mit Anwartschaft 
auf Entpflichtung
1Das Rechtsinstitut der Entpflichtung ist mit dem 
Inkrafttreten des BayHSchLG am 1. Oktober 1978 
erloschen. 2Lediglich den am 30. September 1978 
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6.2 Vorschlag an das Familiengericht für die Bestim-
mung des Ausgleichswertes

Der Ausgleichswert beträgt die Hälfte des Ehezeit-
anteils.

6.3 Vorschlag an das Familiengericht für die Bestim-
mung des korrespondierenden Kapitalwerts

1Nach § 47 Abs. 3 VersAusglG sind für die Bestim-
mung des korrespondierenden Kapitalwerts bei 
Anrechten aus einer Beamtenversorgung die Be-
rechnungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung entsprechend anzuwenden. 2Demgemäß 
ist der ermittelte Ausgleichswert zunächst analog 
§ 76 Abs. 4, § 187 Abs. 2 SGB VI in Entgeltpunkte 
umzurechnen. 3Sodann ist analog § 187 Abs. 3 SGB 
VI in Verbindung mit den vom Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales im Bundesgesetzblatt be-
kannt gemachten Rechengrößen zur Durchführung 
des Versorgungsausgleichs der entsprechende Bei-
tragsaufwand zu ermitteln.

7. Anwendung der Ruhensvorschriften gemäß 
Art. 84 bis 88 und 90 (§ 44 Abs. 2 und 3  
VersAusglG)

1Für die Wertberechnung der Versorgungsanwart-
schaften und der Versorgungsansprüche sind die 
beamtenversorgungsrechtlichen Ruhensvorschrif-
ten (Art. 84 bis 88 und 90) anzuwenden, soweit die 
Anwartschaft oder der Anspruch auf die anrechen-
bare Leistung ebenfalls dem Versorgungsausgleich 
unterliegt. 2Hierfür genügt es, wenn bezüglich 
der anrechenbaren Leistung Ausgleichsansprü-
che nach der Scheidung geltend gemacht werden 
können. 

7.1 Ruhensberechnung gemäß Art. 84 (§ 44 Abs. 2 
VersAusglG)

Treffen mehrere auszugleichende beamtenrechtli-
che Versorgungsansprüchen oder Versorgungsan-
wartschaften zusammen ist für die Wertberechnung 
Art. 84 unter Berücksichtigung der nachfolgenden 
Hinweise anzuwenden (§ 44 Abs. 2 VersAusglG).

7.1.1 Wertberechnung der vollen Versorgungen oder 
Versorgungsanwartschaften

1Der Gesamtbetrag der vollen Versorgungen und 
Versorgungsanwartschaften setzt sich aus der 
neuen Versorgung oder Versorgungsanwartschaft 
(einschließlich der jährlichen Sonderzahlung) und 
der nach Art. 84 geregelten früheren Versorgung 
oder Versorgungsanwartschaft (einschließlich der 
jährlichen Sonderzahlung) zusammen.

2Für die Anwendung des Art. 84 in Verbindung mit 
der jährlichen Sonderzahlung bleibt Art. 88 Abs. 1 
zu beachten. 3Für die Erhöhung der Höchstgren-
ze ist auf den Zeitpunkt der familiengerichtlichen 
Entscheidung abzustellen. 4Aus dem für die Mona-
te Januar bis November ermittelten Ruhensbetrag 
und dem Ruhensbetrag für Dezember ist der durch-
schnittliche monatliche Ruhensbetrag zu ermitteln. 
5Dieser Ruhensbetrag ist von dem nach Nrn. 3.2.5 
und 4.2.5 ermittelten Betrag abzuziehen.

vorhandenen ordentlichen und außerordentlichen 
Professoren oder Professorinnen an wissenschaft-
lichen Hochschulen und an Gesamthochschulen 
wurde das Recht der Entpflichtung aufrechterhal-
ten (Art. 34 Abs. 1 BayHSchPG). 3Gegenstand des 
Versorgungsausgleichs ist die am Bewertungsstich-
tag zustehende Anwartschaft auf Emeritenbezüge, 
nicht dagegen die daneben alternativ bestehende 
Anwartschaft auf Ruhegehalt (BGH, Beschluss vom 
2. Februar 1983 – IVb ZB 782/80 – FamRZ 1983, 
467, NJW 1983, 1784).

4Für die Wertberechnung der auszugleichenden 
Versorgung sind als volle Versorgungsanwartschaft 
(vgl. Nr. 3.2.5) die Bezüge zugrunde zu legen, die 
als Emeritenbezüge am Bewertungsstichtag zu-
stünden. 5Nr. 3.2.6 gilt entsprechend.

6Eine Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit nach den beamtenrechtlichen Vorschriften ist 
für die Bestimmung der anteiligen Versorgungs-
anwartschaft (vgl. Nr. 6) erforderlich. 7Hierbei ist 
nach § 40 Abs. 2 VersAusglG die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit bis zu dem Tag zu berechnen, mit des-
sen Ablauf die Entpflichtung des Hochschullehrers 
oder der Hochschullehrerin wegen der für ihn oder 
sie am Bewertungsstichtag geltenden Altersgren-
ze ohne Antrag voraussichtlich wirksam werden 
wird.

6. Ehezeitanteil 

1Der Wert des Ehezeitanteils ergibt sich nach fol-
gender Formel:

m × Rn

2Dabei steht „m“ für die in die Ehezeit fallenden ru-
hegehaltfähigen Dienstzeiten (vgl. Nr. 6.1), „n“ für 
die ruhegehaltfähige Gesamtzeit (vgl. Nrn. 3.2.3, 
4.2.3 und 5) und „R“ für die volle Versorgung (vgl. 
Nrn. 3.2, 4.2 und 5). 3Für Umrechnungen und Run-
dungen gelten Art. 26 Abs. 1 Sätze 3 bis 5 entspre-
chend. 

4Für den Fall der Anwendung der Ruhensvorschrift 
des Art. 84 vgl. Nr. 7.1.6.

6.1 In die Ehezeit fallende ruhegehaltfähige Dienst-
zeiten

1Auszugehen ist von der Ehezeit (§ 3 Abs. 1  
Vers AusglG). 2Alsdann ist zu ermitteln, welche Zei-
ten der ruhegehaltfähigen Dienstzeit in die Ehezeit 
fallen. 3Bei Versorgungsanwartschaften (vgl. Nr. 3) 
ist die nach den in Nr. 3.2.2 angeführten Grund-
sätzen ermittelte, in die Ehezeit fallende ruhege-
haltfähige Dienstzeit zugrunde zu legen. 4Dabei 
bleiben ebenso wie für die Berechnung anteiliger 
Versorgungsansprüche (vgl. Nr. 4) die bei der vol-
len Versorgungsanwartschaft berücksichtigten 
Zeiten einer erhöhten Anrechnung (vgl. z. B. Art. 23 
Abs. 2, Art. 103 Abs. 4) und Zurechnungszeiten au-
ßer Betracht (vgl. BGH, Beschluss vom 19. Oktober 
1994 – XII ZB 20/94 – FamRZ 1995, 28). 5Beim Zu-
sammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge ist 
von der gesamten in die Ehezeit fallenden ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit auszugehen (§ 44 Abs. 2 
und 3 VersAusglG, vgl. Nr. 7.1.6).
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7.1.2 Bestimmung der früheren Versorgung oder Ver-
sorgungsanwartschaft
1Bei Versorgungsanwartschaften ist zu unterstel-
len, dass der Versorgungsfall mit dem Ablauf der 
Erweiterungszeit endet.
2Trifft zum Bewertungsstichtag ein Versorgungs-
anspruch mit einer Versorgungsanwartschaft zu-
sammen, so ist der Versorgungsanspruch der frü-
here Versorgungsbezug.

7.1.3 Höchstgrenze (Art. 84 Abs. 2)
1Es ist das Grundgehalt der Endstufe der Besol-
dungsgruppe zugrunde zu legen, aus der sich die 
frühere Versorgung oder Versorgungsanwartschaft 
berechnet. 2§ 40 Abs. 5 VersAusglG ist zu beach-
ten.

7.1.4 Gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit für die 
 Berechnung der Höchstgrenze
1Die gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit ist nach 
den im Rahmen des Art. 84 maßgebenden Grund-
sätzen zu berechnen. 2Zusätzlich ist eine bei der 
früheren und/oder der neuen Versorgung oder 
Versorgungsanwartschaft zugrunde gelegte Erwei-
terungszeit zu berücksichtigen, soweit dies nicht 
zu einer mehrfachen Berücksichtigung desselben 
Zeitraums führt.
3Hieraus ergibt sich im Einzelnen:
4Beim Zusammentreffen zweier Versorgungs-
anwartschaften ergibt sich die gesamte ruhege-
haltfähige Dienstzeit aus der Gesamtzeit der frü-
heren Versorgungsanwartschaft zuzüglich einer 
anschließenden, bis zu einem späteren Zeitpunkt 
reichenden Gesamtzeit der neuen Versorgungsan-
wartschaft.
5Die gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit besteht 
beim Zusammentreffen einer Versorgung mit einer 
Versorgungsanwartschaft aus der der Versorgung 
zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
(einschließlich Zeiten erhöhter Anrechnung und 
einer Zurechnungszeit) zuzüglich der nach Eintritt 
des Versorgungsfalles liegenden Gesamtzeit, die 
bei der Berechnung der Versorgungsanwartschaft 
berücksichtigt worden ist. 

7.1.5 Ruhegehaltssatz für die Berechnung der Höchst-
grenze

Die Absenkung des Ruhegehaltsatzes nach Art. 107 
Abs. 2 ist bereits vor der zweiten nach dem 1. Janu-
ar 2010 folgenden Anpassung vorzunehmen.

7.1.6 Ehezeitanteil
1Die Summe aus neuer Versorgung oder Versor-
gungsanwartschaft und dem Restbetrag der frü-
heren Versorgung oder Versorgungsanwartschaft 
nach Anwendung des Art. 84 (Nr. 7.1.1) ergibt den 
Gesamtbetrag der vollen Versorgungen und/oder 
Versorgungsanwartschaften (vgl. Nrn. 3.2.5 und 
4.2.5).
2Zur Ermittlung des Ehezeitanteils ist auf den 
Gesamtbetrag der vollen Versorgungen und/oder 
Versorgungsanwartschaften ein einheitliches Zeit/
Zeit-Verhältnis anzuwenden. 3Zeiten einer erhöh-
ten Anrechnung und Zurechnungszeiten bleiben 

hierbei außer Betracht. 4In die Berechnung sind 
folgende Werte einzusetzen:

7.1.6.1 Gesamte, in die Ehezeit fallende ruhegehaltfähige 
Dienstzeit 
1Die in die Ehezeit fallende ruhegehaltfähige 
Dienstzeit (m) ergibt sich aus der Summe der in 
die Ehezeit fallenden ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
der früheren Versorgung/Versorgungsanwartschaft 
und der in die Ehezeit fallenden ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit der neuen Versorgung/Versorgungsan-
wartschaft. 2In beiden Versorgungen/Versorgungs-
anwartschaften enthaltene Zeiten werden nur ein-
mal berücksichtigt. 

7.1.6.2 Gesamtzeit
1Die ruhegehaltfähige Gesamtzeit (n) ergibt sich 
aus der Summe der Gesamtzeit der früheren 
Versorgung/Versorgungsanwartschaft und der 
Gesamtzeit der neuen Versorgung/Versorgungs-
anwartschaft. 2In beiden Versorgungen/Versor-
gungsanwartschaften enthaltene Zeiten werden 
nur einmal berücksichtigt.

7.2 Ruhensberechnung gemäß Art. 85

Bestehen neben der auszugleichenden Versorgung 
oder Versorgungsanwartschaft Ansprüche oder 
Anwartschaften auf Renten im Sinn des Art. 85 
Abs. 1 Satz 2 ist für die Wertberechnung Art. 85 
unter Berücksichtigung der nachfolgenden Hin-
weise anzuwenden (§ 44 Abs. 3 VersAusglG).

7.2.1 Ruhegehaltfähige Bezüge für die Berechnung 
der Höchstgrenze (Art. 85 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1  
Buchst. a)

Es ist das Grundgehalt der Endstufe der bei der 
Wertberechnung berücksichtigten Besoldungs-
gruppe zugrunde zu legen. § 40 Abs. 5 VersAusglG 
ist zu beachten.

7.2.2 Ruhegehaltfähige Dienstzeit für die Berechnung 
der Höchstgrenze (Art. 85 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Buchst. b)

Sofern eine Versorgungsanwartschaft vorliegt, ist 
als Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles 
der letzte Tag der Gesamtzeit zugrunde zu legen.

7.2.3 Ruhegehaltssatz für die Berechnung der Höchst-
grenze 

Die Absenkung des Ruhegehaltsatzes nach Art. 107 
Abs. 2 ist bereits vor der zweiten nach dem 1. Janu-
ar 2010 folgenden Anpassung vorzunehmen.

7.2.4 Renten
1Auszugehen ist vom vollen Betrag der Renten oder 
Rentenanwartschaften aus allen Versicherungszei-
ten, wie er in der Auskunft des Versicherungsträ-
gers festgestellt wurde. 2Es ist dies im Allgemeinen 
die fiktive Vollrente wegen Alters. 3Auf die Erfül-
lung von Wartezeiten kommt es dabei nicht an (§ 2 
Abs. 3 VersAusglG).
4Einzubeziehen sind auch die vorehelich erworbe-
nen Teile der Renten und Rentenanwartschaften, 
es sei denn die Renten oder Rentenanwartschaften 
sind ausschließlich vorehelich erworben worden. 
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7.3.2 Versorgung aus zwischen- oder überstaatlicher 
Verwendung

Die auf der Tätigkeit im zwischen- oder überstaat-
lichen öffentlichen Dienst basierende Versorgung/
Versorgungsanwartschaft ist unter Berücksich-
tigung der vorehelich erworbenen Anteile und 
demnach in voller Höhe in die Ruhensregelung 
einzubeziehen. 

7.3.3 Höchstgrenze (Art. 86 Abs. 2)

Da Art. 84 Abs. 2 im Rahmen des Art. 86 sinngemäß 
gilt, sind bei der Bestimmung der Höchstgrenze 
die Nrn. 7.1.3 bis 7.1.5 entsprechend anzuwenden. 

7.3.4 Durchschnittlicher monatlicher Ruhensbetrag

Nr. 7.2.5 ist entsprechend anzuwenden. 

7.3.5 Kürzungsbetrag für den Versorgungsausgleich 
1Der für die Anwendung des Art. 86 im Versor-
gungsausgleich maßgebliche Kürzungsbetrag 
ergibt sich durch Quotierung des durchschnitt-
lichen monatlichen Ruhensbetrags und zwar im 
Verhältnis der ehezeitlich bei der internationalen 
Einrichtung verbrachten Zeit zu der dortigen Ge-
samtzeit (vgl. BGH, Beschluss vom 11. Oktober 
1995, a. a. O.).
2Dieser ehezeitanteilige Kürzungsbetrag ist vom 
Ehezeitanteil der Beamtenversorgung (vgl. Nr. 6) 
abzusetzen (§ 44 Abs. 3 VersAusglG; BGH, Be-
schluss vom 19. Januar 2000 und vom 15. Dezem-
ber 2004 a. a. O.).

8. Berücksichtigung von Kindererziehungs- und 
Kindererziehungsergänzungszuschlag (Art. 71), 
Pflegezuschlag und Kinderpflegeergänzungszu-
schlag (Art. 72)

8.1 1Kindererziehungs- und Kindererziehungsergän-
zungszuschlag (Art. 71), Pflegezuschlag und Kin-
derpflegeergänzungszuschlag (Art. 72) sowie die 
übergeleiteten Zuschläge nach Art. 101 Abs. 4 sind 
keine familien- oder kinderbezogenen Bestandtei-
le im Sinn des § 40 Abs. 5 VersAusglG. 2Sie sind 
daher zu berücksichtigen, soweit die Erziehungs-
zeiten oder die Zeiten einer nicht erwerbsmäßigen 
Pflege in die Ehezeit fallen. 
3Vorübergehend gewährte Zuschläge nach Art. 73 
bleiben außer Betracht.
4Liegen bei Beamten oder Beamtinnen im aktiven 
Dienst die Voraussetzungen für eine Berücksich-
tigung der Erziehungs- oder Pflegezeiten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung vor, so ist in der 
Auskunft darauf hinzuweisen, dass für den Ver-
sorgungsausgleich eine Bewertung dieser Zeiten 
ausschließlich im Rahmen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zu erfolgen hat, und zwar unab-
hängig davon, ob die allgemeine Wartezeit schon 
erfüllt ist (vgl. § 2 Abs. 3 VersAusglG).

8.2 1Die Zuschläge sind mit ihrem Wert zum Ende der 
Ehezeit zu berücksichtigen.
2Die Regelungen über die Begrenzung der Zu-
schläge nach Art. 71 Abs. 4 Satz 2, Abs. 6 Satz 2, 
Abs. 7 und Art. 72 Abs. 4 sind dabei zu beachten.
3Für die Anwendung der Ruhensvorschriften (vgl. 
Nr. 7) gelten die Zuschläge als Teile der Versor-

7.2.5 Durchschnittlicher monatlicher Ruhensbetrag

1Für die Anwendung des Art. 85 in Verbindung mit 
der jährlichen Sonderzahlung bleibt Art. 88 Abs. 1 
zu beachten. 2Für die Erhöhung der Höchstgrenze 
ist auf den Zeitpunkt der letzten familiengericht-
lichen Entscheidung abzustellen. 3Aus dem für die 
Monate Januar bis November ermittelten Ruhens-
betrag und dem Ruhensbetrag für Dezember ist 
der durchschnittliche monatliche Ruhensbetrag 
zu ermitteln.

4Sofern neben den in der Ehezeit erworbenen Ren-
ten/Rentenanwartschaften auch vorehelich erwor-
bene Renten/Rentenanwartschaften vorliegen, ist 
der durchschnittliche monatliche Ruhensbetrag 
hinsichtlich der einzelnen von der Ruhensvor-
schrift nach Art. 85 Abs. 1 Satz 2 erfassten Leis-
tungen wertmäßig (jeweilige Leistung/Summe der 
Leistungen) zu quotieren.

7.2.6 Kürzungsbetrag für den Versorgungsausgleich

1Der für die Anwendung des Art. 85 im Versor-
gungsausgleich maßgebliche Kürzungsbetrag er-
gibt sich durch Quotierung des auf jede Einzelne 
der von Art. 85 Abs. 1 Satz 2 erfassten Leistungen 
entfallenden Ruhensbetrags (vgl. Nr. 7.2.5) und 
zwar im Verhältnis der in der Ehezeit erworbenen 
zu der gesamten Rente/Rentenanwartschaft oder 
der dieser zugrunde liegenden Entgeltpunkte oder 
diesen vergleichbaren Berechnungskriterien (vgl. 
BGH, Beschluss vom 19. Januar 2000 – XII ZB 
16/96 – FamRZ 2000, 746, bestätigt im Beschluss 
vom 15. Dezember 2004 – XII ZB 179/03 – FamRZ 
2005, 511). 2Bei der im Rahmen der Quotierung an-
zusetzenden gesamten Rente/Rentenanwartschaft 
bleiben in entsprechender Anwendung des Art. 85 
Abs. 5 Leistungen jeweils außer Betracht, soweit sie 
auf freiwilligen Beitragsleistungen beruhen.

3Dieser ehezeitanteilige Kürzungsbetrag ist vom 
Ehezeitanteil der Beamtenversorgung (vgl. Nr. 6) 
abzusetzen (§ 44 Abs. 3 VersAusglG; BGH, Be-
schluss vom 19. Januar 2000 und vom 15. Dezem-
ber 2004 a. a. O.).

7.3 Ruhensberechnung gemäß Art. 86

7.3.1 1Besteht neben der nationalen Versorgung oder 
Versorgungsanwartschaft aus einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst einer zwischen- oder über-
staatlichen Einrichtung Anwartschaft oder An-
spruch auf Versorgung ist für die Wertberechnung 
Art. 86 unter Berücksichtigung der nachfolgenden 
Hinweise anzuwenden (§ 44 Abs. 3 VersAusglG). 
2Auf die Erfüllung von Wartezeiten oder ähnlichen 
zeitlichen Voraussetzungen kommt es bei der inter-
nationalen Versorgung oder Versorgungsanwart-
schaft nicht an (§ 2 Abs. 3 VersAusglG).

3Wenn der Beamte oder die Beamtin anstelle ei-
ner Versorgung eine Abfindung, Beitragserstat-
tung oder einen sonstigen Kapitalbetrag aus der 
Verwendung im zwischen- oder überstaatlichen 
Dienst erhalten hat, ist keine Ruhensberechnung 
vorzunehmen (vgl. BGH, Beschluss vom 11. Okto-
ber 1995 – XII ZB 137/91 – FamRZ 1996, 98). 
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gung oder Versorgungsanwartschaft (Art. 71 Abs. 8 
und Art. 72 Abs. 4). 4Da steuerliche Gesichtspunkte 
(§ 3 Nr. 67 EStG) bei der Ermittlung des Ehezeitan-
teils unbeachtlich sind, ist eine anteilige Berech-
nung der sich nach Abzug des Kürzungsbetrages 
ergebenden Zuschläge und der Versorgung oder 
Versorgungsanwartschaft (vgl. Nr. 71.8.3 BayVV-
Versorgung) entbehrlich. 5Dies bedeutet, dass der 
Kürzungsbetrag (Nrn. 7.2.6 und 7.3.5) unmittelbar 
vom Ehezeitanteil der Versorgung oder der Ver-
sorgungsanwartschaft (Nr. 6) abgezogen werden 
kann. 

9. Sonstiges 
1Die Ehegatten können nach § 6 VersAusglG ver-
einbaren, in den Versorgungsausgleich nur die bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt vor dem Ende der 
Ehezeit erworbenen Anwartschaften einzubezie-
hen.
2In diesem Fall sind für die Frage, ob eine aus-
zugleichende Versorgungsanwartschaft vorliegt, 
grundsätzlich die zu dem von den Ehegatten be-
stimmten Zeitpunkt bestehenden Rechtsverhältnis-
se maßgebend (z. B. im Falle der Berufung in das 
Beamtenverhältnis nach dem bestimmten Ende der 
Ehezeit). Eine nach diesem Zeitpunkt eingetretene 
Änderung der Verhältnisse, die eine Veränderung 
des Wertunterschiedes zur Folge hat, ist jedoch zu 
berücksichtigen (z. B. bei vorzeitigem Ruhestand-
seintritt).
3Die ruhegehaltfähigen Bezüge sind mit dem am 
Bewertungsstichtag (= Ende der Ehezeit nach § 3 
Abs. 1 VersAusglG) maßgebenden Betrag anzuset-
zen. 4Im Übrigen ist im Rahmen der Ermittlung 
der ruhegehaltfähigen Bezüge nach Nr. 3.2.1 das 
vereinbarte Ende der Ehezeit zu beachten. 
5Die zwischen dem vereinbarten Ende der Ehezeit 
und dem Bewertungsstichtag verbrachte ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit ist auf Grund der verein-
barten Ehezeitverkürzung nicht als gesetzliche 
Ehezeit, sondern als Erweiterungszeit zu behan-
deln.
6Die genannten Maßgaben dürfen jedoch nicht 
dazu führen, dass höhere Anwartschaften in der 
gesetzlichen Rentenversicherung begründet wer-
den, als dies ohne die entsprechende Vereinbarung 
der Fall wäre.

Abschnitt 3  Abänderung des Wertausgleichs bei der 
Scheidung

1. Allgemeines
1Die Abänderung des Wertausgleichs bei der Schei-
dung ist in §§ 225, 226 FamFG geregelt. 2Danach 
ist eine Entscheidung über den Wertausgleich ab-
änderbar, wenn sich nachträglich rechtliche oder 
tatsächliche Umstände geändert haben, die für die 
Bewertung des Ausgleichswerts des Anrechts maß-
geblich sind. 3Eine Abänderung kommt allerdings 
nur in Betracht, wenn die Wertänderung wesent-
lich ist, d. h., sie muss mindestens 5 Prozent des 
bisherigen Ausgleichswerts des jeweils betroffenen 
Anrechts betragen (relative Wesentlichkeitsgrenze) 
und wenigstens 1 v. H. der Bezugsgröße nach § 18 
Abs. 1 SGB IV (absolute Wesentlichkeitsgrenze).

2. Antragserfordernis
1Die Abänderung der rechtskräftigen Entschei-
dung erfolgt auf Antrag. 2Antragsberechtigt sind 
die Ehegatten, ihre Hinterbliebenen und die von 
der Abänderung betroffenen Versorgungsträger 
(§ 226 FamFG). 3Bei Staatsbeamten nimmt die 
Pensionsbehörde das Antragsrecht wahr (vgl. Ab-
schnitt 1 Nr. 4). 
4Die Abänderung rechtskräftiger Entscheidungen 
ist in erster Linie eine Angelegenheit der geschie-
denen Ehegatten. 5Eine Antragstellung durch die 
Pensionsbehörden ist daher nur bei besonderen 
Umständen im Einzelfall geboten, wenn dies zur 
Wahrnehmung wesentlicher Interessen des Frei-
staats Bayern als Versorgungsträger geboten er-
scheint. 
6Die Pensionsbehörde hat zur Wahrnehmung ihres 
Antragsrechts einen Anspruch auf Auskunft gegen 
die Ehegatten und deren Hinterbliebenen sowie 
gegen die anderen Versorgungsträger (§ 4 Abs. 3 
VersAusglG). 7Die Ehegatten und ihre Hinter-
bliebenen haben ihrerseits einen entsprechenden 
Auskunftsanspruch gegen die zuständige Behörde, 
sofern sie die erforderlichen Auskünfte von dem 
anderen Ehegatten oder dessen Hinterbliebenen 
nicht erhalten können (§ 4 Abs. 2 VersAusglG).

3. Auskunftsersuchen des Familiengerichts
1Dem Ersuchen des Familiengerichts um eine neue 
Wertberechnung im Abänderungsverfahren ist zu 
entsprechen, ohne die Erfolgsaussichten zu prüfen. 
2Die Auskunft soll den Wert der Versorgungsan-
wartschaft oder des Versorgungsanspruchs zum 
Zeitpunkt der Auskunftserteilung angeben.

Abschnitt 4  Anpassung nach Rechtskraft (§§ 32 ff. 
VersAusglG)

1Die Rechtsfolgen der Entscheidung über den 
Wertausgleich bei der Scheidung (Kürzung nach 
Art 92) können nach §§ 32 bis 38 VersAusglG zeit-
weise oder dauerhaft, ganz oder teilweise beseitigt 
werden. 
2Die Anpassung erfolgt jeweils auf Antrag. An-
tragsberechtigt ist in allen Fällen die ausgleichs-
pflichtige Person. 3Die Anpassung wirkt jeweils 
stets erst ab dem ersten Tag des Monats, der auf 
den Monat der Antragstellung folgt. 4Die Anzei-
ge- und Mitwirkungspflichten nach Art. 10 bleiben 
unberührt. 

1. Aussetzung der Kürzung wegen Unterhalt (§§ 33, 
34 VersAusglG)
1Antragsberechtigt ist auch die ausgleichsberech-
tigte Person. 2Über den Antrag entscheidet das 
Familiengericht. 3Die Kürzung der Versorgung 
der ausgleichspflichtigen Person wird nur in Höhe 
des Unterhaltsanspruchs ausgesetzt, der bei un-
gekürzter Versorgung gegeben wäre (§ 33 Abs. 3 
VersAusglG). 4Führen insbesondere geänderte Ein-
kommensverhältnisse der geschiedenen Eheleute 
zu einer geringeren Unterhaltsverpflichtung der 
ausgleichspflichtigen Person, kann auch die Pensi-
onsbehörde die Abänderung einer durchgeführten 
Anpassung beantragen. 
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übertragenen Anrecht bezogen hat. 3Leistungen an 
Hinterbliebene sind unbeachtlich. 
4Die Pensionsbehörde hat die anderen Versor-
gungsträger, bei denen die ausgleichspflichtige 
Person Anrechte der verstorbenen ausgleichs-
berechtigen Person auf Grund des Versorgungs-
ausgleichs erworben hat, über den Eingang des 
Antrags und ihre Entscheidung zu unterrichten 
(§ 38 Abs. 3 Satz 2 VersAusglG), damit diese ihre 
Leistungen an die ausgleichspflichtige Person ein-
stellen können (§ 37 Abs. 3 VersAusglG). 

Abschnitt 5 Schlussbestimmungen

1. In Fällen, in denen dem Familiengericht eine von 
den vorstehenden Hinweisen abweichende Aus-
kunft erteilt wurde, ist dem Familiengericht nach-
träglich eine geänderte Auskunft zu übermitteln, 
sofern das Versorgungsausgleichsverfahren oder 
das Abänderungsverfahren noch nicht rechtskräf-
tig abgeschlossen ist.

2. Rechtsmittel, die sich durch eine nachträgliche 
Änderung der Wertberechnung entsprechend der 
vorstehenden Hinweise als unbegründet erweisen, 
sind zurückzunehmen.

Teil 2  Erstattung von Aufwendungen im Rahmen des 
Versorgungsausgleichs an Rentenversicherungs-
trägern

1. Allgemeines
1Aufwendungen, die dem Rentenversicherungsträ-
ger auf Grund der nach §§ 14 und 16  VersAusglG 
begründeten Rentenanwartschaft entstehen, 
werden von dem zuständigen Träger der Versor-
gungslast erstattet (§ 225 Abs. 1 Satz 1, § 290 Satz 1 
SGB VI). 2Das Nähere über die Berechnung und 
Durchführung der Erstattung bestimmt sich nach 
der VAErstV.
3Hierzu wird Folgendes bestimmt:

2. Erstattungspflicht des Freistaates Bayern
1Erstattungspflichtig ist der Freistaat Bayern, wenn 
die ausgleichspflichtige Person Beamter oder Be-
amtin oder Versorgungsempfänger oder Versor-
gungsempfängerin des Staates ist oder als Arbeit-
nehmer oder Arbeitnehmerin eine Anwartschaft auf 
Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen gegen den Staat hat.
2Bei einem Dienstherrenwechsel geht die Erstat-
tungsverpflichtung auf den neuen Dienstherren 
über. 3Sie lebt beim Freistaat Bayern wieder auf, 
wenn der ausgleichspflichtige Beamte oder die 
ausgleichspflichtige Beamtin zu einem späteren 
Zeitpunkt nachversichert wird. 
4Im Fall einer Abordnung oder Beurlaubung 
verbleibt die Erstattungsverpflichtung bei dem 
abordnenden oder beurlaubenden Dienstherrn. 
5Ein Ausgleich im Innenverhältnis zwischen den 
Dienstherren (Arbeitgeber) bleibt unberührt.

3. Sachliche und örtliche Zuständigkeit

Für die Erstattung durch den Freistaat Bayern ist 
die Pensionsbehörde im Rahmen ihres Aufgaben-

5Erhält die Pensionsbehörde Kenntnis über den 
Wegfall der Unterhaltszahlungen sowie über den 
Rentenbezug, die Wiederheirat oder den Tod der 
ausgleichsberechtigten Person, so ist sie befugt, die 
Aussetzung der Kürzung zu beenden (§ 34 Abs. 6 
VersAusglG). 6Die ausgleichspflichtige Person ist 
diesbezüglich gegenüber der Pensionsbehörde zur 
unverzüglichen Anzeige verpflichtet (§ 34 Abs. 5 
VersAusglG).

2. Aussetzung der Kürzung wegen Invalidität der 
ausgleichspflichtigen Person oder einer für sie 
geltenden besonderen Altersgrenze (§§ 35, 36 
VersAusglG)
1Diese Regelungen sind nur anwendbar, wenn das 
Verfahren über dem Versorgungsausgleich bereits 
nach dem ab 1. September 2009 geltenden Recht 
durchgeführt wurde. 
2Über den Antrag entscheidet die Pensionsbehör-
de. 3Die Kürzung der Versorgung kann ausgesetzt 
werden, wenn der Antragsteller wegen Dienstun-
fähigkeit in den Ruhestand versetzt oder wegen 
Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den 
Ruhestand getreten ist und aus einem im Versor-
gungsausgleich erworbenen Anrecht (noch) keine 
Leistung beziehen kann.
4Die Kürzung ist nur auszusetzen, wenn der auf 
die Versorgung entfallende (potentielle) Kürzungs-
betrag am Ende der Ehezeit mindestens 2 v. H. 
der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 
SGB IV betragen hat (§ 35 Abs. 2, § 33 Abs. 2 
 VersAusglG). 
5Die Aussetzung der Kürzung erfolgt höchstens in 
Höhe der Ausgleichswerte aus denjenigen Anrech-
ten im Sinn des § 32 VersAusglG, aus denen der 
Antragsteller (noch) keine Leistungen bezieht (§ 35 
Abs. 3 VersAusglG). 
6Bezieht die ausgleichspflichtige Person mehre-
re Versorgungen im Sinn des § 32 VersAusglG, 
sind die jeweiligen Kürzungen entsprechend 
dem Verhältnis der Ausgleichswerte auszusetzen 
(§ 35 Abs. 4 VersAusglG). 7Die Pensionsbehörde 
hat hierfür zu ermitteln, ob die ausgleichspflich-
tige Person entsprechende Versorgungen erhält. 
8Die ausgleichspflichtige Person ist verpflichtet, 
die notwendigen Auskünfte zu erteilen (§ 4 Abs. 3 
VersAusglG). 
9Falls die Kürzung ausgesetzt wurde, ist die aus-
gleichspflichtige Person zudem verpflichtet die 
Pensionsbehörde unverzüglich zu informieren, 
sobald sie aus einem im Versorgungsausgleich 
erworbenen Anrecht eine Leistung im Sinn des 
§ 35 Abs. 1 VersAusglG beziehen kann (§ 36 Abs. 4  
Vers AusglG). 10Die Pensionsbehörde hat die  
Kürzung der Versorgung der ausgleichspflichtigen 
Person sodann insoweit wieder aufzunehmen.

3. Aussetzung der Kürzung wegen Tod der 
 ausgleichsberechtigten Person (§§ 37, 38 
 Vers AusglG)
1Über den Antrag entscheidet die Pensionsbehör-
de. 2Die Kürzung ist auszusetzen, wenn die aus-
gleichsberechtigte Person nicht länger als 36 Mo-
nate Leistungen aus dem im Versorgungsausgleich 
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bereichs nach Maßgabe der ZustV-Bezüge zustän-
dig.

4. Umfang der zu erstattenden Aufwendungen und 
Erstattungsverfahren

4.1 Die Berechnung der zu erstattenden Aufwendun-
gen erfolgt nach den Maßgaben des § 1 VAErstV.

4.2 Verwaltungskosten des Rentenversicherungsträ-
gers werden nicht erstattet.

4.3 Die Durchführung des Erstattungsverfahrens rich-
tet sich nach § 2 VAErstV.

4.4 Buchungsstellen

Die Ausgaben für die Erstattung zu Lasten des 
Freistaates Bayern (Nr. 2) sind bei Kapitel 13 20 Ti-
tel 681 71-1 des Staatshaushaltsplanes zu buchen.

5. Auswirkungen auf Vorschriften über eine Betei-
ligung an Versorgungslasten
1Eine Beteiligung an Versorgungslasten auf Grund 
des Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrages 
oder gesetzlicher Vorschriften (Art. 96, § 107b 
 BeamtVG, Art. 145 BayBG, § 42 G131 a. F. in Ver-
bindung mit § 2 DKfAG und entsprechender ande-
rer Beteiligungsvorschriften) ist für Erstattungs-
leistungen nach den § 225 Abs. 1 Satz 1, § 290 
Satz 1 SGB VI unbeachtlich. 2Gleiches gilt für die 
Erstattung von Versorgungsbezügen auf Grund von 
Vereinbarungen, sofern nicht durch Vereinbarung 
etwas anderes bestimmt wird. 
3Bei laufenden Beteiligungen an Versorgungsbe-
zügen sind demnach die sich vor Anwendung der 
Kürzungsvorschrift des Art. 92 ergebenden Versor-
gungsbezüge zugrunde zu legen.

6. Sonderregelungen

Gesetzliche oder vertragliche Regelungen, auf 
Grund deren eine sonstige Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts die dem Frei-
staat Bayern obliegenden Leistungen zu erbringen 
oder zu erstatten hat, bleiben unberührt.
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schaftumbildungen gemäß §§ 16 ff. Beamtenstatusgesetz. 
4In diesen Fällen kann eine Versorgungslastenteilung (z. B. 
durch Verweis auf eine entsprechende Anwendung des 
Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrages) im Rahmen 
des jeweiligen Errichtungs- oder Umwandlungsgesetzes 
oder bei bund- oder länderübergreifenden Körperschafts-
umbildungen im Rahmen eines gesonderten Staatsvertra-
ges geregelt werden.
5Der Staatsvertrag erfasst unmittelbar nur bund- und län-
derübergreifende Dienstherrenwechsel. 6Die Regelung der 
Versorgungslastenteilung bei rein bundes- bzw. landesin-
ternen Dienstherrenwechseln (zum Beispiel zwischen zwei 
Gemeinden eines Landes) bleibt dem jeweiligen Bundes- 
bzw. Landesrecht vorbehalten.

II. Versorgungslastenteilung 

3. § 3 Voraussetzungen

3.1 Zu Abs. 1 (Allgemeines)1 
1Für eine Versorgungslastenteilung müssen kumulativ fol-
gende drei Voraussetzungen vorliegen:

– Dienstherrenwechsel nach § 2,

– Zustimmung des abgebenden Dienstherrn zum Dienst-
herrenwechsel und 

– keine zeitliche Unterbrechung zwischen dem Ausschei-
den beim abgebenden und dem Eintritt beim aufneh-
menden Dienstherrn.

2Eine zeitliche Unterbrechung ist unschädlich, wenn eine 
Übernahme auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung 
erfolgt, siehe Abs. 4. 3Eine Unterbrechung durch allgemei-
ne arbeitsfreie Tage lässt die erforderliche Unmittelbarkeit 
ebenfalls nicht entfallen. 4Allgemeine arbeitsfreie Tage in 
diesem Sinn sind Samstage, Sonntage, der 24. und 31. De-
zember sowie die gesetzlichen Feiertage nach dem Recht 
des aufnehmenden Dienstherrn.

Beispiel:
Eine Beamtin auf Zeit scheidet nach Ablauf der Amtszeit 
am 30. April aus dem Beamtenverhältnis bei Dienstherr 
A aus. Am 2. Mai wird sie in ein Beamtenverhältnis bei 
Dienstherr B berufen. Die zeitliche Unterbrechung lässt 
die Unmittelbarkeit nicht entfallen, da es sich bei dem 
1. Mai um einen gesetzlichen Feiertag handelt.

Fällt in der beschriebenen Konstellation der 2. Mai des 
entsprechenden Jahres auf einen Sonntag (oder Sams-
tag), führt auch die Berufung am 3. Mai (4. Mai) zu kei-
ner zeitlichen Unterbrechung. Handelt es sich bei dem 
2. Mai jedoch um einen Werktag (Montag bis Freitag), 
stellt eine an einem späteren Tag erfolgende Berufung in 
das Beamtenverhältnis eine die Versorgungslastenteilung 
ausschließende zeitliche Unterbrechung dar. 

5Hingegen ist das bislang in § 107b Abs. 1 BeamtVG nor-
mierte Erfordernis einer Mindestdienstzeit von fünf Jahren 
(bzw. von drei Jahren ab der Ernennung zum Berufssolda-
ten gemäß § 92b Nr. 2 SVG) nicht mehr Voraussetzung für 
eine Versorgungslastenteilung.
6Eine Versorgungslastenteilung findet auch dann statt, 
wenn die wechselnde Person zum Zeitpunkt des Diensther-
renwechsels bereits beim abgebenden Dienstherrn einen 
Versorgungsanspruch erworben hat und gegebenenfalls 

1  In den Fällen eines Dienstherrenwechsels zum Jahreswechsel 
2010/2011 finden die §§ 3 ff. bereits Anwendung.

Anlage 2
Durchführungshinweise zum  

Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag

Vorbemerkung:

Im Interesse einer einheitlichen Auslegung und Anwendung 
der Regelungen des Staatsvertrages hat sich eine Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe des Arbeitskreises für Versorgungsfragen 
auf die nachfolgenden Durchführungshinweise verständigt, 
die hiermit bekannt gegeben werden. Die Fußnoten sind 
Hinweise des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen 
und nicht Bestandteil der einheitlichen Durchführungshin-
weise.

I. Anwendungsbereich

1. § 1 Geltungsbereich
1Der Staatsvertrag findet auf alle Dienstherren im Bun-
desgebiet Anwendung, also für den Bund, die Länder, die 
Gemeinden, die Gemeindeverbände und sonstige, unter 
der Aufsicht des Bundes und der Länder stehende Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
mit Dienstherrnfähigkeit.
2Nicht erfasst werden Wechsel aus und in den Dienst der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer 
Verbände (vgl. § 135 Beamtenrechtsrahmengesetz). Inso-
weit sind und bleiben vertragliche Vereinbarungen zuläs-
sig.

2. § 2 Dienstherrenwechsel

2.1 Persönlicher Anwendungsbereich
1Satz 1 benennt allgemein den Dienstherrenwechsel von 
Personen, die in einem Beamten- oder Richterverhältnis 
stehen bzw. in ein solches treten, und bezieht somit über 
den bisherigen Anwendungsbereich des § 107b Beamten-
versorgungsgesetz (BeamtVG) hinaus auch Dienstherren-
wechsel von Beamtinnen und Beamten auf Probe, Richte-
rinnen und Richtern auf Probe sowie Dienstherrenwechsel 
von Beamtinnen und Beamten auf Zeit wie z. B.  kommu-
nale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte mit ein.
2Ferner werden in Satz 1 Dienstherrenwechsel von Per-
sonen, die in einem Soldatenverhältnis stehen bzw. in ein 
solches treten, aufgeführt. 3Dadurch wird zum einen der 
Personenkreis der Berufssoldatinnen und Berufssoldaten 
abweichend von der bisherigen Rechtslage, die einen Ver-
weis des § 92b Soldatenversorgungsgesetz (SVG) auf § 107b 
BeamtVG vorsah, nunmehr unmittelbar erfasst. 4Zum an-
deren werden Soldatinnen und Soldaten auf Zeit in die 
Regelung zur Versorgungslastenteilung einbezogen. 5Der 
Personenkreis der Grundwehrdienst- und freiwilligen zu-
sätzlichen Wehrdienst Leistenden wird von den Regelun-
gen des Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrages nicht 
erfasst. 
6Ausgenommen sind nach Satz 2 ferner Dienstherrenwech-
sel von Beamtinnen und Beamten, die beim abgebenden 
Dienstherrn in einem Beamtenverhältnis auf Widerruf 
stehen. 

2.2 Sachlicher Anwendungsbereich
1In sachlicher Hinsicht setzt ein Dienstherrenwechsel nach 
Satz 1 das Ausscheiden bei einem Dienstherrn und den 
Eintritt bei einem anderen Dienstherrn voraus. 2Ob dies in 
Form der Versetzung, Ernennung oder auf sonstige Weise 
erfolgt, ist unerheblich. 3Nicht erfasst werden Diensther-
renwechsel kraft Gesetzes z. B.  auf Grund von Körper-
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Versorgungsbezüge erhält (beispielsweise kommuna-
le Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte), da dieser Versor-
gungsanspruch regelmäßig durch die vom aufnehmenden 
Dienstherrn bezahlten Aktivbezüge und den späteren Ver-
sorgungsanspruch gegenüber diesem Dienstherrn (ganz 
oder teilweise) gekürzt wird (zu den Folgen eines Ausschei-
dens beim aufnehmenden Dienstherrn ohne Versorgungs-
anspruch siehe Ziffer 7.2). 

Beispiel:
Ein kommunaler Wahlbeamter auf Zeit bei Dienstherr 
A, der gegenüber A bereits einen Versorgungsanspruch 
erworben hat, wechselt in ein Beamtenverhältnis bei 
Dienstherr B. Auf Grund der Regelungen zum Zusam-
mentreffen von Versorgungs- mit Aktivbezügen gelangt 
der Versorgungsanspruch in der Regel nicht zur Auszah-
lung. Tritt der Beamte später bei Dienstherr B in den Ru-
hestand, ruht in der Regel auch der Versorgungsanspruch 
gegenüber Dienstherr A auf Grund der Regelungen zum 
Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge. Eine 
Versorgungslastenteilung findet daher statt; Dienstherr 
A hat eine Abfindung nach den allgemeinen Regeln zu 
zahlen. Dies gilt auch dann, wenn der Versorgungsan-
spruch gegenüber dem abgebenden Dienstherrn nicht im 
vollen Umfang ruhen sollte.

7Eine Versorgungslastenteilung findet nicht statt, wenn auf 
Grund eines Wechsels in ein Soldatenverhältnis auf Zeit 
eine Nachversicherung durchzuführen ist. 8Soldatinnen 
und Soldaten auf Zeit erhalten keine Versorgung; ihre Al-
terssicherung erfolgt durch eine Nachversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung auf der Grundlage der 
früher gezahlten Dienstbezüge. 9Bei einem Wechsel in ein 
Soldatenverhältnis auf Zeit ist der abgebende Dienstherr 
daher verpflichtet, die Nachversicherung durchzuführen.

3.2 Zu Abs. 2 (Anforderungen an die Zustimmung)

1Der abgebende Dienstherr muss die Zustimmung vor der 
Wirksamkeit des Dienstherrenwechsels und somit vor dem 
Eintritt beim aufnehmenden Dienstherrn schriftlich ge-
genüber dem aufnehmenden Dienstherrn erklären.

2Die Erklärung wird sich bei Beamtinnen und Beamten in 
der Regel konkludent aus der dienstrechtlichen Maßnahme 
ergeben, so z. B.  aus der Versetzungsverfügung, mit der 
der Dienstherrenwechsel vollzogen wird.

3Eine Verweigerung der Zustimmung ist nur aus dienst-
lichen Gründen zulässig. Als dienstliche Gründe kommen 
beispielsweise in Betracht:

– Unabkömmlichkeit der Beamtin/des Beamten,

– Mangelsituation beim bisherigen Dienstherrn in der 
Laufbahn oder dem Aufgabengebiet der Beamtin/des 
Beamten.

4Fiskalische Erwägungen dürfen nicht herangezogen wer-
den.

3.3 Zu Abs. 3 (Sonderregelung zum Zustimmungserfor-
dernis)

Hinsichtlich des Zustimmungserfordernisses gibt es drei 
Sonderregelungen:

– 1Die Zustimmung zum Wechsel von Professorinnen2 und 
Professoren  wird unwiderlegbar fingiert, wenn beim ab-
gebenden Dienstherrn eine Dienstzeit von mindestens 
drei Jahren3 abgeleistet wurde. 2Eine Ermäßigung der 
Arbeitszeit bleibt dabei unberücksichtigt. 3Bei einem 
Dienstherrenwechsel vor Ablauf dieser Frist bleibt es 
bei dem Zustimmungserfordernis nach Abs. 1. 

Beispiele: 
Professor X wird zum 1. Juni 2011 an die Universität des 
Dienstherrn A berufen. Zum 1. Juni 2014 wechselt er an 
die Universität des Dienstherrn B. Die Zustimmung zum 
Dienstherrenwechsel wird vorliegend fingiert, da der Pro-
fessor bei Dienstherr A eine Dienstzeit von drei Jahren 
abgeleistet hat.

Professor Y, der ebenfalls zum 1. Juni 2011 an die Uni-
versität des Dienstherrn A berufen wird, wechselt bereits 
ein Jahr später zu einem anderen Dienstherrn. In diesem 
Fall wird die Zustimmung des abgebenden Dienstherrn 
A nicht fingert und muss somit ausdrücklich oder kon-
kludent zum Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels vorlie-
gen.

– Die Zustimmung gilt als unwiderruflich erteilt, wenn 
mit Zeitablauf eines Beamten- oder Soldatenverhältnis-
ses auf Zeit ein neues Beamten-, Soldaten- oder Rich-
terverhältnis bei einem anderen Dienstherrn begründet 
wird. 

Beispiel: 
Ein Soldat auf Zeit wechselt nach Ablauf der Dienstzeit 
beim Bund in ein Beamtenverhältnis beim Land A. In 
diesem Fall gilt die Zustimmung als erteilt. 

– Die Zustimmung gilt bei der Begründung von Beamten-
verhältnissen, die auf einer Wahl (z. B.  Urwahl, Wahl 
durch eine Vertretungskörperschaft, Wahl durch einen 
Verwaltungsrat) beruhen (z. B.  bei kommunalen Wahl-
beamtinnen und Wahlbeamten), als unwiderruflich er-
teilt.

Beispiel: 
Ein Beamter des Dienstherrn A wird zum Bürgermeister 
der Kommune B gewählt. In diesen Fällen gilt die Zustim-
mung des Dienstherrn A zum Wechsel in die Kommune 
B als erteilt.

3.4 Zu Abs. 4 (Sonderregelung zur zeitlichen Unter-
brechung)

1Nach Abs. 4 ist eine zeitliche Unterbrechung zwischen 
Ausscheiden und Eintritt abweichend von Abs. 1 aus-
nahmsweise unschädlich, wenn die wechselnde Person 
auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung vom aufneh-
menden Dienstherrn übernommen wird. 2Erfasst sind hier-
von beispielsweise Soldatinnen oder Soldaten auf Zeit, die 
auf Grund eines Eingliederungs- oder Zulassungsscheins 
nach § 9 SVG in den Dienst eines anderen Dienstherrn 
übernommen werden.

2  Nach Auffassung des Arbeitskreises für Versorgungsfragen fallen 
unabhängig von einer etwaigen statusrechtlichen Gleichstellung 
von Juniorprofessoren mit Professoren in den einzelnen Ländern 
Juniorprofessoren nicht unter den Begriff der Professorin oder des 
Professors.

3  Nach Auffassung des Arbeitskreises für Versorgungsfragen wird 
bei der Drei-Jahres-Frist auch die Zeit einer Beurlaubung unter 
Anerkennung als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt.
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3Hat der abgebende Dienstherr auf Grund der zeitlichen 
Unterbrechung jedoch bereits die Nachversicherung durch-
geführt, findet keine Versorgungslastenteilung statt. 4Dies 
gilt jedoch nicht, wenn die Rückabwicklung der Nachversi-
cherung durchgeführt wurde (vgl. § 185 Abs. 2a SGB VI). 

4. § 4 Abfindung

4.1 Zu Abs. 1 (Einmalige Abfindung)
1Mit der Zahlung einer einmaligen Abfindung ist die Be-
teiligung des abgebenden Dienstherrn an den späteren 
Versorgungskosten abgeschlossen. 2Damit wird das bis-
herige System der laufenden Beteiligung des abgebenden 
Dienstherrn nach § 107 b BeamtVG abgelöst.

4.2 Zu Abs. 2 (Ermittlung des Abfindungsbetrages)
1Parameter für die Berechnung des Abfindungsbetrages 
sind:

– die ruhegehaltfähigen Bezüge,

– die ruhegehaltfähigen Dienstzeiten in Monaten und 

– ein in der Regel vom Lebensalter abhängiger Bemes-
sungssatz.

2Die weiteren Einzelheiten zur Ermittlung der Bezüge und 
Dienstzeiten sind in §§ 5 und 6 (siehe Ziffern 5 und 6) ge-
regelt.
3Satz 2 sieht drei Bemessungssätze vor, die nach Lebens-
alter der wechselnden Person gestaffelt sind; maßgeblich 
für die Einordnung ist das Alter im Zeitpunkt des Dienst-
herrenwechsels (siehe Abs. 3):

Dienstherrenwechsel bis Voll- 
endung des 30. Lebensjahres

Bemessungssatz:  
15 v. H.

Dienstherrenwechsel bis Voll- 
endung des 50. Lebensjahres

Bemessungssatz:  
20 v. H.

Dienstherrenwechsel nach Voll- 
endung des 50. Lebensjahres

Bemessungssatz:  
25 v. H.

4Bei Professorinnen und Professoren wird nach Satz 3 gene-
rell der höchste Bemessungssatz (25 v. H.) angewendet.

4.3 Zu Abs. 3 (Maßgebliches Recht und maßgeblicher 
Zeitpunkt)

Allgemeine Grundsätze für die Ermittlung der nach Abs. 2 
maßgeblichen Berechnungsparameter:

– Die Bezüge und Dienstzeiten sind nach dem Recht des 
abgebenden Dienstherrn zu ermitteln. 

– In zeitlicher Hinsicht sind die tatsächlichen und rechtli-
chen Verhältnisse zum Zeitpunkt des Ausscheidens der 
wechselnden Person zugrunde zu legen.

– Nachfolgende Entwicklungen beim aufnehmenden 
Dienstherrn wie z. B.  vorzeitiger Ruhestandseintritt und 
insbesondere die spätere tatsächliche Versorgungsbelas-
tung bleiben außer Betracht, so dass Nachberechnungen 
ausgeschlossen sind.

4.4 Zu Abs. 4 (Sonderregelungen für Beamten- und 
 Soldatenverhältnisse auf Zeit)

1Satz 1 ist eine Sonderregelung für Dienstherrenwechsel 
von Beamtinnen und Beamten auf Zeit, die nach Ablauf 
ihrer beim abgebenden Dienstherrn begründeten Dienst- 
oder Amtszeit nicht in den Ruhestand zu versetzen wären. 
2Der abgebende Dienstherr hat hier abweichend von Abs. 2 
eine Abfindung in Höhe derjenigen Nachversicherungs-

kosten, die bei Ausscheiden zum Zeitpunkt des Diensther-
renwechsels für eine Nachversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung angefallen wären, an den aufnehmen-
den Dienstherrn zu zahlen. 3Die Berechnung der Abfin-
dung richtet sich nach dem Sozialversicherungsrecht (siehe 
§ 181 SGB VI). 4Zeiten bei früheren Dienstherren sind bei 
dieser Berechnung nicht zu berücksichtigen. 
5Nach Satz 2 hat der abgebende Dienstherr einen Abfin-
dungsbetrag, den er zuvor von einem früheren Dienstherrn 
erhalten hat, unter Verzinsung in Höhe von 4,5 v. H. pro 
Jahr neben der Abfindung nach Satz 1 an den aufnehmen-
den Dienstherrn weiterzureichen. 6Dabei erfolgt keine Zin-
seszinsberechnung. 7Bei der Zinsberechnung ist grund-
sätzlich von 365 Zinstagen pro Jahr auszugehen. 

Beispiel:
Ein Landesbeamter auf Lebenszeit nimmt ein kommuna-
les Wahlamt der Besoldungsgruppe B 3 bei einer Kom-
mune eines anderen Landes wahr. Das Land hat an die 
Kommune eine Abfindung nach allgemeinen Regeln zu 
zahlen (z. B.  in Höhe von 50.000 €). Kehrt der Beamte 
nach einer Amtsperiode von sechs Jahren ohne Erwerb 
von Versorgungsansprüchen in sein Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit zurück, hat die Kommune an das Land 
eine Abfindung in Höhe der Nachversicherungskosten 
von ca. 77.000 € für die sechs Jahre im kommunalen 
Wahlamt sowie zusätzlich die vom Land erhaltene Ab-
findung zuzüglich einer Verzinsung von 4,5 v. H. pro Jahr 
(hier 2.250 € [4,5 v. H. von 50.000 €] x 6 [Jahre] = 13.500 €, 
insgesamt also 63.500 €) zu zahlen. 

8Satz 3 ist eine Sonderregelung für Dienstherrenwechsel 
von Soldatinnen und Soldaten auf Zeit. 9Abweichend von 
Satz 1 (Abfindung in Höhe derjenigen Nachversicherungs-
kosten, die zum Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels für 
eine Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung angefallen wären) ist die Abfindung auf Basis der 
Kosten einer fiktiven Nachversicherung mit einem beson-
deren Beitragssatz in Höhe von 15 v. H. zu berechnen. 

5. § 5 Bezüge

5.1 Zu Abs. 1 (Ruhegehaltfähige Bezüge)
1Zu den Bezügen gehören die monatlichen ruhegehalt-
fähigen Bezüge (d. h. z. B.  das Grundgehalt – bei einer 
Bemessung nach Stufen in der zum Zeitpunkt des Dienst-
herrenwechsels erreichten Stufe, der Familienzuschlag der 
Stufe 1 und sonstige nach dem maßgeblichen Besoldungs-
recht ruhegehaltfähigen Dienst- und Leistungsbezüge) so-
wie die Sonderzahlung. 2Im Falle einer Teilzeitbeschäfti-
gung sind die ungekürzten ruhegehaltfähigen monatlichen 
Bezüge anzusetzen (siehe auch Ziffer 6.1).
3Die Ruhegehaltfähigkeit von Bezügen bestimmt sich nach 
dem Recht des abgebenden Dienstherrn zum Zeitpunkt 
des Ausscheidens.

5.2 Zu Abs. 2 (Keine Mindestdienst- oder -bezugs-
zeiten)

1Die allgemeine Regel des § 4 Abs. 3 wird modifiziert. 2Ist 
die Ruhegehaltfähigkeit von Bezügen nach dem Recht des 
abgebenden Dienstherrn an die Erfüllung von Mindest-
dienst- oder -bezugszeiten geknüpft, sind diese Regelun-
gen für die Ermittlung der Bezüge im Sinn des § 4 Abs. 2 
Satz 1 unbeachtlich:

– Für die Berechnung des Abfindungsbetrags kommt es 
somit insbesondere nicht auf die Erfüllung einer War-
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tezeit (z. B.  für das erstmalige Entstehen eines Ruhe-
gehaltsanspruchs oder für eine Versorgung aus dem 
Beförderungsamt) an.

– Im Falle des § 15a Abs. 3 BeamtVG oder entsprechender 
landesrechtlicher Regelungen ist ein Unterschiedsbe-
trag hinzuzurechnen, soweit zum Zeitpunkt des Dienst-
herrenwechsels das Amt für eine entsprechende Dauer 
übertragen war; auf die tatsächliche Ausübung des Amts 
für den erforderlichen Zeitraum kommt es dagegen nicht 
an.

– 1Insbesondere im Bereich der Professorenbesoldung sind 
unbefristete Leistungsbezüge unabhängig von einer 
etwaigen Mindestbezugsdauer anzusetzen, soweit auf 
Grundlage des zum Zeitpunkt des Dienstherrenwech-
sels vorliegenden Sachverhalts die sonstigen Voraus-
setzungen der Ruhegehaltfähigkeit erfüllt sind. 2Dies 
gilt auch für befristete Leistungsbezüge. 3Die Einbe-
ziehung von befristet gewährten Leistungsbezügen bei 
der Berechnung der Abfindung hängt somit davon ab, 
ob die Leistungsbezüge ohne den Dienstherrenwechsel 
auf Grundlage des zum Zeitpunkt des Dienstherren-
wechsels vorliegenden Sachverhalts beim abgebenden 
Dienstherren ohne weitere Zwischenakte ruhegehalt-
fähig geworden wären.

Beispiel 1: 
Professor X erhält bei Dienstherr A ein Grundgehalt aus 
der Besoldungsgruppe W 3 sowie seit dem 1. Januar 
2012 unbefristet Leistungsbezüge in Höhe von 20 v. H. 
des Grundgehalts. Nach dem Recht des Dienstherrn A 
sind diese Leistungsbezüge ruhegehaltfähig, soweit sie 
unbefristet gewährt und mindestens zwei Jahre bezogen 
worden sind. Wechselt Professor X zum 1. Januar 2013 an 
die Universität des Dienstherrn B, so sind bei der Berech-
nung der von Dienstherr A zu leistenden Abfindung auch 
die Leistungsbezüge einzubeziehen.

Beispiel 2:
Professor X erhält bei Dienstherr A ein Grundgehalt aus 
der Besoldungsgruppe W 3 sowie seit dem 1. Januar 2012 
auf fünf Jahre befristete Leistungsbezüge in Höhe von 
20 v. H. des Grundgehalts. Nach dem Recht des Dienst-
herrn A werden befristete Leistungsbezüge ruhegehaltfä-
hig, soweit sie insgesamt für die Dauer von zehn Jahren 
zugestanden haben. Wechselt Professor X zum 1. Januar 
2015 an die Universität des Dienstherrn B, so sind bei 
der Berechnung der von Dienstherr A zu leistenden Ab-
findung die befristeten Leistungsbezüge nicht einzu-
beziehen, da sie bei Dienstherr A ohne einen weiteren 
Zwischenakt (erneute Vergabe) nicht ruhegehaltfähig 
geworden wären.

Anders wäre der Fall zu entscheiden, wenn der Professor 
X beim abgebenden Dienstherrn A bis zum 1. Januar 2012 
bereits einen befristeten Leistungsbezug für die Dauer 
von fünf Jahren bezogen hätte und dieser zum 1. Januar 
2012 beim abgebenden Dienstherrn um weitere fünf Jah-
re verlängert worden wäre. Bei einem Dienstherrenwech-
sel zum 1. Januar 2015 (also auch vor Ablauf der zehn 
Jahre) wäre der Leistungsbezug hier bei der Berechnung 
der Abfindung einzubeziehen. 

5.3  Zu Abs. 3 (Berücksichtigung der Sonderzahlung)
1Maßgeblich ist die zum Zeitpunkt des Ausscheidens ge-
währte oder ohne Dienstherrenwechsel im Jahr des Aus-
scheidens zustehende Sonderzahlung. 2Unerheblich ist, ob 

und in welcher Höhe die Sonderzahlung an Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger gewährt 
wird. 3Die Sonderzahlung ist, soweit sie als Jahresbetrag 
bezahlt wird, in Höhe von 1/12 des Jahresbetrags anzu-
setzen.4

Beispiel: 
Eine Beamtin (Besoldungsgruppe A 13, unverheiratet, 
keine Kinder) wechselt zum 31. Juli 2012 von Dienstherr 
A zu Dienstherr B. Bei Dienstherr A erhielt sie jährlich 
mit den Dezemberbezügen eine Sonderzahlung in Höhe 
von 60 v. H. der Dezemberbezüge. Die Dezemberbezüge 
hätten im Jahr des Wechsels 3.675 € betragen, was eine 
Sonderzahlung von 2.205 € ergeben hätte. Bei Dienstherr 
B werden keine Sonderzahlungen geleistet. Da es nur auf 
die Rechtslage beim abgebenden Dienstherrn ankommt, 
ist der Berechnung der Abfindung eine Sonderzahlung 
in Höhe von monatlich 183,75 € anzusetzen.

6. § 6 Dienstzeiten

6.1 Zu Abs. 1 (Definition Dienstzeit)

1Dienstzeiten sind nach Satz 1 nur Zeiten in einem Rechts-
verhältnis der in § 2 genannten Art. 2Sie werden berück-
sichtigt, soweit sie ruhegehaltfähig sind; dies beurteilt sich 
nach dem Recht des abgebenden Dienstherrn zum Zeit-
punkt des Dienstherrenwechsels. 3Gemäß Satz 2 sind auch 
Zeiten als Soldatin oder Soldat auf Zeit einzubeziehen.

4Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind unter Berücksich-
tigung der Versorgungswirksamkeit beim abgebenden 
Dienstherrn nach dem Verhältnis der abgeleisteten zur 
regelmäßigen Arbeitszeit anzusetzen; hingegen sind im 
Falle einer Teilzeitbeschäftigung bei den Dienstbezügen 
die ungekürzten ruhegehaltfähigen monatlichen Bezüge 
anzusetzen. 5Entsprechendes gilt bei eingeschränkter Ver-
wendung wegen begrenzter Dienstfähigkeit gemäß § 27 
Beamtenstatusgesetz.

6Auch Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge sind 
zu berücksichtigen und fließen in die Berechnung ein, 
wenn sie nach dem Recht des abgebenden Dienstherrn 
unter bestimmten Voraussetzungen (Beurlaubung dient 
öffentlichen Belangen oder Interessen, gegebenenfalls 
Zahlung eines Versorgungszuschlags) als ruhegehaltfä-
hig anzuerkennen sind.

7Zeiten außerhalb eines in § 2 (Beamten-, Soldaten- oder 
Richterverhältnis) genannten Rechtsverhältnisses (insbe-
sondere Vordienstzeiten, beispielsweise: Wehrdienstzei-
ten, Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis, Ausbil-
dungszeiten) bleiben außer Betracht. 8Dies gilt unabhängig 
davon, ob und in welchem Umfang derartige Zeiten nach 
dem Recht des abgebenden Dienstherrn ruhegehaltfähig 
sind. 

9Neben den Zeiten in einem in § 2 genannten Rechtsver-
hältnis, die beim abgebenden Dienstherrn zurückgelegt 
wurden, werden auch entsprechende Zeiten bei früheren 
Dienstherren berücksichtigt.

4  Nach Auffassung des Arbeitskreises für Versorgungsfragen sind 
der Grundbetrag der Sonderzahlung sowie sämtliche nach dem 
jeweiligen Landes- oder Bundesrecht vorgesehenen Erhöhungs-
beträge (z. B. Kindersonderbeträge, kinderbezogener Familienzu-
schlag, sonstige Erhöhungsbeträge) zu berücksichtigen. Bei Teil-
zeitbeschäftigung ist die gewährte Sonderzahlung in volle Bezüge 
hochzurechnen.
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10Satz 3 stellt klar, dass Zeiten in einem Beamtenverhältnis 
auf Widerruf ausgenommen sind. 11Ferner hat der abge-
bende Dienstherr nach Satz 3 nicht für Zeiten bei früheren 
Dienstherren einzustehen, für die bereits eine Nachversi-
cherung durchgeführt, die Nachversicherungsbeiträge also 
gezahlt wurden. 12Wegen einer möglichen Rückabwick-
lung wird auf die Ausführungen zu Ziffer 3.4 verwiesen.
13Die gesamte zurechnungsfähige ruhegehaltfähige 
Dienstzeit ist in Monate umzurechnen und nur in vollen 
Monaten anzusetzen. 14Dabei sind die verbleibenden Tage 
unter Anwendung des Divisors 365 und des Multiplika-
tors 12 umzurechnen und auf volle Monate abzurunden.

Beispiel: 
Ein Beamter, der zehn Jahre bei Dienstherr A verbracht 
hat, wechselt zu Dienstherr B. Die Dienstzeit für die Be-
rechnung der von Dienstherr A an Dienstherr B zu leisten-
den Abfindung beträgt 120 Monate. Wechselt der Beamte 
acht Jahre (96 Monate) später zu Dienstherr C, berechnet 
sich die von Dienstherr B zu leistende Abfindung auf Ba-
sis einer Dienstzeit von insgesamt 216 Monaten. Dienst-
herr B reicht die von Dienstherr A erhaltene Abfindung 
also nicht an Dienstherr C weiter, sondern leistet eine 
auf Basis der bei den Dienstherren A und B verbrachten 
Dienstzeiten nach dem Recht des Dienstherrn B zum Zeit-
punkt des Dienstherrenwechsels zu berechnende Abfin-
dung an den Dienstherrn C.

Beispiel: 
Eine Beamtin wechselt zum 1. Juni 2011 von Dienstherr A zu Dienstherr B; ihr beruflicher Werdegang bei Dienstherr A 
verlief wie folgt:

von bis Tätigkeit Davon ruhegehalt-
fähige Dienstzeit

Jahre Tage

1. September 1992 31. Oktober 1995 Beamtin auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 0 0,00

1. November 1995 31. Oktober 2003 Beamtin in Vollzeit 8 0,00

1. November 2003 30. September 2006 Beamtin in Teilzeit mit 2/3 der regelmäßigen  
Arbeitszeit

1 344,33

1. Oktober 2006 31. August 2007 Freistellung vom Dienst 0 0,00

1. September 2007 31. Mai 2011 Beamtin in Teilzeit mit 4/5 der regelmäßigen  
Arbeitszeit

2 364,40

 Gesamtdienst in Jahren und Tagen 11 708,73

in Monaten 132 23

(Tage / 365 x 12) 155 

Ergebnis: Die zurechnungsfähige ruhegehaltfähige Dienstzeit bei Dienstherr A beläuft sich auf 155 Monate.

6.2 Zu Abs. 2 (Zurechnung von Abordnungszeiten)

1Abordnungszeiten beim aufnehmenden Dienstherrn, die 
einem Dienstherrenwechsel unmittelbar vorangehen, wer-
den abweichend von der bisherigen Regelung des § 107b 
Abs. 4 Satz 3 BeamtVG dem aufnehmenden Dienstherrn 
zugerechnet. 2Diese Zeiten gehören damit nicht zu den 
Dienstzeiten für die Berechnung der vom abgebenden 
Dienstherrn zu leistenden Abfindung.5

3Aber: Hat der aufnehmende Dienstherr jedoch für diese 
Zeiten einen Versorgungszuschlag an den abgebenden 
Dienstherrn geleistet, müssen diese Zeiten auch für die 
Berechnung der Abfindung berücksichtigt werden. 4Die 
Höhe des Versorgungszuschlags bleibt dabei unberück-
sichtigt. 5Bei einer Abordnung ohne Versetzungsabsicht, 
die dennoch im unmittelbaren Anschluss eine Versetzung 
nach sich zieht, ist der Versorgungszuschlag jedoch an den 
aufnehmenden Dienstherrn zurückzuerstatten, so dass im 

5  Der Arbeitskreis für Versorgungsfragen ist der Auffassung, dass bei 
Soldaten auf Zeit mit Eingliederungs- bzw. Zulassungsschein, die 
bereits während ihrer Dienstzeit als Soldat in ein Beamtenverhält-
nis auf Widerruf eingestellt werden, der Dienstherrenwechsel mit 
Ausscheiden aus dem Soldatenverhältnis vollzogen ist. Die Zeit ab 
Einstellung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf ist in entspre-
chender Anwendung des § 6 Abs. 2 dem aufnehmenden Dienstherrn 
zuzurechnen.

Ergebnis kein Versorgungszuschlag geleistet wurde und 
die Abordnungszeiten somit dem aufnehmenden Dienst-
herrn zuzuordnen sind.

Beispiel: 
Ein Beamter wird zum 1. Oktober 2011 für sechs Monate 
von Dienstherr A zu Dienstherr B abgeordnet. Mit Ablauf 
der Abordnungszeit wird er von Dienstherr A zu Dienst-
herr B versetzt. Die Zeit der Abordnung ist bei der Berech-
nung der Abfindung, die Dienstherr A an Dienstherr B zu 
zahlen hat, nicht zu berücksichtigen. Sie ist bereits dem 
aufnehmenden Dienstherrn B zuzurechnen.

Hat Dienstherr B für die Zeit der Abordnung jedoch einen 
Versorgungszuschlag an den Dienstherrn A gezahlt, so 
ist die Zeit der Abordnung bei der Berechnung der Ab-
findung, die Dienstherr A an Dienstherr B zu zahlen hat, 
einzubeziehen.

7. § 7 Weitere Zahlungsansprüche (Sonderfälle)

1Mit § 7 werden Folgeansprüche in bestimmten Konstella-
tionen geregelt, in denen bereits eine Abfindung gezahlt 
wurde. 

2Die Ansprüche nach § 7 werden nach allgemeinen Grund-
sätzen mit ihrer Entstehung fällig. 
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7.1 Zu Abs. 1 (Weiterreichen der Abfindung)
1Es besteht ein Zahlungsanspruch des aufnehmenden 
Dienstherrn, wenn ein Dienstherrenwechsel ohne die 
Voraussetzungen des § 3 (und damit ohne Versorgungs-
lastenteilung) stattfindet und der abgebende Dienstherr 
auf Grund eines früheren, unter § 3 fallenden Diensther-
renwechsels eine Abfindung erhalten hat.6 2Der abgebende 
Dienstherr ist verpflichtet, diese Abfindung ab Erhalt pau-
schal mit 4,5 v. H. pro Jahr zu verzinsen und an den neuen 
Dienstherrn abzuführen. 3Dabei erfolgt keine Zinseszins-
berechnung. 4Bei der Zinsberechnung ist grundsätzlich 
von 365 Zinstagen pro Jahr auszugehen. 5Die Zahlungs-
pflicht besteht nicht, wenn der abgebende Dienstherr be-
reits eine Nachversicherung durchgeführt hat. 6Der abge-
bende Dienstherr hat den aufnehmenden Dienstherrn über 
die Höhe und den Zeitpunkt der erhaltenen Abfindung zu 
informieren. 

Beispiel:
Ein Beamter wechselt von Dienstherr A zu Dienstherr B. 
Dienstherr A leistet eine Abfindung nach den allgemei-
nen Regeln. Danach wechselt der Beamte ohne Vorlie-
gen der Voraussetzungen einer Versorgungslastenteilung 
nach § 3 (z. B.  wegen fehlender Zustimmung des B) zu 
Dienstherr C. Hier hat Dienstherr B die von Dienstherr A 
erhaltene Abfindung mit 4,5 v. H. pro Jahr zu verzinsen 
und an Dienstherr C weiterzureichen, da Dienstherr B auf 
Grund des Dienstherrenwechsels keiner Beteiligung an 
den Versorgungskosten ausgesetzt ist.

7.2 Zu Abs. 2 (Erstattung der Nachversicherungs-
kosten)

1Abs. 2 erfasst diejenigen Fallkonstellationen, in denen die 
wechselnde Person nach erfolgter Versorgungslastentei-
lung beim aufnehmenden Dienstherrn ohne Versorgungs-
anspruch ausscheidet. 2Sätze 1 und 2 regeln dabei unter-
schiedliche Fallvarianten.

Satz 1: 
3Von Satz 1 werden Fälle erfasst, in denen die ehemals 
wechselnde Person, bei deren Dienstherrenwechsel der 
abgebende Dienstherr eine Abfindung gezahlt hat, beim 
aufnehmenden Dienstherrn ohne Versorgungsanspruch 
ausscheidet und aus diesem Grunde nachzuversichern ist. 
4Sozialversicherungsrechtlich ist die Nachversicherung 
von jedem Dienstherrn für die dort verbrachten Zeiten 
durchzuführen. 5Da der abgebende Dienstherr bereits eine 
Abfindung geleistet hat, muss der aufnehmende Dienst-
herr im Ergebnis die Kosten der Nachversicherung allein 
tragen. 6Dies erfolgt durch Erstattung der Nachversiche-
rungskosten an den abgebenden Dienstherrn. 7Entschei-
dend sind die tatsächlichen Kosten, also die gezahlten 
Nachversicherungsbeiträge.

6  Liegt ein Dienstherrenwechsel ohne die Voraussetzungen des § 3 
vor und hat der abgebende Dienstherr auf Grund eines früheren 
landesinternen Dienstherrenwechsels eine Abfindung nach Lan-
desrecht erhalten, ist § 7 Abs. 1 entsprechend anzuwenden, sofern 
die beteiligten Länder bzw. Körperschaften des öffentlichen Rechts 
dies nach dem Gegenseitigkeitsprinzip vereinbaren.

Beispiel: 
Ein Beamter wechselt von Dienstherr A zu Dienstherr B. 
Dienstherr A leistet eine Abfindung nach den allgemei-
nen Regeln. Danach wechselt der Beamte in die Privat-
wirtschaft und wird von den Dienstherren A und B für die 
jeweils bei ihnen verbrachten Zeiten nachversichert. Da 
Dienstherr B für die Dienstzeiten bei Dienstherr A bereits 
eine Abfindung von diesem erhalten hat, hat er Dienst-
herr A die Nachversicherungsbeiträge zu erstatten.

8Der nach Satz 1 im Innenverhältnis zwischen den Dienst-
herren erstattungspflichtige (aufnehmende) Dienstherr hat 
den zahlungsberechtigten (abgebenden) Dienstherren das 
unversorgte Ausscheiden unverzüglich mitzuteilen. 9Im 
Falle einer verspäteten Mitteilung hat der aufnehmende 
Dienstherr auch die dadurch verursachten Säumniszu-
schläge zu erstatten.
10Die zahlungsberechtigten (abgebenden) Dienstherren 
haben dem erstattungspflichtigen (aufnehmenden) Dienst-
herrn die tatsächlichen Nachversicherungskosten mitzu-
teilen.

Satz 2:
11Anstelle der Erstattung der Nachversicherungskosten hat 
der aufnehmende Dienstherr gemäß Satz 2 die erhaltene 
Abfindung nebst Zinsen an den abgebenden Dienstherrn 
zu bezahlen, wenn

– der abgebende Dienstherr eine Abfindung nach § 4 
Abs. 4 Satz 3 auf Grund des Dienstherrenwechsels einer 
Soldatin oder eines Soldaten auf Zeit bezahlt hat oder 

– beim abgebenden Dienstherrn keine Nachversicherung 
erfolgt, weil ihm gegenüber ein Versorgungsanspruch 
besteht.

Beispiel:
Ein kommunaler Wahlbeamter auf Zeit bei Dienstherr A, 
der gegenüber Dienstherr A bereits einen Versorgungsan-
spruch erworben hat, wechselt in ein Beamtenverhältnis 
bei Dienstherr B. Auf Grund der Regelungen zum Zu-
sammentreffen von Versorgungs- mit Aktivbezügen ge-
langt der Versorgungsanspruch in der Regel nicht zur 
Auszahlung. Dienstherr A leistet eine Abfindung nach 
den allgemeinen Regeln. Danach wechselt der Beamte 
in die Privatwirtschaft und wird von Dienstherr B für die 
bei ihm verbrachten Zeiten nachversichert. Dienstherr 
A führt jedoch keine Nachversicherung durch, da der 
Versorgungsanspruch des ehemaligen Wahlbeamten 
auf Zeit nun wiederauflebt. In dieser Konstellation hat 
Dienstherr B die erhaltene Abfindung zuzüglich Zinsen in 
Höhe von 4,5 v. H. pro Jahr ab dem Zeitpunkt des Erhalts 
der Zahlung an Dienstherr A zurückzuzahlen.

8. § 8 Dokumentationspflichten und Zahlungsmodali-
täten

8.1 Zu Abs. 1 (Pflichten des zahlungspflichtigen Dienst-
herrn)

1Der zahlungspflichtige Dienstherr hat den Abfindungsbe-
trag zu berechnen. 2Um dem aufnehmenden Dienstherrn 
eine Nachprüfung zu ermöglichen, hat der abgebende 
Dienstherr den Rechenweg zu dokumentieren. 3Hierzu 
gehören die tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen für 
die Ermittlung der nach § 4 Abs. 2 Satz 1 maßgeblichen Be-
rechnungsparameter. 4Es sind daher bei jedem Einzelfall 
die tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen für die der 



FMBl Nr. 12/2012540

der jährlichen Erstattung abweichende Zahlungsregelung 
vereinbaren.
7Bei Eintritt der Hinterbliebenenversorgung wird der Er-
stattungsbetrag neu festgesetzt. 8Dies erfolgt durch Anwen-
dung der jeweiligen Vom-Hundert-Sätze der Hinterbliebe-
nenversorgung nach dem Beamtenversorgungsrecht des 
erstattungspflichtigen Dienstherrn auf den (festgeschrie-
benen und gegebenenfalls angepassten) Erstattungsbetrag 
für die Ruhestandsbeamtin oder den Ruhestandsbeamten. 
9Die Vom-Hundert-Sätze sind zu addieren und dürfen in 
der Summe 100 v. H. nicht übersteigen. 10Auch der neu 
festgesetzte Erstattungsbetrag erhöht oder vermindert sich 
zukünftig nur noch um die für den erstattungspflichtigen 
Dienstherrn geltenden allgemeinen linearen Anpassungen 
der Versorgungsbezüge.

10.2 Zu Abs. 2 (Gegenseitige Unterrichtung)
1Pflichten zur gegenseitigen Unterrichtung werden fest-
gelegt; der erstattungsberechtigte Dienstherr hat insbe-
sondere über den Eintritt der Hinterbliebenenversorgung 
und die vollständige Einstellung der Versorgungsbezüge 
zu informieren. 2Der erstattungspflichtige Dienstherr hat 
auch über die für ihn geltenden allgemeinen linearen An-
passungen zu informieren.

11. § 11 Dienstherrenwechsel ohne laufende Erstattun-
gen nach § 107b BeamtVG

11.1 Zu Abs. 1 (Schwebefälle)
1Erfasst werden Dienstherrenwechsel vor dem 1. Januar 
2011, für die § 107b BeamtVG Anwendung finden würde, 
jedoch mangels Eintritts des Versorgungsfalls zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Versorgungslastenteilung erfolgt 
(sog. „Schwebefälle“). 2In diesen Fällen ist grundsätzlich 
zum Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalls (vgl. aber 
die Ausnahme gemäß Abs. 3 Satz 2, Ziffer 11.3) von dem 
oder den zahlungspflichtigen Dienstherren jeweils eine 
Abfindung an den Versorgungsdienstherrn zu zahlen.
3Dies gilt auch in den Fällen, in denen nach dem 31. De-
zember 2010 ein landes- oder bundesinterner Diensther-
renwechsel erfolgt. 4Berechtigter Dienstherr im Sinn des 
§ 11 ist auch hier der Versorgungsdienstherr.

Beispiel:
Ein Beamter wechselt im Jahre 2005 von Dienstherr A zu 
Dienstherr B und im Jahre 2013 landesintern von Dienst-
herr B zu Dienstherr C. Für den Dienstherrenwechsel von 
A zu B würde § 107b BeamtVG Anwendung finden. Der 
Versorgungsfall tritt im Jahre 2020 bei Dienstherr C ein. 
Dienstherr A leistet eine Abfindung an den Versorgungs-
dienstherrn C. Die Versorgungslastenteilung zwischen 
Dienstherr B und C richtet sich nach Landesrecht.

11.2 Zu Abs. 2 (Berechnung der Abfindung bei Schwebe-
fällen)

1Die Abfindung berechnet sich nach den allgemeinen Re-
geln der §§ 4 bis 6, die durch die Nrn. 1 bis 3 modifiziert 
werden:
2Nr. 1 enthält eine Abweichung vom Grundsatz des § 4 
Abs. 3, wonach die Bezüge nach den Verhältnissen zum 
Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels zu errechnen sind. 
3In den hier betroffenen Fällen liegen die Dienstherren-
wechsel jedoch z. T. weit in der Vergangenheit. 4Daher sind 
die Bezüge vom Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels bis 
zum Inkrafttreten des Staatsvertrags nach den für den ab-

Abfindung zugrundegelegten Bezüge und Dienstzeiten (zu 
Einzelheiten §§ 5 und 6, siehe Ziffer 5 und 6) sowie den der 
Abfindung zugrundegelegten Bemessungssatz (dazu § 4, 
siehe Ziffer 4) zu dokumentieren. 5Die Berechnung und 
Dokumentation hat innerhalb von sechs Monaten nach 
Aufnahme beim neuen Dienstherrn zu erfolgen (siehe 
Abs. 2).

8.2 Zu Abs. 2 (Zahlungsfrist)
1Dem abgebenden Dienstherrn wird eine Frist von sechs 
Monaten zur Berechnung und Zahlung des Abfindungs-
betrags eingeräumt. 2Innerhalb dieser Frist ist der Betrag 
vollständig zu leisten, wenn nicht nach Abs. 3 etwas an-
deres vereinbart ist. 

8.3 Zu Abs. 3 (Abweichende Vereinbarungen)
1Abweichende Zahlungsmodalitäten bezüglich des fest-
gestellten Abfindungsbetrages können im Einzelfall ver-
einbart werden. 2Die beteiligten Dienstherren können 
beispielsweise die Fälligkeit hinausschieben oder Stun-
dungsvereinbarungen einschließlich einer etwaigen Ver-
zinsung treffen.

8.4 Zu Abs. 4 (Übertragung der Zahlungsabwicklung)
1Es besteht weiterhin die Möglichkeit, die Abwicklung 
der Zahlungen auf eine andere Stelle (z. B. Versorgungs-
kasse, Versorgungsverband) zu übertragen. 2Der Umfang 
der Übertragung richtet sich nach dem jeweiligen Landes- 
bzw. Bundesrecht. 3Die bisherige Praxis insbesondere im 
kommunalen Bereich kann daher auch nach dem Staats-
vertrag fortgeführt werden.

III. Übergangsregelungen

9. § 9 Ersetzung von § 107b BeamtVG
1Für die Übergangsregelungen der §§ 10 bis 12 wird in § 9 
Satz 2 die allgemeine Voraussetzung normiert, dass zu-
mindest ein Dienstherrenwechsel vor dem 1. Januar 2011 
(Inkrafttreten des Staatsvertrages) stattgefunden haben 
muss, für den Erstattungen nach § 107b BeamtVG entweder 
geleistet werden (§ 10) oder zu leisten wären (§§ 11 und 12). 
2Die Rechtsfolgen bestimmen sich in diesen Fällen allein 
nach den §§ 10 bis 12. 

10. § 10 Laufende Erstattungen nach § 107b BeamtVG

10.1 Zu Abs. 1 (Altfälle)
1Erfasst werden hier die sog. „Altfälle“, bei denen der 
Dienstherrenwechsel und der Versorgungsfall vor dem 
1. Januar 2011 eingetreten ist und Erstattungen nach § 107b 
BeamtVG zu leisten sind. 2Zur sachgerechten Handhabung 
der bereits laufenden Erstattungen nach § 107b BeamtVG 
wird der im Jahre 2010 nach § 107b BeamtVG geleistete 
jährliche Erstattungsbetrag als Ausgangswert festgeschrie-
ben. 3Ist der Erstattungsfall im laufenden Jahre eingetre-
ten, ist er für die Folgejahre auf einen Jahresbetrag hoch-
zurechnen. 4Dieser Betrag erhöht oder vermindert sich in 
Zukunft nur noch um die für den erstattungspflichtigen 
Dienstherrn geltenden allgemeinen linearen Anpassun-
gen der Versorgungsbezüge und ist jährlich zu erstatten. 
5Finden allgemeine Anpassungen im Laufe eines Kalen-
derjahres statt, wird dies entsprechend zeitanteilig bei der 
Fortschreibung des Erstattungsbetrages berücksichtigt; 
Einmalzahlungen oder Sockelbeträge werden nicht ein-
bezogen. 6Die beteiligten Dienstherren können eine von 
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gebenden Dienstherrn geltenden linearen Anpassungen zu 
dynamisieren. 5Für die Errechnung des Abfindungsbetrags 
sind diese dynamisierten Bezüge anzusetzen.

Beispiel: 
Eine Beamtin (Besoldungsgruppe A 10, nicht verheiratet) 
wechselt am 1. Februar 2003 von Dienstherr A zu Dienst-
herr B. § 107b BeamtVG würde Anwendung finden. Der 
Versorgungsfall der mittlerweile verheirateten und in A 11 
beförderten Beamtin tritt im Jahre 2020 bei Dienstherr B 
ein. Dienstherr A leistet bei Eintritt des Versorgungsfalls 
eine Abfindung an den Versorgungsdienstherrn B.

Bei der Berechnung der Abfindung werden die Bezüge 
zugrunde gelegt, die die Beamtin zum Zeitpunkt des 
Dienstherrenwechsels bei Dienstherr A bezogen hat. Die-
se Bezüge (bestehend aus Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe A 10 in der entsprechenden Besoldungsstufe, aber 
noch ohne Familienzuschlag) werden bis zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Staatsvertrages (1. Januar 2011) 
dynamisiert. Dazu werden die jeweiligen linearen An-
passungen bei Dienstherr A vom 1. Februar 2003 bis zum 
31. Dezember 2010 berücksichtigt, d. h.:

– 2,4 v. H. auf das Grundgehalt ab dem 1. April 2003, 
1 v. H. ab dem 1. April 2004 und 1 v. H. ab dem 1. August 
2004 auf Grund des Bundesbesoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetzes 2003/2004 sowie z. B. 

– 1,9 v. H. ab dem 1. Januar 2008, 3 v. H. ab dem 1. März 
2009 und 1,2 v. H. ab dem 1. März 2010 auf Grund der 
für Dienstherr A (hier am Beispiel Hamburgs) geltenden 
landesrechtlichen Anpassungsgesetze.

Einmalzahlungen und Sockelbeträge im Rahmen der 
Besoldungserhöhungen durch die Anpassungsgesetze 
werden dabei nicht berücksichtigt.

Der so ermittelte Abfindungsbetrag ist ab dem 1. Januar 
2011 mit 4,5 v. H. pro Jahr zu verzinsen (siehe Ziffer 11.4 
zu Abs. 4).

6Nr. 2 enthält für den Fall, dass in der Vergangenheit meh-
rere Dienstherrenwechsel unter den Voraussetzungen des 
§ 107b BeamtVG stattgefunden haben, eine Abweichung 
von § 6. 7Um eine mehrfache Abgeltung von Dienstzeiten 
zu vermeiden, sind Zeiten bei anderen zahlungspflichtigen 
Dienstherren bei der Berechnung der Abfindung nicht zu 
berücksichtigen.

Beispiel:
Ein Beamter wechselt im Jahre 1995 von Dienstherr A 
zu Dienstherr B und im Jahre 2005 von Dienstherr B 
zu Dienstherr C. Für beide Dienstherrenwechsel würde 
§ 107b BeamtVG Anwendung finden. Der Versorgungs-
fall tritt im Jahre 2020 bei Dienstherr C ein. Dienstherr A 
und Dienstherr B leisten jeweils eine Abfindung an den 
Versorgungsdienstherrn C. Die Dienstzeiten bei Dienst-
herr A werden von A abgegolten und bleiben bei der Be-
rechnung der von Dienstherr B zu zahlenden Abfindung 
unberücksichtigt.

8Nr. 3 enthält eine weitere Abweichung von § 6. 9Betrof-
fen sind Fälle, in denen vor einem unter § 107b BeamtVG 
fallenden Dienstherrenwechsel ein Dienstherrenwechsel 
stattgefunden hat, der die Voraussetzungen des § 107b 
 BeamtVG nicht erfüllte. 10Erfasst werden davon neben 
Fällen mit einem Dienstherrenwechsel vor erstmaliger 
Geltung des § 107b BeamtVG z. B. Fälle, in denen eine Er-
stattungspflicht nach § 107b BeamtVG in der jeweiligen 

Fassung ausscheidet, weil die jeweiligen Mindestvoraus-
setzungen zum Lebensalter (50. bzw. 45. Lebensjahr) oder 
die Voraussetzung einer Mindestdienstzeit (fünf Jahre) 
nicht erfüllt wurden oder § 107b BeamtVG in der Fassung 
bis 30. September 1994 nur für den Wechsel in das Bei-
trittsgebiet galt. 
11Die Dienstzeiten bei den Dienstherren, die nicht zur 
 Erstattung von anteiligen Versorgungskosten nach § 107b 
BeamtVG verpflichtet sind, wären nach allgemeiner Re-
gelung des § 6 dem zahlungspflichtigen Dienstherrn zu-
zurechnen. 12Dies ist nicht sachgerecht, da nach § 107b 
BeamtVG im Ergebnis eine zeitanteilige Aufteilung der 
aus diesen Dienstzeiten resultierenden Versorgungslasten 
erfolgt wäre. 13Daher werden diese Zeiten dem zahlungs-
pflichtigen Dienstherrn nur anteilig zugeordnet (Quote-
lung). 14Die Aufteilung erfolgt im Verhältnis der Zeiten, 
die bei den an der Versorgungslastenverteilung beteiligten 
Dienstherren verbracht wurden.7

Beispiel:
Ein Beamter, erstmalig ernannt im Jahre 1980, wechselt 
im Jahre 1993 ohne Versorgungslastenteilung von Dienst-
herr A zu Dienstherr B. Im Jahre 2008 (nach 15 Jahren 
bei Dienstherr B) wechselt er mit Versorgungslastentei-
lung nach § 107b BeamtVG zu Dienstherr C. Der Ver-
sorgungsfall tritt im Jahre 2020 (nach zwölf Jahren bei 
Dienstherr C) ein. A hat keine Zahlungspflichten. B ist 
im Jahre 2020 zur Zahlung einer Abfindung an den Ver-
sorgungsdienstherrn C verpflichtet. Die Zeiten bei A (13 
Jahre) werden dem B zeitanteilig zu 15/27 (Jahre bei  B / 
Jahre bei B und C) zugerechnet.

Ausnahmen: 
15Eine Quotelung unterbleibt jedoch, wenn der damals ab-
gebende Dienstherr dem Dienstherrenwechsel nicht zuge-
stimmt hatte. 16In diesem Fall sind dem zahlungspflichti-
gen Dienstherrn die Zeiten bei früheren Dienstherren nach 
allgemeiner Regel des § 6 vollumfänglich zuzurechnen. 
17Eine Quotelung unterbleibt ferner, wenn eine Person zu 
einem Dienstherrn, der für einen früheren Wechsel nicht 
nach § 107b BeamtVG zur Erstattung verpflichtet ist, un-
ter Vorliegen der Voraussetzungen des § 107b BeamtVG 
zurück gewechselt ist.

Beispiel:
Ein Beamter, erstmalig ernannt im Jahre 1980, wechselt 
im Jahre 1993 ohne Versorgungslastenteilung von Dienst-
herr A zu Dienstherr B. Im Jahre 2008 (nach 15 Jahren 
bei Dienstherr B) wechselt er mit Versorgungslastentei-
lung nach § 107b BeamtVG zurück zu Dienstherr A. Der 
Versorgungsfall tritt im Jahre 2020 (nach zwölf Jahren 
bei Dienstherr A) ein. B ist im Jahre 2020 zur Zahlung 
einer Abfindung an den Versorgungsdienstherrn A ver-
pflichtet. Die ursprünglichen Zeiten bei A (13 Jahre) sind 
dem B nicht (anteilig) zuzurechnen; die Versorgungslas-
ten für diese Zeiten trägt vollumfänglich Dienstherr A. B 
zahlt eine Abfindung nur für die bei ihm abgeleisteten 
15 Jahre.

7  Nach Auffassung des Arbeitskreises für Versorgungsfragen ist in 
den Fällen des § 11 Abs. 3 Satz 2 und § 12 für die Berechnung des 
Quotelungsanteils beim zuletzt aufnehmenden Dienstherrn immer 
(d. h. auch bei Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung) die volle 
regelmäßige Beschäftigungszeit anzusetzen.
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Beispiel: 
Ein Beamter wechselt vor Inkrafttreten des Staatsvertra-
ges von Dienstherr A zu Dienstherr B. Dienstherr A leistet 
nach Inkrafttreten des Staatsvertrages und vor Einritt des 
Versorgungsfalls gemäß § 11 Abs. 3 Satz 2 eine vorzeitige 
Abfindung an Dienstherr B. Danach wechselt der Beamte 
in die Privatwirtschaft und wird von den Dienstherren A 
und B für die jeweils bei ihnen verbrachten Zeiten nach-
versichert. Dienstherr B hat Dienstherr A die Nachver-
sicherungsbeiträge zu erstatten (dazu § 7 Abs. 2, siehe 
Ziffer 7.2).

4Auf Grund des Verweises auf § 8 Abs. 1, 3 und 4 finden 
auch die Regelungen zu den Dokumentationspflichten des 
die Abfindung zahlenden Dienstherrn, zur Vereinbarung 
abweichender Zahlungsregelungen sowie zur Übertra-
gungsmöglichkeit auf andere Stellen entsprechende An-
wendung (siehe Ziffer 8).

12. § 12 Erneuter Dienstherrenwechsel nach Inkraft-
treten des Staatsvertrages

1§ 12 regelt ergänzend zu § 11 Fälle, bei denen nach dem 
31. Dezember 2010 ein weiterer Dienstherrenwechsel 
erfolgt, der die Voraussetzungen für eine Versorgungs-
lastenteilung nach § 3 erfüllt (sog. „Kombinationsfall“). 
2Der zuletzt abgebende Dienstherr ist hier nach § 3 zur 
Abfindung verpflichtet. 3Die Regelungen zu den Dokumen-
tationspflichten und Zahlungsmodalitäten nach § 8 finden 
für diese Fälle Anwendung (siehe dazu Ziffer 8). 4Die Ver-
pflichtung des früheren oder der früheren Dienstherren 
zur Abfindung ergibt sich aus § 11. 
5Satz 1 regelt, dass die früheren Dienstherren die Abfin-
dung abweichend von § 11 Abs. 3 Satz 1 bereits zum Zeit-
punkt des weiteren Dienstherrenwechsels (nicht erst bei 
Eintritt des Versorgungsfalles) zu leisten haben. 6Voraus-
setzung der Fälligkeit ist, dass der aufnehmende Dienst-
herr die früheren Dienstherrn über den weiteren Dienst-
herrenwechsel unterrichtet. 
7Auch der zuletzt abgebende und somit nach § 3 zur Ab-
findung verpflichtete Dienstherr muss gemäß Satz 2 
Halbsatz 1 abweichend von § 6 keine Zeiten bei früheren 
Dienstherren berücksichtigen, für die bereits eine Abfin-
dung nach Satz 1 geleistet wird (vgl. dazu § 11 Abs. 2 Nr. 2, 
siehe Ziffer 11.2).

Beispiel: 
Ein Beamter, erstmalig ernannt im Jahre 1984, wechselt 
im Jahre 2002 mit Versorgungslastenteilung nach § 107b 
BeamtVG von Dienstherr A zu Dienstherr B. Im Jahre 
2015 wechselt er unter den Voraussetzungen des § 3 zu 
Dienstherr C. A und B haben gleichzeitig im Jahre 2015 
eine Abfindung an C zu leisten. Die bei A verbrachten 
Zeiten werden unmittelbar von A an C abgegolten und 
daher B nicht zugerechnet.

8Satz 2 Halbsatz 2 stellt durch Verweis auf § 11 Abs. 2 
Nr. 3 und Abs. 3 Satz 3 sicher, dass die dort für die sog. 
Schwebefälle normierte Quotelungsregelung auch bei der 
Berechnung der vom zuletzt abgebenden Dienstherren zu 
zahlenden Abfindung Anwendung findet.

11.3 Zu Abs. 3 (Zeitpunkt und Modalitäten der  Zahlung)
1Grundsätzlich ist die Abfindung erst bei Eintritt des Ver-
sorgungsfalles zu leisten. 2Die Frist zur Leistung der Ab-
findung beginnt nach Satz 1 mit der Unterrichtung des 
oder der abgebenden Dienstherren über den Eintritt des 
Versorgungsfalls durch den Versorgungsdienstherrn. 
3Eine Abfindung ist nicht zu zahlen, wenn die Beamtin 
oder der Beamte im aktiven Dienst verstirbt und keine wit-
wengeld- bzw. waisengeldberechtigten Hinterbliebenen 
hinterlässt. 
4Jeder frühere Dienstherr hat gemäß Satz 2 jedoch die 
Möglichkeit, seine Zahlungsverpflichtung bereits zu ei-
nem vorgezogenen Zeitpunkt zu erfüllen. 5Bei einer frühe-
ren Zahlung steht im Rahmen der Quotelung (siehe Abs. 2 
Nr. 3, Ziffer 11.2) die Verweildauer bei dem die Abfindung 
erhaltenden Dienstherrn noch nicht fest. 6Nach Satz 3 
wird daher insoweit die Zeit bis zum Erreichen der für die 
wechselnde Person nach dem Recht des berechtigten (zu-
letzt aufnehmenden) Dienstherrn geltenden gesetzlichen 
Altersgrenze angesetzt.

Beispiel: 
Ein Beamter, erstmalig ernannt im Jahre 1991, wechselt 
im Jahre 2000 ohne Versorgungslastenteilung von Dienst-
herr A zu Dienstherr B. Im Jahre 2010 (nach zehn Jahren 
bei Dienstherr B) wechselt er mit Versorgungslastentei-
lung nach § 107b BeamtVG zu Dienstherr C. Dienstherr 
A hat keine Zahlungspflichten. Dienstherr B möchte die 
von ihm an Dienstherr C zu leistende Abfindung bereits 
im Jahre 2013 zahlen. Der Beamte würde die gesetzliche 
Altersgrenze bei Dienstherr C nach dem Recht des C im 
Jahre 2035 (nach 25 Jahren bei Dienstherr C) erreichen. 
Die Zeiten bei Dienstherr A (neun Jahre) werden dem B 
daher zu 10/35 (Jahre bei B / Jahre bei B und C) zuge-
rechnet.

11.4 Zu Abs. 4 (Verzinsung des Abfindungsbetrages)
1Der zur Verzinsung des Abfindungsbetrags ab Inkraft-
treten des Staatsvertrages festgesetzte Zinssatz in Höhe 
von 4,5 v. H. pro Jahr berücksichtigt pauschal die Auswir-
kungen von Inflation und Besoldungsanpassungen für 
den Zeitraum vom Inkrafttreten des Staatsvertrags bis zur 
Zahlung des Abfindungsbetrages. 2Dabei erfolgt keine Zin-
seszinsberechnung.

11.5 Zu Abs. 5 (Informationspflichten, Verweise auf §§ 7 
und 8)

1Satz 1 legt gegenseitige Informationspflichten fest. 2Der 
Umfang der Unterrichtungspflicht hängt vom Einzelfall 
ab.
3Satz 2 stellt durch Verweis auf § 7 Abs. 2 sicher, dass frü-
heren Dienstherren die Nachversicherungsbeiträge in der 
gesetzlichen Rentenversicherung oder in einer berufsstän-
dischen Altersversorgung erstattet werden, wenn sie die 
Abfindung vorzeitig gezahlt haben und die wechselnde 
Person danach beim aufnehmenden Dienstherrn ohne An-
spruch auf Versorgung ausscheidet.
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Beispiel: 
Ein Beamter, erstmalig ernannt im Jahre 1984, wechselt 
im Jahre 1993 ohne Versorgungslastenteilung von Dienst-
herr A zu Dienstherr B. Im Jahre 2001 (nach acht Jahren 
bei Dienstherr B) wechselt er unter Vorliegen der Voraus-
setzungen für eine Versorgungslastenteilung zu Dienst-
herr C und im Jahre 2015 (nach 14 Jahren bei Dienst-
herr C) unter Vorliegen der Voraussetzungen nach § 3 
zu Dienstherr D. Ruhestandseintritt wäre im Jahre 2026 
(nach elf Jahren bei Dienstherr D). A hat keine Zahlungs-
pflichten. B und C haben gleichzeitig im Jahre 2015 eine 
Abfindung an D zu leisten. Die bei A verbrachten Zeiten 
(neun Jahre) werden dem B zu 8/33 (Jahre bei B / Jahre 
bei B, C und D) und dem C zu 14/33 (Jahre bei C / Jahre 
bei B, C und D) zugerechnet; auf D entfallen damit 11/33 
(Jahre bei D / Jahre bei B, C und D).

9Sollte es nach dem 31. Dezember 2010 über den von Satz 2 
erfassten Dienstherrenwechsel hinaus noch zu weiteren 
Dienstherrenwechseln kommen, bedarf es keiner geson-
derten Übergangsregelung. 10Für diese Dienstherren-
wechsel finden die allgemeinen Regelungen Anwendung, 
da alle Ansprüche gegen frühere Dienstherren durch die 
Zahlungen nach Satz 1 bereits abgegolten worden sind.

13. § 13 Quotelung ohne Erstattungspflicht nach § 107b 
BeamtVG

1§ 13 sieht eine gesonderte Quotelungsregelung für Dienst-
herrenwechsel nach dem 31. Dezember 2010 vor, wenn vor 
dem 1. Januar 2011 ein oder mehrere Dienstherrenwechsel 
stattgefunden haben, für den oder die keine Versorgungs-
lastenteilung nach § 107b BeamtVG erfolgen würde. 2Im 
Unterschied zu den Konstellationen der §§ 10 bis 12 hat hier 
kein zusätzlicher Dienstherrenwechsel vor Inkrafttreten 
des Staatsvertrages stattgefunden, für den Erstattungen 
nach § 107b BeamtVG entweder geleistet werden oder ohne 
seine Ersetzung zu leisten wären (siehe § 9 Abs. 1 Satz 2 
und Ziffer 9). 3Die Quotelungsregelung des § 11 Abs. 2 Nr. 3 
und Abs. 3 Satz 3 ist daher nicht unmittelbar anwendbar. 
4Satz 1 ordnet für diese Fälle eine Zuordnung der bei den 
nicht erstattungspflichtigen Dienstherren abgeleisteten 
Zeiten entsprechend § 11 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 Satz 3 an. 
5Erfasst werden somit neben Fällen mit einem Diensther-
renwechsel vor erstmaliger Geltung des § 107b BeamtVG 
z. B. Fälle, in denen eine Erstattungspflicht nach § 107b 
BeamtVG in der jeweiligen Fassung ausscheidet, weil die 
jeweiligen Mindestvoraussetzungen zum Lebensalter 
(50. bzw. 45. Lebensjahre) oder die Voraussetzung einer 
Mindestdienstzeit (fünf Jahre) nicht erfüllt wurden oder 
§ 107b in der Fassung bis 30. September 1994 nur für den 
Wechsel in das Beitrittsgebiet galt.

Beispiel: 
Ein Beamter, eingestellt im Jahre 1984, wechselt im Jah-
re 1993 ohne Versorgungslastenteilung von Dienstherr 
A zu Dienstherr B. Im Jahre 2015 (nach 22 Jahren bei 
Dienstherr B) wechselt er nach § 3 zu Dienstherr C. Ru-
hestandseintritt wäre im Jahre 2026 (nach elf Jahren bei 
Dienstherr C). A hat keine Zahlungspflichten. B muss im 
Jahre 2015 eine Abfindung an C zahlen. Die Zeiten bei A 
(neun Jahre) werden dem B zu 22/33 (Jahre bei B / Jahre 
bei B und C) zugerechnet.

Ausnahmen:
6Die Quotelung unterbleibt gemäß Satz 1 Halbsatz 2 je-
doch, wenn die Erstattungspflicht an der fehlenden Zu-
stimmung des abgebenden Dienstherrn scheiterte. 
7Eine Quotelung unterbleibt ferner, wenn eine Person zu 
einem Dienstherrn, der für einen früheren Wechsel nicht 
nach § 107b BeamtVG zur Erstattung verpflichtet ist, un-
ter Vorliegen der Voraussetzungen des § 3 zurück wech-
selt (vgl. die Ausführungen und das Beispiel unter Ziffer 
11.2). 
8Satz 2 sieht eine Befristung der Quotelungsregelung vor. 
9Sie gilt nur für Dienstherrenwechsel, die nach Inkraft-
treten des Staatsvertrages bis zum 31. Dezember 2016 er-
folgen.

14. § 14 Entsprechende Anwendung auf § 92b SVG
1§ 92b SVG regelt durch Verweis auf § 107b BeamtVG die 
Verteilung der Versorgungslasten bei der Übernahme aus 
dem Soldatenverhältnis in ein anderes öffentlich-recht-
liches Dienstverhältnis bei einem anderen Dienstherrn. 
2Auch für diese Dienstherrenwechsel gelten die Über-
gangsregelungen der §§ 9 bis 13.

15. § 15 Fortgeltung der § 107c BeamtVG und § 92c 
SVG

1Die §§ 107c BeamtVG und 92c SVG in der bis 31. August 
2006 geltenden Fassung beinhalten eine Erstattungsrege-
lung für Fälle, bei denen nach der Pensionierung im bishe-
rigen Bundesgebiet bis zum 31. Dezember 1999 bei einem 
Dienstherrn im Beitrittsgebiet erneut ein öffentlich-recht-
liches Dienstverhältnis begründet wurde. 2Im Falle des 
erneuten Ruhestands verrechnet der vorherige Dienstherr 
beide Versorgungsbezüge nach § 54 BeamtVG oder § 55 
SVG. 3Der Betrag, um den das Ruhegehalt des Dienstherrn 
im bisherigen Bundesgebiet durch die Ruhensregelung 
vermindert wird, erstattet dieser dem neuen Dienstherrn. 
4Zwar gilt diese Erstattungsregelung nur für erneute Be-
rufungen bis zum 31. Dezember 1999. 5Die Fortgeltung 
dieser Bestimmungen stellt aber insbesondere die weitere 
Abwicklung der bereits laufenden Erstattungen sicher.

IV. Inkrafttreten

16. § 17 Inkrafttreten

Der Staatsvertrag gilt ab dem 1. Januar 2011 für den Bund 
und alle Länder.
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Mindestversorgungsbezüge; Mindesthöchstgrenzen ab 1. Januar 2011 

 

 

ohne 
Familienzuschlag

voller 
Familienzuschlag

Art. 36 Abs. 1 BayBesG

halber 
Familienzuschlag

Art. 36 Abs. 4 BayBesG

1  1/2
2.057,05 € 2.057,05 € 2.057,05 €

107,64 € 53,82 €
2.057,05 € 2.164,69 € 2.110,87 €

1.367,94 € 1.439,52 € 1.403,73 €

863,71 €

172,74 €

273,59 € 287,90 €

1.990,20 € 2.094,34 € 2.042,27 €

1.492,65 € 1.570,76 € 1.531,70 €
RB x 75 % (Art. 53 Abs. 3 Satz 3, Art. 107 Abs. 5 Nr. 1)

= MUR Bestandsfall am 01.01.2011 1.542,79 € 1.623,52 € 1.583,15 €

942,46 €
60 % aus MUR Bestandsfall
= MUWiG Bestandsfall am 01.01.2011 974,11 €

447,80 € 471,23 €
30 % aus MUR Bestandsfall
= MUWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 462,84 € 487,06 €

188,49 €
12 % aus MUR Bestandsfall
= MUHWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 194,82 €

298,53 € 314,15 €
20 % aus MUR Bestandsfall
= MUVWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 308,56 € 324,70 €

597,06 € 628,30 €
40 % aus MUR Bestandsfall
= MU-UB Bestandsfall am 01.01.2011 617,12 € 649,41 €

3.085,58 € 3.247,04 € 3.166,31 €
3.247,04 €

1.234,23 € 1.298,82 €

2.708,98 € 2.826,13 € 2.767,55 €
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Abgesenkte RB x 75 %
(Art. 53 Abs. 3 Satz 3, Art. 107 Abs. 5 Nr. 1)
= MUR Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011 (MUR)

Mindestruhegehalt (MR = 66,5 % von RB)
(Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Unterhaltsbeitrag (40 % von MUR)
(Art. 59 Satz 1)
= MU-UB Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallvollwaisengeld (20 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 40 Abs. 1 Satz 1,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUVWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallhalbwaisengeld (12 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 40 Abs. 1 Satz 1,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUHWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallwaisengeld (30 % von MUR)
(Art. 58 Satz 2, Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallwitwengeld (60 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 36 Abs. 1 Satz 2,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUWiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestwitwengeld (60 % von MR)
(Art. 36 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Mindestunfallruhegehalt 
(Absenkung Art. 107 Abs. 1 = RB x 0,96208)

Mindestvollwaisengeld (20 % von MR)
(Art. 40 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Mindesthalbwaisengeld (12 % von MR)
(Art. 40 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Personenkreis

Stufe des Familienzuschlags

Ruhegehaltfähige Bezüge (RB)
Familienzuschlag
Grundgehalt (Endstufe A 3)

Witwe (150 % von RB)
Ruhestandsbeamter (150 % von RB)

Mindesthöchstgrenze
(Art. 83 Abs. 2 Nr. 1, 2)

Ruhestandsbeamter
(Art. 83 Abs. 2 Nr. 3 BayBeamtVG)

Waise (40 % vom Betrag des Ruhestandsbeamten)
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Mindestversorgungsbezüge; Mindesthöchstgrenzen ab 1. Januar 2012 

 

ohne 
Familienzuschlag

voller 
Familienzuschlag

Art. 36 Abs. 1 BayBesG

halber 
Familienzuschlag

Art. 36 Abs. 4 BayBesG

1  1/2
2.113,13 € 2.113,13 € 2.113,13 €

109,70 € 54,85 €
2.113,13 € 2.222,83 € 2.167,98 €

1.405,23 € 1.478,18 € 1.441,71 €

886,91 €

177,38 €

281,05 € 295,64 €

2.033,00 € 2.138,54 € 2.085,77 €

1.524,75 € 1.603,91 € 1.564,33 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 60,10 € 63,21 € 61,66 €
= MUR Bestandsfall am 01.01.2011 1.584,85 € 1.667,12 € 1.625,99 €

962,35 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 37,92 €
= MUWiG Bestandsfall am 01.01.2011 1.000,27 €

457,43 € 481,17 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 18,03 € 18,97 €
= MUWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 475,46 € 500,14 €

192,47 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 7,58 €
= MUHWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 200,05 €

304,95 € 320,78 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 12,02 € 12,64 €
= MUVWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 316,97 € 333,42 €

609,90 € 641,56 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 24,04 € 25,29 €
= MU-UB Bestandsfall am 01.01.2011 633,94 € 666,85 €

3.169,70 € 3.334,25 € 3.251,97 €
3.334,25 €

1.267,88 € 1.333,70 €

2.757,13 € 2.875,87 € 2.816,50 €

Witwe (150 % von RB)
Ruhestandsbeamter (150 % von RB)

Mindesthöchstgrenze
(Art. 83 Abs. 2 Nr. 1, 2)

Ruhestandsbeamter
(Art. 83 Abs. 2 Nr. 3 BayBeamtVG)

Waise (40 % vom Betrag des Ruhestandsbeamten)

Personenkreis

Stufe des Familienzuschlags

Ruhegehaltfähige Bezüge (RB)
Familienzuschlag
Grundgehalt (Endstufe A 3)

Mindestwitwengeld (60 % von MR)
(Art. 36 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Mindestunfallruhegehalt 
(Absenkung Art. 107 Abs. 1 = RB x 0,96208)

Mindestvollwaisengeld (20 % von MR)
(Art. 40 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Mindesthalbwaisengeld (12 % von MR)
(Art. 40 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)
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Abgesenkte RB x 75 %
(Art. 53 Abs. 3 Satz 3, Art. 107 Abs. 5 Nr. 1)
= MUR Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011 (MUR)

Mindestruhegehalt (MR = 66,5 % von RB)
(Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Unterhaltsbeitrag (40 % von MUR)
(Art. 59 Satz 1)
= MU-UB Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallvollwaisengeld (20 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 40 Abs. 1 Satz 1,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUVWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallhalbwaisengeld (12 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 40 Abs. 1 Satz 1,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUHWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallwaisengeld (30 % von MUR)
(Art. 58 Satz 2, Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallwitwengeld (60 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 36 Abs. 1 Satz 2,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUWiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011
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Mindestversorgungsbezüge; Mindesthöchstgrenzen ab 1. November 2012 

ohne 
Familienzuschlag

voller 
Familienzuschlag

Art. 36 Abs. 1 BayBesG

halber 
Familienzuschlag

Art. 36 Abs. 4 BayBesG

1  1/2
2.144,83 € 2.144,83 € 2.144,83 €

111,36 € 55,68 €
2.144,83 € 2.256,19 € 2.200,51 €

1.426,31 € 1.500,37 € 1.463,34 €

900,22 €

180,04 €

285,26 € 300,07 €

1.538,92 € 1.618,82 € 1.578,87 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 60,10 € 63,21 € 61,66 €
= MUR Bestandsfall am 01.01.2011 1.599,02 € 1.682,03 € 1.640,53 €

971,29 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 37,92 €
= MUWiG Bestandsfall am 01.01.2011 1.009,21 €

461,68 € 485,65 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 18,03 € 18,97 €
= MUWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 479,71 € 504,62 €

194,26 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 7,58 €
= MUHWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 201,84 €

307,78 € 323,76 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 12,02 € 12,64 €
= MUVWaiG Bestandsfall am 01.01.2011 319,80 € 336,40 €

615,57 € 647,53 €
zzgl. Ausgleichsbetrag (Art. 107 Abs. 3 Satz 1) 24,04 € 25,29 €
= MU-UB Bestandsfall am 01.01.2011 639,61 € 672,82 €

3.217,25 € 3.384,29 € 3.300,77 €
3.384,29 €

1.286,90 € 1.353,72 €

2.778,38 € 2.898,23 € 2.838,30 €

N
or

m
al

ve
rs

or
un

g
U

nf
al

lv
er

so
rg

un
g

Mindestruhegehalt (MR = 66,5 % von RB)
(Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Unterhaltsbeitrag (40 % von MUR)
(Art. 59 Satz 1)
= MU-UB Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallvollwaisengeld (20 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 40 Abs. 1 Satz 1,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUVWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallhalbwaisengeld (12 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 40 Abs. 1 Satz 1,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUHWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallwaisengeld (30 % von MUR)
(Art. 58 Satz 2, Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUWaiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestunfallwitwengeld (60 % von MUR)
(Art. 58 Satz 1, Art. 36 Abs. 1 Satz 2,  Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUWiG Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestwitwengeld (60 % von MR)
(Art. 36 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Mindestunfallruhegehalt (MUR =71,75 % von RB)
(Art. 53 Abs. 3 Satz 3)
= MUR Eintritt Versorgungsfall > 01.01.2011

Mindestvollwaisengeld (20 % von MR)
(Art. 40 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Mindesthalbwaisengeld (12 % von MR)
(Art. 40 Abs. 1 i.V.m. Art. 26 Abs. 5 Satz 2)

Personenkreis

Stufe des Familienzuschlags

Ruhegehaltfähige Bezüge (RB)
Familienzuschlag
Grundgehalt (Endstufe A 3)

Witwe (150 % von RB)
Ruhestandsbeamter (150 % von RB)

Mindesthöchstgrenze
(Art. 83 Abs. 2 Nr. 1, 2)

Ruhestandsbeamter
(Art. 83 Abs. 2 Nr. 3 BayBeamtVG)

Waise (40 % vom Betrag des Ruhestandsbeamten)
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Anmerkung: Erläuterungen:
MR    = Mindestruhegehalt
MUR = Mindestunfallruhegehalt
RB     = Ruhgehaltfähige Bezüge
MUWiG = Mindestunfallwitwengeld
MUWaiG = Mindestunfallwaisengeld
MUHWaiG = Mindestunfallhalbwaisengeld
MUVWaiG = Mindestunfallvollwaisengeld
MU-UB = Mindestunfallunterhaltsbeitrag

Zu den Mindestversorgungsbezügen treten ggf. noch 
Unterschieds- und Ausgleichsbeträge nach Art. 69 Abs. 2, 
Art. 70 BayBeamtVG, zu den Mindesthöchstbeträgen ggf. 
noch Unterschiedsbeträge nach Art. 69 Abs. 2 
BayBeamtVG. Von dem danach sich ergebenden 
Gesamtbetrag ist für den Vergleich auszugehen, ob die 
Mindestversorgung oder die Mindesthöchstgrenze 
maßgebend sind.
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Abkürzungsverzeichnis

Abkürzung/Kurzbezeichnung Bedeutung
AAÜG Gesetz zur Überführung der Ansprüche und Anwartschaften aus Zusatz- und 

Sonderversorgungssystemen des Beitrittsgebiets – Anspruchs- und Anwart-
schaftsüberführungsgesetz

AbgG Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages – 
Abgeordnetengesetz

AGGVG Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrens-
gesetzen des Bundes

ALG Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte
ArbPlSchG Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes bei Einberufung zum Wehrdienst – 

Arbeitsplatzschutzgesetz
BayAbgG Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Bayerischen Landtags – 

Bayerisches Abgeordnetengesetz
BayBesG Bayerisches Besoldungsgesetz
BayBG Bayerisches Beamtengesetz
BayBVAnpG 2009/2010 Gesetz zur Anpassung der Bezüge 2009/2010 – BayBVAnpG 2009/2010
BayDG Bayerisches Disziplinargesetz
BayDSG Bayerisches Datenschutzgesetz
BayEUG Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen
BayGlG Bayerisches Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern – Bayerisches 

Gleichstellungsgesetz
BayHO Haushaltsordnung des Freistaates Bayern – Bayerische Haushaltsordnung 
BayHLeistBV Bayerische Hochschulleistungsbezügeverordnung
BayHeilvfV Bayerische Heilverfahrensverordnung
BayHSchG Bayerisches Hochschulgesetz
BayHSchPG Bayerisches Hochschulpersonalgesetz
BayNV Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten – Bayerische Nebentätigkeits-

verordnung
BayPVG Bayerisches Personalvertretungsgesetz
BayRiG Bayerisches Richtergesetz
BayRKG Bayerisches Gesetz über die Reisekostenvergütung der Beamten und Richter – 

Bayerisches Reisekostengesetz
BayRS Bayerische Rechtssammlung
BayVersRücklG Gesetz über die Bildung von Versorgungsrücklagen im Freistaat Bayern
BayVwVBes Bayerische Verwaltungsvorschriften zum Besoldungsrecht und Nebengebieten
BayVwVfG Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz
BayZulV Verordnung über die Gewährung von Zulagen – Bayerische Zulagenverordnung
BBesG Bundesbesoldungsgesetz
BBiG Berufsbildungsgesetz
BBVAnpG (Jahr) Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Bund und 

Ländern – Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetz (Jahr)
BeamtStG Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den 

 Ländern – Beamtenstatusgesetz
BeamtVG Beamtenversorgungsgesetz
BeamtVGVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Beamtenversorgungsgesetz vom  

3. November 1980 (GMBl Nr. 35)
BEEG Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit – Bundeselterngeld- und Elternzeit-

gesetz 
BKV Berufskrankheiten-Verordnung 
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGBl Bundesgesetzblatt
BFDG Bundesfreiwilligendienstgesetz
BKGG Bundeskindergeldgesetz
BMinG Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Bundesregierung – 

 Bundesministergesetz
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BRRG Beamtenrechtsrahmengesetz
BRAO Bundesrechtsanwaltsordnung
BVG Bundesversorgungsgesetz
BWGöD Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 

für Angehörige des öffentlichen Dienstes
DRiG Deutsches Richtergesetz
DKfAG Dienstrechtliches Kriegsfolgen-Abschlussgesetz
EhfG Entwicklungshelfer-Gesetz
EStG Einkommensteuergesetz
EZulV Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen – Erschwernis-

zulagenverordnung
FernUSG Gesetz zum Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht – Fernunterrichtsschutz-

gesetz 
FMBl Amtsblatt des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen
GG Grundgesetz
GMBl Gemeinsames Ministerialblatt
G 131 Gesetz zur Regelung der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 

in der bis zum 30. September 1994 geltenden Fassung
HRG Hochschulrahmengesetz
HSchLG Hochschullehrergesetz in der bis zum 30. September 1978 geltenden Fassung
JFDG Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten – Jugendfreiwilligen-

dienstegesetz
KWBG Gesetz über kommunale Wahlbeamte
LlbG Gesetz über die Leistungslaufbahn und die Fachlaufbahnen der bayerischen 

Beamten und Beamtinnen – Leistungslaufbahngesetz
LStDV Lohnsteuer-Durchführungsverordnung
MinG Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staatsregierung
MuSchG Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mutter – Mutterschutzgesetz
ParlStG Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre
RVO Reichsversicherungsordnung
SG Soldatengesetz
SGB Sozialgesetzbuch
SiGjurVD Gesetz zur Sicherung des juristischen Vorbereitungsdienstes
StAnz Bayerischer Staatsanzeiger
SVG Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen Soldaten der Bundeswehr und 

ihre Hinterbliebenen – Soldatenversorgungsgesetz
TV ATZ Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit
TV-L Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der Länder
TVöD Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst
UrlV Verordnung über den Urlaub der bayerischen Beamten und Richter – Urlaubs-

verordnung
VAErstV Verordnung über die Erstattung von Aufwendungen der Träger der Renten-

versicherung im Rahmen des Versorgungsausgleichs – Versorgungsausgleichs-
Erstattungsverordnung

VAHRG Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich
VersAusglG Versorgungsausgleichsgesetz
VerschG Verschollenheitsgesetz
VV-BeamtR Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht
WPflG Wehrpflichtgesetz
ZDG Gesetz über den Zivildienst der Kriegsdienstverweigerer – Zivildienstgesetz
ZPO Zivilprozessordnung 
ZustV-Bezüge Verordnung über die Zuständigkeiten für die Festsetzung, Anordnung und 

Abrechnung der Bezüge von Bediensteten und Versorgungsempfängern des 
Freistaates Bayern

2. HStruktG Zweites Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur (2. Haushaltsstruktur-
gesetz) vom 22. Dezember 1981 (BGBl I S. 1523)
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